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Gewidmet Walther Müller-Jentsch (1935–2025),
dessen Arbeiten die Mitbestimmungsforschung in Deutschland

tief geprägt haben.
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Vorwort

Christina Reinhardt*

Liebe Leser*innen,
der vorliegende Sammelband erscheint anlässlich des 50-jährigen Beste­
hens des Kooperationsvertrages zwischen der Ruhr-Universität Bochum 
und der IG Metall – ein Jubiläum, das die langjährige und fruchtbare 
Kooperation zwischen Wissenschaft und Gewerkschaft in der Transferfor­
schung im Kontext von Mitbestimmung und Partizipation würdigt.

Ein solches Jubiläum ist immer auch Anlass, zurückzublicken auf die 
Anfänge dieser bundesweit einzigartigen Zusammenarbeit, aber auch Ge­
legenheit, den Blick in die Zukunft zu wagen. Das ursprüngliche Ziel 
dieser Kooperation, einen Dialog zwischen Wissenschaft und Arbeitswelt 
auf Augenhöhe zu schaffen, besteht auch noch nach Jahrzehnten und trotz 
der tiefgreifenden sozio-ökologischen Transformation unserer Arbeitswelt 
und unseres Gesellschaftsmodells weiter fort, gleichwohl passen sich die 
Instrumente von Mitbestimmung und Partizipation der Beschäftigten dem 
Wandel an und entwickeln sich auch mit Blick auf die künftigen Herausfor­
derungen durch den demografischen Wandel, die Digitalisierung und die 
zunehmende Nutzung von Künstlicher Intelligenz weiter.

Das Ruhrgebiet steht wie nur wenig andere Regionen in Deutschland für 
Transformation und Aufstieg – Bochum und Mark 51°7 als Standort des 
ehemaligen Opel-Werkes im Besonderen. Vor mehr als zehn Jahren schloss 
das Opel-Werk in Bochum endgültig seine Tore. Seitdem ist ein einzigarti­
ges Innovationsquartier entstanden. An dem haben die frühe Erkenntnis 
aus den 60er-Jahren, dass Erfahrungswissen aus der sozialen Praxis und 
Forschung sich sehr gut ergänzen, und der daraus 1975 resultierende Ko­
operationsvertrag zwischen der Ruhr-Universität Bochum und der IG Me­
tall, einen großen Anteil. Denn die Besonderheit liegt nicht zuletzt darin, 
dass sich bereits zehn Jahre vor der Schließung des Opel-Werkes Betriebs­
räte des Opel-Werkes gemeinsam mit Wissenschaftler*innen der Ruhr-Uni­
versität Bochum daran begaben, Zukunftsszenarien zu entwickeln.

* Kanzlerin der Ruhr-Universität Bochum
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Ein Meilenstein dieser erfolgreichen Zusammenarbeit war die Gründung 
der Lernfabrik am Lehrstuhl für Produktionssysteme im Jahr 2007. Im 
Kontext der Schließung des Komponentenwerkes (Opel II) im Jahr 2013 
war es gelungen, dass Berufsanfänger*innen ihre Ausbildung in der Lern­
fabrik fortsetzen konnten. Heute ist die Lern- und Forschungsfabrik ein 
Ort für zahlreiche wissenschaftliche und industrielle Kooperationen, wo 
neben Forschung und Lehre auch industrielle Anwendungsszenarien in 
Zusammenarbeit mit Unternehmen erprobt werden. Später diente das Kon­
zept der Lern- und Forschungsfabrik auch als Vorlage für den Aufbau des 
Worldfactory Start-up Centers der Ruhr-Universität, welches ebenfalls auf 
Mark 51°7 eine Heimat gefunden hat.

Mit der Gründung der „Bochum Perspektive 2022“ bekannten sich die 
Stadt Bochum und General Motors gemeinsam dazu, ein Innovationskon­
zept für das ehemalige Opel-Gelände zu entwickeln. Durch die Zusam­
menarbeit der Ruhr-Universität Bochum, des Landes NRW und der IG 
Metall entstanden so neue Zukunftsaussichten für das Industriegelände – 
mit einem Fokus auf Wissenschaft, Bildung und Transfer. Es sollte ein re­
gionales Innovations- und Technologietransferquartier entstehen mit dem 
Ziel, Synergien zwischen Wissenschaft, Wirtschaft und Gewerkschaft zu 
entwickeln.

Seitdem ist an der Stelle, wo einst PKWs vom Band rollten, ein dynami­
scher Innovationshub entstanden, wo in den vergangenen Jahren neben 
zahlreichen wissenschaftlichen Einrichtungen der Ruhr-Universität wie 
z. B. dem ZESS (Zentrum für das Engineering Smarter Produkt-Service 
Systeme) und dem Max-Planck-Institut für Sicherheit und Privatsphäre, 
auch viele Start-ups, namhafte technologieaffine Unternehmen und RUB-
Ausgründungen ihren Platz gefunden haben.

Diese Entwicklung wurde vor allem auch deshalb möglich, weil bereits 
im Vorfeld der Gründung der Ruhr-Universität Mitte der 60er-Jahre mit 
Blick auf die künftige Entwicklung des Ruhrgebietes besondere Weitsicht 
bei den Gewerkschaften, Wissenschaftler*innen und Vertreter*innen des 
Landes NRW vorhanden war. Man wollte der Arbeitnehmerschaft, durch 
die Bergbaukrise gebeutelt, Zugang zum Universitätsstudium verschaffen 
und zielte neben dem Angebot der höheren Bildung und der Schaffung 
neuer Perspektiven auch auf die Ausbildung von Fachkräften. Schon der 
damalige Rektor der Ruhr-Universität Bochum, Prof. Dr. Günter Ewald, 
betonte bei der Unterzeichnung des Kooperationsvertrages zwischen der 
Ruhr-Universität Bochum und der IG Metall am 9. Juli 1975 die besonde­
re Rolle der Universität für die Arbeitnehmerbevölkerung im Ruhrgebiet. 

Vorwort Christina Reinhardt
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Auch heute noch beginnen besonders viele Studierende aus Erstakademi­
ker*innenhaushalten ein Studium an der Ruhr-Universität Bochum.

Ohne den Kooperationsvertrag und das Engagement vieler Einzelner 
wäre eine Transformation, wie wir sie auf Mark 51°7 erleben, wahrschein­
lich nicht in dieser Form möglich gewesen. Von den ersten Annäherungs­
initiativen ab Mitte der 60er-Jahre bis zur Unterzeichnung des Koope­
rationsvertrages 1975 und der Gründung der Gemeinsamen Arbeitsstel­
le RUB/IGM als Transferforschungseinrichtung der Ruhr-Universität Bo­
chum für Technik, Arbeit und Organisation im Jahr 1979, war es ein 
erfolgreicher Weg der Zusammenarbeit auf Augenhöhe und er weist in die 
Zukunft.

Folgerichtig ist die Gemeinsame Arbeitsstelle RUB/IGM, die den Koope­
rationsvertrag durch zahlreiche Transferforschungsprojekte und Weiterbil­
dungsangebote mit Leben füllt, 2020 auch in das ehemalige Hauptgebäude 
des Opel-Werkes, dem heutigen O-Werk auf Mark 51°7 gezogen und teilt 
sich das Gebäude nun mit zahlreichen anderen Einrichtungen, die für 
den Transfer von Wissen in die Wirtschaft stehen und z. B. mit dem Kom­
petenzzentrum HUMAINE und anderen Partner*innen aus Wissenschaft 
und Praxis an Technologieinnovationen arbeiten, die zu guten Arbeits- und 
Beschäftigungsbedingungen beitragen sollen.

50 Jahre Kooperationsvertrag – daraus ist nicht nur gelebte Transfor­
mation auf dem ehemaligen Opelgelände erwachsen, sondern es sind 
auch zahlreiche trans- und interdisziplinäre Forschungsprojekte in einem 
konkreten Anwendungskontext entstanden. Dieser Jubiläumsband knüpft 
daran an und versammelt Beiträge von Expertinnen und Experten aus 
Wissenschaft und Praxis, die sich mit den aktuellen und zukünftigen Ent­
wicklungen der Mitbestimmung und Partizipation auseinandersetzen.

Ein ganz herzliches Dankeschön an Prof. Dr. Manfred Wannöffel, Dr. 
Claudia Niewerth, Dr. Fabian Hoose von der Ruhr-Universität Bochum 
und Prof. Dr. Hans-Jürgen Urban von der IG Metall als Herausgebende 
dieses Jubiläumsbandes und die Fülle der lesenswerten Beiträge, die stell­
vertretend für die vielen gemeinsamen Projekte und eine einzigartige Zu­
sammenarbeit stehen.

Vorwort Christina Reinhardt
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Vorwort

Christiane Benner*

Liebe Leserinnen, liebe Leser,
50 Jahre Kooperationsvertrag zwischen der Ruhr-Universität Bochum und 
der IG Metall sind ohne Frage ein Grund, zu feiern. Die enge Verzahnung 
von Theorie und Praxis, von Forschung und Lehre mit aktiver Betriebspoli­
tik war und ist für alle Beteiligten ein großer Gewinn und macht unsere 
Kooperation so einzigartig. Nun sind Jubiläen nicht nur ein Anlass zur 
Rückschau, sie laden uns auch ein, den Blick nach vorne zu richten.

Wir erleben gegenwärtig einen grundlegenden Wandel von Arbeit, Wirt­
schaft und Gesellschaft. Die digitale und ökologische Transformation der 
Industrie stellen nicht nur Unternehmen, Interessenvertretungen und Ge­
werkschaften vor enorme Herausforderungen. Wie wir diesem Wandel 
begegnen, wird über die Werkstore hinaus Einfluss auf den Zustand der 
Demokratie als Fundament unserer Gesellschaft haben.

Gut, dass wir vorbereitet sind. Die gravierenden Umbrüche in Technik, 
Arbeit und Organisation sind keine plötzlichen Phänomene. Innovations­
zyklen mögen sich in den vergangenen Jahren rasant beschleunigt haben. 
Aber Entwicklungen wie Digitalisierung, Künstliche Intelligenz, New Work 
und Lean Management sind nicht aus dem Nichts entstanden. Sie sind 
die logische Weiterentwicklung altbekannter Konzepte und Erfindungen. 
Daher können wir auch aus dem Umgang unserer Vorgängerinnen und 
Vorgänger mit diesen Entwicklungen Schlüsse für unsere heutigen Heraus­
forderungen ziehen. Hier zeigt sich, dass 50 Jahre stetige Zusammenarbeit 
zwischen IG Metall und Ruhr-Universität Bochum nicht nur von symbo­
lischem Wert sind. Die lange Zeit der Zusammenarbeit bietet uns einen 
weiten Erfahrungshorizont, vor dem wir aktuelle Entwicklungen bewerten 
und einordnen können.

Dank der vielfältigen gemeinsamen Initiativen forschen und arbeiten wir 
seit Jahrzehnten gemeinsam am Puls der Zeit. So waren und sind wir nicht 
nur in der Lage, stets die passenden Antworten auf die zunehmend komple­
xer werdenden Herausforderungen für betriebliche Interessenvertretungen 

* Erste Vorsitzende der IG Metall (IGM)
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und gewerkschaftliches Handeln zu finden. Wir – und das ist das Entschei­
dende – übersetzen Theorie in konkretes Handeln im Betrieb.

Die dabei gesammelten Erkenntnisse und Erfahrungen bauen aufeinan­
der auf, inspirieren die nächste Generation oder das nächste gemeinsame 
Projekt. Sie sind sowohl für die Wissenschaft als auch die aktive Betriebs­
politik stets eine Quelle für neue Ansätze und frische Ideen.

Wie die Kooperation der Ruhr-Universität Bochum und der IG Metall in 
der Praxis gelingt und einzelne Vorhaben aufeinander aufbauen, lässt sich 
gut am Beispiel der Projekte „Arbeit und Innovation“ und „Weiterbildungs­
mentor*innen“ zeigen. Beide aus der jüngeren Vergangenheit.

Ziel des Projekts „Arbeit und Innovation“ war es, betriebliche Herausfor­
derungen des rasanten technologischen Wandels durch eine beteiligungsori­
entierte Betriebspolitik proaktiv zu gestalten. In enger Zusammenarbeit mit 
der Lern- und Forschungsfabrik des Lehrstuhls für Produktionssysteme der 
Ruhr-Universität Bochum und in über 100 Betrieben qualifizierten wir die 
Teilnehmenden umfassend zu „Arbeiten 4.0“ und begleiteten Interessenver­
treterinnen und -vertreter sowie innerbetriebliche Expertinnen und Exper­
ten eng bei der Umsetzung ihrer eigenen Projekte im Betrieb. Im Zuge dessen 
erarbeiteten sie konkrete Regelungen zu Qualifizierung, Arbeitsgestaltung, 
Arbeitszeit und Digitalisierung. Durch die Kooperation mit der Lern- und 
Forschungsfabrik flossen nicht nur die neuesten Forschungserkenntnisse ein. 
Im Gegenstromverfahren spiegelten die Beschäftigten ihre Ideen und Bedarfe 
zurück in die Forschung. „Arbeit und Innovation“ wurde im Rahmen des 
Programms „Fachkräfte sichern: weiter bilden und Gleichstellung fördern" 
durch  das  Bundesministerium  für  Arbeit  und  Soziales  und  durch  den 
Europäischen Sozialfonds gefördert.

Die im Projekt „Arbeit und Innovation“ gewonnenen Erkenntnisse 
und daraus abgeleiteten Ideen flossen schließlich in das Projekt „Weiterbil­
dungsmentor*innen“ ein. Darin qualifizierten wir zunächst Vertrauensleute 
sowie Betriebsrätinnen und Betriebsräte zu betrieblichen Experten und 
Antreibern in Sachen Weiterbildung. Im nächsten Schritt berieten und 
unterstützten wir sie bei der Umsetzung konkreter Vorhaben in ihren 
Betrieben. Die Ruhr-Universität Bochum bereitete aktuelle Forschungser­
gebnisse aus Soziologie und Technik für die Qualifizierung auf. Das mit 
den Mitarbeiter*innen der Lern- und Forschungsfabrik konzipierte Modul 
„Weiterbildung in der digitalen Transformation“ gab den Mentorinnen und 
Mentoren wichtige Impulse für ihre Arbeit und half ihnen bei der erfolg­
reichen Umsetzung der Maßnahmen im Betrieb. Das Bundesministerium 

Vorwort Christiane Benner
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für Arbeit und Soziales förderte das Projekt im Rahmen der nationalen 
Weiterbildungsstrategie.

Die beiden Beispiele zeigen stellvertretend für viele andere gemeinsame 
Projekte und Initiativen der Ruhr-Universität Bochum und der IG Me­
tall, wie das Zusammenführen von wissenschaftlichen Erkenntnissen und 
praktischen Erfahrungen aus der betrieblichen Arbeit hilft, Strategien und 
Werkzeuge zu entwickeln und zu schärfen, mit denen Betriebsräte und 
Vertrauenskörper die Transformation aktiv gestalten können.

Wir begnügen uns allerdings nicht damit, Antworten auf akute Heraus­
forderungen durch technische und organisatorische Neuerungen im Be­
trieb zu finden. Unser Ziel ist es, die Beschäftigten an wichtigen Entschei­
dungen zu beteiligen.

Kollektives Handeln im Betrieb macht die Prinzipien einer an den Inter­
essen und Bedürfnissen der Menschen orientierten demokratischen Gesell­
schaftsordnung unmittelbar und praktisch erfahrbar. Wer am Arbeitsplatz 
Mitbestimmung und Beteiligung wirksam erlebt, hat insgesamt eine positi­
vere Einstellung zur Demokratie. Deshalb ist die Demokratie im Betrieb, 
also die erfolgreiche Arbeit unserer Betriebsrätinnen und Betriebsräte und 
unserer Vertrauensleute, eine tragende Säule unserer demokratischen Ge­
sellschaft.

Um dieser Aufgabe auch in Zukunft gerecht zu werden, brauchen wir 
perspektivisch mehr Demokratie im Betrieb. Daher ist eine an die aktuellen 
Herausforderungen angepasste Gesetzgebung bei der betrieblichen und 
Unternehmensmitbestimmung unerlässlich. Die IG Metall hat aus diesem 
Grund gemeinsam mit dem Deutschen Gewerkschaftsbund die „Initiative 
Mitbestimmung“ ins Leben gerufen und konkrete Vorschläge für eine Wei­
terentwicklung der zentralen Mitbestimmungsgesetze gemacht. Vor allem 
das Betriebsverfassungsgesetz hat eine Rundumerneuerung dringend nötig. 
In Zeiten der multiplen Transformation von Arbeit, Technik und Organi­
sation sowie des ökologischen Umbaus der Industrie müssen Beschäftigte 
und ihre Interessenvertretungen die strategische Ausrichtung der Betriebe 
und Unternehmen mitgestalten können. Die Welt dreht sich immer schnel­
ler. Einen Stillstand bei der Mitbestimmung können wir uns nicht leisten!

Dieser Jubiläumsband leistet einen wertvollen Beitrag dazu, auf Basis der 
Erkenntnisse und Erfolge von fünf Jahrzehnten gemeinsamer Forschung 
und Arbeit, neue Lösungen für die Fragestellungen der Gegenwart und vor 
allem für die Herausforderungen der Zukunft zu entwickeln.

Vorwort Christiane Benner
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In diesem Sinne wünsche ich den Leserinnen und Lesern eine spannen­
de Lektüre und neue Impulse für ihre Forschung und Arbeit in der Univer­
sität und im Betrieb, den Hörsälen, Büros und Werkstätten.

Mein herzlicher Dank gilt Prof. Dr. Manfred Wannöffel, Dr. Claudia 
Niewerth, Dr. Fabian Hoose von der Ruhr-Universität Bochum und dem 
Kollegen Prof. Dr. Hans-Jürgen Urban als Herausgebende dieses Jubilä­
umsbandes für das Zusammentragen und Kuratieren der Zeugnisse des 
gemeinsamen Schaffens.

Der Kooperation von IG Metall und Ruhr-Universität Bochum wünsche 
ich eine weiterhin so erfolgreiche und produktive Zukunft. Auf die nächsten 
50 Jahre!

 

Christiane Benner
Erste Vorsitzende der IG Metall

Vorwort Christiane Benner
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Perspektiven von Mitbestimmung und Partizipation in Zeiten 
multipler Krisen: eine Einführung

Manfred Wannöffel, Fabian Hoose, Claudia Niewerth und
Hans-Jürgen Urban

Diesem Sammelband „Mitbestimmung und Partizipation 2030“ kommt 
wegen des 50-jährigen Geburtstages des Kooperationsvertrages zwischen 
der Ruhr-Universität Bochum (RUB) und der IG Metall (IGM) im Juli 
2025 eine besondere Bedeutung zu. Über Rückblicke auf die in diesem 
halben Jahrhundert geleistete Zusammenarbeit in Forschung, Lehre und 
wissenschaftlicher Weiterbildung zwischen einer Universität und einer In­
dustriegewerkschaft hinaus, sollen hier vor allem die Perspektiven von 
Mitbestimmung und Partizipation im Angesicht aktueller gesellschaftlicher 
Veränderungen im Vordergrund stehen (Pries, Urban, Wannöffel 2015; 
Wannöffel 2020). Absicht ist es somit, vor dem Hintergrund einer tiefen, 
krisenhaften sozial-ökologischen Transformation des gegenwärtigen Wirt­
schafts- und Gesellschaftsmodells ausgewählte Beiträge zu den Entwick­
lungsperspektiven der Mitbestimmung und der Beschäftigtenpartizipation 
sowohl in einer inter- und transdisziplinären als auch in einer inter- und 
transnationalen Perspektive vorzulegen.

Die betriebliche Mitbestimmung durch Betriebsräte und die Unterneh­
mensmitbestimmung durch Aufsichtsräte bilden seit der Gründung der 
Bundesrepublik Deutschland wesentliche Fundamente des bundesdeut­
schen Modells einer sozialen Demokratie, das international weithin eine 
Besonderheit darstellt (Berger, Pries, Wannöffel 2019). Insbesondere in der 
industriellen Wachstumsphase während dreier Nachkriegsdekaden haben 
diese Grundpfeiler sowohl zum wirtschaftlichen Erfolg von Unternehmen 
als auch zu vergleichsweise stabilen Arbeits- und Beschäftigungsbedingun­
gen im dualen System der Interessenregulierung beigetragen. Über drei 
Jahrzehnte hing diese Stabilität maßgeblich von den errungenen gesetz­
lichen, tariflichen und betrieblichen Handlungsmöglichkeiten und somit 
von den betrieblichen und gesellschaftlichen Machtressourcen der Beschäf­
tigten und ihrer Interessenvertretungen ab, die sich seit 1951 mit der 
Unternehmensmitbestimmung und ab 1952 im Betriebsverfassungsgesetz 
(BetrVG) in einer weitreichenden Verrechtlichung der Arbeitsbeziehungen 
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niederschlagen. Mit dem Umbruch der Arbeitsgesellschaft ab Mitte der 
1980er-Jahren verändert sich jedoch das Aufgabenspektrum der Betriebs- 
und Personalräte durch Initiativen einer direkten Beschäftigtenpartizipati­
on nicht nur erheblich. Zugleich erweitert es sich, da auch Tarifverträge auf 
der betrieblichen Ebene konkretisiert werden. Diese Erweiterung vollzog 
sich bei stetig wachsender Ungleichheit, sinkender Tarifbindung sowie ver­
stärktem Druck der globalen Märkte und zusätzlichen Sondereffekten im 
Zuge der deutschen Wiedervereinigung zu Beginn der 1990er-Jahre. In em­
pirischen Reihenuntersuchungen zur Betriebsrätequalifizierung wird von 
den Mitbestimmungsakteuren der Eindruck einer kontinuierlich schwin­
denden arbeitspolitischen Gestaltbarkeit komplexer betrieblicher Problem­
stellungen vermittelt. Betriebsrät*innen berichten von einer rasant gestie­
genen Aufgabenkomplexität in der Interessenvertretungsarbeit, sodass die 
Bewältigung der ökonomischen und ökologischen Herausforderungen mit 
den vorhandenen Ressourcen in den nächsten Jahren ungleich schwieriger 
ausfallen dürfte. Es werden Befürchtungen geäußert, dass eine Nichtbewäl­
tigung der epochalen Krise der Automobilindustrie, die über vergleichswei­
se starke Betriebsräte und gewerkschaftlich hoch organisierte Belegschaften 
verfügt, zu einer negativen Sogwirkung auf andere Branchen wie Stahl, 
Maschinenbau und Chemie führen könnte (Wannöffel 2024).

Damit nicht genug. Unternehmen, Interessenvertretungen und Beschäf­
tigte stehen in den kommenden Jahren vor den Herausforderungen einer 
sich zuspitzenden Klimaerwärmung. Die Klimaerwärmung stellt das auf 
fossilen Energieträgern basierende Wirtschafts- und Gesellschaftsmodell 
vor historische Anforderungen. In den nächsten Jahrzehnten sind ein 
grundlegender Wandel von Arbeit, Wirtschaft und Gesellschaft sowie 
tiefgreifende Umstrukturierungen von Produktion, Dienstleistung und Be­
schäftigung zu erwarten. In diesem Zusammenhang haben nicht nur Wirt­
schaft und Politik, sondern auch die Interessenvertretungen im dualen Sys­
tem von Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG) und Tarifvertragswesen ihre 
Rolle bei der Gestaltung eines sozial-ökologischen Entwicklungsmodells 
neu zu finden. Es ist keinesfalls auszuschließen, dass die multiple Trans­
formation in den kommenden Jahren zu weiteren Wachstumseinbußen, 
Verlusten von Arbeitsplätzen und Einkommen sowie zu einer Zunahme 
sozialer Unsicherheit führt. Doch die Angst vor der sozial-ökologischen 
Transformation ist ein schlechter Ratgeber (Schaupp 2025): Unterneh­
mensbezogene Verzögerungen oder politische Rückschritte bei der sozial-
ökologischen Transformation, wie sie in den USA seit Januar 2025 und zu­
gleich bei führenden deutschen Automobilherstellern zu beobachten sind, 

Manfred Wannöffel, Fabian Hoose, Claudia Niewerth und Hans-Jürgen Urban

20

https://doi.org/10.5771/9783748953081 https://www.inlibra.com/de/page/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/9783748953081 
https://www.inlibra.com/de/page/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


hätten zweifelsohne neue und verschärfte Krisen in Ökologie, Wirtschaft 
und schließlich auch in der Gesellschaft zur Folge.

In diesem Kontext thematisiert der vorliegende Sammelband „Mitbe­
stimmung und Partizipation 2030“ die Frage nach einer demokratischen 
Gestaltung des absehbar tiefen wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Ver­
änderungsprozesses. Dabei folgt er der These, dass Demokratie in Gesell­
schaft und Politik ohne eine voranschreitende Demokratisierung an den 
Orten der Wertschöpfung, also in den Betrieben und am Arbeitsplatz, 
keine dauerhafte Stabilität gewinnen kann.1 Die politische Demokratie be­
darf der sozialen Demokratie und damit demokratischer Verhältnisse in 
Betrieben und Wirtschaft (Honneth 2023). Es ist hinlänglich bekannt, dass 
stabile politische Demokratien in Zeiten tiefer ökonomischer, gesellschaftli­
cher und weltpolitischer Umbrüche keineswegs eine Selbstverständlichkeit 
darstellen. Die sozial-ökologische Transformation kann, ja dürfte scheitern, 
wenn sie nicht sozial und demokratisch gestaltet wird. Ein solches Schei­
tern hätte jedoch weitaus höhere Kosten zur Folge als die unbestreitbaren 
gesellschaftlichen Belastungen, die mit dem Transformationsprozess selbst 
einhergehen.

Um Herausforderungen und Handlungsoptionen von Mitbestimmung 
und Beschäftigtenpartizipation in der sozial-ökologischen Transformation 
einschätzen zu können, bedarf es eines Verständnisses über erwartbare 
Strukturveränderungen in Wirtschaft und Arbeit. Dabei lassen sich einige 
Herausforderungen benennen, die Arbeitspolitik und Mitbestimmung in 
den nächsten Jahren maßgeblich beeinflussen werden. Zu nennen sind die 
allesübergreifende Klimakrise und die unter diesem Eindruck eingeleiteten 
politischen Maßnahmen zur Energie- und Mobilitätswende (Klimaneutra­
lität in der EU bis 2050; Deutschland 2045) und das Aus des Verbrenner­
motors ab 2035. Maßnahmen dieser Art treffen auf eine Reihe externer 
Schocks (Corona-Pandemie, Krieg in Osteuropa und Lieferstopp von ver­
gleichsweise billiger Energie aus Russland) und eine geringe wirtschaftliche 
Wachstumsdynamik insbesondere der industriellen Wertschöpfung. Die 
Stagnation der deutschen Wirtschaft könnte sich in den kommenden Jah­
ren zudem durch eine wachstumshemmende demografische Entwicklung 
und drohende Fachkräfteengpässe verfestigen. Voranschreiten werden je­
doch tiefgreifende Veränderungen der Arbeitsstrukturen und Tätigkeitspro­

1 Und dies gilt auch für jene Bereiche von Wertschöpfung, die sich außerhalb dieses 
„traditionellen“ Settings von Erwerbsarbeit finden (vgl. Hoose und Glanz in diesem 
Band).
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file durch den steigenden Einsatz digitaler Technologien und Künstlicher 
Intelligenz (siehe auch den Beitrag von Sabine Pfeiffer in diesem Band).

In jüngster Zeit sind diverse Versuche unternommen worden, diese 
gleichzeitig auftretenden Krisen und Herausforderungen zu ordnen. Dörre 
fasst die aktuelle Konstellation als Zangenkrise zwischen ökologischen An­
passungsmaßnahmen und einer langanhaltenden wirtschaftlichen Rezessi­
onsphase. Seine These lautet, dass das über viele Dekaden wirksamste Mit­
tel zur Überwindung einer geringen wirtschaftlichen Dynamik – die Steige­
rung des Wirtschaftswachstums – eine nachweißlich ökologisch destruktive 
Wirkung haben wird. (Meadows, Meadows, Behrens III, Randers 1972; 
Dörre 2022). Hans-Jürgen Urban rekurriert in seinem Beitrag im vorliegen­
den Sammelband auf das Konzept der Polykrise von Adam Tooze (2022). 
Nach Tooze existieren die gegenwärtigen Krisen nicht einfach nebeneinan­
der, sondern beeinflussen sich gegenseitig. Die einzelnen Krisen seien über 
vielfältige Wirkungskanäle miteinander verbunden und verstärkten sich 
wechselseitig. Bereits vor Jahrzehnten wurden die sich damals abzeichnen­
den Wachstums- und Umweltkrisen als Krisenphänomene identifiziert, die 
als Beginn einer Formationskrise des fordistischen Akkumulationsregimes 
verstanden wurden (Altvater 2022). Während diese Analyse eine struktu­
relle Krise des fordistischen Produktionsmodells diagnostizierte, stellen 
die heutigen Krisendynamiken eine Fortsetzung, aber auch eine Weiterent­
wicklung dieser Problemzusammenhänge dar. Die gegenwärtige Krise ist 
nicht einfach eine Wiederholung früherer Krisen, sondern folgt auf die for­
distische Formationskrise, wobei sie sich aus deren ungelösten Widersprü­
chen speist und durch neue Faktoren – insbesondere die Klimakrise und 
die Digitalisierung – geprägt wird. Die heutige Polykrise kann somit als 
Krise eines spezifischen, auf fossilen Energieträgern basierenden Produk­
tionsmodells charakterisiert werden, das – ausgehend von tiefgreifenden 
Restrukturierungen des Arbeits- und Produktionsprozesses – schließlich 
eine allgemeine Transformation gesellschaftlicher Institutionen einleitet. 
Globale, geopolitische Instabilitäten unter den Bedingungen verschärfter 
Weltmarktkonkurrenz aus China und zunehmender Handelskonflikte mit 
den USA kennzeichnen den Rahmen von ökonomischen, technologischen 
und organisationalen Anpassungsstrategien hiesiger Unternehmen, denen 
sich die Akteure der Mitbestimmung und Beschäftigte im laufenden Jahr­
zehnt massiv konfrontiert sehen. Insbesondere die industrielle Produktion 
weist einen kontinuierlichen Wertschöpfungsverlust aus, der durch abneh­
mende Investitionen in Maschinen und Anlagen sowie einen deutlichen 
Rückgang von Beschäftigung gekennzeichnet ist. Dagegen entwickeln sich 
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Investitionen in Forschung und Entwicklung sowie Software, Datenbanken 
und Plattformen seit Jahren dynamisch. Diese Entwicklung weist auf einen 
bedeutsamen Strukturbruch hin: Zukünftig wird weniger in physisch-tech­
nische Produktionsanlagen als mehr in Richtung Softwareentwicklung und 
Künstliche Intelligenz (KI)-Lösungen investiert werden (siehe den Beitrag 
von Prinz, Hoose, Kuhlenkötter in diesem Band). Im Zentrum dieser 
Transformation des dominanten Produktionsmodells steht die für die bun­
desdeutsche Wirtschaft bedeutsame Automobilwirtschaft, die zusammen 
mit ihren Zulieferern und starken Verflechtungen in nachgelagerte Bran­
chen, wie Stahlverarbeitung, Maschinenbau (Werkzeugmaschinen) und 
Chemie weiterhin über 20 % der industriellen Wertschöpfung ausmacht. 
Da sich jedoch die Weltmärkte im globalen Automobilsektor bis 2035 mit 
China als größtem Produzenten und Exporteur im Volumensegment von 
Elektrofahrzeugen massiv verändern werden, steht die hiesige Automobil­
wirtschaft vor der Herausforderung einer doppelten Transformation (Pro­
gnos 2025; Haipeter und Rosenbohm in diesem Band). Klimaerwärmung 
und Umbruch des globalen Automobilmarktes erfordern sowohl die Gestal­
tung der Transformation des Produktionsmodells hin zum elektrifizierten 
Antriebsstrang als auch die Entwicklung von resilienten Geschäftsmodel­
len, die nachhaltig die Wettbewerbsfähigkeit gegenüber chinesischen Pro­
duzenten gewährleisten.

Die erheblichen Produktions- und Beschäftigungseinbußen der deut­
schen Automobil- und Zulieferindustrie haben im Herbst 2024 insbeson­
dere beim größten europäischen Autobauer – der Volkswagen Group 
– für eine breite öffentliche Beachtung gesorgt. Dabei gilt Volkswagen 
sowohl als Beispiel für die krisenhafte Transformation des dominanten 
Produktionsmodells ins CO2-freie Zeitalter als auch für die Kompromiss­
bildung zwischen den Tarifparteien mit der kurz vor Weihnachten 2024 
geschlossenen Vereinbarung „Zukunft Volkswagen“ (Mitbestimmen 2024). 
Der eingeleitete Umbruch des Produktionsmodells bei Volkswagen betrifft 
allein in Deutschland 13 Fertigungsstandorte in Ost und West mit annä­
hernd 600.000 Beschäftigten in der direkten Produktion und bei den Zu­
lieferern. Dramatischer Krisentreiber ist der massive Einbruch auf dem 
bedeutsamen chinesischen Markt bei den Verbrennern und die strukturelle 
Absatzschwäche im Volumensegment der E-Autos. Die Krisenlösungsforde­
rungen des VW-Managements vom September 2024 beinhalteten im Kern 
die Schließung von bis zu drei Standorten in Deutschland bei gleichzei­
tiger Aufkündigung der 30 Jahre lang währenden Beschäftigungsgarantie 
aus dem Jahr 1994, Kürzung des tariflichen Monatsentgelts um 10 %, Ent­
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fall von zahlreichen tariflichen Zulagen, drastische Änderungen bei der 
Eingruppierung und schließlich eine Reduzierung der Ausbildungsplätze 
um 60 %. Damit bedeuteten die Forderungen des Managements nichts 
weniger als den Bruch mit der besonderen, historisch gewachsenen Mitbe­
stimmungskultur bei VW. Nach dreimonatigen, harten und konfliktiven 
Verhandlungen stand schließlich der Kompromiss „Vereinbarung Zukunft 
Volkswagen“, der die Transformation – weg vom auf fossilen Energieträ­
gern basierenden Produktionsmodell – hin zur Elektromobilität bis zu­
nächst zum Jahr 2030 arbeitspolitisch gestalten wird. Alle VW-Standorte 
in Deutschland haben trotz einer Reduzierung der Produktionskapazitäten 
eine Perspektive, Erneuerung der Beschäftigungssicherung bis 2030, die 
Tariferhöhungen von 5 % ab November 2024 werden bis zum Januar 2031 
nicht ausgezahlt, sondern fließen in einen Transformationsfonds, Überar­
beitung des Entgeltssystems, Ergebnisbeteiligung des Managements und 
des Vorstands am Transformationsfond und schließlich die Sicherung von 
600 Ausbildungsplätzen an den bundesdeutschen Standorten. Dieser Kom­
promiss schafft für die nächsten fünf Jahre Raum und Zeit für den weiteren 
Ausbau der Elektromobilität unter den Rahmenbedingungen der doppelten 
Transformation, sowohl der Klimaerwärmung als auch der Erhaltung der 
Wettbewerbsfähigkeit im globalen, perspektivisch von China dominierten, 
Automobilmarkt. Auch für kritische Beobachtende stellt dieser Tarifvertrag 
der Transformation eine klimapolitische Pionierleistung dar, die auch die 
zukünftigen Pfade der Mitbestimmung bei der Umgestaltung der Produkti­
onsstrukturen, der Arbeitsorganisation und der Qualifikationserfordernisse 
der Beschäftigten bis 2030 beeinflussen kann (Hickel 2024). In den kom­
menden Jahren kommt es nun darauf an, diese Zukunftsvereinbarung an 
den einzelnen Standorten mit ihren jeweiligen betriebsspezifischen Beson­
derheiten arbeitspolitisch umzusetzen und ihre Praktikabilität im Wettbe­
werb unter Beweis zu stellen. Wenn dies gelingt, kann diese Vereinbarung 
auch für weitere Unternehmen, die vor vergleichbaren Herausforderungen 
einer doppelten Transformation stehen, als Orientierung dienen. Zum Zeit­
punkt der Formulierung dieser Einleitung im Februar 2025 waren es vor 
allem die AUDI AG und Mercedes-Benz, deren Managementvertretung 
mit vergleichbaren Forderungen an den Betriebsrat herangetreten ist, ohne 
jedoch bislang die aktuelle Beschäftigungsgarantie infrage zu stellen.

Claudia Niewerth bezeichnet in ihrem Beitrag im vorliegenden Sam­
melband erfolgreiche Entwicklungsmuster arbeits- und tarifpolitischer Ver­
einbarungen in Anlehnung an den von Walther Müller-Jentsch gepräg­
ten Begriff der „Konfliktpartnerschaft“ als zukunftsweisende „betriebliche 
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Transformationspartnerschaften“, in denen multiple Herausforderungen 
der doppelten Transformation unter Wertschätzung von Mitbestimmung 
und Partizipation arbeitspolitisch gestaltet werden. Diese Transformations­
partnerschaften bewegen sich an der Schnittstelle von Wirtschafts-, Sozial- 
und Betriebspolitik. Dem Betrieb kommt hier sowohl als Raum der ökono­
mischen und ökologischen Transformation als auch als sozialer Ort der 
täglichen Begegnung und Konflikte sowie der Konfliktbewältigung eine 
besondere Bedeutung zu. Die alltäglichen Erfahrungen von politischer Teil­
habe sowie die Organisation einer inklusiven, alle Beschäftigten einbezie­
henden Solidarität sind auch in Zukunft Kern der Mitbestimmung und der 
Beschäftigtenpartizipation. Die empirischen Ergebnisse der arbeitssoziolo­
gischen Forschung sind hier unmissverständlich (Urban 2024).

Wer in betrieblichen oder tariflichen Konfliktrunden oder in der Aus­
einandersetzung um Arbeitsplätze und Standorterhalt engagiert ist, wer 
Demokratie im Betrieb einfordert und einen respektvollen Umgang, scharf 
in der Sache, aber fakten- und sachorientiert trotz aller unterschiedlichen 
Interessenlagen pflegt, der ist auch in Zukunft weniger anfällig für Spal­
tungs- und Abwertungspolitiken von rechtsradikaler Einflussnahme in Be­
trieb und Gesellschaft (siehe den Beitrag von Hans-Jürgen Urban in diesem 
Band).

Die nächsten Jahre werden von großen ökonomischen und ökologischen 
Umbrüchen sowie Unsicherheit für die Beschäftigten geprägt sein. In An­
lehnung an den italienischen Philosophen Antonio Gramsci ist zu konsta­
tieren, dass der Umbruch des gegenwärtigen Produktionsmodells genau 
in dem Umstand besteht, dass das Alte stirbt, aber das Neue noch nicht 
entsteht (Gramsci 1967).

Der vorliegende Sammelband anlässlich des 50-jährigen Jubiläums des 
Kooperationsvertrags zwischen der Ruhr-Universität Bochum (RUB) und 
der IG Metall (IGM) soll, wie eingangs geschildert, den Blick auf zentrale 
Fragestellungen zur Zukunft von Mitbestimmung und Partizipation rich­
ten. Vor dem Hintergrund der aktuellen transformativen Herausforderun­
gen von Arbeit, Wirtschaft und Gesellschaft haben wir als Herausgeber*in­
nen viele enge und langjährige Kooperationspartner*innen der Gemeinsa­
men Arbeitsstelle RUB/IGM dazu eingeladen, ihre Perspektiven auf die de­
mokratische Beteiligung in einer sich tiefgreifend wandelnden Arbeitswelt 
zu formulieren. Die eingegangenen und hier versammelten Beiträge reflek­
tieren historische Entwicklungen, analysieren aktuelle Herausforderungen 
und diskutieren nun innovative Ansätze für die Weiterentwicklung von 
Mitbestimmung und Partizipation. Der Sammelband gliedert sich dabei in 
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vier thematische Schwerpunkte, die unterschiedliche Perspektiven auf in 
dieser Einführung umrissene zentrale Herausforderungen und Zukunftsfra­
gen eröffnen.

Im ersten Abschnitt, „Mitbestimmung als demokratische Ressource“, 
werden die institutionellen und normativen Grundlagen betrieblicher und 
gesellschaftlicher Mitbestimmung beleuchtet. Die Beiträge in diesem Teil 
diskutieren die Rolle von Mitbestimmung als integralem Bestandteil der 
sozialen Demokratie und analysieren ihre Bedeutung für wirtschaftliche 
Stabilität, soziale Gerechtigkeit und die Stärkung demokratischer Struktu­
ren in der Arbeitswelt. In seinem Beitrag diskutiert Hans-Jürgen Urban 
dies als Ressource zur Bewältigung von Transformation. Die Rolle von Mit­
bestimmung im Rahmen sich wandelnder Arbeits- und Lebensverhältnisse 
diskutiert der Beitrag von Michaela Evans-Borchers. Die Beiträge von Dani­
el Hay und Cosima Steltner sowie von Rolf G. Heinze betrachten die Rolle 
von Organisationen als einerseits demokratisch mitgestaltete, andererseits 
als Demokratie gestaltende Akteure. Gerahmt wird dies vom Blick auf die 
politische Bedeutung der Erinnerungskultur durch Stefan Berger sowie mit 
einer Diskussion von Entwicklungsperspektiven von Mitbestimmung durch 
Claudia Niewerth.

Zentrale Entwicklungen und gegenwärtige Transformationen der pfad­
abhängig entwickelten Beteiligungsformen werden im zweiten Abschnitt, 
„Wandel und Herausforderungen von Partizipation“ untersucht. Die zu­
nehmende Komplexität betrieblicher Entscheidungsprozesse, veränderte 
Machtkonstellationen zwischen Kapital und Arbeit sowie der Einfluss glo­
baler wirtschaftlicher Dynamiken auf nationale wie transnationale Mitbe­
stimmungsstrukturen stehen hier im Fokus. Die sechs Beiträge dieses Ab­
schnitts von Thomas Haipeter und Sophie Rosenbohm, von Holm-Detlev 
Köhler, von Oscar Calderon und Alfonso Cano, von Peter Ittermann und 
Jens Maylandt, von Christopher Prinz, Fabian Hoose und Bernd Kuhlenköt­
ter sowie von Sabine Pfeiffer reflektieren sowohl strukturelle Veränderun­
gen – etwa durch Digitalisierung und Künstliche Intelligenz (KI) – als auch 
politische und rechtliche Rahmenbedingungen, die Mitbestimmung und 
Partizipation neu herausfordern oder erweitern.

Der dritte Abschnitt des Bandes widmet sich mit „Partizipation in de-in­
stitutionalisierten Kontexten“ verstärkt jenen Bereichen von Erwerbsarbeit, 
in denen Formen der Mitbestimmung auch außerhalb klassischer betrieb­
licher oder tariflicher Strukturen entstehen. Vor dem Hintergrund einer 
Dezentralisierung und Individualisierung von Erwerbsarbeit, beispielswei­
se im Zuge der wachsenden Plattformökonomie oder neuen Organisations- 
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und Beschäftigungsformen, stehen Fragen der Interessenvertretung und de­
mokratischen Teilhabe in bislang wenig regulierten Feldern im Raum. Die 
hier versammelten Beiträge von Annette Kluge, von Alexander Ranft, von 
Lara Obereiner, von Fabian Hoose und Sabrina Glanz sowie von Markus 
Hertwig und Patrick Witzak untersuchen alternative Beteiligungsformen, 
neue Akteurskonstellationen und innovative Ansätze zur kollektiven Selbst­
organisation jenseits traditioneller Mitbestimmungsgremien.

Im vierten Abschnitt, „Forschung, Bildung und Partizipation“, werden 
schließlich die Rolle wissenschaftlicher Reflexion und beruflicher Qualifi­
kation für die Weiterentwicklung von Mitbestimmung und Partizipation 
beleuchtet. Wie in den Beiträgen des Bandes deutlich wird, ist Mitbe­
stimmung kein statisches Konzept, sondern erfordert kontinuierliche An­
passung und Aushandlung – sowohl in der gesellschaftlichen und der 
betrieblichen Praxis als auch in der akademischen Auseinandersetzung. 
Die Beiträge im vierten Teil von Claudia Bogedan, Manuela Maschke und 
Christina Schildmann, von Timo Gayer und Bernd Kaßebaum sowie von 
Andrea Bianchi-Weinand und Dieter Kreimeier diskutieren die Bedeutung 
von Forschung und Lehre für eine handlungsfähige Mitbestimmung und 
skizzieren Perspektiven für eine partizipative Arbeits- und Wirtschaftspoli­
tik im 21. Jahrhundert. Der Sammelband schließt mit einem Beitrag von 
Manfred Wannöffel, in dem das Konzept der Transferforschung als ein 
methodisches Fundament für die Mitbestimmungsforschung dargestellt 
wird. Die Gemeinsame Arbeitsstelle RUB/IGM verfolgt dieses Konzept in 
Forschung, Lehre und Qualifizierung nicht nur seit Langem, sondern ist 
bestrebt, es auch künftig beständig weiterzuentwickeln, um den demokrati­
schen Gestaltungsanspruch der Mitbestimmung in multiplen Transformati­
onsprozessen zu stärken.
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Demokratie als Transformationsressource.1

Über Regression, Resilienz und Progression in der kapitalistischen 
Demokratie

Hans-Jürgen Urban

1. Einleitung: zwischen Regression und Progression

Die Demokratien des entwickelten Kapitalismus befinden sich auf schwe­
rer See. Auch wenn die Entwicklungen in den Staaten des europäischen 
und amerikanischen Kontinents unterschiedlich verlaufen, wird über alle 
Unterschiede hinweg eine allgemeine Krise der Demokratie konstatiert.2 
Politikwissenschaftler wie der Politologe Wolfgang Merkel diagnostizieren 
einen „Abwärtstrend der Demokratie“ und Jahre „des kontinuierlichen 
Qualitätsverlusts selbst der besten Demokratien“ (Merkel 2024, S. 18). Auch 
lange stabile Modelle der politischen Demokratie geraten vor allem von 
zwei Seiten unter Druck. Zum einen gefährdet ein weitverbreiteter Auf­
schwung rechter bis neofaschistischer Kräfte die Mindeststandards demo­
kratischer Prozeduren und Kulturen; und zugleich tun sich die demokra­
tisch legitimierten Regierungen mit der Überführung der fossilistischen 
Ökonomie in ökologisch und soziale nachhaltige Entwicklungsmodelle 
mehr als schwer. Hinzu kommen Herausforderungen wie globale Migration 
oder externe Schocks wie die Corona-Pandemie oder die geopolitischen 
Turbolenzen im Zuge des Ukraine-Krieges.

Alles das gilt auch für die kapitalistische Demokratie in Deutschland. In 
der aktuellen Demokratieforschung wird mitunter gefragt, wie demokratie­
politischer Rückschritt, also: demokratische Regression, vermieden und die 
Widerstandsfähigkeit demokratischer Strukturen, also: demokratische Resi-
lienz, erhöht werden können. Als demokratische Resilienz definiert Merkel 
„die Fähigkeit eines demokratischen Regimes, externe Herausforderungen 

1 Der Beitrag greift Argumente und Sichtweisen aus Urban 2019, Urban/Hebel 2023 und 
Urban 2024 auf, die aktualisiert und weitergeführt werden.

2 Als Beispiel für viele Analysen sei hier lediglich auf die Beiträge des Schwerpunktheftes 
„Aus Politik und Zeitgeschichte“ mit dem Titel „Demokratie in Gefahr?“ (27/2024) 
verwiesen.
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und interne Stressoren zu absorbieren und sich den wandelnden funktiona­
len Bedingungen demokratischen Regierens dynamisch anzupassen, ohne 
in einen Regimewandel zu geraten oder seine definierenden Prinzipien, 
Funktionen und Normen aufzugeben oder zu beschädigen“ (Merkel 2024, 
S. 19). Im Kern laufen Überlegungen dieser Art auf den Erhalt und die 
Stabilisierung existenter Strukturen und Standards hinaus. Veränderungen 
werden als notwendige Anpassungen an geänderte Kontexte gesehen, um 
die institutionellen, prozessualen und normativen Standards zu sichern.

Die vorliegenden Überlegungen formulieren ein höheres Ambitionsni­
veau für Forschung und Politik. Es geht über die strukturkonservative 
Widerstandsfähigkeit existenter demokratischer Strukturen und Normen 
hinaus. Die zentrale These lautet: Nachhaltige Vermeidung demokratischer 
Regression bedarf ausgreifender demokratischer Progression. Mit anderen 
Worten: Der Autoritarismus im kapitalistischen Betrieb sowie die sozialen 
Verwerfungen kapitalistischer Krisen erzeugen systemimmanent soziale 
Spaltungen und Abstiegsängste, die sich schnell zu Legitimationsproblemen 
der politischen Demokratie auswachsen können. Daraus folgt: Demokrati­
sche Widerstandsfähigkeit erfordert mehr als die Verteidigung politischer 
Strukturen. Sie benötigt vor allem eine Demokratisierung von Unterneh­
men, Wirtschaft und Wirtschaftspolitik, um den Demokratie-Gefährdun­
gen entgegenzuwirken, die systemisch und – das wird zu zeigen sein – 
verstärkt in der Periode der ökologischen Transformation aus den öko­
nomischen Feldern in Gesellschaft und Politik ausstrahlen. Daher sollte 
die Demokratisierung des Ökonomischen als elementare Transformations­
ressource begriffen werden, die helfen kann, sozial riskante Dynamiken 
demokratiepolitisch einzuhegen.

Dieser Zusammenhang ist mit Blick auf die ökologische Transforma­
tion und die damit einhergehenden Gefährdungen von hoher Brisanz. 
Soll das Risiko verringert werden, dass der Übergang in eine postfossile 
Produktions- und Lebensweise mit der Zuspitzung sozialer Verwerfungen 
und politischer Legitimationsverluste einhergeht, müssen nicht nur ökolo­
gische und soziale Ziele ineinandergreifen. Vielmehr befördert bereits der 
tägliche Autoritarismus im kapitalistischen Betrieb die Gefahr der Auswei­
tung rechtspopulistischer bis neofaschistischer Kräfte in den Unternehmen; 
und die neoliberale Wirtschaftspolitik erweist sich als unfähig, drohenden 
Einkommens-, Beschäftigungs- und Statusverlusten vorzubeugen. Daher 
erweist sich die Demokratisierung von operativen Prozeduren und investiv­
en Strategieentscheidungen im Betrieb und der Wirtschaftspolitik für eine 
gelingende Transformation sowie für eine resiliente Demokratie als zentral. 
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Der Verzicht auf eine solche Demokratisierung des Ökonomischen ließe 
eine soziale und politische Dynamik unangetastet, die sich immer wieder 
– und vor allem in der Epoche der ökologischen Transformation! – als 
Gefahr für die Demokratie entfaltet. Ohne ein Eindringen demokratischer 
Prinzipien in vordemokratische Räume (wie Betrieb und Wirtschaft) dürfte 
eine Politik der Steigerung der demokratischen Resilienz (in Gesellschaft, 
Politik und Kultur) stets fragil bleiben, da sie sich nicht in Räume vorwagt, 
aus denen in kapitalistischen Gesellschaften systemisch Demokratiegefähr­
dungen erwachsen.

Die Argumentation des Beitrags gliedert sich wie folgt. Einem kurzen 
Blick auf den Charakter der gegenwärtigen Krise folgen Ausführungen 
zum Autoritarismus im kapitalistischen Betrieb sowie zu einigen Optionen 
gewerkschaftlicher Demokratiepolitik. Dem schließen sich Überlegungen 
zum Konzept einer ökosozialen Wirtschaftsdemokratie sowie ein Plädoyer 
für einen neuen Reformismus an. Ein kurzer Ausblick auf den gesellschaft­
lichen Zusatznutzen einer durchgreifenden Demokratisierung der Ökono­
mie schließt den Beitrag ab.

2. Polykrise und die Interdependenz von Demokratie und ökologischer 
Transformation

Die Analyse der Rahmenbedingungen einer demokratiestabilisierenden Po­
litik greift ohne Blick auf die Spezifik der gegenwärtigen Epoche zu kurz. 
Nicht nur die Institutionen der politischen Demokratie, der globale Kapi­
talismus insgesamt befindet sich in einer krisenhaften Umbruchperiode. 
Machtpolitische Friktionen und Krieg im globalen System, Ukraine-Krieg, 
Terror und Gegenterror im Nahen Osten, Corona-Krise, reißende Liefer- 
und Wertschöpfungsketten und vieles mehr generieren einen Kontext, 
der die Funktionsbedingungen der kapitalistischen Entwicklungsmodelle 
infrage stellt. Der Sozialhistoriker Adam Tooze hat diese Konstellation als 
Polykrise auf den Begriff gebracht. „Eine Polykrise lässt sich definieren als 
eine Situation, in der das Ganze gefährlicher ist als die Summe seiner Teile. 
Oder anders gesagt: Die einzelnen Krisen existieren nicht einfach neben­
einander, sondern beeinflussen sich gegenseitig. Sie sind über vielfältige 
Wirkungskanäle miteinander verbunden“ (Tooze 2022).

Bei dieser Polykrise handelt es sich nicht um eine „normale“ kleine 
(also konjunkturelle) oder große (also strukturelle) Krise des Kapitalismus. 
Es handelt sich um eine „fundamentale“ Krise (Urban und Hebel 2023). 
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Das Wachstum in der Prosperitäts-Periode des nördlichen Kapitalismus 
beruhte auf fossilen Energieträgern. Doch dieses fossile Wachstum stößt 
vor allem aus ökologischen Gründen an seine Grenzen. Sein CO2-Ausstoß 
überfordert die Natur. Daher die Dringlichkeit der De-Karbonisierung der 
kapitalistischen Produktions- und Lebensweise. Es geht um die Erneuerung 
des energetischen Fundaments durch regenerative Energien. Das Ende 
des fossilen Entwicklungsmodells und der friktionsreiche Übergang in ein 
neues Modell steht im Zentrum der Polykrise. Doch die erforderliche 
Transformation muss sich in einem Kontext vollziehen, den Tooze zu 
Recht als Geflecht wechselseitiger Abhängigkeiten beschreibt. Konkreter: 
Die Dekarbonisierung der Produktions- und Lebensweise muss vor allem 
in den Stätten der Produktion, in den Betrieben, stattfinden. Dort kann 
sie mit der Zuspitzung der sozialen Risiken für die abhängig Arbeitenden 
einhergehen. Beschäftigung, Einkommen und berufliche Perspektiven kön­
nen unter Druck geraten. Damit gerät auch der erarbeitete soziale Status 
in Gefahr. Wo Beschäftigung, materielle Rechte und Sozialstatus unter 
Beschuss stehen, wachsen Abstiegsängste, Wut und Vorbehalte gegenüber 
dem politischen System, das für die Zumutungen verantwortlich gemacht 
wird. In einem Klima aus Angst, Wut und Ablehnung von Demokratie und 
seinen Funktions-Eliten gedeihen Sündenbock-Erzählungen und autoritäre 
Politikangebote gut (Mau, Lux, Westheuser 2023). Gesellschaftskritische 
Analysen, solidarische Krisenlösungen und demokratische Gegenwehr ha­
ben es hingegen schwer. Fortschritte bei der ökologischen Transformation 
können so schnell Rückschritte für die Demokratie erzeugen.

Dieses Geflecht aus Wechselwirkungen zwischen der Krise der fossilen 
Produktions- und Lebensweise und der Erosion politischer Legitimation 
sollte bei der Analyse der Demokratiekrisen nicht unter den Tisch fallen. Es 
zeigt, dass zentrale, als Krisenphänomene der politischen Demokratie zuta­
ge tretende Probleme in den Funktionsmechanismen der ökonomischen 
Basis wurzeln und auch dort behoben werden müssen. Damit rücken 
Betrieb und Wirtschaft als relevante Felder einer Politik der Demokratie­
sicherung ins Blickfeld. Im Folgenden soll darauf aufmerksam gemacht 
werden, dass es sich dabei um autoritär verfasste Strukturen, und nicht 
um demokratische Räume handelt, und dass die Demokratisierung dieser 
Räume eine Bedingung einer möglichen Stärkung der Demokratie darstellt.
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3. Betrieblicher Autoritarismus als strukturelles Problem

Die wachsende Zustimmung zu rechtspopulistischen Strömungen in der 
Politik wird vielfach beobachtet und kommentiert. Anders ist die Entwick­
lung in den Betrieben. Dabei stellt der kapitalistische Betrieb ein besonde­
res Terrain dar, auf dem sich die Bedingungen im Kampf gegen rechts 
von denen der Gesellschaft und Medien unterscheiden. Im kapitalistischen 
Betrieb herrschen vordemokratische Verhältnisse. Das gilt vor allem für die 
Berechtigung der Belegschaften, die eigenen Dinge frei und direkt bestim­
men zu können. Sie existiert nicht. Besitz-, Macht- und Anweisungsstruktu­
ren gleichen eher einem institutionellen Absolutismus als einer modernen 
Demokratie. Die Rechte, die Menschen außerhalb der kapitalistischen Ar­
beitswelt haben, sucht man im Betrieb vergebens. Hier herrscht nicht „das 
Volk“. Die Eigentümer*innen der Produktionsmittel und die von ihnen 
beauftragten Manager*innen und Vorstände haben das Sagen. Diese Struk­
turen wurden auch als autoritäre private Regierung charakterisiert. Mit 
Blick auf die Binnenstruktur US-amerikanischer Konzerne stellt Elizabeth 
Anderson in einem vielbeachteten Buch fest: „Es ist eine Form von Regie­
rung, in der die Chefs die Arbeiter regieren. Die meisten Regierungen der 
Betriebe sind Diktaturen, in denen Bosse auf eine Art und Weise regieren, 
die den Regierten im Großen und Ganzen keine Rechenschaft schuldet. 
Sie regieren die Arbeiter nicht bloß, sie beherrschen sie“ (Anderson 2019, 
S. 29f.; Herv. i. O.). Regieren ohne Rechenschaftspflicht und ohne Pflicht, 
die Regierten in die Entscheidungen einzubeziehen, mache die Arbeitgeber 
letztlich zu privaten „autoritäre(n) Herrscher(n)“ (Anderson 2019, S. 94).

Betriebliche und Unternehmensmitbestimmung sowie Modelle der Be­
teiligung am Arbeitsplatz wirken diesem Autoritarismus entgegen. Werden 
sie offensiv ausgelegt und konfliktbereit gelebt, bringt die Mitbestimmung 
ein Stück Anti-Autoritarismus in die Arbeitswelt. Hier haben die Gewerk­
schaften in Deutschland aus historischer Perspektive Ansehnliches vorzu­
weisen, auch wenn die Tendenz zu Betrieben ohne Betriebsräte und Tarif­
bindung unübersehbar ist (Hohendanner und Kohaut 2024). Historische 
Erfolge können auch bei Einkommen, Kündigungsschutz usw. (Bedingun­
gen des Verkaufs der Arbeitskraft) sowie den allgemeinen Arbeitsbedingun­
gen, dem Arbeits- und Gesundheitsschutz (Bedingungen der Verausgabung 
der Arbeitskraft) usw. festgestellt werden, auch wenn Reallöhne und insbe­
sondere die psychische Gesundheit der Beschäftigten zunehmend unter 
Druck geraten (Urban 20219). Doch mit Blick auf eine echte Demokratisie­
rung des kapitalistischen Betriebes sind die Erfolge eher gering. Auch in 
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mitbestimmten Betrieben haben die Belegschaften nicht die Macht, die 
der Bevölkerung in einer direkten oder parlamentarischen Demokratie 
zukommt. Entscheidungen über das was, wie und wofür der Produktion 
bleiben ihnen vorenthalten. Das legt eine Schlussfolgerung nahe: Im vorde­
mokratischen Raum für Demokratie zu kämpfen, muss mehr sein als der 
Kampf gegen den menschenfeindlichen Autoritarismus der Rechten.

Das ist leichter gesagt als getan. Die Anweisungs- und Gehorsamsbezie­
hungen im kapitalistischen Betrieb, die auch in krisenfreien Zeiten die Ar­
chitektur der Aufbau- und Ablauforganisation bestimmen, sind strukturell 
autoritär und nicht demokratisch. Diese autoritäre Grundstruktur gehört 
gleichsam zur betrieblichen Normalität. Der Kapitalist sichert sich durch 
den Kauf der Arbeitskraft das Recht, dass die eingekaufte Arbeitskraft auch 
tatsächlich, und zwar nachhaltig und nicht nur sporadisch, in verausgabte 
Arbeit umgewandelt wird. Denn erst durch die Anwendung der Arbeits­
kraft werden Produkte oder Dienstleistungen erstellt; erst so entsteht der 
Überschuss über die Kosten der Arbeitskraft, aus der dann der Profit wer­
den kann.

Dass die Arbeitskraft in Arbeit umgewandelt wird, kann durch Befehle, 
durch finanzielle Anreize, durch arbeitsinhaltliche Motivationen, durch 
direkte oder indirekte Kontrolle oder wie auch immer veranlasst werden. 
Aber aus Sicht des Kapitalisten bleibt ein Rest an Unsicherheit. Deshalb 
vollzieht sich dieser Prozess stets, so Karl Marx in seiner Analyse des 
kapitalistischen Produktionsprozesses, „unter dem ängstlichen Auge des 
Kapitalisten“ (Marx 1980, S. 199). Da sichergestellt werden muss, dass die 
Transformation der Arbeitskraft in Arbeitsleistung auch in der gewünsch­
ten Weise erfolgt, und da Arbeitsteilung und Kooperation im Produktions­
prozess stets instabil bleiben, sei die „kapitalistische Leitung“ von Arbeits­
organisation und Kooperation im Betrieb „der Form nach despotisch“ 
(Marx 1980, S. 351). Despotismus statt Demokratie als Strukturmerkmal des 
kapitalistischen Unternehmens, so lautet die Kurzformel dieser Analyse.

Es gehört daher zur historischen Kernaufgabe der Gewerkschaften, die­
sen Despotismus durch Mitbestimmung und Partizipation nachhaltig zu 
zivilisieren. Doch diese Zivilisierung bleibt fragil, denn sie steht im Span­
nungsverhältnis zum eigentlichen Zweck der Produktion. Im Betrieb stehen 
nicht der Kampf um mehr Einfluss der Belegschaften oder gegen autori­
täre oder faschistische Einstellungen, sondern die maximale Verwertung 
des Kapitals im Zentrum des Geschehens. Dieser ökonomische Imperativ 
dominiert Zwänge, Regeln und Ziele derer, die die Führung des Betriebs in­
nehaben. Auch die gesellschaftlichen und politischen Verhältnisse sollen so 
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ausfallen, dass sie diesem Verwertungsimperativ dienlich sind. Ist das nicht 
der Fall, wird politischer Druck in diese Richtung erzeugt und werden so 
orientierte politische Kräfte unterstützt. Das hat in der Vergangenheit mit­
unter katastrophale Folgen gezeitigt. Um Rentabilität, Eigentumsverhältnis­
se und betriebliche Hierarchien auch in zugespitzten Krisen zu sichern 
oder um die politischen Rahmenbedingungen stärker auf die jeweils aktu­
ellen Profitbedürfnisse auszurichten, haben sich Kapitaleigentümer*innen, 
Manager*innen oder Lobbyverbände nicht selten als Unterstützer*innen 
autoritärer Kräfte, mitunter gar als Steigbügelhalter des Faschismus betätigt. 
Die Rolle der Wirtschaft bei der Machtübernahme des Hitler-Faschismus 
im Deutschland der 1930er-Jahre mag als Beleg genügen. Auch der erneut 
gewählte, erzreaktionäre US-amerikanische Präsidentschaftskandidat der 
Republikaner, Donald Trump, profitierte vor und nach der Wahl davon. 
„Sowohl an der Wall Street als auch im Silicon Valley macht sich Unterstüt­
zung für Trump breit. Immer mehr Vertreter der Finanz- und der Techno­
logiebranche schlagen sich öffentlich auf seine Seite“ (Lindner 2024). Ein 
Grund für die Unterstützung Trumps seien Pläne des vorherigen Präsiden­
ten Joe Biden für eine Mindeststeuer für Superreiche und höhere Kapitaler­
tragssteuern. Es hat also systemische Gründe, wenn Donald Trump mit sei­
ner Politik zum „Darling“ der amerikanischen Tech-Milliardäre avancierte 
(Hurtz 2024).

4. Demokratiepolitik in Betrieb und Wirtschaft

Parlamente, Gesellschaft und Betrieb sind mit Blick auf die Bekämpfung 
demokratiefeindlicher Kräfte also unterschiedliche Orte. Die Kampfbedin­
gungen unterscheiden sich, doch alle dürften für eine koordinierte Politik 
gegen rechts ihre Bedeutungen und Wertigkeiten haben.

Den Gewerkschaften kommt in allen diesen Feldern eine allgemeine, in 
einigen eine besondere Verantwortung zu. Ihre besondere Zuständigkeit 
liegt vor allem in den gesellschaftlichen Bereichen, die sich rund um die 
Arbeit gruppieren. Zu diesen gehören nicht nur die Betriebe. Die Gewerk­
schaften haben auch vor Wahlen ihre Stimme gegen sozial und politisch 
reaktionäre und für progressive Kräfte zu erheben. Die Zusammensetzung 
von Parlamenten und Regierungen ist für sie keineswegs bedeutungslos. 
Die dort beschlossenen Gesetze und Budgets prägen maßgeblich die Bedin­
gungen gewerkschaftlicher Entwicklung und Politik. Besonders gefordert 
sind sie, allen sozialen, politischen oder ideologischen Entwicklungen ent­
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gegenzutreten, die der AfD und anderen antidemokratischen Kräften Auf­
schub leisten können. Wo rechte Aktivtäten auftreten, gilt es, zu widerspre­
chen, aufzuklären und andere Lösungen aufzuzeigen. Das ist der Dreiklang 
demokratischer Gegenwehr. Aber das reicht nicht.

Unverzichtbar, denn im Zeitablauf nachhaltiger, scheint eine Politik der 
sozialen Prävention. Soziale Absturz- und Abstiegsängste sind oftmals die 
Grundlage für menschen- und demokratiefeindliche Wut, wobei sich Ab­
sturz und Abstieg vor allem im Ausmaß der Verluste sozialer Besitzstän­
de unterscheiden. Diese Ängste sind für abhängig Arbeitende in kapita­
listischen Ökonomien durchaus begründet. In Zeiten marktdominierter 
Transformationen allzumal. Deshalb muss Präventionspolitik gegen rechts 
immer auch Politik gegen den sozialen Absturz durch Arbeitslosigkeit, Er­
werbsunfähigkeit usw. und gegen sozialen Abstieg durch Dequalifizierung, 
Einkommensverluste usw. sein. Absturz- und Abstiegsängste leiten Wasser 
auf die Mühlen der Rechten, ihnen vorzubeugen heißt, den Rechten das 
Wasser abzugraben.

In der gegenwärtigen Transformation ist die Prävention von Absturz- 
und Abstiegsängsten so wichtig wie schwierig. Drohende Beschäftigungs-, 
Einkommens- und Statusverluste sind allgegenwärtig, in der Realität wie im 
Bewusstsein der Bedrohten. Sie verbinden sich mit Zweifeln am Erfolg der 
industriellen Dekarbonisierung und der Verlässlichkeit der herrschenden 
Politik. Mehr noch, das Empfinden, dass eigene soziale Interessen weder in 
den Managementstrategien noch in den herrschenden Politiken außerhalb 
der Betriebe eine faire Berücksichtigung finden, lässt Skepsis mitunter in 
aggressive Anti-Haltung gegen die Transformation und ihre Protagonisten 
umschlagen. Hier entstehen Andockpunkte für den rechten Betriebsaktivis­
mus. „Auflehnung gegen Klimapolitiken, die ökologische Nachhaltigkeit 
unter Ausblendung sozialer Gerechtigkeit praktizieren, ist ein Einfallstor 
für das scheinrebellische ‚Weiter so‘ der radikalen Rechten“ (Dörre, Liebig, 
Lucht, Sittel 2023, S. 37).

Es hilft wenig, dass schon ein oberflächlicher Blick die rechten Wei­
ter-so-Strategien als inhaltsleere Symbolik einer inszenierten regressiven 
Bewegung sichtbar werden lässt (Urban 2018b). Das rechte Politikangebot 
rebelliert keineswegs wirklich gegen Privilegien und Machtstrukturen im 
Betrieb; es inszeniert eine solche Rebellion lediglich. Vor allem will es die 
Verhältnisse nicht zum Vorteil aller Belegschaftsteile verbessern, sondern 
propagiert eine regressive, also in die Vergangenheit gerichtete Zukunft, die 
durch die rassistischen Zumutungen selbst die im Betrieb ohnehin schwach 
ausgeprägten Ansätze einer solidarischen Problembewältigung verspielen 
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würde. Deshalb sind die Aktivitäten der Gewerkschaften im politischen 
Raum für öffentliche Investitionen in die stoffliche Transformation und 
ihre sozialpolitische Flankierung so wichtig. Zentral für die Akzeptanz der 
Mobilisierung öffentlicher Gelder für privatwirtschaftliche Anpassungen ist 
ein Mindestmaß an Klassen- und Verteilungssensibilität. Wenn Ressourcen 
aus dem öffentlichen Steueraufkommen, das sich zu großen Teilen aus 
Steuern auf Arbeits-, und mitunter auch auf Sozialeinkommen (Steuern auf 
gesetzliche Renten) speist, an privatkapitalistische Unternehmen fließen, 
landen diese schnell in Konzern-Profiten, Vorstands-Boni oder Aktionärs-
Dividenden, ohne merkliche Beiträge zu einer gelingenden Transformation 
zu leisten. Eine ähnliche Fehlentwicklung ließe sich für kreditfinanzierte 
öffentliche Ausgaben mit Blick auf die Verteilung von costs und benefits zwi­
schen den Generationen feststellen; jedenfalls dann, wenn sie in unproduk­
tive Bereiche verschwinden. Solche verteilungspolitischen Fehlentwicklun­
gen können und müssen durch die sanktionsbewehrte Bindung öffentlicher 
Zuschüsse an produktive Investitionen und ökonomische, ökologische und 
soziale Kriterien vermieden werden. Standort- und Beschäftigungszusagen, 
mit Betriebs- und Aufsichtsräten vereinbarte Transformations-Abkommen, 
soziale und ökologische Nachhaltigkeitsprüfungen und andere Maßnah­
men können dies bewirken.

Maßnahmen dieser Art öffnen auch ein Zeitfenster für mehr Einfluss­
nahme von Beschäftigten, betrieblichen Interessenvertretungen und Ge­
werkschaften auf die Investitionsentscheidungen der Unternehmen. Mitbe­
stimmung bei der Entwicklung und Fixierung von Transformationsplänen 
in den Unternehmen ist notwendigerweise mit der Einflussnahme auf die 
Struktur der neuen Wertschöpfungsketten und die dafür notwendigen In­
vestitionen verbunden. Damit dringt die Mitbestimmung in den Kernbe­
reich privatkapitalistischer Eigentumsrechte vor. Und damit gewinnt die 
betriebliche Transformationspolitik an Demokratie, um die es ansonsten im 
Betrieb schlechtgestellt ist. In Summe, so könnte ein Zwischenfazit lauten, 
geht es um eingreifende Politik, die die Entwicklung in den Betrieben in 
Richtung sozialer und ökologischer Nachhaltigkeit und mehr Demokratie 
ausrichtet (Urban 2019, 183ff.).
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5. Öko-soziale Wirtschaftsdemokratie, transformative Reformallianzen und 
Plädoyer für einen neuen Reformismus

Kurzum: eine offensive Demokratiepolitik darf nicht beim Kampf gegen 
rechten Autoritarismus stehen bleiben. Sie sollte den Schwung demokrati­
scher Mobilisierung von Belegschaften auch gegen den alltäglichen Autori­
tarismus kapitalistischer Normalität in den Betrieben richten. Denn ohne 
demokratischere Verhältnisse in den Betrieben bleibt der Kampf gegen 
rechts in der Gesellschaft fragil. Doch das Ambitionsniveau der Demokra­
tisierungspolitik sollte noch höher liegen. Unter den Bedingungen einer 
kapitalistischen Marktwirtschaft muss der Konflikt um die Erweiterung des 
demokratischen Terrains im Unternehmen stets an Grenzen stoßen. Nach­
haltige Demokratisierungsstrategien der politischen Akteure müssen diese 
überwinden, will sagen: die Demokratisierung betrieblicher und überbe­
trieblicher Entscheidungsstrukturen müssen Hand in Hand gehen, soll 
die erwünschte Transformationsdynamik nicht den Regeln kapitalistischer 
Märkte, sondern den ökologischen und sozialen Nachhaltigkeitsbedürfnis­
sen der Gesellschaft folgen.

Wie aber müsste die neue, eine Wirtschaftsdemokratie des 21. Jahrhun­
dert konzipiert werden? Anregungspotenziale finden sich bei den Theo­
retikern der „alten“ Wirtschaftsdemokratie wie Rudolf Hilferding, Fritz 
Naphtali und Viktor Agartz (Urban 2019, S. 215ff.). Angeknüpft werden 
kann zweifelsohne an der Einsicht der Wirtschaftsdemokraten, dass die 
politische Demokratie, der bürgerliche Parlamentarismus zumal, lediglich 
eine „halbierte“, unvollendete Demokratieform darstellt, weil sie das Prinzip 
der demokratischen Selbstbestimmung lediglich für die Sphäre des Politi­
schen zur Geltung kommen lässt, es aus den Bereichen der Wirtschaft und 
vielfach auch der Gesellschaft aussperrt. Richtig erkannt wurden zugleich 
die Wichtigkeit, aber auch die Grenzen betrieblicher und unternehmens­
politischer Mitbestimmung und die Notwendigkeit ihrer Einbettung in 
überbetriebliche, in regional- und strukturpolitische, in gesamtwirtschaftli­
che sowie in sozial- und arbeitsmarktpolitische Strategien und Strukturen. 
Und schließlich waren sich Naphtali u. a. der machtpolitischen Dimension 
der Demokratisierung kapitalistischer Wirtschaftsverhältnisse durchaus be­
wusst; die Entmachtung der wirtschaftlichen Eliten der monopolisierten 
Großkonzerne sowie der politischen Eliten des bürgerlich-kapitalistischen 
Staates wurde als Ziel wirtschaftsdemokratischer Zwischenschritte und als 
Vorraussetzung der Erreichung des Endziels des Sozialismus aufgefasst.
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Doch trotz der Aktualität dieser Essentials, Blaupausen für die „neue“ 
Wirtschaftsdemokratie halten diese Konzepte nicht bereit. Vieles an ihnen 
muss mit Blick auf die Bedingungen des globalisierten Finanzmarkt-Kapi­
talismus hinterfragt, korrigiert oder weiterentwickelt werden müssen.

• Das gilt erstens für die Gewissheit, mit der das Endziel Sozialismus als 
Fixpunkt wirtschaftsdemokratischer Reformen galt sowie für die Gewiss­
heit, mit der die Eroberung der Kommandohöhen der wirtschaftlichen 
Monopole als sichere Schritte dorthin aufgefasst wurden. Weder kann 
das Sozialismus-Ziel als Konsens aller derer unterstellt werden, die als 
Protagonisten wirtschaftsdemokratischer Reformen gewonnen werden 
müssen; noch existiert in der Linken der Gegenwart eine hinreichende 
Idee von dem, was – nach dem Scheitern der Systeme des bürokratischen 
Staatssozialismus – heute unter einer sozialistischen Ökonomie und Ge­
sellschaft verstanden werden sollte – von den gegenwärtigen Kräftever­
hältnissen im globalen Finanzmarkt-Kapitalismus ganz zu schweigen.

• Unverzichtbar in einem neuen Konzept der Wirtschaftsdemokratie ist 
zweitens die Erweiterung der traditionellen Kapitalismuskritik um die 
Kritik des „fossilistischen Kapitalismus“ (Elmar Altvater) und die Inte­
gration ökologischer Konversionsstrategien in ein wirtschaftsdemokrati­
sches Konzept. Gerade weil Krisen bei der Rohstoff- und Energieversor­
gung, die drohende Klimakatastrophe, der Verlust an Biodiversität und 
die Überforderung der natürlichen Senken durch Schadstoffe letztlich 
als eine Zuspitzung immanenter Widersprüche der kapitalistischen Pro­
duktionsweise begriffen werden müssen, sollte die traditionelle Kritik 
der Politischen Ökonomie auch in wirtschaftsdemokratischen Strategien 
um die Kritik der Politischen Ökologie erweitert werden. Damit gewinnt 
die Demokratisierung gesellschaftlicher Produktions-, Verteilungs- und 
Konsumentscheidungen auch als Mittel zum Zweck einer ökologischen 
Konversions- und Transformationsstrategie an Bedeutung. Die traditio­
nelle wird zur ökosozialen Wirtschaftsdemokratie.

• Bliebe schließlich drittens die Staatsfrage, oder besser: das Etatismus­
problem der klassischen Wirtschaftsdemokratie. Trotz relevanter Unter­
schiede, sind die traditionellen Konzepte stark vom Staat aus gedacht. 
Nationalstaatliche Politik bildet das Zentrum der Übergangsstrategien 
wie der Funktionsweise einer demokratischen Ökonomie. Diese Fixie­
rung auf den Nationalstaat erweist sich in zweifacher Hinsicht als korrek­
turbedürftig. Zum einen muss spätestens seit der linken Kritik am sozial­
staatlichen Etatismus davon ausgegangen werden, dass – trotz eventuell 
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gegenteiliger Intentionen – auch der Sozialstaat durch seine Interventi­
onsmedien Recht und Geld nicht immer mehr soziale Sicherheit, Solida­
rität und individuelle Freiheit, sondern mitunter auch mehr Bürokratie, 
Repression und Ökonomisierung sozialer Verhältnisse erzeugt. Damit 
gewinnen die nicht-staatlichen Voraussetzungen einer emanzipierten 
und freien Lebensweise an Bedeutung. Das gilt insbesondere für Fragen 
der Geschlechterdemokratie und Modelle einer gleichberechtigten alltäg­
lichen Lebensweise von Männern und Frauen. Zugleich kann die Trans­
nationalisierung der Wirtschaftsbeziehungen und ihre einschränkenden 
Auswirkungen auf die Handlungsfähigkeit der Nationalstaaten nicht oh­
ne Folgen für ein neues Modell von Wirtschaftsdemokratie bleiben. Si­
cherlich hat die beliebte These von der Ohnmacht des Nationalstaates 
eher zur Entlastung des Steuer- und Sozialstaates von (berechtigten) Er­
wartungen der Bürger*innen als zur Erklärung der Realität beigetragen. 
Aber dass eine demokratisch ambitionierte Politik der Steuerung der 
Real- und Finanzökonomie an den nationalstaatlichen Grenzen nicht 
haltmachen kann, ist evident. Auch Wirtschaftsdemokratie muss heute 
als ein Mehrebenen-Konzept entworfen werden. Ein Konzept, in dem 
Reformen und Regulierungen auf der europäischen, der nationalstaatli­
chen, der regionalen sowie der betrieblichen Ebene ineinandergreifen.

Bereits diese kursorischen Anmerkungen lassen die Dimension der Aufga­
be deutlich werden. Offensichtlich ist, dass wirtschaftsdemokratische Fort­
schritte nur im Rahmen eines inkrementellen, konfliktintensiven Prozesses 
erwartet werden können. Der eine große Wurf wird Illusion bleiben. Die 
Überführung der gegenwärtigen finanzmarktgetriebenen Marktökonomie 
in eine öko-soziale Wirtschaftsdemokratie bedarf einzelner reformpoliti­
scher Projekte, die zu unterschiedlichen Zeitpunkten und an unterschiedli­
chen Orten im politischen Mehrebenen-System zu entwickeln und anzuge­
hen wären. Radikale ökologische Transformationsstrategien stehen jedoch 
vor einem Dilemma: Der Wandel, den sie bewerkstelligen müssen, ist sys­
temtransformativ; er muss über das kapitalistische Wirtschafts- und Kon­
sumptionsmodell hinausweisen. Die Realisierungschancen einer solchen, 
radikalen Veränderung sind jedoch ausgesprochen gering. Dem transfor­
mativen Ziel stehen widrige Kräfteverhältnisse gegenüber. Transformativ 
orientierte Kräfte sind schwach wie nie. Alle politischen Strategien müssen 
sich zu diesem Dilemma verhalten. Der Handlungsdruck ist so groß und 
die Zeit, die zur Abwendung der Klimakatastrophe verbleibt, so knapp, 
dass alle Möglichkeiten zur Reduzierung des CO₂-Ausstoßes genutzt wer­

Hans-Jürgen Urban

42

https://doi.org/10.5771/9783748953081 https://www.inlibra.com/de/page/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/9783748953081 
https://www.inlibra.com/de/page/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


den müssen. Die Gesellschaften können es sich nicht leisten, praktikable 
Varianten der Schadstoffreduzierung auch unterhalb der Transformation 
rechts oder links liegen zu lassen. Alles, was machbar ist und die transfor­
mative Perspektive nicht blockiert, muss genutzt werden.

Das liefe auf einen Öko-Reformismus hinaus, der freilich ein anderer 
sein muss als jener, der traditionell in den Gewerkschaften oder der Sozial­
demokratie zu Hause war. Der neue Öko-Reformismus muss sich vor allem 
durch seine zeitliche Nähe zur Transformationsperspektive, seinen Inhalten 
und seiner Interventionstiefe vom traditionellen Reformismus unterschei­
den:

• Erstens muss der Öko-Reformismus einer dezidiert kapitalismuskriti­
schen Wachstumskritik einen anderen Stellenwert zuordnen, als traditio­
nelle Strategien das getan haben. Auch wenn die Forderung nach einem 
pauschalen Wachstumsverzicht weder auf demokratische Zustimmung 
hoffen noch die notwendigen ökonomischen Ressourcen eines offensi­
ven Umbaukonzeptes bereitstellen könnte (Deutschmann 2024), so muss 
der Dialektik aus Aus-, Um- und Rückbau ökonomischer Branchen und 
Sphären eine gänzliche neue Bedeutung zukommen.

• Zweitens muss der ökosoziale Reformismus einer anderen Zeitlogik 
folgen. Er kann sich nicht mit den langen Prozeduren demokratisch-
bürokratischer Entscheidungsfindungen begnügen. Die beschleunigte 
Naturzerstörung führt dazu, dass auch der wirtschaftspolitische Para­
digmenwechsel und die daraus folgenden Veränderungen beschleunigt 
werden müssen. So negativ das Prinzip der Beschleunigung als Ökono­
misierungsprinzip der Moderne wirkt (Rosa 2005), so notwendig ist 
Beschleunigung bei reformerischen Gegenmaßnahmen gegen Klimakrise 
und Ressourcenverschwendung.

• Drittens muss die Regulations- und Interventionstiefe des komprimier­
ten Reformismus eine ganz andere sein als früher. Der traditionelle 
Reformismus hat in der Regel gewartet, was der Markt an Wertschöp­
fung hervorbringt, um diese dann in soziale Reformen zu übersetzen. 
Heute wissen wir, dass die Eingriffe in Märkte, Produktion und Produkte 
erheblich tiefer ausfallen müssen. Demokratisch gesetzte Ziele müssen 
die ökonomische Entwicklung bestimmen und nicht die Logik der pro­
fitabelsten Allokation von Ressourcen. Das erfordert Eingriffe in die 
kapitalistische Eigentumsordnung.

• Und schließlich muss der neue Reformismus viertens auf eine weitrei­
chende Einbettung von Produktions- und Investitionsentscheidungen in 
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die gesellschaftlichen Kontexte setzen. Der traditionelle Reformismus 
war in hohem Maße etatistisch. Er war orientiert auf die Regierungspo­
litik und verzichtete weitgehend auf Rückkopplung mit der Zivilgesell­
schaft, mit den Interessen der Menschen in den Regionen und Branchen. 
Auch das muss ein komprimierter Öko-Reformismus anders machen.

Kurzum: Der neue Öko-Reformismus kann sich nicht einfach aus dem 
Repertoire reformistischer Vorstellungen der wohlfahrtsstaatlichen Ära be­
dienen. Er muss auf eine neue Form von Wachstumskritik setzen, einer 
beschleunigten Zeitlogik folgen, in einem neuen Ausmaß lenkend in die 
Markt- und Produktionsprozesse eingreifen und schließlich demokratische 
Legitimation nicht nur aus Wahlen, sondern aus einer neuen Qualität der 
Beteiligung der Betroffenen ziehen.
Die neue Wirtschaftsdemokratie ist und bleibt ein äußerst voraussetzungs­
volles Projekt. Als Bauplan enthält sie die Skizze eines Wirtschaftssystems, 
in der die planvolle Einwirkung demokratisch legitimierter Politik auf die 
Ökonomie gesichert wird. Als regulative Idee leitet sie eine Transformati­
onsstrategie an, die über die sukzessive Ausweitung individueller Partizi­
pation, kollektiver Mitbestimmung und gesellschaftlicher Planung auf die 
allmähliche Überführung der profitgesteuerten (Finanz-)Ökonomie in eine 
solidarische Ökonomie zielt, in der wirtschaftliche Effizienz mit sozialer 
und ökologischer Nachhaltigkeit immer wieder neu ausbalanciert wird. 
Unverzichtbar wäre, dass sich vor allem die Gewerkschaften einer solchen 
strategischen Orientierung zuwenden. Doch offensichtlich ist auch, dass die 
Erreichung solcher Ziele nur durch einen Verbund unterschiedlicher Ak­
teure realistisch erscheint, die mit unterschiedlicher Expertise und jeweils 
eigenen Machtressourcen in den jeweiligen Arenen agieren. Die Perspektive 
könnte in einem Kooperationsverbund kritischer Kräfte liegen, in dem sich 
unterschiedliche Akteure, Organisationen und Individuen zusammentun 
und die Spezifika ihrer Handlungspotenziale zu einem politischen Projekt 
zusammenfügen. Und dies, ohne eigene Identitäten preiszugeben. Die An­
forderungen dieser Konstellation an einen politischen Akteur sollen im 
Begriff der Mosaik-Linken zum Ausdruck kommen (Urban 2023). Dabei ist 
die Mosaik-Linke nicht mit klassisch linken Vorstellungen von Bündnispo­
litik eines mit hegemonialen Kapazitäten ausgestatteten Teilakteurs in eins 
zu setzen. Die Metapher des Mosaiks akzeptiert vielmehr, dass auch kapita­
listische Gesellschaften Prozessen der sozialen Differenzierung unterliegen, 
aus denen eigenwillige Handlungssysteme mit eigenen Handlungszwängen 
und spezifischen Einzelakteuren hervorgehen. Und dass polit-ökonomische 
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Transformationsprojekte einen so hohen Komplexitätsgrad aufweisen, dass 
zu ihrer Realisierung die koordinierte Kompetenz unterschiedlicher Akteu­
re unverzichtbar ist. In diesen Zusammenhängen kann kein Akteur eines 
Teilbereiches für sich reklamieren, eine allumfassende Gesamtkompetenz 
zu besitzen.

Ein solches mosaiklinkes Konzept wirft gegenwärtig wohl immer noch 
mehr Fragen auf, als dass es sich auf Gewissheiten berufen kann. Das gilt 
insbesondere mit Blick auf das Projekt einer Neuen Wirtschaftsdemokratie. 
Auch hier ist es für die gemeinsam Handelnden unverzichtbar, nicht nur 
Selbstverständnis und strategische Orientierungen gegenüber denen traditi­
onslinker Bündnisse weiterzuentwickeln. Auch das Akteursspektrum muss 
deutlich weiter gefasst werden. Neben den klassischen Bündnispartnern 
(Gewerkschaften, linke Parteien und progressive Intellektuelle) wird ein 
mosaiklinkes Akteursprojekt die globalisierungskritischen Initiativen und 
Bewegungen sowie die Vertreter*innen kritischer Konsumentenmacht um­
fassen müssen. Mit der Breite des Spektrums nehmen auch Abstimmungs- 
und Verständigungsprobleme unter den Beteiligten zu. Damit wird nicht 
nur die wechselseitige Anerkennung der jeweiligen Bewegungs- und Or­
ganisationskulturen zur Schlüsselressource kollektiver Politikfähigkeit. Zu­
gleich steigt die Bedeutung politisch integrierender Projekte. Integrations­
potenziale und strategischen Stellenwert der Neuen Wirtschaftsdemokratie 
in einem solchen Kontext gilt es, auszuleuchten (Urban und Hebel 2023; 
Urban 2024).

Werden die Gewerkschaften trotz aller Widrigkeiten einen Beitrag dazu 
leisten wollen und können, die Demokratisierung von Entscheidungspro­
zessen in Unternehmen und Wirtschaftspolitik auf die Agenda zu setzen? 
Über das Wollen werden die Debatten der nahen Zukunft und die Bereit­
schaft der gewerkschaftlichen Apparate zu einer problemgerechten Strate­
giedebatte entscheiden. Das Können wird davon abhängen, welche Rele­
vanz Belegschaften und gewerkschaftliche Aktivist*innen dem Projekt einer 
neuen öko-sozialen Wirtschaftsdemokratie beimessen: ob es als Rhetorik- 
oder Utopiethema behandelt und in allzu ferne Zukunft verschoben wird, 
oder ob es als Voraussetzung der Möglichkeit begriffen wird, die Option auf 
eine solidarischere sowie ökologisch nachhaltige Ökonomie zu öffnen.
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6. Ausblick: Demokratiepolitische Progression und gesellschaftlicher 
Zusatznutzen

Eine erfolgreiche Politik gegen den alltäglichen Autoritarismus und für 
mehr Demokratie im kapitalistischen Betrieb liefe nicht nur auf eine hu­
manere Arbeitswelt hinaus. Sie könnte zugleich auf einen doppelten gesell­
schaftlichen Zusatznutzen hoffen. Mehr Partizipation am Arbeitsplatz und 
vor allem die umfassende Einbindung der betrieblichen Interessenvertre­
tungen in die betrieblichen Transformationsprozesse böten die Chance, 
soziale Friktionen und Interessenverletzungen der abhängigen Arbeit im 
ökologischen Transformationsprozess zu reduzieren sowie Akzeptanz und 
Zustimmung in den Belegschaften zu diesem sozial riskanten Prozess 
zu erhöhen. Darüber hinaus könnte die Demokratisierung betrieblicher 
Strukturen einen zentralen Beitrag zur Bekämpfung rechter Kräfte in den 
Betrieben leisten und damit dazu beitragen, eine Keimzelle des rechten 
Autoritarismus in Gesellschaft und Politik auszutrocknen. Demokratische 
Progression im Ökonomischen erwiese sich als Instrument der Prävention 
demokratischer Regression und als Stütze demokratischer Nachhaltigkeit in 
Gesellschaft und Politik.

Die begründete Hoffnung auf den gesellschaftlichen Zusatznutzen einer 
ökosozialen Wirtschaftsdemokratie sollte zu einer Aufwertung betrieblicher 
und wirtschaftspolitischer Arenen bei der Bekämpfung rechter Entwicklun­
gen und dem Bemühen um eine sozial-ökologische Transformation führen. 
Das gilt für die sozialwissenschaftliche Forschung wie für die Politik. Die 
Demokratisierung des Ökonomischen sollte als Ausgangspunkt einer ge­
sellschaftlichen Suche nach einem neuen Reformismus dienen, den es zu 
konzipieren und zu praktizieren gilt. Warum aber die Dominanz des Kon­
junktivs am Ende des vorliegenden Beitrags? Sie speist sich nicht aus dem 
Misstrauen gegenüber der Solidität der Argumente. Sie verweist vielmehr 
auf die wissenschaftlichen und politischen Landkarten in den führenden 
kapitalistischen Demokratien. Weder wird systematisch an den Konturen 
einer öffentlichen Soziologie der Wirtschaftsdemokratie gearbeitet (dazu 
Urban 2018a; Deutschmann 2024), noch verfügt die gesellschaftliche und 
politische Linke über die Konzept- und Macht-Ressourcen, die zur Reali­
sierung von Projekten dieser Art unabdingbar wären. Bleibt zu hoffen, dass 
sich das – möglichst bald – ändern lässt.
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Erinnerung als eine (weitgehend) ungenutzte Ressource für die 
deutsche Gewerkschaftsbewegung – Bilanz und Ausblick

Stefan Berger

1. Einleitung

Vom Januar 2018 bis zum Januar 2021 arbeitete eine vom Deutschen 
Gewerkschaftsbund (DGB) initiierte dreijährige transdisziplinäre Kommis­
sion daran, zu analysieren, in welchem Zustand sich das kollektive Ge­
dächtnis der deutschen Gewerkschaften befand (Berger 2015). Die Hälfte 
ihrer Mitglieder waren Gewerkschafterinnen und Gewerkschafter, die eini­
ge der großen, im DGB zusammengeschlossene Industriegewerkschaften 
vertraten. Die andere Hälfte waren Universitätswissenschaftler*innen, die 
Expert*innen für die Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung und für 
Erinnerungsgeschichte sind.1 Die Kommission trug den etwas irreführen­
den Titel „Erinnerungskulturen der sozialen Demokratie“, da der damalige 
Vorsitzende des DGB, Reiner Hoffmann, betonen wollte, dass sich die 
Kommission nicht nur mit den Werten der Gewerkschaften, sondern mit 
dem Projekt, zusätzlich zur politischen Demokratie, mehr gesellschaftliche 
Demokratie in der Bundesrepublik zu verwirklichen, befassen sollte. Eine 
Demokratisierung möglichst vieler gesellschaftlicher Sphären inkludiert 
natürlich auch die „industrielle Demokratie“, die durch unterschiedliche 
Arten der Mitbestimmung im Betrieb und Unternehmen charakterisiert ist. 
Ein solch erweiterter Demokratiebegriff wurde in historischer Perspektive 
nicht nur von der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands (SPD) gefor­
dert, sondern beinhaltet auch Ideen der christlichen Soziallehre und linker 
Bewegungen, die nicht unbedingt mit der SPD identisch sind.2 Wie Ulrich 
Heinemann und Manfred Wannöffel im Namen der Kommission dargelegt 
haben, stellt die soziale Demokratie eine nützliche konzeptionelle Grundla­
ge dar, von der aus die der Gewerkschaftsbewegung innewohnenden Werte 

1 Eine vollständige Liste der Mitglieder der Kommission finden Sie im Vorwort der 
Herausgeber des Bandes: Berger, Jäger, Teichmann 2022.

2 Dies betonte Reiner Hoffmann in Gesprächen mit dem Autor bei der Vorbereitung der 
Kommissionsgründung. Der Autor leitete die Kommission gemeinsam mit Wolfgang 
Jäger, dem ehemaligen Geschäftsführer der Hans-Böckler-Stiftung.
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der Solidarität in der Gesellschaft wieder an Bedeutung gewinnen könnten 
(Heinemann und Wannöffel 2022).

2. Erinnerungsfelder der sozialen Demokratie in Deutschland

Die Kommission traf sich drei Jahre lang dreimal pro Jahr, um über Schlüs­
selthemen zu diskutieren, die sie als entscheidend für die Erinnerung an die 
Gewerkschaftsbewegung im heutigen Deutschland identifiziert hatte. Bei 
diesen neun Themen ging es um die Erinnerung an die Entwicklung der 
Sozialversicherungssysteme und den Beitrag der Gewerkschaften dazu; um 
die organisatorische Entwicklung der Gewerkschaftsbewegung selbst; um 
die Entwicklung des Systems der Arbeitsbeziehungen und der ikonischen 
Streiks; um die Bestrebungen, mehr soziale Gleichheit zu erreichen; um 
die Entwicklung des Systems der Mitbestimmung; über die Geschichte 
des Kampfes für eine größere Gleichstellung der Geschlechter. Darüber 
hinaus wurden Themen über den Kampf der Gewerkschaften gegen Ras­
sismus und für eine positive und konstruktive multikulturelle Integration 
von Arbeitsmigrant*innen innerhalb der Betriebe und in der Gesellschaft 
debattiert; es ging ferner auch um den Kampf der Gewerkschaften für die 
Schaffung eines sozialen Europas sowie um Bündnisse der Gewerkschaften 
mit anderen fortschrittlichen, linksgerichteten sozialen Bewegungen. Jedes 
Thema wurde in zweitägigen Sitzungen der Kommission im Institut für so­
ziale Bewegungen in Bochum auf der Grundlage wissenschaftlicher Papiere 
diskutiert, die von Expert*innen für die neun Themen vorbereitet wurden. 
Sie wurden in Buchform publiziert und schließlich in das Programm der 
Bundeszentrale für politische Bildung in Deutschland übernommen (Ber­
ger, Jäger, Teichmann 2022).

Zusätzlich zu den Arbeiten der Kommission bereitete Wolfgang Jäger 
vertiefende Studien zur Darstellung der Gewerkschaftsbewegung in acht 
deutschen historischen Museen und im Haus der Europäischen Geschichte 
in Brüssel vor (Jäger 2020). Jägers Studie unterstreicht, dass die Erinne­
rungskulturen der Gewerkschaftsbewegung in der historischen Museums­
landschaft Deutschlands nur sehr unzureichend vertreten sind. Das größte 
und bedeutendste nationale Geschichtsmuseum, das Museum für Deutsche 
Geschichte in Berlin, beschäftigt sich kaum mit der Gewerkschaftsbewe­
gung und weiteren Erinnerungskulturen der sozialen Demokratie. Seine 
Dauerausstellung ist mittlerweile neugestaltet worden und harrt einer Eva­
luierung im Hinblick auf die Themen der sozialen Demokratie. Doch die 
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alte Ausstellung befasste sich im Großen und Ganzen fast ausschließlich 
mit der hohen Politik in der deutschen Geschichte.

Das Haus der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland in Bonn 
widmet der Geschichte der Gewerkschaftsbewegung und den Werten der 
sozialen Demokratie mehr Aufmerksamkeit, auch wenn der Fokus auf die 
Mitbestimmung und das System der Arbeitsbeziehungen im Allgemeinen 
ausgeweitet werden könnte. Auch in anderen Geschichtsmuseen der Bun­
desrepublik werden wichtige Aspekte der Gewerkschaftsgeschichte igno­
riert oder ausgeklammert, und insgesamt besteht ein großer Bedarf, diese 
Geschichte stärker in die institutionelle Museumslandschaft der Bundesre­
publik zu integrieren (Jäger 2020).

Neben der Arbeit in der Kommission hielten Stefan Berger, Wolfgang 
Jäger und Ulf Teichmann an der Ruhr-Universität Bochum (RUB) Hoch­
schulkurse für Studierende zur Erinnerung an die deutsche Gewerkschafts­
bewegung ab und kooperierten dabei mit anderen Mitarbeitern, z. B. dem 
Professor für Geschichtsdidaktik, Christian Bunnenberg. Stefan Berger und 
auch Manfred Wannöffel als Hochschullehrer mit Dauerstellen halten bis 
heute immer wieder Lehrveranstaltungen ab zur Erinnerungsgeschichte der 
deutschen und internationalen Gewerkschaftsbewegung. Außerdem orga­
nisierte die Kommission im Oktober 2020, coronabedingt, eine Reihe von 
Internet-Konferenzen, auf der die Ergebnisse der dreijährigen Arbeit der 
Kommission vorgestellt wurden. Zudem internationalisierte sie die deut­
schen gewerkschaftlichen Erinnerungskulturen, indem sie Expert*innen 
für gewerkschaftliche Erinnerungskulturen aus anderen Ländern in Europa 
und der Welt einlud, ihre Erfahrungen miteinander zu teilen. Daraus ist 
inzwischen eine eigene Website entstanden, die eine globale Plattform mit 
Informationen und Austauschmöglichkeiten zum Stand der Erinnerungs­
politik von Gewerkschaften in aller Welt bietet.3 Aufbauend auf der dreijäh­
rigen Arbeit der Kommission legte sie dem DGB und seinem Vorsitzenden 
Reiner Hoffmann eine Liste von Empfehlungen vor, was der DGB tun 
kann, um die gewerkschaftlichen Erinnerungskulturen in Deutschland zu 
stärken.

Dazu gehörten die kontinuierliche Weiterführung und Aktualisierung 
der Website zur Geschichte der deutschen Gewerkschaftsbewegung, die 
von der Hans-Böckler-Stiftung unter der Leitung eines der bedeutends­
ten Historiker der deutschen Gewerkschaftsbewegung, Michael Schneider, 

3 https://www.sfu.ca/union-memory.html [abgerufen am 30.01.2025].
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entwickelt wurde.4 Sie dient als wunderbare Ressource für eine aktive 
Social-Media-Arbeit, die versucht, die Geschichte der deutschen Gewerk­
schaftsbewegung einer größeren Öffentlichkeit nahezubringen. Diese So-
cial-Media-Arbeit weiter zu verbessern bleibt eine dringliche Aufgabe der 
Gewerkschaftsbewegung, aber es ist ein gutes Zeichen, dass unter der Lei­
tung von Dieter Pougin bei der Hans-Böckler-Stiftung ein neues Referat 
Gewerkschaftliche Erinnerungskulturen gegründet wurde, das gleich mit 
mehreren Mitarbeiter*innen die Geschichts- und Erinnerungsarbeit der 
Stiftung verstärken soll.5 Ihr obliegt es, in den kommenden Jahren eine 
innovative und zeitgemäße Social-Media-Arbeit zu entwickeln, die gerade 
jüngere Menschen an die Gewerkschaften heranführen sollte. Aber sie 
sollte auch darauf hinarbeiten, die Erinnerungs- und Geschichtsarbeit der 
Gewerkschaften zu koordinieren und Ressourcen zu dessen Verbesserung 
bereitzustellen.

Die Kommission empfahl weiterhin, regionale Erinnerungsorte für den 
Kampf um soziale Rechte zu fördern. In der Tat brachte die Hans-Böckler-
Stiftung, auf diese konkrete Empfehlung reagierend, in Kooperation mit 
dem Regionalverband Ruhr (RVR) ein Projekt auf den Weg, um solche 
Erinnerungsorte sozialer Teilhabe in die bereits bestehende RVR zu inte­
grieren. Circa sieben Millionen Touristen besuchen mittlerweile die Route 
der Industriekultur jedes Jahr. Ihnen nicht nur große Unternehmerpersön­
lichkeiten, technische Neuerungen und imposante Gebäude vorzustellen, 
sondern sie zugleich daran zu erinnern, dass in dieser Region, dem Ruhrge­
biet, zentrale Kämpfe um mehr soziale Gerechtigkeit stattgefunden haben, 
ist das Ziel dieses zum Zeitpunkt des Schreibens noch in der Realisierung 
befindlichen Projekts.6 Schließlich gehörte auch die verstärkte Erforschung 
der Erinnerungsgeschichte sozialer Demokratie zu den konkreten Hand­
lungsempfehlungen der Kommission.7 Eine solche erfolgt an vielen Orten 
in der Bundesrepublik, an denen Arbeit und Arbeiterbewegungen erforscht 
werden, allen voran am Institut für soziale Bewegungen (ISB) der RUB, das 
eng mit der Gemeinsamen Arbeitsstelle der RUB/ IG Metall zusammenar­

4 Die Website „Geschichte der deutschen Gewerkschaften“ ist hier zu finden: https://ww
w.gewerkschaftsgeschichte.de/ (abgerufen am 30.01.2025).

5 https://www.boeckler.de/de/newsletter-hans-34382-gewerkschaftliche-erinnerungskult
uren-mehr-geschichte-wagen-64125.htm [abgerufen am 31.01.2025].

6 Zur Route der Industriekultur im Ruhrgebiet, siehe http://www.route-industriekultur.r
uhr/ (abgerufen am 30.01.2025).

7 Zu den detaillierten Handlungsempfehlungen der Kommission siehe Berger, Jäger, 
Teichmann 2022.
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beitet. Auch die 2017 gegründete German Labour History Association und 
die Kolloquien zur Geschichte der Arbeitswelten und der Gewerkschaften 
tragen das Ihre zu einer Stärkung der Erinnerungsgeschichte der deutschen 
Gewerkschaftsbewegung bei.8

Des Weiteren bleibt es ein wichtiges Desiderat, die Geschichte der Ge­
werkschaften stärker in den Schulunterricht zu integrieren, damit bereits 
Schüler*innen an den weiterführenden Schulen, aber auch an den Berufs­
schulen ein klares Bild von der historischen Bedeutung und der Funktion 
von Gewerkschaften bekommen. Zwar sind die Lehrpläne hier zum Teil 
so starr, dass es gar nicht leicht ist, das Thema Gewerkschaften in ihnen 
unterzubringen, aber ein Ding der Unmöglichkeit ist es nicht, zumal auch 
die Projektwochen an Schulen durchaus dazu geeignet sind, das Thema der 
Gewerkschaften aufzugreifen. Seit 2023 gibt es lockere Gespräche zwischen 
dem ISB in Bochum und der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft 
(GEW), um zu ermitteln, wie man die bereits bestehenden Angebote, z. B. 
von „Böckler Schule“ nutzen kann,9 um die Erinnerungsgeschichte der 
Gewerkschaften in den Schulen zu stärken, und wie man neue Initiativen 
starten könnte, die das Thema aus seinem Schattendasein herausführen 
könnte.

Es sollte inzwischen klar sein, dass die Kommission und die ihr nachfol­
genden Aktivitäten ein großer Versuch des DGB war, in die Geschichtskul­
tur Deutschlands einzugreifen und eine Art von öffentlicher Geschichte 
zu betreiben, die Auswirkungen auf die politische Kultur des Landes hat. 
Er tut dies aus der Erkenntnis heraus, dass er in der öffentlichen Diskussi­
on über die Rolle der Gewerkschaften in der deutschen Gegenwartsgesell­
schaft seit geraumer Zeit in der Defensive ist. In den traditionellen Medien, 
in Zeitungen, Rundfunk und Fernsehen, werden die Gewerkschaften oft 
als die letzten Dinosaurier eines Industriezeitalters dargestellt, über dem 
in Deutschland und der westlichen Welt die Sonne untergegangen ist (Eb­
binghaus 2002). Neoliberale Kommentator*innen heben besonders häufig 
den angeblichen Widerstand der Gewerkschaften gegen notwendige wirt­

8 Die Kolloquien zur Geschichte der Arbeitswelten und der Gewerkschaften werden 
unter der Federführung der Hans-Böckler- und der Friedrich-Ebert-Stiftung seit 2014 
durchgeführt und verbinden zahlreiche Wissenschaftler an diversen bundesrepublika­
nischen Institutionen miteinander, die hier einen Schwerpunkt setzen. Aus diesem 
Kreis heraus wurde die GLHA auch gegründet. Zur GLHA siehe https://www.germanl
abourhistory.de/ [abgerufen am 30.01.2025].

9 https://www.boeckler.de/de/boeckler-schule-2690.htm [abgerufen am 31.01.2025].
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schaftliche und soziale Veränderungen hervor.10Rechte Publizisten erklären 
die Ära der Gewerkschaften für beendet (Kreutzer 2019). Gleichzeitig spie­
len die Gewerkschaften in den sozialen Medien einer jüngeren Generation 
kaum noch eine Rolle. Ein von Arbeit und Leben e. V., einer Weiterbil­
dungseinrichtung des DGB und des Deutschen Volkshochschulverbandes,11 
produzierter Film zeigte die Einstellungen von Schüler*innen der Leipziger 
Berufsschulen, die in Betrieben ausgebildet werden. Die meisten von ihnen 
hatten keine Vorstellung von der Bedeutung und Funktion der Gewerk­
schaften und wofür sie stehen. Ein Schüler vermutete, dass es sich um eine 
obskure Organisation für Professoren handeln könnte.12 Diese Unkenntnis 
bei einer Klientel, die eigentlich für die Gewerkschaften rekrutierbar wäre, 
muss angesichts der ständigen Berichte über stagnierende oder sinkende 
Mitgliederzahlen der deutschen Gewerkschaften sehr beunruhigend sein.

Und wir sollten nicht vergessen, dass die deutsche Gewerkschaftsbewe­
gung im globalen Vergleich derzeit als die stärkste freie Gewerkschaftsbe­
wegung der Welt angesehen werden muss. Die deutsche IG Metall (IGM) 
ist international sehr prominent bei den Versuchen, globale Gewerkschafts­
verbände aufzubauen (IG Metall 2015). Außerhalb Deutschlands sieht die 
Lage oft desolat aus. In Australien ist das Streikrecht der Gewerkschaften 
seit vielen Jahren eingeschränkt und die Gesetzgebung erschwert die ge­
werkschaftliche Organisierung. In den USA gibt es im Süden so gut wie 
keine Gewerkschaften mehr, und im Norden sind sie nur noch vereinzelt 
vorhanden. Sie haben zudem oft Angst, sich gegen den Rechtspopulismus 
von Donald Trump auszusprechen, da sie dann fürchten, auch noch ihre 
letzten Mitglieder zu verlieren. In Großbritannien führte bereits Margaret 
Thatcher so viele gewerkschaftsfeindliche Gesetze ein, nachdem sie die 
einst mächtige National Union of Mineworkers 1984–1985 in einem Klas­
senkampf von oben zerschlagen hatte, dass die Gewerkschaftsbewegung 
nur noch ein Schatten ihres früheren Selbst ist. In Italien ist es den 
Gewerkschaften nicht gelungen, eine ihrer zentralen Errungenschaften in 

10 ֦Dinosaurier im Dilemma“. in: Focus Money, Nr. 23 (2000), in: https://www.focus.de/
finanzen/news/arbeitnehmer-dinosaurier-im-dilemma_aid_240082.html [abgerufen 
am 30.01.2025].

11 Für Arbeit und Leben siehe: https://www.arbeitundleben.de/ [abgerufen am 
30.01.2025].

12 Leider ist der Film nicht öffentlich zugänglich. Er wurde auf einer Konferenz in 
Leipzig anlässlich des 150-jährigen Bestehens der deutschen Gewerkschaftsbewegung 
am 30. September 2015 gezeigt. Es wurde beschlossen, ihn nicht zu veröffentlichen, 
um die Identität der Schüler*innen zu schützen. E-Mail Fran Schott an Stefan Berger, 
12. Juli 2019.
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der Nachkriegszeit aufrechtzuerhalten, nämlich die Scala Mobile, die die 
Lohnerhöhungen indexierte und an die Unternehmensgewinne gebunden 
hat. In Brasilien kämpfen die Gewerkschaften zusammen mit der Arbei­
terpartei ein Nachhutgefecht gegen die rechtspopulistische Regierung von 
Jair Bolsonaro. Anderswo sieht es ähnlich düster aus (Gall, Wilkinson, 
Hurd 2011; Gall 2024). In dieser für die Gewerkschaften heiklen globalen 
Situation versucht die DGB-Kommission „Erinnerungskulturen der sozia­
len Demokratie“, Erinnerung als wichtige Ressource zu etablieren, mit der 
die Gewerkschaften in Deutschland und an anderen Orten in die Offensive 
gehen können, indem sie die öffentliche Geschichte nutzen, um die histo­
rische Bedeutung und die aktuelle Notwendigkeit starker Gewerkschaften 
zu unterstreichen.

3. Was wird wo erinnert zur deutschen Gewerkschaftsbewegung?

Dabei ist zunächst einmal zu betonen, dass wir zu wenig darüber wissen, 
wie die Erinnerung an die Gewerkschaftsbewegung in den Gewerkschaf­
ten selbst oder in der deutschen Gesellschaft insgesamt präsent war und 
ist. Was wir bislang sagen können, ist, dass die gewerkschaftlichen Erin­
nerungskulturen bis in die 1960er-Jahre in öffentlichen Demonstrationskul­
turen, öffentlichen Formen des Gedenkens und schriftlichen Broschüren 
und Zeugnissen, die von der Gewerkschaftsbewegung selbst produziert 
wurden, wurzelten. Danach kam es zu erinnerungspolitischen Auseinan­
dersetzungen im Rahmen von politischen Konferenzen, Ausstellungen und 
stärker professionalisierten Formen des Gedenkens, darunter Gedenktou­
ren zu bestimmten Orten und Städten, die Produktion von Filmen und 
Theaterstücken sowie in jüngster Zeit die Nutzung sozialer Medien und des 
Internets zur Erzeugung von Erinnerungsdiskursen. Während der Kampf 
zwischen verschiedenen ideologischen Gruppierungen, insbesondere den 
christlichen (katholischen), kommunistischen, anarcho-syndikalistischen 
und sozialdemokratischen Fraktionen, seinen Ausdruck in unterschiedli­
chen Erinnerungskulturen der verschiedenen ideologischen Bewegungen 
fand, schwächte die Vereinigung der Gewerkschaftsbewegung in der Bun­
desrepublik nach 1949 diese ideologischen Spaltungen ab. Die Erinnerung 
an vergangene Kämpfe diente jedoch weiterhin als Folie für Debatten über 
die Rolle der Gewerkschaftsbewegung in der deutschen Gesellschaft. Mili­
tantere Erinnerungskulturen stellten die Gewerkschaften als Gegenkraft zur 
kapitalistischen Entwicklung dar. Reformistischere Erinnerungskulturen 

Erinnerung als eine (weitgehend) ungenutzte Ressource

55

https://doi.org/10.5771/9783748953081 https://www.inlibra.com/de/page/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/9783748953081 
https://www.inlibra.com/de/page/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


stellten die Gewerkschaften als Sozialpartner des Kapitals dar, wenn auch 
als Partner, die in einem immerwährenden, aber institutionell kanalisierten 
Konflikt vereint sind. Seit den 1980er-Jahren sind die Erinnerungskulturen 
der deutschen Gewerkschaftsbewegung akademischer geworden, mit diffe­
renzierteren Urteilen und einer größeren Pluralität der Perspektiven. Unter 
dem Eindruck der neoliberalen Angriffe auf die Gewerkschaftsbewegung 
konzentrierten sich die Gewerkschaften verstärkt auf ihre Kernaufgaben, 
die Verteidigung der Beschäftigten in den Betrieben sowie die Rettung der 
wichtigsten gewerkschaftlichen Errungenschaften der 1950er- bis 1970er-
Jahre. Dies führte in den 1990er- und 2000er-Jahren zu einer Vernachläs­
sigung des historischen Gedächtnisses. Erst in jüngster Zeit haben die 
Gewerkschaften Erinnerung und Geschichte als wichtige Ressourcen für 
ihre kulturelle Akzeptanz wiederentdeckt. Die Kommission selbst gilt als 
jüngstes Beispiel für den Wert, der dieser politischen Ressource beigemes­
sen wird (Schneider 2022).

Was die Sozialpolitik betrifft, so hat es den Anschein, dass der Beitrag der 
deutschen Gewerkschaften zur Durchsetzung wichtiger Gesetze im Bereich 
der Krankenversicherung, der Arbeitslosenversicherung, der Renten und 
anderer zentraler Aspekte des Wohlfahrtsstaates in der öffentlichen Erinne­
rung nicht sehr präsent ist. In der breiten deutschen Öffentlichkeit werden 
diese „Errungenschaften“ eher mit politischen Parteien, Regierungen und 
parlamentarischen Aktivitäten in Verbindung gebracht. Die Lobbyarbeit 
von Gewerkschafter*innen und ihre Rolle als Parlaments- und Regierungs­
mitglieder werden weitgehend ignoriert. Selbst auf der Ebene der Interna­
tionalen Arbeitsorganisation in Genf ist die Erinnerung an die Arbeit von 
Gewerkschafter*innen in diesem wichtigen dreigliedrigen Gremium weder 
in der Erinnerung der Institution selbst noch in der breiteren öffentlichen 
Wahrnehmung der Institution stark präsent. Stattdessen erinnert man sich 
oft an die Ministerien und ihre Beamten als die Hauptakteure, die den 
Prozess der fortschrittlichen Arbeitsgesetzgebung vorantrieben. Dass viele 
dieser Ministerialbeamten Gewerkschafter*innen waren, ist dagegen weit­
gehend vergessen (Kott 2022).

Innerhalb der Gewerkschaften gibt es eher eine Erinnerungskultur an 
ihre sozialpolitischen Errungenschaften, als dies in der deutschen Gesell­
schaft insgesamt der Fall ist. Mehrere Erinnerungsnarrative sind innerhalb 
der Gewerkschaftsbewegung präsent. Erstens gibt es ein Narrativ, das die 
Gewerkschaften als frühe Befürworter des Wohlfahrtsstaates in Erinnerung 
ruft, als der undemokratische und autoritäre kaiserliche deutsche Staat 
nur aufgrund des Drucks der breiteren Arbeiterbewegung aktiv wurde. 
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Dann gibt es ein Widerstandsnarrativ in der Erinnerungskultur der Ge­
werkschaften, das ihren Kampf gegen Bismarcks Versuch, die Loyalität der 
Arbeiter mit seiner Variante eines Sozialversicherungssystems zu erkaufen, 
hervorhebt. Der Widerstand gegen die Bismarck'schen Wohlfahrtssysteme 
wird ebenso erinnert wie der Widerstand gegen die Rassifizierung der 
Wohlfahrt im Nationalsozialismus und die Opposition der Gewerkschaften 
gegen den Rückbau des Wohlfahrtsstaates unter neoliberalen Vorzeichen. 
Gewerkschaftliche Erinnerungsnarrative fokussieren auf die Beteiligung 
von Gewerkschafter*innen an der Verwaltung von Wohlfahrtseinrichtun­
gen und die Ursprünge des Wohlfahrtsstaates in den tatsächlich von den 
frühen Gewerkschaften im 19. Jahrhundert gegründeten Wohlfahrtseinrich­
tungen. Ein Großteil dieser Narrative wirkt dem dominanten öffentlichen 
Gedächtnis entgegen, dass das deutsche Sozialversicherungssystem seine 
Wurzeln im Bismarck‘schen Wohlfahrtsstaat hat. Stattdessen wird im Erin­
nerungsdiskurs von Gewerkschaftern betont, dass das deutsche Sozialversi­
cherungssystem als eine Modifikation des Bismarck‘schen Systems gesehen 
werden sollte, an dem die Gewerkschaften einen wichtigen Anteil hatten. 
Dabei wird man allerdings konstatieren müssen, dass diese internen Erin­
nerungsdiskurse nur einen begrenzten Einfluss auf die breitere öffentliche 
Diskussion in Deutschland hatten (Rudloff 2022).

Streiks waren für die Erinnerungskulturen der Gewerkschaftsbewegung 
in Deutschland weitaus wichtiger als die Sozialversicherung und übrigens 
auch als Tarifverträge. Letztere sind in der Regel viel stärker in konkre­
ten Lohnverhandlungen verwurzelt, die nicht die emotionale Bindekraft 
haben, die sie zu wichtigen Erinnerungsorten machen könnte. Es gibt 
einige Ausnahmen, wie z. B. den Tarifvertrag für den Öffentlichen Dienst 
von 1974, der eine elfprozentige Lohnerhöhung, vor allem für die unteren 
Lohngruppen, vorsah. Interessanterweise ist diese Vereinbarung in der 
öffentlichen Erinnerung zu einem Ort geworden, der zeigt, wie unverant­
wortlich die Gewerkschaften gehandelt haben. Innerhalb der Gewerkschaf­
ten hingegen wird er als Enttäuschung empfunden – sie hatten ursprüng­
lich mehr erreichen wollen, vor allem für Lohngruppen, die seit Jahrzehn­
ten unterbezahlt waren (Führer 2018, 2017).

Insgesamt haben jedoch ikonische Streiks wie der Bergarbeiterstreik 
von 1889 eine weitaus wichtigere, wenn auch wechselhafte Rolle in den 
Gedenkdiskursen vom späten neunzehnten Jahrhundert bis heute gespielt. 
So wurde das Jahr 1889 in den ersten Jahren des zwanzigsten Jahrhunderts 
als stolzer Gründungsmoment der sozialdemokratischen Gewerkschaftsbe­
wegung in Deutschland erinnert. Von da an, so betonte der Gedenkdis­
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kurs, habe sie sich immer weiterentwickelt. In der Weimarer Republik 
war sie Teil eines Erinnerungswettstreits zwischen sozialdemokratischen 
und christlichen Gewerkschaften um die unterschiedlichen ideologischen 
Wurzeln der deutschen Gewerkschaftsbewegung. In den Anfangsjahren der 
Bundesrepublik nutzte eine nunmehr geeinte Gewerkschaftsbewegung die 
Erinnerung an den Streik, um auf die Kraft der Gewerkschaftsbewegung 
zur Durchsetzung ihrer Forderungen nach höheren Löhnen, besseren Ar­
beitsbedingungen und schließlich einer Strukturreform des Bergbaus hin­
zuweisen. In letzter Zeit hat die Erinnerung an den Streik von 1889 viel von 
ihrer ehemaligen Bedeutung verloren. In der regionalen Erinnerungskultur 
des Ruhrgebiets ist sie jedoch nach wie vor stark verankert und dient dazu, 
die Arbeiterbewegung in den Kern der regionalen Identität einzuschreiben 
(Kellershohn 2022).

Streiks, insbesondere von Arbeitsmigrant*innen, hatten aber auch die 
Kraft, soziale Konflikte in den Erinnerungskulturen der deutschen Gewerk­
schaftsbewegung zu ethnisieren. Die Erinnerungskulturen rund um die 
„Septemberstreiks“ von 1969 und den Streik bei den Ford-Werken in Köln 
1973 unterstreichen, dass ethnische Zugehörigkeit, Geschlecht und Qualifi­
kation einen wichtigen Einfluss darauf hatten, wie diese Streiks erinnert 
wurden. Die breitere öffentliche Erinnerung an den Ford-Streik in den 
rechtsgerichteten deutschen Medien wurde oft mit Rassismus in Verbin­
dung gebracht, da diese Erinnerungen die „undisziplinierte“ migrantische 
Belegschaft und ihre Rolle in dem „inoffiziellen“ Streik hervorhoben – d. h. 
einem Streik, der nicht von der IGM sanktioniert wurde. Gleichzeitig wird 
der Streik in den Erinnerungskulturen deutscher Arbeitsmigrant*innen als 
Beispiel für die Kraft der Arbeitsmigrant*innen, ihre Interessen gegen eine 
feindliche deutsche Umgebung durchzusetzen, aktualisiert (Birke 2022, 
2007; Huwer 2013).

Streiks sind seit jeher ein Mittel, um die Lebensbedingungen der Arbeit­
nehmenden zu verbessern und so zu mehr sozialer Gleichheit in der Gesell­
schaft beizutragen. Die Diskussion der Kommission über soziale Ungleich­
heit als Erinnerungsort der Gewerkschaftsbewegung hat sich als schwie­
riges Terrain erwiesen. Auf der einen Seite ist der Wunsch nach mehr 
sozialer Gleichheit in der deutschen Gesellschaft seit dem Aufkommen der 
„sozialen Frage“ im neunzehnten Jahrhundert stark und kontinuierlich. Die 
sozialen Rechte der Arbeitnehmenden waren eine zentrale Selbstrechtferti­
gung des kommunistischen Staates in Ostdeutschland. Doch der Versuch, 
einen Erinnerungsdiskurs über soziale Rechte zu institutionalisieren, über­
zeugte die Mehrheit der ostdeutschen Arbeitnehmenden letztlich nicht. Im 
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Westen wurden Sozialreformen, wie die Rentenreform von 1957, mit dem 
bewussten Ziel durchgeführt, die soziale Gleichheit zu verbessern. Doch 
insgesamt wurde eher die Reform selbst als die soziale Gleichheit zum 
Erinnerungsort (Lorke 2022).

Die Schwierigkeiten, die mit der Etablierung von eher abstrakten Begrif­
fen wie sozialer Gleichheit als Erinnerungsorte verbunden sind, tauchten 
in den Debatten über den Erinnerungswert der verbesserten Bildungschan­
cen für Arbeiter als Ergebnis gewerkschaftlicher Kämpfe wieder auf. Die 
Erinnerungen von Aktivist*innen der Bewegung, die einen sozialen Auf­
stieg durch Bildung erlebt hatten, individualisieren diese Erfahrungen im 
Gedenkdiskurs und stellen sich selbst als Ausnahmen von der Regel dar. 
Die Erinnerungsdiskurse zeichnen also nicht das Bild eines kollektiven 
Aufstiegs durch Bildung, auch wenn rhetorisch der Anspruch erhoben 
wird, genau dies zu erreichen (Jelich 2021).

Besonders überraschend dürfte das Ergebnis der Kommissionsarbeit 
sein, dass eine der zentralen Errungenschaften der deutschen industriellen 
Demokratie nach 1945 – die Mitbestimmung – nicht wirklich zu einem 
starken Erinnerungsort der deutschen Gewerkschaftsbewegung geworden 
ist. Das ursprüngliche Gesetz zur Mitbestimmung in der Montanindustrie 
der Bundesrepublik Deutschland (BRD) aus dem Jahr 1951 wurde nur 
mit massiven Streikdrohungen der Gewerkschaften durch das Parlament 
gebracht. Führende Gewerkschaftsmitglieder argumentierten mit ihrer his-
torischen Erinnerung an die Verantwortung der industriellen Eliten für 
den Nationalsozialismus, dass nur die Mitbestimmung den Arbeitnehmen­
den ein entscheidendes Mitspracherecht in den deutschen Unternehmen 
verschaffen würde. Deshalb sei die Mitbestimmung ein wichtiger Schritt in 
Richtung mehr Wirtschaftsdemokratie. Dieser erinnerungspolitische Dis­
kurs und Anspruch waren bis zum zweiten Mitbestimmungsgesetz 1976 
in der Gewerkschaftsbewegung zurückgedrängt worden. Die von den Ge­
werkschaften erhoffte Ausweitung der Mitbestimmung auf andere Bereiche 
der Wirtschaft fand nicht statt. Doch die Tatsache, dass die Gewerkschaf­
ten nicht mehr so mobilisierten wie 1951 und dass viele führende Gewerk­
schaftsmitglieder hinter vorgehaltener Hand den eingeschränkten Mitbe­
stimmungsvorschlag befürworteten, zeigt, dass sie unter veränderten gesell­
schaftlichen Rahmenbedingungen nicht mehr die transformatorischen Vi­
sionen teilten, die die Nachkriegsgeneration noch mit der Mitbestimmung 
verband.

In Bezug auf die Betriebsräte war das gewerkschaftliche Gedächtnis stark 
gespalten. Einerseits standen sie für eine Form der Mitbestimmung der 
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Arbeiter in den Betrieben. Auf der anderen Seite standen die Betriebsräte 
aber auch neben den Gewerkschaften und wurden daher nie vollständig als 
Gedächtnisort der Gewerkschaftsbewegung anerkannt. Heute wird die Mit­
bestimmung in der breiteren deutschen Gesellschaft weitgehend als typisch 
deutsches Modell der industriellen Demokratie in Erinnerung behalten, das 
Deutschland angeblich ermöglichte, Wirtschaftskrisen besser zu überstehen 
als andere westliche Länder. Sie wird also eher für ihre wirtschaftliche 
Effizienz als für ihr demokratisierendes Potenzial gefeiert (Milert 2022; 
Lauschke 2022; Gotto 2022).

Bei all den von der Kommission diskutierten potenziellen Erinnerungs­
orten ist deutlich geworden, dass die Erinnerungskulturen der Gewerk­
schaftsbewegung nicht einfach durch ein offizielles Narrativ von oben 
vorgegeben werden können. Während in der Vergangenheit staatliche Ak­
teure und institutionelle Akteure wie die Gewerkschaften wichtige Erinne­
rungsakteure waren, hat es im letzten halben Jahrhundert eine erhebliche 
Stärkung von Erinnerungskulturen gegeben, die von der Zivilgesellschaft 
ausgehen und diese beeinflussen. Gewerkschaftliche Erinnerungskulturen 
werden dort am wirksamsten sein, wo eine von oben geförderte Erinnerung 
mit den von unten entstehenden Erinnerungskulturen verschmilzt. Es wird 
eine Herausforderung für die zukünftige Erinnerungsarbeit der deutschen 
Gewerkschaftsbewegung sein, ein solches produktives Zusammentreffen 
von Erinnerungen zu ermöglichen. Eine besondere Schwierigkeit wird in 
der Tendenz gesehen, dass sich Erinnerungskulturen eher um ikonische Er­
eignisse und Zäsuren herum entwickeln als um allmähliche Veränderungs­
prozesse und langfristige Solidaritätskulturen (Wüstenberg 2022).13

Ein wichtiger Aspekt der Erinnerungskulturen der Gewerkschaftsbewe­
gung in Deutschland ist die Erinnerung an die Gewerkschaftsbewegung im 
„anderen Deutschland“, der Deutschen Demokratischen Republik (DDR), 
von 1949 bis zu ihrem Untergang 1989–1990, und ihr Nachleben im wieder­
vereinigten Deutschland nach 1990. Die offizielle Erinnerungskultur an die 
Gewerkschaftsbewegung in der DDR konzentrierte sich auf den angeblichen 
„Verrat“ der revisionistischen Gewerkschaftsführer in der Weimarer Republik 
und ihr „Versagen“ im Kampf gegen den Nationalsozialismus. Das positive 
Gegenbild zu den sozialdemokratischen Gewerkschaften waren die kommu­

13 Von daher ist es sehr zu begrüßen, dass es unter der Leitung von Wüstenberg 
ein europäisches COST-Projekt zu „slow memory“ gibt, das auch eine von Joanna 
Wawrzyniak und Stefan Berger geleitete Arbeitsgruppe zum Thema „Arbeit und 
Erinnerungen an die sich wandelnden Arbeitswelten“ beherbergt. Siehe https://www.
slowmemory.eu/ [abgerufen am 31.01.2025].
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nistischen, deren heldenhafter Widerstand gegen den Nationalsozialismus im 
starken antifaschistischen Diskurs des Freien Deutschen Gewerkschaftsbun­
des (FDGB) der DDR ein Denkmal gesetzt wurde. Die sehr schematischen 
und dogmatischen Erinnerungsnarrative des FDGB hatten wenig Einfluss auf 
die ostdeutsche Bevölkerung, und die berühmte „Ostalgie“ umfasst bezeich­
nenderweise nicht die Gewerkschaftsbewegung. Nicht zu unterschätzen und 
bis heute kaum erforscht ist jedoch der Einfluss der ostdeutschen Gewerk­
schaften auf das Alltagsleben von Millionen Ostdeutschen. So machten zum 
Beispiel Millionen von ihnen Urlaub mit den Gewerkschaften, die zu den 
wichtigsten Urlaubsanbietern gehörten. Die Alltagserinnerungen der Ost­
deutschen, die mit der Gewerkschaftsbewegung verbunden sind, verdienen 
eine genauere Untersuchung (Brunner 2022).

Im Hinblick auf die Geschlechtergerechtigkeit in der Bundesrepublik 
und ihren Erinnerungskulturen ist zunächst einmal hervorzuheben, dass 
die Frauenbewegung selbst kaum prominente Erinnerungspolitik betrieben 
hat. Ähnlich wie die Gewerkschaften schlug gerade die neue Frauenbewe­
gung der 1960er- und 1970er-Jahre kaum Brücken zu den Frauenbewegun­
gen der Vergangenheit. Abseits der imposanten Forschungslandschaften 
zu Frauen- und Gendergeschichte(n) ließ die Frauenbewegung damit ein 
wirkmächtiges Mittel, in den öffentlichen Diskursen der Republik histo­
rische Legitimation zu suchen, ungenutzt (Heinsohn 2022). Aber dieses 
Manko an erinnerungspolitischen Aktivitäten gilt nicht nur für die Ge­
werkschafts- und Frauenbewegung, sondern es trifft auch auf die Demokra­
tiebewegung zu, denn in deutschen Demokratiegeschichten sind Frauen 
auch weitgehend nicht präsent, obwohl es hier eine ganze Reihe von be­
eindruckenden Frauen gab, die zentral zur öffentlichen Erinnerung an De­
mokratiegeschichte dazugehören sollten (Richter 2022). Für die Gewerk­
schaftsgeschichte selbst kann festgehalten werden, dass sich ihre erinne­
rungs- und geschichtspolitischen Initiativen kaum um die Frauen in ihren 
Reihen gekümmert haben. Wichtige Pionierinnen der Gewerkschaftsbewe­
gungen mussten erst wieder der Vergangenheit entrissen werden, und es 
bleibt eine zentrale Aufgabe der erinnerungspolitischen Arbeiten der Ge­
werkschaften, stärker an die Kampfkraft und die Errungenschaften früherer 
Gewerkschafterinnen zu erinnern (Fuhrmann 2022).

Steht es mit der gewerkschaftlichen Erinnerungsarbeit zum Anteil der 
Frauen an gewerkschaftlichen Errungenschaften schon nicht zum Besten, 
so wird man Ähnliches auch zum Erinnerungsdiskurs der Gewerkschaften 
im Hinblick auf Migration sagen können. Die Gewerkschaften gehörten 
nie zu denen, die Arbeitsmigration befürworteten, lief sie doch allzu häufig 
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dem genuinen Interesse von Gewerkschaften entgegen, ihre Mitglieder zu 
schützen. Aber waren die Migrant*innen einmal da, waren es vor allem 
die Gewerkschaften, die sich in den Betrieben und vor Ort um sie kümmer­
ten, und jene sowohl in die Gewerkschaft als auch in die Gesellschaft zu 
integrieren versuchten. Auch diese Seite der gewerkschaftlichen Arbeit ist in 
der öffentlichen Erinnerungskultur kaum präsent (Goeke 2022; Tekin und 
Goeke 2025). Die Bundesrepublik hat bekanntlich erst sehr spät entdeckt, 
dass sie eine Einwanderungsgesellschaft ist. Als solche hat sie von daher 
auch noch kaum eine lebendige Erinnerungskultur rund um das Thema 
Einwanderung in die Bundesrepublik entwickelt. Es sind vor allem migran­
tische Initiativen, die in den vergangenen zwei Jahrzehnten verstärkt darauf 
hingearbeitet haben, dass sich das ändert (Alexopoulou 2022). Gerade in 
den Nachfolgeländern der ehemaligen DDR gibt es kaum eine lebendige 
Erinnerungskultur rund um ausländische Arbeitsmigrant*innen im „Ar­
beiter- und Bauernstaat“, den sogenannten Vertragsarbeitenden (Poutras 
2022).

Wie lange und wie stark sich deutsche Gewerkschaften für ein soziales 
Europa eingesetzt haben, ist Teil der Geschichte einer verlorenen Erinne­
rung. Wenn heute in der Bundesrepublik von Europa und europäischen 
Institutionen gesprochen wird und die Entwicklung der Europäischen Uni­
on (EU) gefeiert wird, dann tauchen selten die Namen von Gewerkschaf­
ter*innen auf, obwohl diese seit dem 19. Jahrhundert kontinuierlich zu den 
stärksten Verfechter*innen eines engeren Zusammenschlusses von Europa 
gehörten, gerade um auf transnationaler Ebene die soziale Demokratie 
zu verwirklichen, die die politische Demokratie ergänzen sollte (Buschak 
2022). Selbst innerhalb der Gewerkschaften wird die öffentliche Erinne­
rung an die erfolgte Europäisierung der Gewerkschaften meist zugunsten 
nationaler Erinnerungslandschaften hintenangestellt (Wieters 2022). Viel 
zu wenig präsent im öffentlichen Gedenken der Bundesrepublik ist auch 
die Tatsache, dass es häufig Bündnisse von Gewerkschaften mit Neuen 
sozialen Bewegungen (NSB) wie der Frauen-, Friedens- und Umweltbewe­
gungen waren, die gemeinsame Traditionen schufen, aber auch gemeinsam 
die Republik in vielfacher Hinsicht bewegten (Teichmann 2022).
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4. Schlussbetrachtung: welche Erinnerung für welche Zukunft der sozialen 
Demokratie in Deutschland?

Auf der Grundlage all dieser Einsichten zum Stand der Erinnerungskul­
turen der sozialen Demokratie in der Bundesrepublik sollte eine aktive 
Erinnerungsarbeit der deutschen Gewerkschaften und ihrer Verbündeten 
möglich sein, um diese Erinnerungskulturen zu stärken und sie politisch 
zu nutzen, und um jenen Kräften entgegenzutreten, die die deutschen 
Gewerkschaften auf den Müllhaufen der Geschichte werfen wollen. Dies 
bedarf verstärkter Ressourcen für eine Geschichts- und Erinnerungspolitik, 
die eine wichtige Rolle bei der Wiederbelebung ihrer Stellung in der deut­
schen Gesellschaft spielen kann. Diese Erinnerungsarbeit kann nicht ein­
seitig auf eine heroische Erinnerung ausgerichtet sein. Die Gewerkschaften 
haben in der Vergangenheit immer wieder soziale Prozesse angeschoben, 
die positiv in Erinnerung bleiben müssen, und es sollte laut und deutlich 
gesagt werden, dass die deutsche Gesellschaft heute ein besserer Ort ist, 
weil es starke Gewerkschaften gibt. Aber es sollte auch nicht vergessen 
werden, dass die Gewerkschaften in der Vergangenheit Fehler gemacht 
haben. Der Umgang der Gewerkschaften mit ihren genossenschaftlichen 
Unternehmen, Stichwort Neue Heimat, kann hierfür ebenso Beispiel sein 
wie der Umgang mit eigenen Jugendvertretungen, z. B. der Lehrlingsbewe­
gung, die zwar akademisch gut aufgearbeitet ist, aber im Erinnerungshori­
zont der Gewerkschaften heute kaum mehr präsent ist (Andresen 2022). 
Die Erinnerungskulturen der deutschen Gewerkschaftsbewegung sollten 
einen Raum für kritische Selbstreflexion und agonistische Stimmen geben, 
die letztlich eine Erinnerungskultur der deutschen Gewerkschaftsbewegung 
nur stärken können (Cento Bull und Lauge Hansen 2016; Berger und 
Kansteiner 2021).

Literatur

Alexopoulou, M. (2022). Welche Erinnerungskultur braucht die Einwanderungsgesell­
schaft. In: S. Berger, W. Jäger & U. Teichmann (Hrsg.), Gewerkschaften im Gedächt­
nis der Demokratie. Welche Rolle spielen soziale Kämpfe in der Erinnerungskultur? 
(S. 189–206). Bielefeld: Transcript.

Andresen, K. (2022). Das Vergessen der Lehrlingsbewegung. Anmerkungen zur Erin­
nerungsarbeit in Gewerkschaften. In: S. Berger, W. Jäger & U. Teichmann (Hrsg.), 
Gewerkschaften im Gedächtnis der Demokratie. Welche Rolle spielen soziale Kämpfe 
in der Erinnerungskultur? (S. 545–566). Bielefeld: Transcript.

Erinnerung als eine (weitgehend) ungenutzte Ressource

63

https://doi.org/10.5771/9783748953081 https://www.inlibra.com/de/page/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/9783748953081 
https://www.inlibra.com/de/page/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


Berger, S. (2015). Gewerkschaftsgeschichte als Erinnerungsgeschichte – einige einlei­
tend Bemerkungen. In: S. Berger (Hrsg.), Gewerkschaftsgeschichte als Erinnerungsge­
schichte. Der 2. Mai 1933 in der gewerkschaftlichen Erinnerung und Positionierung, 
(S. 13–46). Essen: Klartext.

Berger, S. & Kansteiner, W. (Hrsg.) (2021). Agonistic Memory and the Legacy of Twenti­
eth-Century Wars in Europe. Basingstoke: Palgrave MacMillan.

Berger, S., Jäger, W. & Teichmann, U (Hrsg.) (2022). Gewerkschaften im Gedächtnis der 
Demokratie. Welche Rolle spielen soziale Kämpfe in der Erinnerungskultur? Bielefeld: 
Transcript.

Birke, P. (2007). Wilde Streiks im Wirtschaftswunder. Arbeitskämpfe, Gewerkschaften 
und soziale Bewegungen in der Bundesrepublik und Dänemark. Frankfurt am Main: 
Campus.

Birke, P. (2022). Demokratisierung von Erinnerungskultur: der Septemberstreik 1969 
bei Hoesch. In: S. Berger, W. Jäger & U. Teichmann (Hrsg.), Gewerkschaften im 
Gedächtnis der Demokratie. Welche Rolle spielen soziale Kämpfe in der Erinnerungs­
kultur? (S. 363–382). Bielefeld: Transcript.

Brunner, D. (2022). Erinnerungskultur und Erinnerungspolitik. Der FDGB vor und 
nach 1990. In: S. Berger, W. Jäger & U. Teichmann (Hrsg.), Gewerkschaften im 
Gedächtnis der Demokratie. Welche Rolle spielen soziale Kämpfe in der Erinnerungs­
kultur? (S. 617–633). Bielefeld: Transcript.

Buschak, W. (2022). Der DGB, die deutschen Gewerkschaften und Europa. Geschich­
te einer verlorenen Erinnerung. In: S. Berger, W. Jäger & U. Teichmann (Hrsg.), 
Gewerkschaften im Gedächtnis der Demokratie. Welche Rolle spielen soziale Kämpfe 
in der Erinnerungskultur? (S. 525–544). Bielefeld: Transcript.

Cento Bull, A. & Lauge Hansen, H. (2015). On Agonistic Memory. Memory Studies, 
9(4), 390–404. https://doi.org/10.1177/1750698015615935.

Ebbinghaus, B. (2002). Dinosaurier der Dienstleistungsgesellschaft? Der Mitglieder­
schwund deutscher Gewerkschaften im historischen und internationalen Vergleich. 
Max-Planck-Institut für Gesellschaftsforschung Working Paper 02/3.

Focus Money (2013). Dinosaurier im Dilemma. In: Fokus Money Nr. 23/2000. Verfüg­
bar unter: https://www.focus.de/finanzen/news/arbeitnehmer-dinosaurier-im-dilem
ma_aid_240082.html [abgerufen am 30.01.2025].

Führer, K. C. (2017). Gewerkschaftsmacht und ihre Grenzen: Die ÖTV und ihr Vorsit­
zender Heinz Kluncker 1964–1982. Bielefeld: Transcript.

Führer, K. C. (2018). Gewerkschaften und Erinnerungskulturen der sozialen Demokra­
tie. Ein Problemaufriss am Beispiel ÖTV. Unveröffentlichter Vortrag vor der DGB-
Kommission Erinnerungskulturen der sozialen Demokratie. 15. November.

Fuhrmann, U. (2022). Gewerkschafterinnen in der Erinnerungskultur der Gewerk­
schaften. In S. Berger, W. Jäger & U. Teichmann (Hrsg.), Gewerkschaften im Gedächt­
nis der Demokratie. Welche Rolle spielen soziale Kämpfe in der Erinnerungskultur? 
(S. 161–188). Bielefeld: Transcript.

Stefan Berger

64

https://doi.org/10.5771/9783748953081 https://www.inlibra.com/de/page/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.1177/1750698015615935
https://doi.org/10.5771/9783748953081 
https://www.inlibra.com/de/page/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


Gall, G., Wilkinson, A. & Hurd, R. (Hrsg.) (2011). The International Handbook of 
Labour Unions: Responses to Neo-Liberalism. Cheltenham: Edward Elgar. Gall, G. 
(Hrsg.) (2024). The Handbook of Labour Unions. Newscastle upon Tyne: Agenda 
Publishing.

Goeke, S. (2022). Gewerkschaftliche Erinnerung an Migration. In: S. Berger, W. Jäger & 
U. Teichmann (Hrsg.), Gewerkschaften im Gedächtnis der Demokratie. Welche Rolle 
spielen soziale Kämpfe in der Erinnerungskultur? (S. 207–226). Bielefeld: Transcript.

Gotto, B. (2022). Ein schöngeredeter Misserfolg? Erinnerungen an das Mitbestim­
mungsgesetz von 1976. In: S. Berger, W. Jäger & U. Teichmann (Hrsg.), Gewerk­
schaften im Gedächtnis der Demokratie. Welche Rolle spielen soziale Kämpfe in der 
Erinnerungskultur? (S. 481–500). Bielefeld: Transcript.

Heinemann, U. & Wannöffel, M. (2022) Soziale Demokratie: Begriff, Elemente, Ent­
wicklung und ihre Bedeutung für die Erinnerungskultur in Zeiten tiefer gesellschaft­
licher Transformationsprozesse. In: S. Berger, W. Jäger & U. Teichmann (Hrsg.), 
Gewerkschaften im Gedächtnis der Demokratie. Welche Rolle spielen soziale Kämpfe 
in der Erinnerungskultur? (S. 57–74). Bielefeld: Transcript.

Heinsohn, K. (2022). Die eigene Geschichte erzählen. Erinnerungskulturen der deut­
schen Frauenbewegungen. In: S. Berger, W. Jäger & U. Teichmann (Hrsg.), Gewerk­
schaften im Gedächtnis der Demokratie. Welche Rolle spielen soziale Kämpfe in der 
Erinnerungskultur? (S. 125–146). Bielefeld: Transcript.

Huwer, J. (2013). „Gastarbeiter“ im Streik: die Arbeitsniederlegung bei Ford Köln im 
August 1973. Köln: DOMiD.

IG Metall (Hrsg.) (2015). Solidarität ohne Grenzen. Starkmachen für globale Gerech­
tigkeit. Verfügbar unter: https://www.igmetall.de/download/2015_Themenheft_
Globalisierung_7461a7037182185e3273d37237a46cfced8d6296.pdf [abgerufen am 
30.01.2025].

Jäger, W. (2020). Soziale Bürgerrechte im Museum. Die Repräsentation sozialer Demo­
kratie in neun historischen Museen. Bielefeld: Transcript.

Jelich, F.-J. (2021). Bildungsaspiration und -partizipation von Arbeiterkindern und -ju­
gendlichen in der Weimarer Republik. Düsseldorf: Hans-Böckler-Stiftung. Verfügbar 
unter: https://www.boeckler.de/pdf/p_ek_ap_01_2021_jelich.pdf [abgerufen am 
30.01.2025].

Kellershohn, J. (2022). Streik und Erinnerung: Der Bergarbeiterstreik 1889 als vergan­
genheitspolitische Ressource. In: S. Berger, W. Jäger & U. Teichmann (Hrsg.), Ge­
werkschaften im Gedächtnis der Demokratie. Welche Rolle spielen soziale Kämpfe in 
der Erinnerungskultur? (S. 383–402). Bielefeld: Transcript.

Kott, S. (2022). Die deutschen Gewerkschaften und die IAO (1919–1970er Jahre). Keine 
Erinnerungsgemeinschaft. In: S. Berger, W. Jäger & U. Teichmann (Hrsg.), Gewerk­
schaften im Gedächtnis der Demokratie. Welche Rolle spielen soziale Kämpfe in der 
Erinnerungskultur? (S. 249–296). Bielefeld: Transcript.

Kreutzer, E. W. (2019). Gewerkschaften. Dinosaurier aus der Dampfmaschinen-Ära. 
Verfügbar unter: https://egon-w-kreutzer.de/wp-content/uploads/2019/05/PaD-19-2
019-Gewerkschaften-%C3%BCberfl%C3%BCssig.pdf [abgerufen am 13.02.2025].

Erinnerung als eine (weitgehend) ungenutzte Ressource

65

https://doi.org/10.5771/9783748953081 https://www.inlibra.com/de/page/agb - Open Access - 

https://www.igmetall.de/download/2015_Themenheft_Globalisierung_7461a7037182185e3273d37237a46cfced8d6296.pdf
https://www.boeckler.de/pdf/p_ek_ap_01_2021_jelich.pdf
https://egon-w-kreutzer.de/wp-content/uploads/2019/05/PaD-19-2019-Gewerkschaften-%C3%BCberfl%C3%BCssig.pdf
https://doi.org/10.5771/9783748953081 
https://www.inlibra.com/de/page/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


Lauschke, K. (2022). Vom Meilenstein demokratischer Neuordnung zum Auslaufmo­
dell. Erinnerungsgeschichte der Montanmitbestimmung. In: S. Berger, W. Jäger & 
U. Teichmann (Hrsg.), Gewerkschaften im Gedächtnis der Demokratie. Welche Rolle 
spielen soziale Kämpfe in der Erinnerungskultur? (S. 459–480). Bielefeld: Transcript.

Lorke, C. (2022). Gleichheitsversprechen und ihr Erinnern im geteilten und vereinten 
Deutschland. In: S. Berger, W. Jäger & U. Teichmann (Hrsg.), Gewerkschaften im 
Gedächtnis der Demokratie. Welche Rolle spielen soziale Kämpfe in der Erinnerungs­
kultur? (S. 101–124). Bielefeld: Transcript.

Milert, W. (2022). Fluides Gedächtnis: Betriebsräte in der gewerkschaftlichen Erinne­
rungskultur. In: S. Berger, W. Jäger & U. Teichmann (Hrsg.), Gewerkschaften im 
Gedächtnis der Demokratie. Welche Rolle spielen soziale Kämpfe in der Erinnerungs­
kultur? (S. 431–458). Bielefeld: Transcript.

Poutras, P. G. (2022). Ausländische Arbeitsmigrant*innen im „Arbeiter- und Bauern­
staat“: die sogenannten Vertragsarbeiter in der DDR. In: S. Berger, W. Jäger & U. 
Teichmann (Hrsg.), Gewerkschaften im Gedächtnis der Demokratie. Welche Rolle 
spielen soziale Kämpfe in der Erinnerungskultur? (S. 227–248). Bielefeld: Transcript.

Richter, H. (2022). Warum finden Frauen in der Demokratiegeschichte so wenig Beach­
tung? In: S. Berger, W. Jäger & U. Teichmann (Hrsg.), Gewerkschaften im Gedächt­
nis der Demokratie. Welche Rolle spielen soziale Kämpfe in der Erinnerungskultur? 
(S. 147–160). Bielefeld: Transcript.

Rudloff, W. (2022). Die Sozialversicherung in der Erinnerungskultur der Gewerkschaf­
ten. Ein Erinnerungsort? In: S. Berger, W. Jäger & U. Teichmann (Hrsg.), Gewerk­
schaften im Gedächtnis der Demokratie. Welche Rolle spielen soziale Kämpfe in der 
Erinnerungskultur? (S. 273–296). Bielefeld: Transcript.

Schneider, M. (2022). Traditionspflege – selbstkritische Aufarbeitung – Diskursfähig­
keit. Zur Entwicklung der gewerkschaftlichen Erinnerungskultur in der Bundesrepu­
blik Deutschland. In: S. Berger, W. Jäger & U. Teichmann (Hrsg.), Gewerkschaften im 
Gedächtnis der Demokratie. Welche Rolle spielen soziale Kämpfe in der Erinnerungs­
kultur? (S. 297–314). Bielefeld: Transcript.

Teichmann, U. (2022). Gemeinsame Traditionen? Erinnerungspolitik zwischen Ge­
werkschaften und Neuen sozialen Bewegungen. In: S. Berger, W. Jäger & U. Teich­
mann (Hrsg.), Gewerkschaften im Gedächtnis der Demokratie. Welche Rolle spielen 
soziale Kämpfe in der Erinnerungskultur? (S. 567–590). Bielefeld: Transcript.

Tekin, S. & Goeke, S. (Hrsg.) (2025). Migration, soziale Bewegungen und Selbstorgani­
sation. Gewerkschaftliche und urbane Kämpfe um und mit Migrant*innen seit den 
1960er Jahren. Köln: Böhlau.

Wieters, H. (2022). „Europa“ als Ressource? Institutionelle Vorbilder, Europa-Ideen und 
die Europäisierung der Gewerkschaften. In: S. Berger, W. Jäger & U. Teichmann 
(Hrsg.), Gewerkschaften im Gedächtnis der Demokratie. Welche Rolle spielen soziale 
Kämpfe in der Erinnerungskultur? (S. 503–524). Bielefeld: Transcript.

Wüstenberg, J. (2022). Erinnerungskulturen zwischen Traditionspflege und Konflikt. 
Ansätze in den Memory Studies. In: S. Berger, W. Jäger & U. Teichmann (Hrsg.), 
Gewerkschaften im Gedächtnis der Demokratie. Welche Rolle spielen soziale Kämpfe 
in der Erinnerungskultur? (S. 43–56). Bielefeld: Transcript.

Stefan Berger

66

https://doi.org/10.5771/9783748953081 https://www.inlibra.com/de/page/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/9783748953081 
https://www.inlibra.com/de/page/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


Wandel von Arbeits- und Lebensverhältnissen: Perspektiven 
der Mitbestimmung im Kontext von Flexibilität, Stabilität und 
sozialer Sicherheit

Michaela Evans-Borchers

1. Einleitung

Der für viele Branchen und Berufe evidente Fach- und Arbeitskräfteman­
gel droht zur Achillesferse der sozialen, ökologischen und ökonomischen 
Transformation zu werden. Denn die Zahl derjenigen Menschen, die dem 
Arbeitsmarkt künftig zur Verfügung stehen werden – also das Arbeitskräfte­
angebot – wird vorliegenden Prognosen zufolge bis zum Jahr 2060 deutlich 
sinken (Hellwagner, Söhnlein, Weber 2023). Zugleich zeichnen sich für die 
Relation von Erwerbspersonen und Erwerbstätigen länder- und regional­
spezifische Disparitäten ab (Zika, Bernardt, Hummel, Kalinowski, Maier, 
Mönnig, Schneemann, Wolter 2022, S. 12). Ursächlich hierfür ist u. a. die 
Gleichzeitigkeit von Fachkräftemangel und Arbeitsplatzabbau (Fachkräfte­
paradox). Konsequenz ist, dass in einigen Regionen qualifizierte Arbeits­
kräfte, in anderen Regionen existenzsichernde Arbeitsplätze fehlen werden. 
Arbeitsplätze und Beschäftigungschancen werden zwischen Wirtschafts­
branchen, Berufen und Regionen umverteilt: Insbesondere in denjenigen 
Branchen, die dem Feld der gesellschaftlich notwendigen Dienstleistungen 
(v. a. frühkindliche Bildung, Erziehung und Unterricht, Gesundheitsversor­
gung und Pflege) zuzuordnen sind, konnten in den letzten Jahren neue 
Arbeitsplätze geschaffen werden. Laut vorliegender Arbeitsmarkt- und Be­
rufsprojektionen wird sich künftig der Anteil dieser Branchen an der ge­
samtgesellschaftlichen Wertschöpfung gegenüber dem produzierenden Ge­
werbe und der Industrie weiter erhöhen (Maier, Kalinowski, Schur, Zika, 
Schneemann, Mönning, Wolter 2024, S. 9). Hierbei handelt es sich zugleich 
um Branchen, die bereits heute erhebliche Fachkräfteengpässe oder gar 
einen Fachkräftemangel zu verzeichnen haben, zugleich sind sie für die 
Flexibilität und Stabilität von Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen von 
(potenziell) Beschäftigten anderer Branchen und für die soziale Sicherung 
von entscheidender Bedeutung.
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Das skizzierte Passungsproblem wird angesichts der langfristig sinken­
den Erwerbsbevölkerung und der Renteneintritte der Babyboomer-Gene­
ration in den kommenden Jahren noch deutlich spürbarer werden (BMAS 
2022, S. 10). In der Folge wird sich der Wettbewerb zwischen Branchen 
und Betrieben um Auszubildende und qualifizierte Beschäftigte nochmals 
deutlich verschärfen. Dies ist eine Herausforderung auch für die Standort­
entwicklung, denn fehlende Fach- und Arbeitskräfte vor Ort können zu Be­
triebsschließlungen oder zur Verlagerung von Betriebsstätten ins Ausland 
führen (Fuchs, Söhnlein, Weber 2021, S. 10). Für Beschäftigte in denjeni­
gen Branchen, in denen potenziell ein Arbeitsplatzabbau droht, ist die 
Sicherung der Beschäftigungsfähigkeit durch berufliche Weiterbildung und 
Qualifizierung zentral. Für Beschäftigte, deren Branchen und Betriebe un­
ter der Bedingung des Fachkräftemangels eine steigende Arbeits- und Fach­
kräftenachfrage zu verzeichnen haben, verstärkt sich hingegen das Risiko 
einer Verschlechterung der Arbeitsbedingungen durch persistente personel­
le Unterbesetzung. Ursächlich sind steigende arbeitsbedingte Belastungen 
und Beanspruchungen u.a. durch die innerbetriebliche Umverteilung von 
Arbeitsaufgaben, ein höheres Arbeitstempo und Arbeitsintensivierung oder 
zusätzliche Überstunden (Schmucker und Sinopoli 2024, S. 8).

Angesichts dieser Ausgangslage rücken Strategien und Maßnahmen in 
den Fokus, die darauf abzielen, das Erwerbspersonenpotenzial und die 
Erwerbsbeteiligung zu erhöhen. In diesem Kontext werden insbesondere 
die Erhöhung der Erwerbsquote von Frauen, von älteren Beschäftigten, 
die Förderung von Zuwanderung und Integration in den Arbeitsmarkt, die 
Erhöhung zielgruppenspezifischer Teilhabequoten an betrieblicher Weiter­
bildung (Lang, Janssen, Kruppe, Leber, Zabe 2022, S. 11–12) sowie die För­
derung von Berufsumstiegen und beruflichen Quereinstiegen diskutiert. 
Damit rücken folgende Fragen in den Fokus: Welche strukturellen Rah­
menbedingungen sind angesichts des Wandels von Arbeits- und Lebens­
verhältnissen erforderlich, um tatsächlich Erwerbspersonenpotenziale zu 
erschließen? Welche individuellen und betrieblichen Herausforderungen 
gehen damit einher? Welche Spannungsfelder, Gestaltungsspielräume und 
Gestaltungschancen zeichnen sich diesbezüglich ab? Und: Welche Beiträge 
kann das System der industriellen Beziehungen – Tarifsystem und betrieb­
liche Mitbestimmung – leisten und welche Grenzen werden erkennbar?

Die Frage nach den strukturellen Rahmenbedingungen zur Erschließung 
von Erwerbspersonenpotenzialen, nach Wegen zur Sicherung von Beschäf­
tigungsfähigkeit und für die Teilhabe auf dem Arbeitsmarkt adressiert das 
Zusammenspiel von Arbeits- und Lebensverhältnissen. Ausgehend hiervon 
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ist die These des vorliegenden Beitrags, dass der „Betrieb als sozialer Ort“ 
(Rat der Arbeitswelt 2021) zwischen einer system-kompensatorischen und 
sozial-integrativen Funktion künftig doppelt unter Druck gerät: Denn zum 
einen zeichnet sich die Verlagerung sozialpolitischer Verantwortung auf 
das System der industriellen Beziehungen, d. h. in die Arenen von Tarifpo­
litik und betrieblicher Mitbestimmung durch den Bedeutungsgewinn von 
Tarifsozialpolitik und betrieblicher Sozialpolitik „von oben“ ab (Fröhler und 
Fehmel 2021; Blank 2023). Zum anderen wird der Betrieb „von unten“ zum 
Bezugspunkt formaler und informeller Auseinandersetzungen zwischen Be­
schäftigtengruppen, Arbeitgebern und Führungskräften um Gerechtigkeits- 
und Fürsorgeansprüche zur Aufrechterhaltung einer „flexiblen Stabilität“ 
(Resch 2014) an der Schnittstelle von Arbeits- und Lebensverhältnissen.

Der Beitrag zeigt nachfolgend auf, welche gegenwärtigen Entwicklun­
gen dafürsprechen, dass die system-kompensatorische Funktion von Ta­
rifsozialpolitik und betrieblicher Sozialpolitik künftig noch an Bedeutung 
gewinnen dürfte (Kapitel 2). Darauf aufbauend wird reflektiert, welche 
diesbezüglichen Strategien und Maßnahmen auf Basis empirischer Befunde 
in Betrieben eine Rolle spielen und welche potenziellen Konfliktlagen so­
wie Herausforderungen damit einhergehen. Vor diesem Hintergrund wer­
den Risiken und Nebenwirkungen des diagnostizierten sinkenden Verbrei­
tungsgrads kodifizierter Mitbestimmungsstrukturen zugunsten mehr oder 
weniger formalisierter Partizipationspraktiken thematisiert (Kapitel 3). Ab­
schließend mündet der Beitrag in resümierende Überlegungen zu den 
Entwicklungsperspektiven und Gestaltungsherausforderungen des künfti­
gen Zusammenspiels von Tarifsozialpolitik, betrieblicher Sozialpolitik und 
einer durch Mitbestimmung kodifizierten erweiterten Partizipationspraxis 
(Kapitel 4).

2. Erwerbspersonenpotenziale und Infrastrukturen der Daseinsvorsorge

In der politischen und öffentlichen Debatte wird intensiv um das Verhält­
nis von (leistungsfähiger) Wirtschaft und (finanzierbarem) Sozialstaat ge­
rungen. So wird das Argument geführt, dass die Leistungsfähigkeit des 
Sozialstaats angesichts der Finanzierungslogiken der Sozialversicherungs- 
und steuerfinanzierten Sozialsysteme von der wirtschaftlichen Leistungs­
fähigkeit, insbesondere der Arbeitsmarktentwicklung, in Deutschland ab­
hängig sei. Dem wird das Argument entgegnet, dass ein leistungsfähiger 
Sozialstaat, der es angesichts des evidenten Fach- und Arbeitskräftemangels 
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ermöglicht, Investitionen in Infrastrukturen der Daseinsvorsorge zu tätigen, 
erst die notwendigen Voraussetzungen für soziale Sicherheit, für die Inno­
vations- und Wettbewerbsfähigkeit des Wirtschaftsstandorts Deutschland 
schaffe. Investitionen in Infrastrukturen der regionalen Daseinsvorsorge 
können – nicht zuletzt angesichts öffentlicher Investitionsbedarfe (Dullien, 
Iglesias, Hüther, Rietzler 2024) – als Standortfaktoren einen Beitrag zur 
regionalen Strukturpolitik leisten, Konjunkturimpulse für die Wirtschaft 
setzen und zur Erhöhung von Lebensqualität beitragen (Alm und Clausen 
2023). Zugleich prägen infrastrukturelle Rahmenbedingungen, die die so­
ziale Sicherheit adressieren, das Demokratie-Erleben der Bürger*innen vor 
Ort (Paulus, Oostendorp, Gutzmer 2022).

Arbeits- und Lebenswelten unterliegen einem Wandel, der Flexibilität, 
Stabilität und soziale Sicherheit gleichermaßen adressiert. Beispiele hierfür 
sind der demographische Wandel in der Erwerbstätigenstruktur (Destatis 
2024), der zunehmende Anteil von Erwerbstätigen in Teilzeitbeschäftigung 
(Destatis 2024a) sowie spätere Eintritte ins Erwerbsleben und häufigere 
Wechsel zwischen Berufs- und Familienphasen (Institut für Bevölkerungs­
forschung 2020). Hinzu kommen zeitliche und räumliche Mobilitätsanfor­
derungen in der Arbeitswelt (Fuchs, Jost, Weyh 2024, S. 2), die Flexibili­
sierung von Arbeitsorten und Entgrenzungen zwischen Arbeitszeit und 
Freizeit durch Homeoffice und Remote-Work, steigende individuelle und 
betriebliche Bedarfe an Weiterbildung sowie individuelle Neuorientierun­
gen in der Vereinbarkeit von Privat- und Arbeitsleben, von Zeitautonomie 
und Work-Life-Balance (Weßler-Poßberg 2019).

Von den rund 43,1 Millionen Erwerbstätigen in Deutschland entfällt 
ein Anteil von 40,3 % auf Beschäftigte der Altersgruppe „50 bis 65 Jahren 
und älter“ (Destatis 2024), insbesondere die Erwerbstätigenquote von Per­
sonen im Alter von „60 bis unter 65 Jahren“ ist im Zeitraum 2013 bis 2023 
von 49,8 % auf 65,4 % gestiegen (Bundesagentur für Arbeit 2024, S. 11). 
Diese Entwicklung ist maßgeblich auf eine erhöhte Erwerbsbeteiligung von 
Frauen zurückzuführen (Destatis 2024). Zugleich hat Teilzeitarbeit zuge­
nommen: Während im Jahr 2023 jede zweite Frau (50 %) einer Teilzeitbe­
schäftigung nachging, lag die Teilzeitquote bei Männern mit 13 % deutlich 
niedriger, allerdings ist sowohl bei Frauen als auch bei Männern die Teil­
zeitbeschäftigung seit dem Jahr 2013 leicht gestiegen (Destatis 2024a).

Rund 27 % der teilzeitbeschäftigten Frauen haben ihre Arbeitszeit we­
gen Kinderbetreuung reduziert, bei Männern sind es knapp 6 % (Destatis 
2024a). Rund zwei Drittel der pflegenden An- und Zugehörigen sind Frau­
en, mit einem Anteil von 50,8 % handelt es sich oftmals um Personen 
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im erwerbsfähigen Alter (Kochskämper und Stockhausen 2019, S. 7). Die 
Pflege von Angehörigen kann dazu führen, dass die Erwerbstätigkeit redu­
ziert oder sogar ganz aufgegeben wird (Scheuermann, Gräßel, Pendergrass 
2024; Czaplicki 2020), Krankenstände sich durch Mehrfachbelastungen er­
höhen, Einkommensverluste entstehen und Risiken der sozialen Sicherung 
befördern (Ehrlich, Minkus, Hess 2020). Frauen als pflegende An- und 
Zugehörige haben ein erheblich höheres Risiko für die Beendigung der 
Erwerbstätigkeit als männliche Pflegepersonen (Scheuermann et al. 2024, 
S. 42), denn zwischen Erwerbstätigkeit und familialer Sorgearbeit bestehen 
oftmals Zeitkonkurrenzen. Diese Zeitkonkurrenzen sind auch für die Teil­
habe an beruflicher Weiterbildung relevant, denn die Übernahme familialer 
Sorgearbeit ohne unterstützende Infrastrukturen stellt für die berufliche 
Weiterbildung oftmals ein großes Hindernis dar (Seegers 2024, S. 196).

Familiale, unbezahlte Sorgearbeit wird nach wie vor überwiegend von 
Frauen geleistet und ist somit zugleich ein Grund, die Arbeitszeit zu redu­
zieren und in eine Teilzeitbeschäftigung zu wechseln (Schmucker und Sino­
poli 2024, S. 17). Abhängig beschäftigte Frauen wenden mehr als doppelt so 
viel Zeit für unbezahlte Sorgearbeit auf wie abhängig beschäftigte Männer 
(Schäper, Schrenker, Wrohlich 2023). Für den „Gender Care Gap“ ist ein 
ungleicher Verlauf über den Lebenszyklus zu beobachten: Wird der „Gen­
der Care Gap“ analog zum „Gender Pay Gap“ berechnet – also als Differenz 
der Sorgearbeit der Frauen und Männer im Verhältnis zur Sorgearbeit 
der Männer – so beträgt der „Gender Care Gap“ bei 20- bis 24-jährigen 
Beschäftigten rund 25 %, bei 35- bis 39-jährigen Beschäftigten steigt er 
hingegen auf 106 % (Schäper et al. 2023).

Zugleich kommen professionelle Unterstützungssysteme in der Daseins­
vorsorge personalbedingt an ihre Grenzen: Laut Pflegekräftevorausberech­
nung liegt die erwartete Zahl an Pflegekräften im Jahr 2049 zwischen 
280.000 und 690.000 unter dem erwarteten Bedarf. Haupttreiber dieser 
Entwicklung ist der Renteneintritt der Babyboomer-Generation in den 
nächsten zehn Jahren, wodurch dem Arbeitsmarkt dringend benötigte 
Pflegekräfte fehlen werden (Destatis 2024b). Für den Bereich der Lang­
zeitpflege zeichnen sich bereits länderspezifische „Kipppunkte“ auf dem 
Arbeitsmarkt ab, weil ab Ende der 2020er-Jahre altersbedingte Austritte 
aus dem Pflegeberuf nicht mehr durch Nachwuchs ersetzt werden können 
(Klie 2024). Bis zum Jahr 2040 werden rund 24 % aller in Privathaus­
halten lebenden Menschen allein leben (Destatis 2020), zugleich fehlt 
es strukturell an verfügbaren und bedarfsgerechten Tages-, Nacht- und 
Kurzzeitpflegeplätzen sowie an passgenauen Angeboten der An- und Zuge­
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hörigenberatung (Bösl, Diehl, Pendergrass, Gräßel 2024). Folge ist, dass 
Sorgenetzwerke, bestehend aus An- und Zugehörigen sowie informellen 
Unterstützungen und professionellen Diensten, zunehmend fragiler werden 
(Eggert, Teubner, Budnick, Gellert 2021).

Seit dem Jahr 2013 besteht bundesweit ein Rechtsanspruch auf einen 
Betreuungsplatz in einer KITA oder in der Kindertagespflege für Kinder 
ab dem vollendeten ersten Lebensjahr sowie eine objektiv-rechtliche Ge­
währleistungspflicht für unter einjährige Kinder. Im Abgleich von Betreu­
ungsquote und Betreuungswunsch (Kinder < 3 Jahren; Kinder 3 bis < 6 
Jahren) zeigt sich bundesweit eine deutliche Diskrepanz: So lag die Betreu­
ungsquote für Kinder < 3 Jahren im Jahr 2023 bei 36,4 %, der Betreuungs­
wunsch hingegen bei 51,0 %. Für Kinder zwischen 3 bis < 6 Jahren lag die 
Betreuungsquote bei 91,3 % gegenüber dem Betreuungswunsch von 96,5 % 
(Ländermonitor frühkindliche Bildungssysteme, 2025). Zugleich werden 
längere Betreuungszeiten in Kindertageseinrichtungen häufiger: Die Zahl 
der Kinder mit einer vertraglich vereinbarten Betreuungszeit von mehr als 
35 Stunden in der Woche ist im Zeitraum von 2014 bis 2024 um 30 % 
gestiegen, knapp zwei Drittel (64 %) dieser Kinder hatten zuletzt eine fest­
gelegte Betreuungszeit von mehr als 45 Wochenstunden (Destatis 2025). 
Kinder, die ab dem Schuljahr 2026/27 eingeschult werden, haben einen 
Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung in der Grundschule. Im Mittel liegt 
der Ausbaubedarf bis zum Jahr 2029/2030 bei 390.000 neu zu schaffenden 
Ganztagsplätzen. Um den angenommenen Elternbedarf in 2026/2027 zu 
erfüllen, werden derzeit im Mittel rund 470.000 zusätzliche Plätze benötigt 
(BMFSFJ/BMBF 2023, S. 7). Zugleich gilt auch die Personalsituation in 
vielen Einrichtungen als angespannt. Ein Grund für die personelle Notlage 
vieler Kitas ist, dass der Anteil der Beschäftigten in Kitas in Vollzeit wie 
in der Pflege vergleichsweise gering ist: 67 % des pädagogischen Kita-Perso­
nals arbeiteten im Jahr 2024 weniger als 38,5 Stunden pro Woche (Destatis 
2025).

3. Arbeit und Mitbestimmung zwischen Flexibilität, Stabilität und sozialer 
Sicherheit

Vor dem Hintergrund der skizzierten Ausgangslage suchen Unternehmen 
nach Strategien, um über die Gestaltung betrieblicher Rahmenbedingungen 
ihre Fachkräftegewinnung und -bindung sicherzustellen. Sowohl Unterneh­
men als auch Beschäftigte selbst sehen in flexiblen Arbeitszeiten eine Ant­
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wort auf Vereinbarkeitsanforderungen: Denn diese ermöglichen oftmals 
eine kurzfristige Reaktion auf vereinbarkeitsbedingte Anforderungen, zu­
gleich ist eine möglichst hohe Planbarkeit im Hinblick auf die eigene Ar­
beitszeit erwünscht. Hierzu gehört auch, die Arbeitszeit bei Bedarf kurzfris­
tig reduzieren zu können und bei spontanen familienbedingten Aufgaben 
– z. B. in Notfällen – Arbeitszeit und -ort anzupassen sowie die wöchent­
liche Arbeitszeit und den Arbeitsort flexibel gestalten zu können (Weß­
ler-Poßberg, Samtleben, Stoll, Weuthen 2024). Beschäftigte mit familiärer 
Verantwortung sehen sich durch Vereinbarkeitskonflikte herausgefordert, 
diese Herausforderungen variieren jedoch zwischen Beschäftigtengruppen 
mit familiärer Verantwortung – Mütter, Väter, Pflegende sowie Pflegende, 
die zugleich auch noch minderjährige Kinder haben (Sandwich-Position) 
(Weßler-Poßberg et al. 2024, S. 20). Beschäftigte, die eine hohe Flexibilität 
schätzen, sind eher bereit, den Arbeitgeber zu wechseln, als Beschäftigte, 
die Beruf und Familie mehr voneinander abgrenzen wollen und planbare 
und verlässliche Arbeitszeiten und -orte bevorzugen. Entscheidend ist, dass 
sich Vereinbarkeitsbedürfnisse, wie z. B. die Gestaltung der Arbeitszeit und 
des Arbeitsorts, auch innerhalb der Gruppen von Müttern, Vätern und 
Pflegenden je nach den weiteren Lebensumständen und Präferenzen unter­
scheiden (Weßler-Poßberg et al. 2024, S. 43).

Nicht zuletzt in diesem Kontext hat die tarifvertragliche Regulierung so­
zialer Sicherung, etwa in den Feldern der Alterssicherungs-, Arbeitsmarkt-, 
Gesundheits- und Familienpolitik, in jüngster Zeit an Bedeutung gewon­
nen (Fröhler und Fehmel 2021). Tarifsozialpolitik adressiert die soziale 
Lage der Beschäftigten, „[…] der sozialpolitische Charakter zeigt sich im 
direkten Bezug auf soziale Problemlagen, in den Motiven oder der Ausrich­
tung von Regelungen auf spezielle unterstützungswürdige oder -bedürftige 
Beschäftigtengruppen.“ (Blank 2023, S. 195). Hier geht es beispielsweise um 
Zusatzleistungen zur Pflegeversicherung, um Maßnahmen zur Vereinbar­
keit von Familie und Beruf (z. B. Sicherstellung der Kinderbetreuung, Zeit­
rechte für die Angehörigenpflege) oder um Regelung zur beruflichen Bil­
dung. Neben der Tarifsozialpolitik, die auf die Regulierung und Produktion 
sozialer Sicherung auf Grundlage von Tarifverträgen abstellt, rückt die be­
triebliche Sozialpolitik mit freiwilligen Arbeitgeberleistungen in den Fokus. 
Hierunter fallen u. a. arbeitgeberseitige Zusatzleistungen der betriebliche 
Altersvorsorge, betriebliche Gesundheitsangebote für besonders belastete 
Beschäftigtengruppen, die Bereitstellung von Dienstleistungen der Kinder­
betreuung oder die Gewährung zusätzlicher freier Tage für Betreuung und 
Pflege (Weßler-Poßberg et al. 2024).
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Für die Tarifsozialpolitik wird ein Funktionswandel von einer sozialpoli­
tisch-komplementären zu einer sozialpolitisch-kompensatorischen Funktion 
konstatiert, die zu einer Verlagerung sozialpolitischer Verantwortung auf 
das System der industriellen Beziehungen „von oben“ führt (Fröhler und 
Fehmel 2021). In diesem Kontext werden u. a. die Selektivität von Tarifso­
zialpolitik, neue Spannungslagen zwischen Arbeitgeberverbänden und Ge­
werkschaften, die Verringerung von Spielräumen für Barlohnerhöhungen, 
die Folgen einer heterogenen sozialen Sicherung unterschiedlicher Beschäf­
tigtengruppen (Blank 2023) sowie regionale Disparitäten der Beschäftig­
ten im Hinblick auf das soziale Sicherungsniveau (Völz, Lenzen, Wirth, 
Hampel, von Spee, Evans-Borchers 2025, i.E.) kritisch diskutiert. Bislang 
weniger im Fokus steht die betriebliche Ebene als Bezugspunkt potenzi­
ell konflikthafter Auseinandersetzungen um individuelle Gerechtigkeits- 
und Fürsorgeanliegen unterschiedlicher Beschäftigtengruppen, welche die 
sozial-integrative Funktion des Betriebs „von unten“ herausfordert. Denn 
der Wunsch nach „flexibler Stabilität“ zwischen den Handlungssphären 
Arbeits- und Lebenswelt adressiert soziale Anliegen der Beschäftigten. Aus 
sozialen Anliegen von Beschäftigten oder Beschäftigtengruppen können 
soziale Ansprüche werden, wenn soziale Anliegen als gerechtfertigt ange­
sehen und legitimiert werden (Hürtgen und Voswinkel 2016, S. 505). Als 
Gerechtigkeitsansprüche adressieren diese Ansprüche der Beschäftigten da­
rüber, was ihnen „zusteht“, was sie – ihrer Herkunft, ihrem Ansehen, ihrem 
Verhalten, ihrer Leistung, ihren Rechten gemäß – an Gütern, Behandlung 
oder Leistungen verdienen (Hegtvedt 2005, S. 26, zitiert nach Wolf 2014, 
S. 11). Diese Gerechtigkeitsansprüche können sich als „Gerechtigkeitsan­
sprüche auf Fürsorge“ (Kratzer, Meng, Tullius, Wolf 2015, S. 64) zwischen 
unterschiedlichen Beschäftigten und Beschäftigtengruppen im Betrieb kon­
kretisieren, etwa zwischen jüngeren und älteren Beschäftigten, zwischen 
Beschäftigten mit Kindern oder pflegebedürftigen Angehörigen oder zwi­
schen zugewanderten und nicht-zugewanderten Beschäftigtengruppen. Bei­
spielhafte Felder für Gerechtigkeitsansprüche sind die Vereinbarkeit von 
Beruf und Privatleben, Arbeits(zeit)gestaltung, Entgelt, Führung oder be­
triebliche Informations- und Entscheidungsprozesse.

Offene oder latente Konflikte um Gerechtigkeit
Sowohl innerhalb des Beschäftigungs- und Arbeitssystems als auch zwi­
schen unterschiedlichen Beschäftigtengruppen eines Betriebes können, ba­
sierend auf individuellen Gerechtigkeits- und Fürsorgeansprüchen, Span­
nungsfelder entstehen, die sich zwischen „Flexibilität, Stabilität und Si­
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cherheit“ (Wolf 2014, S. 40) entfalten. Wird eine Kluft zwischen den An­
sprüchen und der sozialen Realität im Betrieb wahrgenommen, entsteht 
ein Ungerechtigkeitsempfinden, was in der Folge zu einem Legitimations­
problem für den Betrieb werden kann (Wolf 2014, S. 11). Dabei ist im 
Blick zu behalten, dass ungleiche Lebens- und Arbeitsverhältnisse auch 
in ungleichen Vereinbarkeitsverhältnissen ihren Ausdruck finden können. 
„Vereinbarkeit“ adressiert damit auch die Gleichheit bzw. Ungleichheit in 
Bezug auf die zielgruppenspezifische Artikulations-, Durchsetzungs- und 
Gestaltungschance von vereinbarkeitsbezogenen Gerechtigkeits- bzw. Für­
sorgeansprüchen (Evans-Borchers 2024).

Das potenzielle Spannungsfeld zwischen der sozial-kompensatorischen 
Funktion von Tarifsozialpolitik und betrieblicher Sozialpolitik einerseits 
sowie von subjektiven Gerechtigkeits- und Fürsorgeansprüchen der Be­
schäftigten andererseits, stellt Betriebe vor neue Aushandlungserfordernis­
se: Der Betrieb wird zum Bezugspunkt der Durchsetzung, Aushandlung 
und Legitimation von Gerechtigkeits- und Fürsorgeanliegen unterschiedli­
cher Beschäftigtengruppen. Gerade dies fordert die sozial-integrative Funk­
tion des Betriebs heraus, denn die Regelungsgegenstände von Tarifsozi­
alpolitik und betrieblicher Sozialpolitik können zugleich Bezugspunkte 
von subjektiven Gerechtigkeits- und Fürsorgeansprüchen der Beschäftigten 
sein, die über das Zusammenspiel von Arbeits- und Lebensverhältnissen 
wirksam werden. Darüber hinaus können Gerechtigkeitsansprüche, wie 
skizziert, auch weitere Themen adressieren, sich aufeinander beziehen 
oder überlagern wie etwa die Themen Entgelt- und Arbeitszeitgestaltung, 
Homeoffice oder Präsenzarbeit oder die Möglichkeit der Mitwirkung an 
betrieblichen Entscheidungsprozessen.

Gelingt es nicht, dieses Spannungsfeld auszutarieren, können latente 
oder offene Arbeitskonflikte zwischen Beschäftigten und auf Teamebene 
die Folge sein. Dies kann sich nicht nur negativ auf die Teamresilienz, 
sondern auch auf die kollektive Leistungsfähigkeit und Performanz von Ar­
beitsteams, auf die individuelle Arbeitszufriedenheit sowie auf die Arbeits­
organisation auswirken (Kümmerling, Rinke, Schmieja, Klammer 2023). 
Betriebliche Mitbestimmung ermöglicht es, dass die Interessen der Beschäf­
tigten gegenüber dem Arbeitgeber auf Basis kodifizierter Regelungen ver­
treten werden, dies gilt vor allem bei der Gestaltung des Arbeitsplatzes, 
bei der Arbeitszeit sowie bei der Vereinbarkeit von Familie und Beruf. 
Mitbestimmung ist insofern Form und Ausdruck gelebter Demokratie im 
Betrieb. Mitbestimmung und Arbeitsbedingungen stehen zudem in einem 
Zusammenhang: So werden die Bedingungen für gute Arbeit durch Mitbe­
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stimmung begünstigt, dies betrifft u. a. angemessene Ressourcen für die 
Gestaltung von Arbeitsbedingungen und die Gewährleistung von Diversität 
auch über den Beschäftigungszyklus hinweg (Scholz, 2017).

Ausgehend hiervon gilt es, die Möglichkeiten und Grenzen einer zuneh­
menden Verbreitung alternativer Formen der Interessenvertretung zulasten 
formalisierter betrieblicher Mitbestimmungsstrukturen kritisch zu reflektie­
ren. So wird darauf verwiesen, dass im Gegensatz zur institutionalisierten 
Mitbestimmung alternative Formen der Interessenvertretung für Beschäf­
tigte an Bedeutung gewinnen, in denen diese direkt an Entscheidungs­
prozessen beteiligt werden, die die eigenen relevanten Belange berühren 
(Stettes 2025). Beschäftigte in Unternehmen mit Betriebsräten vertreten 
allerdings die Aussagen: „Verstanden, warum Veränderung notwendig war“, 
„Eigene Ideen konnten eingebracht werden“, „Rücksichtnahme auf eigene 
bisherige Leistungen und Erfahrungen“ sowie „Keine Sorge um den Arbeits­
platz“ tendenziell häufiger als vergleichbare Beschäftigte in bislang nicht-
mitbestimmten Unternehmen, die sich einen Betriebsrat (BR) wünschen 
(Stettes 2025, S. 17). Zudem zeigt sich, dass hoch engagierte Beschäftigte 
seltener an einer kollektiven Interessenvertretung in solchen Betrieben in­
teressiert sind, wo bislang kein BR existiert. Dies ist ein Hinweis darauf, 
dass stark engagierte Beschäftigte in subjektiver Wahrnehmung über eine 
höhere individuelle Primärmacht gegenüber ihrem Arbeitgeber verfügen 
(Stettes 2025, S. 19), sie also davon ausgehen, ihre Gerechtigkeits- und Für­
sorgeansprüche eigenständig durchsetzen zu können.

Der Mehrwert betrieblicher Mitbestimmung bemisst sich somit darin, 
der möglichen Fragmentierung des sozialen Sicherungsniveaus zwischen 
einzelnen Beschäftigtengruppen vorzubeugen. Kodifizierte Mitbestimmung 
und ergänzende Formen der Partizipation schließen sich nicht aus. Denn 
Gerechtigkeits- und Fürsorgeanliegen können nicht nur auf betrieblicher 
Ebene, sondern auch innerhalb von Arbeitsteams, zwischen einzelnen 
Beschäftigten und Beschäftigtengruppen zum Bezugspunkt formalisierter 
oder informeller Aushandlungsprozesse werden. Dies erfordert Strategien 
und Maßnahmen, um soziale Anliegen der Beschäftigten zum Gegenstand 
von Personalentwicklungs-, Teamentwicklungs- und Organisationsentwick­
lungsprozessen zu machen. Und schließlich ist in Rechnung zu stellen, 
dass Beschäftigte nicht gleichermaßen über institutionalisierte Repräsen­
tanz und Machtressourcen verfügen. Ausgehend hiervon ist zu reflektieren, 
welche Beschäftigtengruppen ihre Gerechtigkeits- und Fürsorgeanliegen 
überhaupt als Ansprüche artikulieren können, ob und wie diese betrieblich 
legitimiert werden. Und umgekehrt: Welche Beschäftigtengruppen können 
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dies gerade nicht und können von kodifizierter Mitbestimmung im Hin­
blick auf ihre Gerechtigkeits- und Fürsorgeanliegen profitieren?

4. Ausblick: auf der Suche nach einer neuen Synergie

Der Betrieb als Handlungseinheit droht zwischen einer system-kompensa­
torischen und sozial-integrativen Funktion künftig doppelt unter Druck 
zu geraten. Denn zum einen zeigt sich eine Verlagerung sozialpolitischer 
Verantwortung auf das System der industriellen Beziehungen, d. h. in die 
Arenen der Tarifpolitik und der betrieblichen Mitbestimmung „von oben“. 
Der Bedeutungsgewinn einer tarifvertraglichen Regulierung sozialer Siche­
rung in Form der Tarifsozialpolitik und der betrieblichen Sozialpolitik 
sind auch das Ergebnis von Anpassungserfordernissen sozialer Sicherungs­
systeme und Infrastrukturen öffentlicher Daseinsvorsorge. Dabei darf nicht 
vergessen werden, dass Flexibilitäts-, Stabilitäts- und soziale Sicherungsan­
liegen von Beschäftigten auch zu Flexibilitätszumutungen für diejenigen 
Beschäftigten werden können, die in Branchen sozialer Daseinsvorsorge tä­
tig sind, und die wiederrum selbst Gerechtigkeits- und Fürsorgeanliegen im 
Hinblick auf eine flexible Stabilität haben. Ein weiteres Risiko besteht darin, 
dass sich Disparitäten im Hinblick auf die soziale Sicherung zwischen 
Beschäftigten in nicht-tarifgebundenen und tarifgebundenen Betrieben er­
höhen und arbeitgeberseitige Leistungen der betrieblichen Sozialpolitik 
abhängig von der wirtschaftlichen Situation des Betriebs sind. Eine kom­
pensatorisch ausgerichtete Tarifsozialpolitik und eine betriebliche Sozialpo­
litik können und dürfen somit nicht zur Alternativoption für drängende 
Reformbedarfe staatlicher, sozialer Sicherungssysteme und des Infrastruk­
turausbaus werden.

Zugleich droht der Betrieb zum Ort potenzieller formaler und informel­
ler Auseinandersetzungen zwischen Beschäftigtengruppen, Arbeitgebern 
und Führungskräften um Gerechtigkeits- und Fürsorgeansprüche im Kon­
text einer „flexiblen Stabilität“ zwischen den Anforderungen der Arbeits- 
und Lebenswelt zu werden. Damit wird die sozial-integrative Funktion 
des Betriebs herausgefordert, denn die prinzipiellen Regelungsgegenstände 
von Tarifsozialpolitik und betrieblicher Sozialpolitik können zugleich Be­
zugspunkte von subjektiven Gerechtigkeits- und Fürsorgeansprüchen der 
Beschäftigten sein. Hierbei geht es nicht nur um materielle Werte, sondern 
auch um Information und Teilhabe an Entscheidungen, die den eigenen 
Arbeitsplatz oder das Arbeitsumfeld betreffen. Dies erfordert Strategien 
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und Maßnahmen, um soziale Anliegen der Beschäftigten zum Gegenstand 
von Personalentwicklungs-, Teamentwicklungs- und Organisationsentwick­
lungsprozessen zu machen. Ausgehend hiervon rückt der Betrieb als Ort, 
an dem subjektive Gerechtigkeits- und Fürsorgeansprüche im Hinblick auf 
Flexibilität, Stabilität und Sicherheit verhandelbar werden, in den Fokus: 
Wie werden betriebliche Aufgaben und Ressourcen vor dem Hintergrund 
von Flexibilitäts-, Stabilitäts- und sozialen Sicherungsanliegen verteilt? Wie 
ist der individuelle und betriebliche Umgang im Hinblick auf individuel­
le Gerechtigkeits- und Fürsorgeanliegen der Beschäftigten? Wie werden 
soziale Anliegen von Beschäftigten oder Beschäftigtengruppen artikuliert, 
wie und durch welche Akteure und sozialen Handlungen werden sie le­
gitimiert? Wie sind diesbezügliche Informations-, Kommunikations- und 
Entscheidungsprozesse organisiert? Insbesondere für diejenigen Beschäf­
tigtengruppen, die nicht über Primärmacht verfügen, ist kodifizierte Mit­
bestimmung auch künftig ein wichtiger Garant dafür, dass ihre sozialen 
Gerechtigkeits- und Fürsorgeanliegen auf betrieblicher Ebene Berücksichti­
gung finden können.

Gerade weil die Erschließung zusätzlicher Erwerbspersonenpotenziale 
leistungsfähige Infrastrukturen der sozialen Daseinsvorsorge voraussetzt, 
können künftige Strategien nur auf einer neuen Synergie zwischen flä­
chendeckendem Infrastrukturausbau und komplementären tariflichen/be­
trieblichen Zusatzleistungen abzielen. Betriebliche Interessenvertretungen 
werden sich angesichts der Herausforderungen von Fachkräftegewinnung 
und -sicherung künftig intensiver mit einer auf Gerechtigkeits- und Fürsor­
geanliegen fokussierenden Mitbestimmungs- und Personalarbeit auseinan­
dersetzen müssen. Hierbei können wiederum partizipative Verfahren, die 
durch kodifizierte Mitbestimmung abgesichert sind, hilfreich sein. Gerade 
dort, wo Beschäftigte über eine geringere institutionalisierte Repräsentanz 
und geringere Machtressourcen verfügen, können über zusätzliche partizi­
pative Beteiligungsformate neue Zugänge zur Mitbestimmung eröffnet und 
die Demokratie im Betrieb gestärkt werden.
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Unternehmensmitbestimmung als Schlüsselfaktor – Was uns 150 
Jahre Böckler lehren

Daniel Hay und Cosima Steltner

1. Einleitung

Die Neugier, wie unsere Zukunft wohl aussehen mag, beschäftigt die 
Menschheit schon seit Jahrhunderten. Verschiedenste Kulturen und Reli­
gionen bemühten sich um möglichst präzise Vorhersagen, die sich, soweit 
wir es bisher beurteilen können, als nicht sehr zuverlässig herausstellten. Zu 
Recht stellte daher bereits Perikles fest, dass es nicht um die Voraussage der 
Zukunft, sondern um die Vorbereitung auf ebendiese gehe. Wie die Welt 
und unsere Gesellschaft in fünf Jahren im Jahr 2030 aussehen wird, kann 
aufgrund des hohen herrschenden Veränderungsdrucks neben besorgniser­
regender geopolitischer Instabilität heute wohl niemand sagen. Wie wir uns 
und unsere Organisationen darauf vorbereiten können, lässt sich aber sehr 
wohl diskutieren.

Die politischen Rahmenbedingungen, unter denen Unternehmen heu­
te wirtschaften müssen, sind vielfältig. Nicht allein regulatorische Anfor­
derungen prägen die Handlungsmaxime von Unternehmen, sondern in 
einem besonderen Maße auch die gegenwärtigen Entwicklungen wie Glo­
balisierung sowie gegenläufig Renationalisierung, Klimawandel, geopoliti­
sche Spannungen und Konflikte sowie Energieknappheit und die damit 
einhergehende Notwendigkeit von Resilienz (Haipeter 2024; Hüther 2025). 
Nachhaltigkeit wird schon lange nicht mehr nur als Konzept der Ökologie 
verstanden, sondern spielt eine zentrale Rolle in der Unternehmensbewer­
tung und -finanzierung, Berichterstattung und Vergütung von Vorständen. 
So prägen Entscheidungen ein ökologisch, sozial und ökonomisch nachhal­
tiger agierendes Unternehmen und sind gleichzeitig selbst auf eine längere 
Dauer angelegt (Bogedan und Hay 2023).

Langfristig tragfähige Entscheidungen sind wesentlich bei der Bewälti­
gung von Transformationsprozessen. Schließlich bringt Strukturwandel 
auch große Veränderungsängste mit sich, die alle Bereiche des Lebens 
betreffen können. Nach vier Jahren eines krisenhaften Dauerzustandes 
bemängelt ein Querschnitt der Erwerbstätigen in Deutschland hohe finan­
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zielle Belastungen und äußert ein geschwächtes Vertrauen in staatliche 
Institutionen. Deutlich wurde bei Befragung des Erwerbspersonenpanels 
auch ein in Teilen besorgniserregender Zuspruch zu antidemokratischen 
Aussagen (Kohlrausch, Emmler, Hövermann 2024).

Es ist heute klar, dass die digitale Transformation und Dekarbonisierung 
der deutschen Wirtschaft uns noch Jahre, wenn nicht Jahrzehnte, begleiten 
werden. Gerade aufgrund der damit verbundenen großen Unsicherheit 
ist maßgeblich, dass die getroffenen Entscheidungen Bestand haben und 
den betroffenen Menschen eine verlässliche Perspektive geboten wird. Bei 
bereits zurückliegenden und abgeschlossenen Transformationen war die 
Mitbestimmung der Arbeitnehmenden in der Vergangenheit zentrale Ge­
lingenskomponente dafür, dass es nicht zu sozialen Verwerfungen kam. Mit 
dem Wissen um die noch anstehenden Herausforderungen des strukturel­
len Wandels soll dargestellt werden, warum die Integration der Beschäftig­
tenperspektive nicht nur Gelingenskomponente, sondern Gelingensvoraus­
setzung ist und weiter sein wird.

Dieser Beitrag soll aufzeigen, welche Stärken die Unternehmensmitbe­
stimmung in sich trägt und welchen Gefahren sie sich ausgesetzt sieht. 
Er soll zudem veranschaulichen, warum die Unternehmensmitbestimmung 
Gelingensvoraussetzung ist, wenn wir für das Jahr 2030 eine resiliente 
Demokratie und eine gut laufende Wirtschaft erreichen wollen.

2. Die Geschichte der Unternehmensmitbestimmung

Wenn wir uns fragen, wie die Mitbestimmung der Zukunft ausgestaltet sein 
sollte, um die Herausforderungen der Zukunft zu meistern, lohnt sich ein 
Blick zurück. Nachdem ein gesetzlicher Anspruch auf betriebliche Mitbe­
stimmung bereits in der Weimarer Republik zu finden war, waren die zur 
gleichen Zeit dokumentierten Vorläufer der Unternehmensmitbestimmung 
noch das Ergebnis individueller Verhandlungen (Milert 2022; Milert 2024). 
Erst nach dem Zweiten Weltkrieg wurde sie über einzelne Unternehmen 
hinaus institutionalisiert. Über die alte gewerkschaftliche Forderung nach 
Wirtschaftsdemokratie im Sinne einer überbetrieblichen Wirtschaftskon­
trolle hinausgehend, forderten die in der britischen Besatzungszone neu 
gegründeten Gewerkschaften, geleitet von ihrem Vorsitzenden Hans Böck­
ler, auf ihrer ersten Konferenz die Vertretung der Arbeitnehmenden in den 
Vorständen und Aufsichtsräten der Unternehmen (Lauschke 2007).
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Während die Gewerkschaften mit ihren Forderungen innerhalb der Un­
ternehmen erwartungsgemäß auf Widerstand stießen, erfuhren sie von den 
Alliierten grundsätzlichen Zuspruch. Diese hatten kurz nach Kriegsende 
entschieden, die Konzerne der Eisen-, Kohle- und Stahlindustrien zu ent­
flechten, nachdem diese als wesentliche Stützen der Rüstungswirtschaft 
unter der nationalsozialistischen Herrschaft identifiziert worden waren. 
Der von den Briten mit der Entflechtung beauftragte Industriemanager 
Heinrich Dinkelbach erkannte die Beschäftigten als mögliche Kontrollin­
stanz an, um zu verhindern, dass die am Krieg beteiligten Industrieunter­
nehmen erneut eine gleichartige politische Macht entfalten würden. Sein an 
Böckler angelehntes Konzept für die entflochtenen Gesellschaften sah die 
paritätische Besetzung der neuen Aufsichtsräte mit je fünf Vertretungen der 
Arbeitnehmenden und Eigentümer sowie einem zusätzlichen Mitglied der 
zuständigen Treuhandgesellschaft vor. In die Vorstände zogen im gleichen 
Zug von den Gewerkschaften berufene Arbeitsdirektoren ein, obwohl es 
für diese Regelung zu diesem Zeitpunkt keine gesetzliche oder vertragliche 
Grundlage gab (Müller-Jentsch 2021).

Nach Gründung der Bundesrepublik betonte Bundeskanzler Adenauer 
in seiner Regierungserklärung die Notwendigkeit der „Neuordnung der 
Besitzverhältnisse in den Grundindustrien“, wollte diese aber der Verständi­
gung der Sozialpartner überlassen (Deutscher Bundestag 1949). Nachdem 
die entsprechend folgenden Verhandlungen gescheitert waren, legte Bun­
deswirtschaftsminister Erhard einen Gesetzesentwurf vor, der eine Abkehr 
von der Parität auch in den Montanindustrien vorsah. Unter Ankündigung 
von Generalstreiks konnten die Gewerkschaften IG Metall (IGM) und IG 
Bergbau (IGB) diesen Entwurf verhindern und stattdessen einen Kompro­
miss erzwingen, der die Überführung des Mitbestimmungsniveaus aus der 
britischen Besatzungszone in das Montanmitbestimmungsgesetz beinhalte­
te. Als Gegenleistung wurde die Beschränkung der Regelungen auf die 
Montanindustrien akzeptiert – zumindest vorerst.

Die Forderung nach einer Ausweitung auf alle Wirtschaftsbereiche war 
mit Verabschiedung dieses Gesetzes im April 1951 nämlich nicht begraben, 
sondern geradezu gestärkt worden. Da die gesellschaftliche Debatte um pa­
ritätische Mitbestimmung Ende des folgenden Jahrzehnts an Relevanz ge­
wann, beauftragte die Große Koalition im Jahr 1967 eine Sachverständigen­
kommission unter der Leitung des damaligen Rektors der Ruhr-Universität 
Bochum (RUB) Kurt Biedenkopf (sog. Biedenkopf-Kommission), mit der 
Auswertung der bisherigen Erfahrungen, die mit Mitbestimmung gemacht 
wurden, als sachliche Grundlage für weitere Überlegungen auf diesem 

Unternehmensmitbestimmung als Schlüsselfaktor – Was uns 150 Jahre Böckler lehren

85

https://doi.org/10.5771/9783748953081 https://www.inlibra.com/de/page/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/9783748953081 
https://www.inlibra.com/de/page/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


Gebiet. Auf Grundlage der in den nächsten Jahren parlamentarisch und 
außerparlamentarisch fortgeführten Diskussionen sowie der Ergebnisse 
der Kommission ist schließlich das Mitbestimmungsgesetz hervorgegangen, 
das im Jahr 1976 in Kraft trat und das bis heute Anwendung findet. Dage­
gen legten zahlreiche Unternehmen und Arbeitgeberverbände Beschwerde 
vor dem Bundesverfassungsgericht (BVerfG) ein. Die Einschränkung ihrer 
Grundrechte, darunter Art. 14 GG, hielten sie für zu drastisch. Mit der 
paritätischen Besetzung des Aufsichtsrats werde das Gremium aus Sicht 
der Beschwerdeführenden zu einem „Forum widerstreitender Interessen 
und ihres Ausgleichs“; noch tiefgreifender sei der Eingriff in ihre Rech­
te, wenn eine „qualifizierte mitbestimmungsrechtliche Position“ (BVerfG 
1979) Einzug in ihre Vorstände erhalten sollte. Das Gericht betrachtete die 
Grundrechtseingriffe jedoch als in einem angemessenen Verhältnis zum 
Wert der Mitbestimmung stehend und wies die Verfassungsbeschwerde 
schlussendlich zurück. In diesem Zuge betonten die Richter*innen, dass 
die durch die institutionelle Mitbestimmung angestrebte Kooperation und 
Integration, die eine Berücksichtigung auch anderer als der unmittelbaren 
eigenen Interessen erfordern, allgemeine gesellschaftspolitische Bedeutung 
habe.

Der Überblick über wichtige Etappen der Unternehmensmitbestimmung 
erhebt selbstverständlich keinen Anspruch auf Vollständigkeit, aber lässt 
wohl auch in der Kurzfassung zwei zentrale Thesen erkennen, die im weite­
ren Verlauf ausgeführt werden sollen:

Die Unternehmensmitbestimmung hat sich über viele Jahrzehnte und 
Krisen hinweg als verlässliche Stütze der gesellschaftlichen Ordnung und 
sozialen Demokratie bewährt. Schließlich kann das demokratische Verspre­
chen eines liberalen Freiheitsgedankens nur dann eingelöst werden, wenn 
alle Gesellschaftsmitglieder neben einer politischen und zivilen Freiheit 
auch soziale Freiheit genießen (Heinemann und Wannöffel 2022). Zudem 
war die Mitbestimmung zu keinem Zeitpunkt allseits akzeptiert, sondern 
wurde in der Vergangenheit immer wieder Ziel von Angriffen. Dieser Um­
stand verdeutlicht die Notwendigkeit von staatlichem Schutz.

3. Über den Wert der Mitbestimmung

Bei Betrachtung der Frage, wem oder was Mitbestimmung nützt, gelangt 
man schnell auf die Ebene der Individuen. Mitbestimmung ist eine Frage 
der Menschlichkeit. Als derart grundlegendes Element der Demokratie 
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beschrieb Johannes Rau die Mitbestimmung zu Beginn des neuen Jahr­
tausends, damals noch als Bundespräsident, bei der Verleihung des Hans-
Böckler-Preises (2000):

„Wir müssen ‚Mitbestimmung‘ in einem sehr umfassenden Sinne verste­
hen, nämlich als humane und demokratische Bedingung dafür, dass 
Menschen menschlich sein wollen und das heißt: sie wollen selber han­
deln und nicht nur behandelt werden.“ (Rau 2000).

Mitbestimmung als kollektive Beteiligung der Arbeitnehmenden auf allen 
Ebenen bringt die Perspektive ebendieser in Unternehmensentscheidungen 
ein. Beschäftigte können mitentscheiden, wenn es um ihren Arbeitsplatz 
geht und um die Bedingungen ihres Arbeitsverhältnisses. Wahlen im Be­
trieb und Unternehmen sind eine direkte Übertragung des Demokratie­
prinzips auf die Wirtschaft und machen Demokratie erlebbar. Wer bei 
Kommunal- oder Landtagswahlen nicht sofort den Bezug zu seinem eige­
nen Leben entdeckt, entdeckt ihn zumindest mit höherer Wahrscheinlich­
keit, wenn es konkret um den eigenen, täglichen Arbeitsplatz geht. Bis 
zur letzten Bundestagswahl im Februar 2025, bei der die Wahlbeteiligung 
seit der Wiedervereinigung mit 82,5 % ihr Rekordhoch erreichte (Bundes­
wahlleiterin 2025), lag die Wahlbeteiligung bei den Betriebsratswahlen re­
gelmäßig auf einem ähnlichen hohen Niveau1. Mitbestimmung unterteilt 
Menschen nicht nach Alter, Status oder Herkunft, sondern macht sie zu 
gleichberechtigten Bürger*innen unseres Landes. Und sie bedeutet noch 
viel mehr: Starke Gewerkschaften sowie Betriebs- und Aufsichtsräte sind 
ein wesentlicher Eckpfeiler einer sozialen Demokratie. So bedeutet der 
Gedanke der Mitbestimmung für Otto Brenner, ehemaliger Vorsitzender 
der IGM, den „Versuch, Freiheit und Demokratie auch im Bereich der 
Wirtschaft, auch für die Arbeitnehmer zu verwirklichen“ (Brenner 1972).

In Betrieben mit demokratischen Strukturen sind Beschäftigte weniger 
anfällig für rechtspopulistisches, menschenfeindliches Gedankengut. Das 
ist empirisch gut erforscht: Gute Arbeitsbedingungen, Sicherheit und das 
Gefühl, den eigenen Arbeitsplatz gestalten zu können, schützen vor antide­
mokratischen Einstellungen (Hövermann, Kohlrausch, Voss 2021; Decker, 
Kiess, Heller, Brähler 2024). Selbstwirksamkeit kann ein Gefühl von Si­

1 Zuletzt beteiligten sich im Jahr 2021 rund 76 % der Wahlberechtigten an der Wahl zum 
Deutschen Bundestag (Bundeswahlleiterin 2025). Die Beteiligung an den Betriebsrats­
wahlen im Jahr 2022 wird je nach Erhebung mit 69 % (Kestermann, Lesch, Stettes 
2022) bzw. 72 % angegeben (Misterek 2022).
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cherheit vermitteln, das auch über den Arbeitsplatz hinaus vor der Wahl 
rechtsextremer Parteien schützt. Eine Analyse der erwerbstätigen Wählen­
den der AfD zeigt, dass sich diese durch eine große Unzufriedenheit und 
ein großes Misstrauen gegenüber staatlichen und gesellschaftlichen Institu­
tionen auszeichnen. Sie erscheinen hochgradig entfremdet von etablierten 
demokratischen Institutionen und äußern deutlich häufiger als die Wählen­
den anderer Parteien Sorgen um die eigene wirtschaftliche Situation, ihre 
Altersabsicherung und die Frage, ob sie den eigenen Lebensstandard in Zu­
kunft halten können (Hövermann 2023). Für unsere Demokratie tragen alle 
eine Mitverantwortung. Wer Menschen leichtfertig ihre Erwerbsgrundlage 
entzieht, muss sich auch für entstehende Perspektivlosigkeit und Verdruss 
verantworten. Mitbestimmung hat hier die Möglichkeit mit der Erarbeitung 
von Alternativen und – wo nicht vermeidbar – Interessenausgleich und 
Sozialplan vorzusorgen, um soziale Härten abzufedern.

Industrielle Beziehungen sind darauf ausgelegt, die dem kapitalistischen 
System inhärenten Probleme aufgrund des Interessengegensatzes und 
Machtungleichgewichts im Besitz von Ressourcen, in Zusammenarbeit 
und konstruktiv zu lösen. Müller-Jentsch schlägt für diesen Umstand als 
Alternative zum etablierten Begriff der Sozialpartnerschaft die „Konflikt­
partnerschaft“ vor (2021). Dieser Zwang zur Zusammenarbeit gilt sowohl 
für die Gewerkschaften und ihre Kollektivverträge als auch für betriebliche 
Mitbestimmung, die durch § 2 des Betriebsverfassungsgesetzes (BetrVG) 
zur vertrauensvollen Zusammenarbeit mit dem Arbeitgeber zum Zwecke 
des „Wohl[s] der Arbeitnehmer und des Betriebs“ verpflichtet ist. In der 
Unternehmensmitbestimmung in Form der paritätischen Mitbestimmung 
innerhalb des Aufsichtsrats sowie der Einführung der Arbeitsdirektor*in­
nen-Rolle sieht Müller-Jentsch gar den „permanenten Zwang zur Koopera­
tion“ (Müller-Jentsch 2021). Dadurch werden in mitbestimmten sowie in 
tarifgebundenen Unternehmen die Interessen verschiedener Gruppen aus­
geglichen. Die Mitbestimmung hat insoweit auch eine gesellschaftsordnen­
de Funktion und entlastet den Staat von Regulierungsaufgaben im sozialen 
Bereich.

Grundsätzlich sind die Interessen der Arbeitnehmenden auch außerhalb 
von mitbestimmten Unternehmen zu berücksichtigen. Der Vorstand ist bei 
der Leitung eines Unternehmens der Orientierung an den Interessen der 
Stakeholder*innen (Stakeholder-Value-System) anstelle der reinen Berück­
sichtigung der Aktionärsinteressen (Shareholder-Value-System) verpflichtet 
(Rühmkorf und du Plessis 2018). Unumstritten ist dabei, dass die Interessen 
der Beschäftigten als überaus zentrale Stakeholder*innen zum Unterneh­
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mensinteresse gehören. Bei den Beratungen über das Aktiengesetz in den 
1960er-Jahren war die Mehrheit im Rechtsausschuss und im Wirtschafts­
ausschuss des Bundestages der Auffassung, dass man die Vorgabe, dass „das 
Unternehmen unter Berücksichtigung des Wohls seiner Arbeitnehmer, der 
Aktionäre und der Allgemeinheit“ zu führen sei, nicht mehr im Wortlaut 
ins Gesetz aufnehmen müsse (Deutscher Bundestag 1965). Die dazugehöri­
ge Begründung war so simpel wie nötig: In einem sozialen Rechtsstaat sei 
das völlig selbstverständlich.

Neben dem Vorstand ist auch der Aufsichtsrat einem pluralistischen 
Unternehmensinteresse verpflichtet (Müller-Jentsch 2024). Das betrifft die 
Pflichten der einzelnen Mitglieder beider Bänke und muss in diesem Zuge 
auch zu einer Reduktion der Berücksichtigung von Partikularinteressen 
führen. Die Aufgabe des Aufsichtsrats, sein Handeln am Unternehmens­
interesse auszurichten, kann in unserem Verständnis nur erfüllt werden, 
wenn der Aufsichtsrat mitbestimmt ist und die Arbeitnehmervertreter*in­
nen im Gremium ihre Perspektive einbringen. Diese sind ganz unterschied­
lich geartet: Während die betrieblichen Aufsichtsratsmitglieder vor allem 
die Bedürfnisse der Beschäftigten und die Stärken und Probleme der inner­
betrieblichen Prozesse kennen, liegt die Qualität der gewerkschaftlichen 
Vertreter*innen insbesondere im Bereich der Branchen- und Fachkenntnis­
se. Ihr unabhängiger und kritischer Blick von außen kann den Blick über 
das einzelne Unternehmen hinaus weiten (Bogedan und Hay 2023).

Die Vielzahl der verschiedenen Informationsquellen ist nötig, um die 
Informationsasymmetrie zum Vorstand abzubauen. Im Vergleich zum Auf­
sichtsrat wird dieser umfassender über das Unternehmen und die aktuellen 
Entwicklungen informiert sein. Mitbestimmungsakteure tragen dazu bei, 
das Machtverhältnis zwischen Aufsichtsrat und Vorstand auszubalancieren. 
Nur so kann eine wirksame Kontrolle des Vorstands stattfinden. Es handelt 
sich gar um Wissen, das die externen Vertreter*innen der Anteilseignerseite 
gar nicht besitzen können.

Doch auch für das Unternehmen selbst ist ein mitbestimmter Aufsichts­
rat wirtschaftlich sinnvoll. In einem gemeinsamen Projekt konnten For­
schende des Wissenschaftszentrums Berlin für Sozialforschung (WZB) und 
der Universität Duisburg-Essen den ökonomischen Mehrwert der Unter­
nehmensmitbestimmung in einer Vielzahl von wissenschaftlichen Studien 
fundieren. Diese Untersuchungen und Anschlussprojekte zeigen mithilfe 
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des Mitbestimmungsindex2, z. B. dass Unternehmen mit starker Mitbestim­
mung mehr investieren. Es zeigt sich, dass sie besser durch wirtschaftliche 
Krisen und Umbruchphasen kommen als vergleichbare Unternehmen ohne 
Mitbestimmung (Rapp und Wolff 2019).

Eine der neueren Studien zeigt, dass Unternehmen mit starker Mitbe­
stimmung nachhaltiger agieren: Sie tun im Durchschnitt deutlich mehr, um 
Emissionen zu reduzieren und Ressourcen zu schonen und einzusparen, 
sie setzen häufiger umweltfreundliche Innovationen um, kontrollieren die 
Einhaltung von Menschenrechten in ihrer Lieferkette stärker und bieten 
generell bessere Arbeitsbedingungen als vergleichbare Firmen mit schwa­
cher oder ohne Mitbestimmung. Voll mitbestimmte Unternehmen haben 
im Schnitt einen 19 % höheren ESG-Score als nicht-mitbestimmte Unter­
nehmen (Scholz 2023). Das ist insbesondere mit Blick auf die sozial-ökolo­
gische Transformation von hoher Bedeutung.

4. Über die Erosion der Mitbestimmung

Trotz dieses im Wesentlichen positiv zu zeichnenden Bildes der Mitbe­
stimmung sieht sie sich kontinuierlich Angriffen ausgesetzt. Unter dem 
Stichwort „Union Busting“ (vgl. Thünken, Morgenroth, Hertwig, Fischer 
2020) wird immer wieder über Vorfälle berichtet, bei denen Arbeitgebende 
versuchen, die betriebliche Mitbestimmung oder gewerkschaftliche Arbeit 
im Betrieb zu behindern oder verhindern. Dies stellt in Deutschland einen 
Straftatbestand dar, für den eine Freiheitsstrafe verhängt werden kann.

Seltener bis gar nicht wird in der Öffentlichkeit über die Vermeidung 
oder Ignorierung der Unternehmensmitbestimmung berichtet. Das mag 
einerseits daran liegen, dass es hierfür keine Sanktionsmöglichkeiten 
gibt und sie ohne rechtliche Konsequenzen bleiben. Andererseits werden 
zur Vermeidung der Unternehmensmitbestimmung rechtliche Tricks ange­
wandt.

2 Der Mitbestimmungsindex misst zwischen 0 und 100 Punkten, wie stark Mitbestim­
mung im Unternehmen institutionell verankert ist. Neben dem Aussagewert selbst 
lässt er sich in Verbindung mit anderen Kennzahlen analysieren und gibt Aufschluss 
darüber, inwieweit nachhaltige Unternehmensziele von der Mitbestimmung unterstützt 
werden. Weitere Informationen über das Projekt sind hier zu finden: https://www.mitb
estimmung.de/mbix.
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Die aktuellen Zahlen weisen auf eine Erosion der Unternehmensmitbe­
stimmung hin. Die Anzahl der Unternehmen, die Mitbestimmung durch 
legale Tricks vermeiden oder rechtswidrig ignorieren, ist innerhalb weniger 
Jahre noch einmal drastisch angestiegen. Von mehr als 1.000 Unternehmen, 
die mehr als 2.000 inländische Beschäftigte haben und deren Aufsichtsrat 
eigentlich hälftig durch Arbeitnehmervertreter*innen besetzt sein müsste, 
sind es tatsächlich nur 656. Damit sank der Anteil paritätisch mitbestimm­
ter Unternehmen innerhalb von nur drei Jahren um deutliche 7 Prozent­
punkte auf 60,5 % (2022). In rund 40 % der Unternehmen dieser Größe 
fehlt also eine demokratische Beteiligung der Beschäftigten im Aufsichts­
rat. Auffällig ist, dass es insbesondere Familienunternehmen3 sind, die in 
Deutschland die Mitbestimmung ihrer Beschäftigten umgehen. Rund zwei 
Drittel der Mitbestimmungsvermeider und -ignorierer (66 % der 256 ver­
meidenden Unternehmen und 60 % der 172 ignorierenden Unternehmen) 
sind in Familienhand. Die Zahl der in Deutschland insgesamt betroffenen 
Arbeitnehmer*innen, denen mit juristischen Tricksereien ihre Mitbestim­
mungsrechte entzogen sind, erhöhte sich so innerhalb von wenigen Jahren 
von gut 2,1 Millionen (2019) auf mindestens 2,45 Millionen (2022). Auf­
grund begrenzter öffentlich verfügbarer Informationen dürfte die Dunkel­
ziffer noch höher sein (Sick 2024a).

Gleiches gilt für die Anzahl der mitbestimmungsvermeidenden Unter­
nehmen, die 501 bis 2000 inländische Beschäftigte haben und so in den 
Geltungsbereich des Drittelbeteiligungsgesetzes fallen. Die Gesamtzahl der 
identifizierten drittelmitbestimmten Unternehmen ist mit etwa 1500 nahe­
zu unverändert gegenüber dem letzten Stand von 2009. Das Drittelbeteili­
gungsgesetz weist allerdings ganz erhebliche Lücken auf, so z. B. die fehlen­
de Konzernzurechnung. Hinzu kommt, dass die Unternehmensmitbestim­
mung in diesem Geltungsbereich noch häufiger schlichtweg ignoriert wird, 
als es im Bereich der paritätischen Mitbestimmung der Fall ist.

Im Jahr 2024 feierte die Europäischen Aktiengesellschaft (SE) ihr 20-jäh­
riges Bestehen. Im Dezember 2004 trat das Gesetz in Kraft, das die EU-
Richtlinie zur SE in deutsches Recht umsetzt. Von den heute gut 700 ope­
rativ tätigen SEin der Europäischen Union (EU) sind mehr als 400 deut­
sche Unternehmen. Etliche von ihnen sind überwiegend im Inland aktiv 

3 Familienunternehmen sind solche, deren Anteile mehrheitlich in den Händen einer 
natürlichen Person, einer oder zweier Familien oder einer Familienstiftung mit Famili­
enmitgliedern als Begünstigte liegen bzw. bei börsennotierten Gesellschaften solche, 
bei denen eine einzelne natürliche Person oder eine Familie mit einer Beteiligung ab 
30 % Hauptversammlungsmehrheiten sicherstellen kann.
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oder haben fast ausschließlich inländische Beschäftigte, so bspw. Sixt und 
Deichmann. Derartige wirtschaftliche Aktivitäten führen das ursprünglich 
verfolgte gesetzgeberische Ziel, den europäischen Binnenmarkt und die 
grenzüberschreitende Tätigkeit zu stärken und dabei die Mitbestimmung zu 
schützen, ad absurdum (Sick 2024b). Für das Recht der Beschäftigten auf 
demokratische Beteiligung im Unternehmen ist die SE in Deutschland zu 
einem großen und ständig weiterwachsenden Problem geworden: Fünf von 
sechs (84 %) der aktiven deutschen SE mit mehr als 2000 Beschäftigten im 
Inland haben keinen paritätisch mitbestimmten Aufsichtsrat. In absoluten 
Zahlen sind das 103 SE und SE & Co. KG, die Ende 2022 die paritätische 
Mitbestimmung ihrer rund 480.000 Beschäftigten vermieden. Dagegen ste­
hen lediglich 19 große deutsche SE mit einem Aufsichtsrat, in dem die Ver­
treter*innen der Anteilseigner- und Arbeitnehmerseite zahlenmäßig gleich 
stark vertreten sind (Gieseke 2024).

Es ist noch nicht lange her, da feierten Befürworter*innen der Mitbe­
stimmung und sozialen Marktwirtschaft noch das Urteil des Europäischen 
Gerichtshofs (EuGH) zur Mitbestimmung bei SAP. Das Softwareunterneh­
men hatte sich 2014 von einer deutschen Aktiengesellschaft in eine Euro­
päische Aktiengesellschaft umgewandelt. Der neue Aufsichtsrat der SAP SE 
sollte verkleinert werden, und in diesem Zuge sollte der gesonderte Wahl­
gang für die Vertreter*innen der Gewerkschaften entfallen. Das hätte in der 
Praxis den Wegfall ihrer Repräsentanz im Aufsichtsrat des Unternehmens 
bedeutet. Zu Unrecht, entschied der EuGH im Oktober 2022 auf Vorlage 
des Bundesarbeitsgerichts (BAG) und bestätigte damit die Auffassung der 
Gewerkschaften IGM und Verdi, die geklagt hatten. Der EuGH machte 
deutlich, dass die prägenden Elemente der nationalen Mitbestimmung auch 
bei einer Umwandlung in eine SE erhalten bleiben müssen und die Sitze 
für Gewerkschaften in einem mitbestimmten Aufsichtsrat in Deutschland 
als solche prägend sind. Diese Entscheidung beinhaltete eine deutliche 
europarechtliche Absage an Mitbestimmungsvermeider.

Bei allen Lücken der Mitbestimmungsgesetze galt bisher, dass der ein­
mal erreichte Mitbestimmungsstatus in der SE erhalten bleibt, wenn ein 
entsprechend großes Unternehmen aus einer deutschen Rechtsform umge­
wandelt wurde.

Mit der Entscheidung im Fall des Olympus-Konzerns wurde allerdings 
auch dieser Grundsatz jedenfalls infrage gestellt. Der Konzernbetriebsrat 
hatte geklagt, da durch gesellschaftsrechtliche Schritte die bis zu diesem 
Zeitpunkt bestehende Mitbestimmung der Arbeitnehmervertreter*innen 
im Aufsichtsrat beseitigt wurde. Konkret wurde eine arbeitnehmerlose SE 
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gegründet, die weder ein operatives Geschäft noch Beschäftigte hat und 
insoweit auch keine Verhandlungen über Arbeitnehmer*innenbeteiligung 
nötig waren. Diese wurde dann als Gesellschafterin des eigentlichen, bis 
dato mitbestimmten Unternehmens eingesetzt, sodass es nun in der neuen 
Obergesellschaft des Konzerns keine Sitze mehr für Vertreter*innen der 
Belegschaft im Aufsichtsrat gibt. Fraglich war, ob nach so einem Vorgang 
Nachverhandlungen über die Mitbestimmung im Aufsichtsrat unternom­
men werden müssten. Nein, entschieden die Luxemburger Richter*innen 
des EuGH in ihrer Interpretation der aktuellen Rechtslage. Es bestehe in 
diesen Fällen keine Pflicht zur Nachholung der Verhandlungen über die 
Mitbestimmung im Aufsichtsrat und damit keine Pflicht, überhaupt Mitbe­
stimmungsrechte zu etablieren. Dabei ist noch zu erwähnen, dass diese 
Entscheidung dem Wortlaut des EuGH nach auch dazu führt, dass die 
Errichtung eines Europäischen Betriebsrats oder SE-Betriebsrats dauerhaft 
ausgeschlossen bleibt (Gieseke 2024).

Diese Entscheidung ist aber nicht nur aus einer politischen Sicht be­
denklich. Schließlich ist es rechtlich so, dass bei Einführung der SE vor 
zwei Jahrzehnten der Grundsatz ausdrücklich festgehalten worden war, 
dass diese Rechtsform nicht missbraucht werden dürfe, um Arbeitneh­
mer*innen ihre Beteiligungsrechte zu nehmen oder vorzuenthalten. So ist 
es in der SE-Richtlinie der EU und auch im deutschen SE-Beteiligungsge­
setz nachzulesen. Nach Auffassung des Gerichts ist das allerdings nicht 
deutlich genug, um die Aushebelung bestehender Mitbestimmung über 
den Trick einer eigens zu diesem missbräuchlichen Zweck gegründeten 
arbeitnehmerlosen SE, die – nebenbei bemerkt – so von der europäischen 
Gesetzgeberin nicht angedacht war, zu verhindern.

Der Kreativität von Rechtsberatung ist in keinem Rechtsbereich Grenzen 
gesetzt, da Gesetze zumeist Raum für Gestaltung übriglassen. Wenn diese 
Lücken aber systematisch und funktionswidrig zur Vermeidung der Rechte 
anderer ausgenutzt werden, dann sollte ein rechtsstaatliches Interesse daran 
bestehen, diese schnellstmöglich zu schließen, um weiteren Missbrauch zu 
verhindern. Das gilt besonders im Bereich der arbeitsbezogenen Rechte. 
Schließlich vertraut der Staat hier zu weiten Teilen auf ein kooperatives 
Handeln der Tarifvertragsparteien und Betriebspartner und darauf, dass sie 
nötige Vereinbarungen zum Wohle von Wirtschaft und Arbeitnehmenden 
in Deutschland autonom treffen.

Der Blick auf die soeben dargestellte Infragestellung des Mitbestim­
mungsschutzes im Europarecht bringt eine neue Dramatik und einen er­
höhten Zugzwang für die Schließung der Mitbestimmungslücken mit sich. 
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Seit Jahren lässt sich ein Trend beobachten: Während selbst in äußerst 
kurzen zeitlichen Erhebungsabständen ein deutlicher und kontinuierlicher 
Anstieg der Mitbestimmungsvermeidung und -ignorierung zu beobachten 
ist, ist die Gesamtzahl der mitbestimmten Unternehmen recht stabil geblie­
ben. Auch wenn die jährliche Erhebung des Instituts für Mitbestimmung 
und Unternehmensführung (I.M.U.) zeigt, dass im direkten Vergleich der 
Jahre 1992 und 2023 ein leichter Rückgang von 709 auf 664 paritätisch 
mitbestimmten Unternehmen zu verzeichnen ist (Ehrenstein 2024), ist die 
Schwankungsbreite bei den bereits mitbestimmten Unternehmen einiger­
maßen stabil geblieben. Das könnte sich mit der neuen Rechtsprechung 
ändern und zu einer stärker rückläufigen Summe mitbestimmter Unterneh­
men führen.

5. Die Zukunft der Unternehmensmitbestimmung

Mitbestimmung ist mehr als das Einhalten von gesetzlichen Vorgaben. Viel­
mehr schaffen Mitbestimmungsrechte einen Rahmen, der durch beide Sei­
ten mit Leben gefüllt werden muss. Viele mitbestimmte Unternehmen sind 
durch eine Kultur geprägt, die primär auf eine vertrauensvolle Zusammen­
arbeit setzt. Auf diese Weise lassen sich Wirtschaft und Gesellschaft zusam­
men denken. Wie bereits oben erwähnt, prägte Müller-Jentsch den Begriff 
der Konfliktpartnerschaft als Anlehnung, um das Verhältnis zwischen den 
Sozialpartnern im Kontext von Interessenkonflikten zu charakterisieren. 
Der Kritik, dass die industriellen Beziehungen vor dem Hintergrund des 
zugrunde liegenden Interessengegensatzes zwischen Kapital und Arbeit 
nicht so partnerschaftlich sein könnten, wie seine Wortschöpfung es ver­
muten ließe, erwiderte er, dass der Begriff des Klassenkampfes wiederum 
überdramatisierend sei. Seine Begründung bezieht er auf Arbeitskämpfe, 
die in der Bundesrepublik doch zu einem großen Teil von bereits privile­
gierten Berufsgruppen geführt würden und die „Anerkennungs- und Ver­
teilungskämpfe“, die der Begriff impliziere, nicht in diesem Maße stattfän­
den (Müller-Jentsch 2024).

Wenn man das Merkmal Streik heranzieht, lässt sich eine erhöhte Streik­
bereitschaft der Beschäftigten beobachten. Dribbusch, Schulten, Luth und 
Janssen (2024) kommen in ihrer jährlichen Arbeitskampfbilanz zu dem 
Schluss, dass sich das Jahr 2023 durch eine hohe Streikintensität auszeich­
net. Im Vergleich zum Vorjahr verdoppelte sich die Summe der Ausfalltage 
sogar beinahe. Das Interesse an zumindest dieser Form der Gewerkschafts­
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arbeit macht sich auch in den Mitgliederzahlen bemerkbar. Nachdem die 
Summe der Mitglieder aller acht DGB-Gewerkschaften seit Beginn des 
Jahrhunderts jährlich gesunken ist, konnte im Jahr 2023 zum ersten Mal 
ein Plus im Vergleich zum Vorjahr verzeichnet werden. Diese Zahlen stellen 
jedoch nur eine Momentaufnahme dar; ob sich diese Entwicklung auch 
in den fortschreitenden Jahren und Jahrzehnten der Transformation halten 
lässt, ist jedenfalls fraglich.

Aufgrund dieser stärker antagonistisch angelegten Situation in der Ta­
rifpolitik kann die Argumentation mit einem Verweis auf die genannten 
Zahlen nicht abgeschlossen sein. Ein Blick auf die Situation der Unter­
nehmensmitbestimmung lässt auch dann nicht auf Gutes hoffen, wenn 
die quantitativen Kenntnisse zur Mitbestimmungsvermeidung für einen 
kurzen Moment ausgeblendet werden und man eine qualitative Wertung 
vornimmt. Zum Ende des Jahres 2024 mussten Mitbestimmungsakteure 
Tabubrüche hinnehmen, die eine Subsumtion unter den Tatbestand einer 
Zeitenwende wohl verdient hätten. Die Arbeitnehmervertreter*innen bei 
Volkswagen und Thyssenkrupp, deren Mitbestimmungskulturen über die 
Grenzen der Bundesrepublik hinaus als Vorbild für die erfolgreiche Zusam­
menarbeit aller an der Unternehmensführung Beteiligten galten, mussten 
erfahren, wie schnell die gemeinsame Kultur einseitig aufgekündigt werden 
kann. Die beiden Vorfälle in derartigen Bastionen der Mitbestimmung – 
einerseits die überraschende Aufkündigung der jahrzehntelang geltenden 
Regelungen zur Beschäftigungssicherung, andererseits die bis zu diesem 
Zeitpunkt nie dagewesene Nutzung des Doppelstimmrechts4 des Aufsichts­
ratsvorsitzenden zur Durchsetzung von Maßnahmen gegen die Stimmen 
der Arbeitnehmervertreter*innen – haben zu Recht eine große öffentliche 
Aufmerksamkeit erregt und deuten auf erwartbare zukünftige Herausforde­
rungen in der Unternehmensmitbestimmung hin.5

Aus diesen Ereignissen eine grundsätzliche (negative) Entwicklung ab­
leiten zu wollen, wäre jedenfalls keine seriöse Schlussfolgerung. Die darge­
stellten Vorkommnisse der letzten Jahre unterstreichen aber die Dringlich­
keit der Reform der Unternehmensmitbestimmung. Jedoch ist es nach dem 
Bruch der Ampel-Koalition im Herbst 2024 nicht mehr zu der im Koaliti­
onsvertrag angekündigten Schließung der Mitbestimmungslücken bei der 

4 Im Falle einer Stimmgleichheit sieht das Mitbestimmungsgesetz für den/die Aufsichts­
ratsvorsitzenden ein Doppelstimmrecht vor. Diese Regelung gibt es im Montanmitbe­
stimmungsgesetz nicht, da ein solcher Fall durch das zusätzliche neutrale Mitglied und 
die daraus folgende ungerade Anzahl der Aufsichtsratsmitglieder nicht vorgesehen ist.

5 Siehe hierzu auch Wannöffel et al. in diesem Sammelband.
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SE und der Konzernzurechnung im Drittelbeteiligungsgesetz gekommen. 
Mit Blick auf die großen Herausforderungen der doppelten Transformati­
on, die ökologischen Anforderungen an Industriepolitik und die Stärkung 
der globalen Wettbewerbsfähigkeit gilt es zu unterstreichen, dass Mitbe­
stimmung im Betrieb und in den Aufsichtsräten einen erheblichen positi­
ven Einfluss auf die wirtschaftliche Entwicklung von Unternehmen hat. Ge­
rade in Zeiten tiefer gesellschaftlicher Umbrüche stellt die Mitbestimmung 
in Betrieb und Unternehmen einen wichtigen Stabilitätsanker dar.
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Gemeinnützige Organisationen als Säulen für die Demokratie

Rolf G. Heinze

1. Einführung

Sowohl in öffentlichen Diskursen als auch in verschiedenen wissenschaft­
lichen Disziplinen sind spätestens seit der Corona-Pandemie Fragen der 
Gemeinwohlökonomie wieder auf die politische Tagesordnung gekommen. 
So werden in sozialwissenschaftlichen Diskursen die Daseinsvorsorge und 
zukunftsfähige soziale Infrastrukturen diskutiert und ebenso wird in wirt­
schaftspolitischen Medien das Thema Gemeinschaftseigentum und Com­
mons behandelt. Insgesamt hat sich in den letzten Jahren die Debatte um 
eine Neujustierung des Verhältnisses zwischen der Zivilgesellschaft, der 
Wirtschaft und dem Staat intensiviert. Der Staat ist in der derzeitigen 
multiplen Krisensituation einerseits als Entscheidungs- und Leistungsträger 
mehr denn je gefragt, allerdings selbst mit Ungewissheiten und Wissens­
defiziten konfrontiert und deshalb auf Kooperation angewiesen. Über wis­
senschaftliche und zivilgesellschaftliche Akteure (Organisationen aus dem 
Wirtschaftsbereich und der Arbeitswelt wie Gewerkschaften, Unternehmer­
verbände, aber auch Genossenschaften und Wohlfahrtsverbände) wird des­
halb versucht, neue Steuerungsressourcen zu gewinnen.

Gemeinwohl startet lokal und hat seine Basis in der Vielfalt der Zivil­
gesellschaft, bei Verbänden, Kirchen und Gewerkschaften, in demokrati­
schen Initiativen der Bürgerbeteiligung, Stiftungen und Genossenschaf­
ten. Gemeinwohl kann nicht staatlicherseits dekretiert werden. Es bedarf 
aber gesetzlicher und politischer Strukturen, die gemeinwohlorientier­
ten und demokratischen Initiativen vor Ort einen Rahmen geben und 
sie stützen. (Vogel 2024, S. 45; vgl. Römmele 2024, 193ff.; Sharp 2024; 
Trappmann und Schulz 2024).

Die vielfältige deutsche Zivilgesellschaft ist jedoch nach Corona schwächer 
geworden, gerade traditionelle Verbände leiden unter Organisationsmüdig­
keit und sind von Vertrauensverlusten betroffen. Parallel zum Rückzug in 
Kokons hat sich das Bedürfnis nach individueller Sicherheit verstärkt – es 
zeichnet sich ein Trend zur vulnerablen Gesellschaft ab, in der immer mehr 
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Menschen veränderungserschöpft sind und sich nach Kontinuität sehnen 
(vgl. Mau, Lux, Westheuser 2023; Reckwitz 2024, 373ff; Reinbacher 2024). 
Gleichzeitig ist die Unzufriedenheit mit der Politik und der Verwaltung 
angewachsen, viele fühlen sich überfordert und überreglementiert. Ein 
Grund ist neben den multiplen Risiken die im deutschen Sozialsystem 
dominierende komplexe Zuständigkeitsverteilung, die zur Versäulung („Si­
los“) beiträgt und dazu führt, dass sich viele Menschen im Dickicht der Bü­
rokratien und Vorschriften nicht mehr zurechtfinden. Dies gilt insbesonde­
re für soziale Problemlagen, indem die Zahl der Gesetze zur Unterstützung 
in den letzten Jahrzehnten stark zugenommen hat. Zusammengenommen 
führen diese verschiedenen Phänomene zu einem Vertrauensverlust, der 
demokratische Institutionen schwächt.

Im Folgenden wird anhand der institutionalisierten Machtstellung und 
der Leistungspotenziale der freigemeinnützigen Wohlfahrtspflege die Be­
deutung zivilgesellschaftlicher Organisationen für das deutsche Sozialmo­
dell und die Demokratie analysiert. Ebenfalls werden die Herausforderun­
gen für das kooperative Sozialmodell thematisiert und diskutiert, welche 
Rolle wissenschaftliche Beratung und der Wissenstransfer bei der Gestal­
tung der Transformation einnehmen können. „Gesellschaftliche Transfor­
mation ist fast nie ein Programm, sondern muss sich praktisch ereignen. 
Man muss sich an die Dinge gewöhnen können, die neu sind, dann verlie­
ren sie ihre Bedrohlichkeit“ (Nassehi 2024, S. 216).

2. Stellung der Wohlfahrtsverbände im deutschen Sozialmodell

Sowohl in den soziologischen Diskursen zur „Großen Transformation“ als 
auch in Studien zur Daseinsvorsorge wird die Spezifik der sozialen Infra­
struktur in Deutschland und die Realität gemeinnütziger Organisationen 
wie beispielsweise Wohlfahrtsverbände (mit über 125.000 Einrichtungen 
und Diensten und über 2 Millionen hauptamtlich Mitarbeitenden) nicht 
hinreichend wahrgenommen.

Als intermediäre Akteure verfügen Wohlfahrtsverbände über eine beson­
dere Art und Weise der Steuerung und Koordination beziehungsweise 
Governance, die sie von Staat und Markt unterscheidet: Weder Hie­
rarchie noch preisvermittelter Markttausch steuern und koordinieren 
das Handeln in Non-Profit-Organisationen, sondern vielmehr solida­
risch-reziproke Formen, denen dezidierte sozialmoralische Vorstellungen 
zugrunde liegen. Erfahrungs- und vertrauensbasierte Erwartungen auf 
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Gegenseitigkeit bilden die sozialkulturellen Grundlagen von Non-Profit-
Organisationen. Dementsprechend wird ihnen – etwa im Unterschied 
zu staatlichen Organisationen und privatwirtschaftlichen Unternehmen 
– zugeschrieben, dass sie in der Lage sein sollen, die sozialkulturellen 
Grundlagen moderner Gesellschaften, von denen insbesondere Staat und 
Wirtschaft „zehren“, fortlaufend neu zu erzeugen. (Backhaus-Maul 2019, 
S. 88–89; vgl. Heinze, Lange, Sesselmeier 2018).

Diese produktive Gestaltungsrolle der Non-Profit-Organisationen wird aber 
nicht nur in den derzeitigen sozialwissenschaftlichen Diskursen kaum ge­
würdigt, sondern ist auch in der Öffentlichkeit kaum bekannt. Ein we­
sentlicher Grund hierfür ist die relative Unübersichtlichkeit der Freien 
Wohlfahrtspflege, die sich vertikal und horizontal in einer Vielzahl unter­
schiedlicher und zugleich relativ eigenständiger Non-Profit-Organisationen 
ausdifferenziert, die als Mitgliedsorganisationen, Interessenverbände und 
Dienstleistungsorganisationen tätig sind. Ein solches Miteinander öffentli­
cher und freier Wohlfahrtspflege ist im internationalen Vergleich einma­
lig. Rund drei Viertel der sozialen Dienste in Deutschland werden von 
den Wohlfahrtsverbänden angeboten, was in der Öffentlichkeit oft nicht 
adäquat registriert wird. In Nordrhein-Westfalen (NRW) sind bei den Spit­
zenverbänden der Freien Wohlfahrtspflege über 750.000 hauptamtlich Mit­
arbeitende beschäftigt. In den letzten Jahren hat sich die Angebotsstruktur 
des organisierten Sozialen weiter pluralisiert und es sind weitere Träger 
über die etablierte Wohlfahrtspflege hinzugekommen. Hier sind die Social 
Entrepreneurs (Sozialunternehmen) zu nennen, die auch in Deutschland 
an Bedeutung gewonnen haben. Die Wohlfahrtsverbände spielen dabei auf­
grund ihrer im Subsidiaritätsprinzip sozialrechtlich verankerten Vorrang­
stellung eine zentrale Rolle.

Das Subsidiaritätsprinzip prägt im Sinne einer institutionellen Rangord­
nung auch die Angebote an sozialen Diensten und Einrichtungen auf der 
kommunalen Ebene. Es kommt zu einem Vorrang der Wohlfahrtsver­
bände, Kirchen und anderer privater Träger gegenüber den Kommunen, 
die erst nachrangig tätig werden, denen aber der Gewährleistungs- und 
Finanzierungsauftrag zukommt. (Bäcker, Naegele, Bispinck 2020, S. 28).

Die freigemeinnützige Wohlfahrtspflege als ein wesentlicher Teil der or­
ganisierten Zivilgesellschaft unterscheidet sich im Selbstverständnis vom 
Marktsektor durch eine von der Gewinnorientierung abweichende Wert­
gebundenheit. Vom Staatssektor unterscheidet sie sich in ihrer Selbstdar­
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stellung durch die gesellschaftliche Verwurzelung, allerdings gibt es in 
Deutschland eine traditionell ausgeprägte Verknüpfung mit dem Wohl­
fahrtsstaat, sodass von einem dualen System gesprochen werden kann. 
Wohlfahrtsverbände sind aber nicht nur eine wesentliche Säule des Systems 
sozialer Sicherung, sondern prägen das soziale Zusammenleben vor Ort, 
den gesellschaftlichen Zusammenhalt und damit die lokale Demokratie. 
Bereits seit Jahrzehnten ist so

eine besondere Form der Co-Produktion entstanden, innerhalb derer 
der öffentlichen Hand vor allem die Funktionen der Finanzierung und 
Regulierung des Wohlfahrtsstaates zukommt und zivilgesellschaftliche 
Akteure als Betreiber von Krankenhäusern, Kindertagesstätten, Alten- 
und Pflegeheimen und vielen weiteren Einrichtungen in Erscheinung 
treten. Caritas, Diakonisches Werk, Deutsches Rotes Kreuz, die Arbei­
terwohlfahrt, die zahlreichen Mitgliederorganisationen des Paritätischen 
Wohlfahrtsverbandes und viele lokale Vereine und Stiftungen sind somit 
das Gesicht des deutschen Wohlfahrtsstaates. (Freise und Zimmer 2019, 
S. 11–12).

Die Wohlfahrtsverbände haben sowohl einen privilegierten Status als 
Anbieter sozialer Dienstleistungen als auch direkten Zugang zu Entschei­
dungsorganen durch die funktionale Repräsentation in kommunalen Aus­
schüssen – im Jugendhilfeausschuss sogar mit Stimmrecht. In allen wesent­
lichen Sozialgesetzbüchern (SGB) ist fixiert, dass öffentliche Träger auf 
eigene Angebote verzichten sollen, sofern diese durch freie Träger erbracht 
werden können. Die Koproduktion im Feld sozialer Dienste ist also recht­
lich und auch in der Praxis fest verankert. Die Vor- und Nachrangrege­
lungen im Sozialrecht eignen sich aber nicht unbedingt als eindeutige ge­
sellschaftspolitische Handlungsanweisung in Fragen einer nachhaltigen Da­
seinsvorsorge und deshalb sind auf kommunaler Ebene auch immer wieder 
Konflikte vorprogrammiert. Die privilegierte Stellung der Wohlfahrtsver­
bände leitete sich auch daraus ab, dass sie eine größere Nähe zu den per­
sönlichen Lebensumständen der Bürger*innen für sich reklamierten. Nicht 
hinreichend thematisiert wurde hierbei die wachsende Professionalisierung 
und Bürokratisierung auch der verbandlichen Wohlfahrtspflege, die sich in 
manchen Punkten – gerade auch im Urteil der Klient*innen – kaum noch 
von der staatlichen und kommunalen unterscheidet.

Es ist fraglich, ob es in der konkreten, d. h. unmittelbaren Diensteerbrin­
gung der Wohlfahrtspflege überhaupt noch Unterschiede zu öffentlichen 
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oder privat-gewerblichen Angeboten gibt. Die Prozesse der Zentralisie­
rung, Bürokratisierung, Ökonomisierung und neuerdings der Digitalisie­
rung haben auch auf die Wohlfahrtsverbände und ihre Angebote über­
gegriffen. Dies gilt in besonderer Weise für die professionelle Pflege. 
(Bäcker et al. 2020, S.1133; vgl. auch die Beiträge in: Heinze et al. 2018).

Die Größe und Bürokratisierung der Wohlfahrtsverbände, aber auch die 
engen Verflechtungen mit staatlichen Institutionen haben anderseits die 
Frage aufgeworfen, ob dieser Non-Profit-Sektor wirklich eine Alternative 
zur staatlichen Steuerung darstellt oder ob er nicht ein öffentlich geförder­
tes „Kartell“ ist, das interne Konkurrenz zwischen den Verbänden durch 
Marktaufteilung tendenziell ausschaltet. Diese Kartellhypothese kann je 
nach Diskurskonjunktur in eine eher links-alternative und eine ordnungs­
politisch-marktliberale Spielart unterschieden werden. Aus alternativer 
Sicht wird insbesondere der Ausschluss mancher sozialer Bewegungen und 
Selbsthilfegruppen thematisiert. Die ordnungspolitisch-wirtschaftsliberale 
Seite (u. a. von der Monopolkommission der Bundesregierung) kritisiert 
wettbewerbsverzerrende Aspekte des faktischen Oligopols der Wohlfahrts­
verbände und den Ausschluss privatgewerblicher Anbietender. Gegenwärtig 
ist diese Kritik an Wohlfahrtsverbänden etwas verstummt, insbesondere 
von marktliberaler Seite. Aufgrund der Erfahrungen mit Privatisierungen 
im Gesundheits- und Sozialbereich und der neuen Herausforderungen an 
die Daseinsvorsorge gewinnen demgegenüber eher gemeinwohlorientierte 
Organisationsformen an Attraktivität – auch dadurch, dass sie anders als 
marktliche Lösungen kosteneffizienter sein können, da keine Abflüsse an 
Investoren zu verzeichnen sind und sie zugleich für mehr Transparenz und 
Mitsprache der Nutzenden stehen. Nicht nur die Freie Wohlfahrtspflege ist 
dynamisch gewachsen, auch andere gemeinwohlorientierte Formen haben 
an Bedeutung gewonnen (vgl. Heinze 2020).

Einerseits zeichnet sich das deutsche Sozialwesen durch die Koproduk­
tion und damit Partizipationsmöglichkeiten für gesellschaftliche Organisa­
tionen aus, andererseits weist es eine hohe Fragmentierung und Intranspa­
renzen aus, was zu Schnittstellenproblemen führt, die in den letzten Jahren 
größer geworden sind, weil viele Herausforderungen (etwa der demografi­
sche Wandel, die Digitalisierung oder die Klimakrise) nur gelöst werden 
können, wenn die siloartige Bearbeitung der Probleme überwunden wird. 
Der Nationale Normenkontrollrat der Bundesregierung (2024) spricht von 
Komplexitätsfallen des Sozialstaates, der zu einem „Sanierungsfall“ gewor­

Gemeinnützige Organisationen als Säulen für die Demokratie

103

https://doi.org/10.5771/9783748953081 https://www.inlibra.com/de/page/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/9783748953081 
https://www.inlibra.com/de/page/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


den ist und der trotz relativ hoher finanzieller Aufwendungen auch von 
Expert*innen kaum noch verstanden wird.

Der Sozialstaat teilt Zuständigkeiten nach den Instrumenten auf, die 
er bereithält. Bürger haben aber Problemlagen, die quer zu diesen 
Zuständigkeiten liegen. Ob kommunale Jugendhilfe, Schulbehörde, Ge­
sundheitsamt, Jobcenter oder Arbeitsagentur, jeder Akteur handelt in der 
Logik seiner Zuständigkeiten und im Rahmen der gesetzlichen Restrik­
tionen, die seine Arbeit bestimmen. Dabei werden Zuständigkeitsgren­
zen zu Kooperationshürden. (Cremer 2024; vgl. auch Bogumil, Hafner, 
Heinze 2021; Bogumil und Gräfe 2024).

Diese Diagnose wird inzwischen auch von den beteiligten Akteuren als 
Problem wahrgenommen, allerdings ist es in einem hochregulierten Land 
wie Deutschland außerordentlich schwierig, einen Wandel by design zu 
steuern und die institutionalisierten verbandlichen Machtpositionen im 
Sozialsektor können auch Innovationen bremsen.

3. Wohlfahrtsverbände als „schlafende Riesen“ auf dem Arbeitsmarkt

Die durch das Subsidiaritätsprinzip sozialrechtlich abgesicherte hervorge­
hobene Stellung hat die Verbände zu inkorporierten Institutionen des deut­
schen Wohlfahrtsstaates gemacht – und gleichzeitig zu großen Arbeitge­
bern, was allerdings oft nicht bekannt ist. So sind beispielsweise in den ver­
schiedenen Caritas-Einrichtungen bundesweit fast 700. 000 Mitarbeitende 
beschäftigt, damit zählt dieser Verband zu den größten Arbeitgebern in 
Deutschland. Dies gilt auch für die Diakonie mit inzwischen rund 630. 000 
Mitarbeitenden (in ebenfalls dezentralen Strukturen organisiert). Insgesamt 
arbeiten bei den Spitzenverbänden der Wohlfahrtspflege fast 2, 1 Millionen 
Menschen hauptamtlich; die meisten davon (59 %) in Teilzeit. Die Zahl 
der Einrichtungen und Betten/Plätze bei den Wohlfahrtsverbänden ist seit 
2000 jeweils um rund ein Drittel, die der Beschäftigten noch deutlich 
stärker angestiegen. Diese erheblichen Zuwächse in den letzten Jahrzehnten 
machen sie zu „Profiteuren“ des sozialen Wandels und, in letzter Zeit, 
der angewachsenen Problemlagen. In der Kinder- und Jugendhilfe stellen 
wohlfahrtsverbandliche Einrichtungen (regional unterschiedlich) derzeit 
rund 50 % und in der stationären Altenpflege rund 30 % des Gesamtange­
botes (in Teilbereichen wie beispielsweise Angebote der Eingliederungshil­
fe) liegt der Anteil noch wesentlich höher.
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Nach der Anzahl der Mitarbeitenden ist der Altenhilfebereich am größ­
ten, hier sind mit 551.278 Personen über ein Viertel aller Beschäftigten 
(27 Prozent) tätig. An zweiter Stelle steht die Kinder- und Jugendhilfe 
mit 472.822 Beschäftigten, das entspricht einem Anteil von 23 Prozent, 
drittgrößter Bereich ist die Gesundheitshilfe mit etwas mehr als einem 
Fünftel der Beschäftigten, nämlich 437.263 Personen. (BAGFW 2023, 
S. 6).

Dass die Wohlfahrtsverbände eine tragende Säule des Arbeitsmarktes sind, 
die in den letzten Jahren noch an Bedeutung gewonnen hat, gilt auch 
in traditionellen Industrieregionen wie dem Ruhrgebiet, wo sich in den 
letzten Jahrzehnten Beschäftigung primär im Dienstleistungssektor und hier 
insbesondere in der Sozial- und Gesundheitswirtschaft und im Hochschul- 
und Forschungssektor aufbaute. So sind beispielsweise in Dortmund (einer 
traditionellen Industriestadt) über 80 % der sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigten im Dienstleistungssektor aktiv. Ein großer Teil ist in der 
freigemeinnützigen Wohlfahrtspflege tätig; nach Angaben der Wohlfahrts­
organisationen waren bereits im Jahr 2019 bei ihnen über 17.500 Mitarbei­
tende in einer Voll- und Teilzeitbeschäftigung aktiv. Welchen Stellenwert 
die Beschäftigung durch die Wohlfahrtspflege einnimmt, wird insbesonde­
re durch einen Vergleich mit anderen Arbeitgebenden der Stadt deutlich. 
So hat die Stadtverwaltung Dortmund aktuell rund 11.0000 Mitarbeitende 
insgesamt und die Technische Universität Dortmund zählt rund 6.600 
Beschäftigte. Dieser Status als „Hidden Champions“ auf dem Arbeitsmarkt 
wurde erst langsam registriert; lange Zeit blieb die beschäftigungspoliti­
sche Bedeutung im Schatten. Der Sozialsektor hat ebenfalls in anderen 
vergleichbaren westlichen Ländern in den letzten Jahrzehnten einen be­
trächtlichen Bedeutungsgewinn erfahren.

In fast allen Ländern der EU sieht es ähnlich aus, denn auch dort nimmt 
im Hinblick auf die Zahl der Beschäftigten und auf das Arbeitsvolumen 
die Bedeutung des Sozialwesens zu. In manchen Staaten, namentlich 
in Skandinavien und in Teilen Westeuropas spielt dieser Wirtschaftsbe­
reich bereits eine viel größere Rolle als in der Bundesrepublik. Wenig 
überraschend ist, dass nahezu überall das Sozialwesen eine enorm hohe 
Arbeitsintensität vorweist und zugleich aufgrund relativ geringer Entloh­
nung die statistisch gemessene Arbeitsproduktivität gering ist. (Brenke, 
Schlaag, Ringwald 2018, S. 313).
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Nimmt man die Gesundheits- und Sozialwirtschaft zusammen, dann wer­
den die wirtschaftliche und arbeitsmarktpolitische Bedeutung und vor 
allem die Dynamik dieser Sektoren offensichtlich. Verschiedene Studien 
sprechen davon, dass hier rund 15 % der Beschäftigten erwerbstätig sind 
(vgl. Dahlbeck und Hilbert 2017). Hinzu kommt die starke regionale Ein­
bettung in die Wirtschaftsstrukturen vor Ort; das heißt die Einkommens- 
und Investitionsimpulse aus dem Sozial- und Gesundheitssektor verbleiben 
fast vollständig dort und schaffen Beschäftigungsverhältnisse in anderen 
Branchen. Diese hohe sozial- und beschäftigungspolitische Bedeutung der 
verbandlichen Wohlfahrtspflege ist umso bemerkenswerter, da in den letz­
ten Jahrzehnten ein politischer Wandel hinsichtlich der Erbringung sozialer 
Dienste zu verzeichnen ist. Der größte Paradigmenwechsel stellte die Ein­
führung der Pflegeversicherung (1995) dar, in der der bis dato herrschende 
Vorrang für wohlfahrtsverbandliche Dienste und Einrichtungen (reguliert 
durch das Subsidiaritätsprinzip), durch einen Wettbewerb zwischen pri­
vat-gewerblichen und frei-gemeinnützigen Trägern ersetzt wurde. Dieser 
Politikwandel hatte im Feld der Altenhilfe erhebliche Folgewirkungen, in­
dem ein Pflegemarkt entstand, der im ambulanten Sektor mehrheitlich von 
privat-gewerblichen Diensten geprägt wird. Obwohl vor allem im Gesund­
heitssektor und der Altenpflege die Zahl der privat-gewerblichen Anbieter 
in den letzten Jahrzehnten erheblich angestiegen ist, stehen dennoch die 
zentralen gemeinnützigen Säulen des Wohlfahrtssystems noch, sie zerfasern 
sich jedoch und es kommen neue Akteure hinzu.

Die Bestimmung der Stellung der Freien Wohlfahrtspflege erfolgt nicht 
mehr ausschließlich entlang der bipolaren Konstellation ‚öffentliche‘ und 
‚freie Träger‘ Wohlfahrtspflege. Die ‚privat-gewerbliche‘ Trägerschaft hat 
für deren Bestimmung an Bedeutung gewonnen. Privat-gewerbliche Trä­
ger haben einen großen und stetig wachsenden Anteil an der entgelt­
finanzierten Leistungserbringung. Mit Großkonzernen, Beratungsgesell­
schaften, Finanzinvestoren, Stiftungen und ‚Social Entrepreneurs‘ sind 
zudem Akteure hinzugekommen, die die Wohlfahrtspflege ‚neu‘ für sich 
entdeckt haben. (Steinke und Bibisidis 2018, S. 269).

Von dieser Marktlogik zu unterscheiden sind die auch im Sozial- und 
Gesundheitssektor festzustellenden Prozesse der Ökonomisierung. In der 
Gesundheits- und Sozialwirtschaft und auch in den einschlägigen wis­
senschaftlichen Disziplinen waren und sind die Ökonomisierungsschritte 
umstritten; von großen Teilen der Praxis wurden sie anfänglich mit 
Fassungslosigkeit zur Kenntnis genommen und werden teilweise noch 
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heute bekämpft. Ökonomisierung meint im Grundsatz, dass ökonomische 
Überlegungen und Regelungsprinzipien in solchen Bereichen verstärkt 
zur Anwendung kommen, die bislang eher öffentlich-bürokratisch oder 
gemeinschaftlich organisiert und erbracht wurden. Solche Trends zur 
Ökonomisierung haben in den letzten Jahrzehnten in Deutschland in 
vielen Bereichen eine große Rolle gespielt – angefangen bei der öffentli­
chen Verwaltung über die Wohnungswirtschaft oder den Bildungsbereich. 
Ganz besonders betroffen war das Gesundheits- und Sozialwesen. Für die 
Befürwortenden ist mehr Markt und Wettbewerb der ֦Königsweg", um un­
ternehmerische Kräfte für mehr Leistung, bessere Qualität und höhere 
Produktivität zu mobilisieren. Kritiker*innen problematisieren die Folgen 
der Ökonomisierung (und der damit oft verbundenen Privatisierung) zum 
einen als Entprofessionalisierung der Gesundheits- und Sozialarbeit. Zum 
anderen betonen sie, die Ökonomisierung setze etablierte Dienstleistungs­
strukturen so unter Druck, dass die Dienstleistungsqualität – gerade auch 
bei den Bildungs- und Einkommensschwachen – leide.

Aber auch die Wohlfahrtsverbände stehen in der Kritik; ihre unange­
fochtene Stellung wurde in den letzten Jahren von verschiedenen Seiten 
hinterfragt. Einerseits beziehen sich diese auf soziale Wandlungsprozesse, 
wobei sich die Frage stellt, ob die Wohlfahrtsverbände noch der sozialen 
Vielfalt entsprechen und in der Gefahr stehen, den Anschluss an die in­
dividualisierten Sozialstrukturen und die gewachsene Pluralisierung der 
Lebenswelten zu verlieren. Andererseits trifft sie die Sparpolitik und neuere 
Steuerungsphilosophien, die erhebliche organisatorische Herausforderun­
gen darstellen. Einige Träger geben diesen Druck durch die Übertragung 
betriebswirtschaftlicher Muster (zum Beispiel Outsourcing), die teilweise 
unreflektiert aus der Privatwirtschaft übernommen werden, an ihre Orga­
nisationen und Beschäftigten weiter. Wurden diese Veränderungen in der 
Wohlfahrtsbranche zunächst kaum öffentlich registriert, so lösen sie inzwi­
schen Proteste von Beschäftigten und Gewerkschaften aus. Abweichungen 
vom Normalarbeitsverhältnis werden bei den Wohlfahrtsverbänden seit 
einiger Zeit konstatiert und öffentlich kritisiert. Berichte über Lohndum­
ping durch Ausgliederungen, atypische Beschäftigungen, Werkverträge etc. 
breiten sich aus. Die normativen Postulate und die Empirie gehen immer 
stärker auseinander.

Den institutionell eingebundenen Verbänden wird nicht mehr automa­
tisch eine Organisationsvitalität zugeschrieben. Deshalb überrascht es auch 
nicht, wenn viele dieser traditionellen Sozialorganisationen entweder kaum 
(vor allem von Jugendlichen) oder eher als „verkrustet“ wahrgenommen 
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werden. Der fehlende Nachwuchs entwickelt sich immer mehr zu einem 
zentralen Organisationsproblem und zudem hat die Corona-Krise das so­
ziale Engagement eingeschränkt, was u. a. in der 2022 durchgeführten Er­
hebung zum zivilgesellschaftlichen Engagement (ZiviZ-Survey 2023) her­
ausgestellt wurde:

Die eingeschränkten Handlungsmöglichkeiten während der Corona-
Pandemie stellten Organisationen vor besondere Herausforderungen in 
der Gewinnung und Bindung von Mitgliedern und freiwillig Engagier­
ten. Mehrheitlich waren die Zahlen an Mitgliedschaften und freiwillig 
Engagierten in den vergangenen fünf Jahren stabil. Dennoch berichten 
21 Prozent der Organisationen in der aktuellen Erhebungswelle von 
rückläufigen Engagiertenzahlen. Das sind mehr als in 2012 (15 Prozent) 
und 2016 (17 Prozent). Auch wenn sich dadurch noch kein flächende­
ckender Rückgang im Engagement belegen lässt, zeigt sich, dass einzelne 
Segmente der Zivilgesellschaft durchaus vor großen Herausforderungen 
in der Bindung und Rückgewinnung von Engagierten stehen. (Schubert, 
Tahmaz, Krimmer 2023, S.1).

Das eingespielte Zusammenwirken von Staat und Wohlfahrtsverbänden 
hat über das geschrumpfte Engagementpotenzial hinaus allgemein in den 
letzten Jahren Legitimationsverluste erlitten. Trotz mancher kritischen Ein­
schätzungen und der pluralisierten Governance-Konstellationen hat sich 
das System der Wohlfahrtspflege aber nicht nur relativ stabil gezeigt, son­
dern expandiert weiter. Mit der Vielzahl von Einrichtungen und Beschäftig­
ten sind sie weiterhin prägende Akteure im Feld sozialer Dienste, genießen 
im Sozialsektor systemische Bedeutung und haben überdies zentrale Be­
deutung für das Funktionieren der Zivilgesellschaft und Demokratie vor 
Ort.

Kritik an den Wohlfahrtsverbänden bekommt nicht nur Nahrung durch 
vom Normalarbeitsverhältnis abweichende Beschäftigungsformen, sondern 
auch durch undurchsichtige Geschäftsbeziehungen und überhöhte Gehäl­
ter der Führungszirkel in einzelnen Wohlfahrtsverbänden. Zudem haben 
die Ökonomisierungsverläufe im Sozial- und Gesundheitssektor, die eher 
auf Absicherung des Status quo denn auf Innovationen setzende Strategien 
in den Einrichtungen der Freien Wohlfahrtspflege sicherlich begünstigt. 
„Um die Marktstellung zu halten, konzentrieren sich Dienstleister im Sinne 
einer ‚Selbstbeschaffungs‘-Strategie auf bestandssichernde und ‚profitable‘ 
Produktlinien und haben weniger Potentiale, in innovative Dienstleistungs­
angebote zu investieren“ (Langer 2018, S. 122).
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4. Der neue Stellenwert von gemeinwohlorientierter Daseinsvorsorge

Es gibt sowohl mit dem schon traditionell zu nennenden Subsidiaritäts­
prinzip als auch in den gegenwärtigen Diskussionen um eine zukunftsfähi­
ge und resiliente Daseinsvorsorge einen Konsens, dass öffentliche Güter 
und Leistungen nicht nur vom Staat angeboten werden sollten, sondern 
gerade in Deutschland ein starker freigemeinnütziger Sektor existiert. Vor 
dem Hintergrund der gesellschaftlichen Verunsicherungen kommt gemein­
nützigen Organisationsformen sogar eine neue Bedeutung zu und sie kom­
men auch in verschiedenen Feldern der Daseinsvorsorge auf die politische 
Tagesordnung. Wohlfahrtsverbände, aber auch Genossenschaften als Orga­
nisationen der Selbsthilfe und als Wertegemeinschaft können beispielswei­
se den sozialen Zusammenhalt stärken, der durch die gesellschaftlichen 
Zersplitterungsprozesse in vielen Bereichen geschwächt wirkt. Generell 
schwingt das Pendel von einer radikalen Marktorientierung wieder um 
in Richtung einer Renaissance öffentlicher oder „gemischtwirtschaftlicher“ 
Regulierungen. Die aktuelle Fokussierung auf gemeinnützige Organisatio­
nen darf jedoch nicht den Blick dafür verstellen, dass der Staat schon im­
mer auf die selbstverantwortliche Koproduktion gesellschaftlicher Akteure 
angewiesen war. In Deutschland hat sich auf Basis des Subsidiaritätsprin­
zips eine vielschichtige Soziallandschaft gemeinnütziger Organisationen 
etabliert, aber auch die Energie- und Wasserversorgung sind ohne die 
gemeinwirtschaftlichen Organisationen nicht denkbar. Als korporative Ak­
teure verfügen sie über ein nicht zu unterschätzendes Selbstgestaltungspo­
tential, das die Steuerungsmöglichkeiten des Staates ergänzt.

Auch in der Regierungspolitik werden inzwischen die Grenzen der eige­
nen Handlungsfähigkeit gesehen; in vielen Fragen sind staatliche Institu­
tionen auf die Koproduktion und selbstverantwortliche Eigenleistung indi­
vidueller wie kollektiver gesellschaftlicher Akteure angewiesen. Dies wird 
deutlich sichtbar bei der Übertragung öffentlicher Aufgaben auf alternative 
gemeinwohlorientierte Organisationsformen. Da über den Markt viele Auf­
gaben (z. B. Theater, Museen oder Schwimmbäder, ganz zu schweigen von 
sozialen Betreuungsformen) nur begrenzt oder gar nicht organisiert werden 
können, werden solidarökonomische Organisationsformen zukünftig weiter 
an Bedeutung gewinnen.

So ein Thema wie dezentrale Energieselbstversorgung ist ein zunehmen­
des Thema. Wasserversorgung ist ein Thema der Bürgerselbstverwal­
tung. Da sieht man aber die Achillessehne im Kapitalaufwand. Dieser 
scheint ein zentrales Thema zu sein, aber ich glaube in dem Bereich 
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soziale Dienstleistung, also Gesundheit, Alter, Soziales, Kindheit und 
Jugend, da wird die Frage, wie man PPPs unter Einbezug verschiedener 
Formen bürgerschaftlichen Engagements forciert, sicherlich zunehmen. 
Da wird man sich fragen, ob dies genossenschaftliche oder auch genos­
senschaftsähnliche Lösungen sind. (Schulz-Nieswandt 2017, S. 352–353.; 
vgl. Abt, Blecken, Bock, Diringer, Fahrenkrug 2022; Heinze 2020; Heinze 
und Wilde 2025).

Jedoch ist dabei zu bedenken, dass die Wohlfahrtsorganisationen komple­
xe Non-Profit-Organisationen sind, das heißt Mitgliedsorganisationen, In­
teressenverbände und Betreiberinnen von sozialen Diensten und Einrich­
tungen. Komplexitätssteigernd kommt hinzu, dass sie vertikal gegliedert 
und horizontal ausdifferenziert und in allen Feldern von Sozial- und Ge­
sundheitsdiensten bundesweit tätig sind. Zudem verfügen die den Spitzen­
verbänden auf Bundesebene nachgeordneten Organisationen in der Regel 
über eine beachtliche organisationale und rechtliche Eigenständigkeit. Zwi­
schen den verbandlichen Funktionen als Assoziation, Interessenverband 
und Betrieb bestehen deshalb latente Spannungsverhältnisse. Als Interes­
senverbände sind sie Advokaten schwacher sozialpolitischer Gruppen und 
zugleich Lobbyisten im eigenen Verbandsinteresse. Als Sozialbetriebe sind 
sie gefordert, zugleich qualitativ hochwertige personenbezogene Dienstleis­
tungen bereitzustellen, Transparenz gegenüber Bürger*innen, Klient*innen 
und Kunden zu gewährleisten, arbeits- und tarifrechtlich faire Arbeitgeber 
zu sein, wirtschaftliche Erfolge zu erzielen und zugleich die Compliance-
Grundsätze zu erfüllen.

In den aktuellen internationalen politischen Debatten spielen alternative 
Modelle zur Förderung gemeinnütziger Dienste inzwischen eine wichtige 
Rolle. Nicht nur in Deutschland zielen deshalb strategische Überlegungen 
zu einer neuen Infrastrukturpolitik in diese Richtung. Benötigt werden 
dazu „Hybridorganisationen und fundamentalökonomische Bündnisse, in 
denen entweder lokale/regionale Verwaltungen oder intermediäre Institu­
tionen die Führung übernehmen, um die Politik zu einer Erneuerung der 
Fundamentalökonomie zu bewegen“ (Foundational Economy Collective 
2019, S. 233). Interessant ist das breite politische Spektrum in Deutschland, 
das sich für eine Öffnung gegenüber solidarökonomischen Strategien aus­
spricht und nahezu alle politischen Strömungen umfasst. Auf EU-Ebene 
wird ebenfalls die Revitalisierung des Solidar- und Genossenschaftsgedan­
kens im Rahmen der Debatte um soziale Innovationen angestrebt. Um 
den oft noch fragilen Zustand dieser neuen Organisationsformen (etwa 

Rolf G. Heinze

110

https://doi.org/10.5771/9783748953081 https://www.inlibra.com/de/page/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/9783748953081 
https://www.inlibra.com/de/page/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


Bürger- und Sozialgenossenschaften, Sozialunternehmen) zu beschreiben, 
könnte man von einem demokratischen Experimentalismus auf dezentraler 
Ebene sprechen (vgl. Sabel 2012; Sabel, Zeitlin, Quack 2017), der sich in 
Reaktion auf die wachsenden Globalisierungstendenzen und das Versagen 
hierarchischer Governance in einzelnen Bereichen herausgebildet hat.

Die Potenziale für die Bewältigung sozialer und ökologischer Herausfor­
derungen, die in den neu entstandenen sozialen Initiativen enthalten sind, 
werden jedoch bislang bei Weitem nicht genutzt, was auch an der mangeln­
den Zusammenarbeit mit anderen Einrichtungen und Organisationen vor 
Ort liegt (vgl. Thürling und Bayer 2023). Allerdings haben auf kommunaler 
Ebene die traditionellen politischen Verflechtungen zwischen einzelnen 
Wohlfahrtsverbänden und politischen Parteien an Bedeutung verloren und 
es kommt zu einer gewissen Pluralisierung des Kräftefeldes. Vor allem die 
konfessionellen Wohlfahrtsverbände sehen sich zudem einer wachsenden 
Kritik an ihren Arbeitsbedingungen ausgesetzt. Nur eine Minderheit der 
Unternehmen in der Sozialwirtschaft bietet Tarifverträge, verbreitet sind 
Spezialvereinbarungen und für die konfessionellen Einrichtungen gilt ein 
besonderes Arbeitsrecht. Insgesamt wird sich der Trend zur Hybridisierung 
und Zersplitterung im Wohlfahrtssektor fortsetzen. Durch die Corona-Kri­
se wurde zwar die Bedeutung der Beschäftigten im Gesundheits- und Sozi­
alsektor anerkannt, aber dennoch sind die Arbeitsbedingungen weiterhin 
durch eine hohe Arbeitsintensität und oft vergleichsweise schlechte Bezah­
lung sowie befristete Beschäftigung geprägt.

Beschäftigung im sozialen Sektor erfolgt überproportional in Teilzeit, 
die Ausgestaltung der Arbeitszeiten ist häufig weniger attraktiv, Verträge 
werden immer noch öfter befristet als in den übrigen Sektoren, die 
Löhne sind zum Teil kaum konkurrenzfähig. Hinzu kommt eine proble­
matische Diskrepanz zwischen professionellen Ansprüchen der Beschäf­
tigten, ihre Aufgaben (Menschen zu pflegen, zu unterstützen, Hilfe in 
sozialen Problemlagen zu leisten etc.) entsprechend ihres Berufsethos 
in angemessener Weise zu erfüllen und der Realität von Zeit- und Res­
sourcenknappheit, die eine solche Erfüllung nicht in zufriedenstellender 
Weise erlaubt. (Hohendanner, Rocha, Steinke 2024, S. 63).

Horizontale, integrierte Governanceformen verlangen den etablierten Ver­
bänden jedoch einiges ab, da Branchengrenzen schwinden. Um die Gestal­
tungspotenziale zu nutzen, sind aber auch Politik und Verwaltung gefragt 
und müssen eine Interaktionsdynamik entfalten. Zudem müssen die Posi­
tivbeispiele gelungener Kooperationen viel breiter kommuniziert werden, 
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um der in Deutschland ausgeprägten Furcht vor dem Wandel aktiv zu 
begegnen. Ein Steuerungspessimismus darf nicht gepflegt werden, vielmehr 
gilt:

Ein offensiver Umgang mit den Anforderungen neuer Steuerungsmodelle 
und Sozialmanagement kann auch Spielräume für eine pragmatische 
Anpassung der Instrumente an die fachlichen Anforderungen eröffnen. 
In Zukunft wird die soziale Arbeit und Sozialwirtschaft nicht umhin­
kommen, Rechenschaft über ihren Ressourceneinsatz, die Qualität ihrer 
Angebote und die erreichten Wirkungen abzulegen, ob dies unter dem 
Etikett „Management“ firmiert oder einem anderen. (Grohs 2018, S. 99).

Wie steht es aktuell vor diesem Hintergrund um soziale Innovationen in 
Deutschland und wie werden die Gestaltungsaufgaben von den etablierten 
Akteuren wahrgenommen? In den gemeinnützigen Organisationen hat sich 
erst langsam und nur in Teilbereichen eine Debatte darüber entwickelt, wie 
ein zukunftsfähiger Wohlfahrtsmix über die bestehenden Strukturen hinaus 
realisiert werden kann. Eher dominiert noch immer das „Interesse an sich 
selbst“ und gerade in Umbruchphasen klammern sich viele Verbände an ihr 
traditionelles Organisationsbild. Was kann in solchen Krisenphasen wis­
senschaftliche Beratung und der Wissenstransfer und -austausch zwischen 
Hochschulen, Forschungszentren und der Sozialwirtschaft beziehungswei­
se der Zivilgesellschaft leisten?1

5. Wissenschaftliche Beratung als Hebel zur Transformationssteuerung

Auf sozialwissenschaftlicher Ebene ist hinsichtlich der Reichweite politi­
scher Gesellschaftssteuerung in den letzten Jahren eher Skepsis eingekehrt. 
Dies sollte aber nicht als Verzicht auf wissenschaftliche Organisationsbe­
ratung und eine sozialwissenschaftlich aufgeklärte Gesellschaftssteuerung 
verstanden werden, allerdings schon als Absage an eine naive Renaissance 
des Staates (vgl. Heinze 2009). Gefordert werden gerade von den Sozial­
wissenschaften – neben differenzierten Analysen, die auch internationale 
Vergleiche einbeziehen – gesellschaftliche Mitverantwortung und Experi­
mentierbereitschaft, um neue Handlungsoptionen auszuloten.

1 Der Verfasser war in den letzten Jahren u. a. an mehreren empirischen Untersuchun­
gen in kommunalen Verwaltungen und Jobcentern in NRW beteiligt (vgl. Beckmann, 
Heinze, Schad, Schupp 2021; Beckmann, Heinze, Schad, Schupp 2022; Beckmann, 
Heinze, Schad, Schupp 2024; Bogumil et al 2021; Heinze und Schupp 2022).
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Die multiplen Krisen der letzten Jahre sowie die Ausbreitung der „Ent­
scheidungsgesellschaft“ mit all ihren Verunsicherungen, aber auch eine Er­
höhung der Rationalitätsansprüche an Politik sind sicherlich zentrale Trei­
ber für wissenschaftliche Politikberatung. Gerade in sozioökonomischen 
Umbruchphasen, zumal wenn sie mit der Erosion eines traditionellen Pros­
peritätsmodells verknüpft sind, werden Unsicherheitszonen systematisch 
erzeugt. Von der Wissenschaft werden Antworten hinsichtlich der Evidenz 
bestimmter Zusammenhänge erwartet (z. B. bei der Digitalisierung) und 
deshalb hat auch die Beratungsszene in den letzten Jahrzehnten eine er­
folgreiche Karriere gemacht. Schaut man sich in Onlinesuchmaschinen 
die Häufigkeit dieses verwendeten Begriffs in Datenbanken an, wird eine 
markante Steigerung seit Ende der 1990er-Jahre deutlich. Vor dem Hinter­
grund des immensen Wachstums durch öffentliche Auftraggebende wird 
schon die „Berater-Republik“ ausgerufen. Angesichts des dynamischen 
Wachstums der Consultingbranche bestehe sogar die Gefahr, dass staatliche 
Institutionen Kompetenzen an nicht demokratisch kontrollierte Beratungs­
firmen abgeben, was wiederum politische Gegenkräfte wie beispielsweise 
Lobbycontrol hervorrufen, die auf mehr Transparenz pochen und den 
Einfluss lobbyistischer Kreise auf politische Entscheidungen eindämmen 
wollen.

Generell provozieren Formen der wissenschaftlichen Beratung Fragen 
nach der demokratischen Legitimation und Kontrolle – dies gilt auch für 
Stiftungen (sowohl parteinahe als auch die vielen großen Stiftungen, die 
an Bedeutung gewonnen haben). Sie können mit einem Verlust an kriti­
scher Öffentlichkeit einhergehen, weil sie teilweise intransparent sind. Die­
se Kritik wird umso heftiger, je mehr Expertenkommissionen geschaffen 
werden und deshalb sind solche Vorbehalte verständlich. Allerdings werden 
sie zumeist auf Anregung der Regierung oder der Parlamente gebildet 
und unterliegen damit einer öffentlichen Kontrolle. Wenn auch pauscha­
le, verfassungsrechtlich und demokratietheoretisch begründete Vorbehalte 
deshalb nur begrenzt wirken, so sind doch strukturelle Abweichungen vom 
klassischen Prinzip politischer Entscheidungsproduktion zu konstatieren 
(„Berliner Räterepublik“, Heinze 2002). Zudem sind auch wissenschaftliche 
Expertisen gerade in den letzten Jahren zum Gegenstand populistischer 
Proteste geworden, der sich allgemein gegen die Eliten richtet und anti­
wissenschaftliche Ressentiments befördert. Wissenschaft gerät damit selbst 
zunehmend in die Kritik (spektakulär in den USA) und deshalb sollte 
man auf Unabhängigkeit (und auch eine gewisse Zurückhaltung gegenüber 
medialen Inszenierungen) setzen.
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Allerdings gibt es einen breiten Konsens, dass die Einbindung der Wis­
senschaft in politische Entscheidungsfindungen obligatorisch sein soll. Die­
ses Beratungsformat steht derzeit jedoch durch die Diskurse um alternative 
Fakten (vgl. Kumkar 2024) unter Druck – primär durch populistische 
Bewegungen, die auf Verschwörungstheorien setzen, aber auch Wissen­
schaftsaktivisten, die eher Lobbyarbeit präferieren, als auf wissenschaftliche 
Objektivität zu achten. In den letzten Jahren haben sich aufgrund der 
Akademisierung der Verwaltungen und Ministerien zudem die Grenzen zur 
„Politikberatung von innen“, das heißt die Mitwirkung von Planungsabtei­
lungen, informellen Netzwerken, persönlicher Beratung etc. verändert. In 
den 1980er- und 1990er-Jahren wurde die wissenschaftliche Politikberatung 
durch externe Expert*innen geprägt, die in verschiedenen Gremien und 
Netzwerken mit Politiker*innen und Verwaltungsangehörigen zusammen­
kamen und ihr Fachwissen für zentrale Zukunftsfragen präsentierten. Ziel 
war die Vermittlung von Orientierungswissen, um den gesellschaftlichen 
Wandel zu gestalten (etwa in Fragen der demografischen Entwicklung, 
des Klimawandels, der sozialen Sicherung oder wie der Umbruch einer 
altindustriellen Region bewerkstelligt werden kann). Insgesamt haben sich 
so pragmatische Beratungskonzepte durchgesetzt, die auf ein kritisches, 
dialogisches Austausch- und Wechselverhältnis von Wissenschaft, Zivilge­
sellschaft und Politik zielten. Auch in der wissenschaftlichen Beratungslite­
ratur wird ein dialogorientiertes Beratungsmodell, in dem die klassische 
Rollentrennung etwa zwischen Expert*innen und Laien so nicht mehr 
vorhanden ist, präferiert. „Das starre Dreieck zwischen Wissenschaft, Po­
litik und Experten zerfließt, Rollen werden gewechselt, im Fokus stehen 
nunmehr Interaktionen und Schnittflächen, aus denen sich variable Bera­
tungsöffentlichkeiten ergeben“ (Leggewie 2007, S. 8).2

Spätestens seit Beginn der 2000er-Jahre hat sich das Beratungswesen 
beträchtlich ausgeweitet: immer mehr Expert*innen reklamieren für sich, 
wissenschaftliche Erkenntnisse zu liefern. Wissenschaftliche Politikbera­
tung unterscheidet sich von Lobbyismus aber darin, dass sie in der Bera­
tung keine Partikularinteressen durchzusetzen versucht. Aber auch hier 

2 „Austausch und Lernen basiert auf Kommunikation und trägt über wechselseitige 
Information zum Aufbau von Wissen übereinander und Vertrauen zueinander bei – 
vorausgesetzt, die Beteiligten begreifen Information sowohl als Bring- als auch als 
Holschuld. Damit wird eine Grundlage geschaffen für positive Koordination im Sinne 
eines ressortübergreifenden Zusammenwirkens mit dem Ziel, Lösungsbeiträge zu ver­
binden und den Gesamtnutzen für die Adressat:innen zu maximieren“ (Stöbe-Blossey 
2023, S. 3).

Rolf G. Heinze

114

https://doi.org/10.5771/9783748953081 https://www.inlibra.com/de/page/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/9783748953081 
https://www.inlibra.com/de/page/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


gibt es gerade in den letzten Jahren durch einen aufkommenden Wissen­
schaftsaktivismus Verwischungen. Es sind – oft nicht gerade transparent 
zu nennende – Netzwerke zwischen einzelnen Professor*innen und unter­
schiedlichen politischen Organisationen und Ministerien entstanden, die 
um den Einfluss auf die Politik ringen und auch versuchen, die Medien 
(in letzter Zeit mehr die digitalen Medien) für ihre Belange zu nutzen. 
Wissenschaftliche Politikberatung und spezifische Lobbyinteressen vermi­
schen sich dabei, was insgesamt einer evidenzbasierten wissenschaftlichen 
Politikberatung schadet. Leitlinie sollte immer die Unabhängigkeit der Wis­
senschaftler*innen sein, aber bei der Expansion von wissenschaftlichen 
Instituten und Stiftungen sowie den vielfältigen Medien wird die Grauzone 
größer.

Als eine Folgewirkung kann festgehalten werden, dass die Vielfältigkeit 
der Beratungslandschaft in der Praxis zum Abschied von einer Hierarchisie­
rung des Wissens geführt hat, der die Wissenschaft ganz oben platzierte. 
Wenn auch wissenschaftliche Politikberatung keine eindeutigen Prognosen 
liefern kann, so kann sie dennoch

„das Wissen der Politik und der öffentlichen Diskussion darüber erwei­
tern, was sich woanders oder zu anderen Zeiten als möglich erwiesen 
und was im Gegenteil noch nie erfolgreich war. Damit kann sie, immer­
hin, mit Gründen vor Risiken warnen und zugleich, wo Optimismus an­
gebracht sein könnte, zu Risiken ermuntern. Wissenschaft kann zeigen, 
was gehen kann, ohne mit Gewissheit sagen zu können, was tatsächlich 
gehen wird.“ (Streeck 2009, S. 20).

Wenn auch der Austausch zwischen der Politik, der Verwaltung sowie 
den gesellschaftlichen Organisationen mit der Wissenschaft gerade für die 
Steuerung sozioökonomischer Transformationen unerlässlich ist, ist eben­
so eine Distanz zwischen den beiden Sektoren Wissenschaft und Politik 
notwendig. Dies bedeutet auch eine gewisse Zurückhaltung in der Öffent­
lichkeit für die wissenschaftlichen Expert*innen. Es ist fraglich, ob es der 
sachlichen Entscheidungsfindung dient, wenn manche Wissenschaftler*in­
nen im Sog medialer und politischer Anerkennungsökonomie sich zu „Mis­
sionaren“ entwickeln, ständig in irgendwelchen Talkshows auftreten und 
Podcasts anbieten. Sie verkennen auch die „Logik des Gesellschaftlichen“ 
(Nassehi 2024, S. 67), die darin besteht, dass es nicht „eine“ Problemwahr­
nehmung und Wahrheit gibt, sondern sich gerade in den Transformations­
diskursen die eigenen Logiken äußern, die schwer zu einer zentral wirksa­
men Gesamtperspektive verbunden werden können.
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Eine evidenzbasierte Beratung sollte diese Selektivität der gesellschaftli­
chen Reaktionen ernst nehmen und nicht von der Beraterrolle in die des 
Missionars abgleiten. Seriöse wissenschaftliche Organisationsberatung darf 
sich deshalb nicht an der Logik insbesondere der neuen Medien (mit ihren 
Influencer*innen) orientieren, sondern muss unabhängig sein und zugleich 
die institutionellen Eigensinnigkeiten hinreichend kennen.

Zudem ist zu bedenken, dass die Zeithorizonte von Politik und Wirt­
schaft auf der einen und Wissenschaft auf der anderen Seite differieren 
und sich ebenfalls die strategischen Beratungskonstellationen sowohl in­
haltlich als auch in der Akteurskonstellation deutlich von Handlungsfeld zu 
Handlungsfeld unterscheiden. Allgemeine Aussagen sind also nur schwer 
vorzunehmen beziehungsweise müssen für die jeweiligen Arenen spezifisch 
ausformuliert werden. Hat man diese Handlungskontingenzen vor Augen, 
dann sind positive (weil evidenzbasierte) Resultate in der Politik (aber auch 
in der Organisationswirklichkeit großer gesellschaftlicher Verbände) eher 
eine Ausnahme, denn die Regel. Sie konnten zumeist nur gelingen, wenn 
ein „window of opportunity“ zur Verfügung stand und die Entscheidungen 
von den verantwortlichen Akteuren klug vorbereitet und umgesetzt wur­
den. Studien über die Umsetzung von Innovationen verweisen in diesem 
Kontext auf die Bedeutung von gemeinsam geteilten Vorwärtserzählungen 
beziehungsweise Erfolgsnarrativen.

Nur wenn die kommunikativen Mechanismen genutzt werden und 
die ,gute Geschichte‘ über Innovation mit einem lokal vorherrschenden 
Erzählmuster verbunden werden kann, wird eine strategische und prak­
tische Veränderung möglich. Dann können lokale Akteure davon über­
zeugt werden, dieser neuen Erzählung darüber zu folgen, wie man in 
einem bestimmten lokalen Kontext innovativ sein kann. (Heinelt und 
Terizakis 2021, S. 49).

6. Fazit

Die etablierten gesellschaftlichen Organisationen wie Wohlfahrtsverbände, 
aber auch Gewerkschaften und Kirchen sowie viele Vereine stehen vor 
dem Problem, dass ihre Organisationsstrukturen den neuen gesellschaftli­
chen Realitäten angepasst werden müssen und deshalb Innovationen erfor­
derlich sind. Die notwendigen offenen, pluralen Kooperationsstrukturen 
weisen aber nicht mehr die traditionellen Sicherheiten auf und werden 
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deshalb zumeist nur zögerlich aufgebaut. Sie können aber weiterhin als 
Akteure eines Schnittstellenmanagements wirken und eine Mitgestaltungs­
funktion übernehmen, obwohl sie in den letzten Jahren durch rechtspopu­
listische Narrative und Bewegungen infrage gestellt wurden.3 Vor diesem 
Hintergrund benötigen sowohl gesellschaftliche Organisationen als auch 
die Politik und Verwaltung insbesondere in Zeiten multipler Krisen unab­
hängige, verantwortliche und gut informierte wissenschaftliche Politikbera­
tung mehr denn je. Und dies in mehrerer Hinsicht: für die Problemanalyse 
und das Agendasetting, aber auch als Legitimationsbeschaffung für ganz­
heitliche, langfristorientierte Entwürfe und das Aufzeigen von alternativen 
Entwicklungsszenarien.

Dass diese Aufgabe in den letzten Jahren angesichts der Ausbreitung 
populistischen Gedankengutes schwieriger geworden ist und sich deshalb 
manche Wissenschaftler*innen eher in das „Schneckenhaus“ zurückziehen 
oder zu Aktivist*innen werden, ist nachvollziehbar, sollte jedoch nicht die 
optimale Option sein. Meine Erfahrungen der letzten Jahre sind kurz zu­
sammengefasst folgende: Wissenschaftliche Studien und darauf basierende 
Beratungs- und Transferformate werden in den jeweiligen Organisationen 
nur dann wirken, wenn sie methodisch und inhaltlich allen Ansprüchen 
genügen und das Innenleben der Institutionen kennen. Eine so ausgerich­
tete dialogorientierte Transferforschung und Organisationsberatung, die 
ihre eigenen Handlungsspielräume kennt und neben der Thematisierung 
von Herausforderungen auch Gestaltungsstrategien entwickelt, wird auch 
zukünftig benötigt.4

Manchmal kommt der Wissenschaft ebenfalls die Aufgabe des „politi­
schen Minenhundes“ zu, um organisatorische Rationalitätsblockaden zu 
lösen und ein strittiges Thema neu zu positionieren. Auch wenn Gren­
zen der Organisationsberatung bei der ökologisch-sozialen Transformation 
gerade in letzter Zeit mit der Ausbreitung populistischer Strömungen un­

3 „Der Rechtspopulismus schätzt die institutionellen Regeln weit weniger als der Konser­
vatismus und ist gegen intermediäre Institutionen, die das Verhältnis von Volk und 
Führung zu stören scheinen“ (von Beyme 2018, S. 53).

4 Ein Positivbeispiel zeigt sich aktuell bei der Transformation des Ruhrgebietes: Hier hat 
die transdisziplinäre Forschung dazu beigetragen, die Herausforderung der Schließung 
des einzigen Automobilstandortes im Ruhrgebiet (Opel in Bochum) mit wissenschaft­
lichen Methoden und Beratung zu begegnen. Sozial- und Ingenieurwissenschaftler*in­
nen haben zusammen mit Betriebsräten und der Gewerkschaft konkrete Zukunftsaus­
sichten entwickelt und den Technologiecampus Mark 51°7 mitgestaltet und so auch ein 
Erfolgsnarrativ mitgeschaffen (vgl. Wannöffel in diesem Band; Rudolph und Rüther 
2021).
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übersehbar sind, hat sich gerade hinsichtlich des Aufzeigens alternativer 
Entwicklungsszenarien in vergleichbaren Ländern in den letzten 25 Jahren 
einiges positiv verändert. Generell wird durch das Zusammenwachsen der 
Märkte und die Globalisierung auch die Sensibilität für unterschiedliche 
institutionelle Lösungen in den einzelnen Ländern gesteigert. Wie schief 
auch manche Vergleichsraster sein mögen, der Vergleich selbst hat eine 
neue Dynamik erhalten und Möglichkeitsräume aufgezeigt.

Vor allem in den Städten, in denen wir alle Megatrends kondensiert 
beobachten, werden Möglichkeitsräume beständig ausgelotet. Städte sind 
die Experimentierfelder für gelingende und versagende Politik. Wir 
brauchen einen methodischen Werkzeugkasten, der uns mit Kriterien 
ausrüstet, schon vor der Umsetzung einzelner politischer Maßnahmen 
die Risiken für deren Versagen abzubauen und Voraussetzungen für 
deren Gelingen proaktiv zu schaffen. Wir brauchen mutige und visionäre 
Politik, die über eine demokratische Zukunftsmelodie in die Resonanz­
räume der Zivilgesellschaft hineingetragen wird und die auch offen ist 
für Anregungen aus eben dieser. Demokratie braucht Zukunftsvisionen 
und plausible Erfolgsnarrative. (Römmele 2024, 206–207).

Der transformatorische Weg vom Ist-Zustand zum Soll-Zustand kann aller­
dings auch „steinig“ verlaufen und ein Scheitern muss deshalb einkalkuliert 
werden. Und dies liegt nicht nur an der strukturellen Problematik der 
Steuerbarkeit von Beratungsprozessen (deshalb werden ja weder Ärzt*in­
nen noch Unternehmensberater*innen nach Erfolg, sondern nach Zeit 
honoriert), vielmehr an der spezifischen Logik der Politik- und Transfor­
mationsprozesse. Von daher muss die Wissenschaft die Transferfrage auch 
zum Feld wissenschaftlicher Forschung machen. Ratsam ist dennoch, nicht 
auf die großen Lösungen zu hoffen, sondern eher auf Experimente und 
ein langsames Einträufeln zu setzen. Wissenschaftliche Forschung und 
Beratung kann beispielsweise keine konkreten Organisationsreformen um­
setzen, allerdings strategische Anregungen und Orientierungen geben, mit­
arbeiten an der Erstellung von Drehbüchern für eine strategische Neuaus­
richtung und diese evaluieren. Gerade in fundamentalen Umbruchphasen, 
wie wir sie jetzt erleben, müssen diese Potenziale genutzt werden, um eine 
Neujustierung der Staatlichkeit umzusetzen, die sowohl sozialen Gerech­
tigkeitsvorstellungen als auch Nachhaltigkeitsansprüchen genügt. Zugleich 
sollte aber auch den institutionellen Akteuren Orientierungswissen vermit­
telt werden. Diese benötigen das Know-how der Transferforschung, um 
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sowohl auf Folgewirkungen einzelner Transformationsprozesse (beispiels­
weise soziale Verwerfungen) als auch Gelingensfaktoren zu verweisen.
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Experimentierräume der Mitbestimmung: betriebliche 
Transformationspartnerschaften

Claudia Niewerth

1. Einleitung

Angesichts globalisierter und sich schnell entwickelnder Märkte gilt es für 
betriebliche Interessenvertretungen, Antworten auf immer komplexer wer­
dende Problemstellungen zu finden. Zugleich ist eine deutlich dynamische 
Entwicklung zu erkennen, als dessen Folge eine Beschleunigung der Bear­
beitung von Themen und Herbeiführung von Entscheidungen zu erkennen 
ist. Gleichermaßen gilt es, den Anforderungen an rechtliche Rahmenbedin­
gungen gerecht zu werden.

Als Reaktion auf diese neuen Herausforderungen sind Veränderungen 
der Betriebsratsarbeit zu erkennen, in der die eigene Rolle als Akteur in 
der doppelten Transformation zwischen Schutz und Gestaltung neu defi­
niert wird. Parallel hierzu finden sich Ansätze, in denen neue Formen der 
Zusammenarbeit und Aushandlung zwischen den betrieblichen Sozialpart­
nern erprobt werden. Dies führt zu einer Debatte über die Erosion der 
Konfliktpartnerschaft und ihrer Bedeutung (vgl. Dörre 2016; Streeck 2016).

Die (Weiter-)Entwicklung von Betriebsratsarbeit und die mögliche Neu­
bestimmung sozialpartnerschaftlichen Handelns auf der betrieblichen Ebe­
ne wird im Wesentlichen vom Umgang mit arbeitspolitischen Konflikten 
und den damit verbundenen Grenzen der neuen Mitbestimmungsmuster 
beschrieben. Bleibt die Bereitschaft – und auch die Fähigkeit – zum Kon­
flikt auch in einem kooperativ-konsensuellen Verhältnis bestehen? Wo lie­
gen die Grenzen einer „neuen Mitbestimmung“ und welche Dimensionen 
spielen bei der Bestimmung dieser unbestimmten Zustände eine Rolle?

Einen Beitrag zu dieser Debatte kann der vorliegende Artikel liefern, 
der Einblicke in neue Gestaltungsformen betrieblicher Sozialpartnerschaft 
liefert. Es wird der Versuch unternommen, eine neue Form betrieblicher 
Sozialpartnerschaft zu skizzieren, sie als potenzielle Perspektive zukünftiger 
Mitbestimmungspraxis zu attraktiveren und ihre Ausgangsbedingungen so­
wie Folgewirkungen zu erörtern. Dieser Beitrag möchte die Fortsetzung 
erfolgreicher Betriebsratsentwicklung formulieren: Die Reflektion der Mit­
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bestimmungs- und Vertretungsarbeit betrieblicher Interessenvertretungen 
in der „doppelten Transformation“ mündet in eine Mitbestimmungspraxis, 
in der ein traditionelles Mitbestimmungsverständnis unter der Prämisse 
von Konflikt- bzw. Sozialpartnerschaft um die Idee einer „betrieblichen 
Transformationspartnerschaft“ erweitert wird. Dabei wird weniger um die 
Übernahme von Managementaufgaben gerungen – wie z. B. der Begriff des 
Betriebsrats als „Co-Manager“ missdeuten lässt – als um die Intensivierung 
der Beteiligung der Mitbestimmungsakteure.

2. Eine Welt im Wandel

Zusätzlich zu den massiven Transformationsbemühungen in Unterneh­
men prägen aktuell gesamtgesellschaftliche Krisensituationen wie etwa die 
Nachwirkungen der Corona-Pandemie (vgl. Wannöffel und Gensterblum 
2022), der russische Angriffskrieg auf die Ukraine (vgl. Behringer, Dullien, 
Herzog-Stein, Hohlfeld, Rietzler, Stephan, Theobald, Tober, Watzka 2022) 
sowie der Klimawandel und die dadurch notwendige sozial-ökologische 
Transformation (vgl. Roos 2022) die Wirtschaft und die Arbeitswelt. Die 
Entwicklungen in den Bereichen Robotik und Künstliche Intelligenz (KI) 
sowie die Nutzung von Netzwerken und Big Data sind branchenübergrei­
fend in der Wirtschaft zu finden (Roos 2022, S. 40) und versprechen eine 
hohe Wettbewerbsfähigkeit (Hämmerle, Pokorni, Berthold 2018). Techni­
sche Entwicklungen sorgen für Rationalisierungsprozesse innerhalb von 
Unternehmen und können dabei unter Umständen bestehende Verfahren 
und Tätigkeiten erweitern oder sogar ablösen (Ittermann und Niehaus 
2018; Niewerth, Massolle, Schaffarczik, Grabski 2022).

Die Generationen Y und Z werden in den Betrieben zunehmend prä­
senter, während die sogenannte Babyboomer-Generation momentan noch 
einen erheblichen Anteil an Beschäftigten ausmacht, jedoch in absehbarer 
Zeit verrentet wird (Eller und Schiederig 2020). Ab Mitte der 2020er-Jahre 
ist ein kontinuierlicher Rückgang an Arbeitskräften zu erwarten. Zwar wird 
das Angebot – so die aktuellen Szenarien aus dem bibb-Report 2024 – 
durchgehend über dem Bedarf liegen, allerdings kann diese Differenz von 
ca. einer Million Personen nicht dafür sorgen, dass in allen Berufen und 
Branchen der Bedarf durch das Angebot gedeckt wird (bibb 2024). Dies hat 
nicht nur Einfluss auf die Kommunikation und die Kultur des Unterneh­
mens, sondern bringt auch neue Anforderungen und Vorstellungen von der 
Gestaltung des Arbeitsplatzes mit sich. Junge Beschäftigte wünschen sich 
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zunehmend flachere Hierarchien und Interaktionen auf Augenhöhe (bibb 
2024) sowie mehr Partizipation bei der Entscheidungsfindung innerhalb 
des Arbeitsplatzes (Gerst 2020; siehe auch den Beitrag von Annette Kluge 
in diesem Band). Dies hat zur Folge, dass vermehrt durch direkte Partizi­
pation die Beschäftigten an den Entwicklungen im Betrieb partizipieren 
möchten, anstatt sich von einer autokratischen Stellvertretung „durch den 
Betriebsrat bevormunden zu lassen“ (Gerst 2020, S. 42).

Ein weitverbreiteter Versuch, diese Welt begrifflich zu fassen, hat bereits 
in den 90er-Jahren des letzten Jahrhunderts stattgefunden. Unter dem 
Begriff VUCA etablierte sich eine gängige Veranschaulichung einer sich 
wandelnden globalisierten Welt. Das englische Akronym VUCA setzt sich 
aus den vier Begriffen Volatilität (i.S. Veränderbarkeit), Unsicherheit, Kom­
plexität und Ambiguität (i.S. Mehrdeutigkeit, Gleichzeitigkeit) zusammen. 
Entstanden ist der Begriff am United States Army War College (USAWC) 
und diente zunächst dazu, die multilaterale Welt nach dem Ende des 
Kalten Krieges zu beschreiben (vgl. Barber 1992). Konkrete Bezugnahme 
entstand dann zunächst auf Ebene der strategischen Führung, nach der 
Jahrtausendwende findet der Begriff weite Verbreitung in der Management- 
und Organisationliteratur. Das Buchstabenwort VUCA stellt seitdem die 
Besonderheiten der gegenwärtigen gesellschaftlichen, politischen und wirt­
schaftlichen Entwicklungen in den Fokus und beschreibt, mit welchen 
Herausforderungen die heutige Welt konfrontiert ist.

Als Fundament dieser VUCA-Denk- und Handlungsweise dient eine 
„vom unternehmerischen Denken und Handeln bzw. Intrapreneurship ge­
prägte Unternehmenskultur, welche auf Vertrauen, Transparenz, Miteinan­
der, Verantwortung, Flexibilität und unendlicher Neugier gründet“ (Mat­
tenberger 2025). Ergänzend erläutert Mattenberger, dass es dabei mehr 
denn je gälte, „nicht auf die Zukunft zu hoffen, sondern diese mit den vor­
handenen Mitteln zu gestalten, gezielt mit Partnern zusammenzuarbeiten, 
Neues zu wagen und verkraftbare Risiken einzugehen, flexibel zu bleiben 
und sich bietende Chancen clever und konsequent zu nutzen“ (Mattenber­
ger 2025).

Seit wenigen Jahren jedoch scheint auch VUCA die Komplexität der 
globalen Veränderungen nicht mehr hinreichend zu beschreiben. Vermehrt 
findet sich ein neues Akronym: BANI. Es beschreibt seit 2020 die noch 
komplexere Gegenwart. Das Akronym versteht die Welt als brüchig, ängst­
lich, nicht-linear und unbegreiflich (mit englischen Begriffen brittle, an­
xious, non-linear, incomprehensible). Geprägt wurde der Begriff von Ja­
mais Cascio – im April 2020 erscheint erstmals der Begriff BANI im Artikel 
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„Facing the Age of Chaos“ auf der Blog-Plattform „Medium“. Angelehnt 
an den Cynefin-Ansatz beschreibt BANI das Phänomen einer chaotischen 
Welt, die nicht mehr nur komplizierte oder komplexe Herausforderungen 
bereithält (Mattenberger 2025).

Beide Ansätze liefern Hinweise darauf, mit welchen Herausforderungen 
auch die betriebliche Mitbestimmung konfrontiert ist, wenn es darum geht, 
im Rahmen der betrieblichen Sozial- bzw. Konfliktpartnerschaft die Trans­
formationsbestrebungen der Unternehmen im Sinne der Beschäftigten zu 
begleiten. Eine VUCA- bzw. BANI-Welt, zunehmende Individualisierung, 
die vermehrte Auflösung des Betriebes als sozialen Ort und verschwinden­
de Kollektivierung erzeugen eine Diskrepanz für die Betriebsrät*innen, 
die zum einen auf die individuellen Interessen der Beschäftigten eingehen 
möchten und zum anderen „nicht einfach auf einen normativen Bezug in­
teressenpolitischen Handelns verzichten [können]“ (Widuckel 2020, S. 23). 
Widuckel argumentiert, dass die betriebliche Mitbestimmung „nicht mehr 
ausschließlich durch Stellvertreterhandeln legitimiert werden und wirksam 
sein“ (Widuckel 2020, S. 17) kann. Vielmehr müssen individuelle Anliegen 
der Beschäftigten sowie ihre Expertise zukünftig einbezogen werden. Be­
reits 2001 reagierte der Gesetzgeber auf diesen Anspruch mit dem § 28a 
BetrVG (vgl. Wannöffel 2002). Daraus resultiert nach Widuckel, dass die 
Transformation der Mitbestimmung die „Ermächtigung und Ermöglichung 
von direkter Beteiligung“ (Widuckel 2020, S. 17) der Beschäftigten gewähr­
leisten muss.

2.1 Vom Wandel der Betriebsratsarbeit

Die dargelegten Veränderungen der Arbeitswelt, die mit wirtschaftlichen 
und gesellschaftlichen Umbrüchen in Verbindung stehen, erfordern von 
den Akteuren der Mitbestimmung, diesen dynamischen und schnelllebigen 
Prozess zu verstehen und zu begleiten sowie dabei den Anforderungen 
und Verantwortungen im Sinne der Belegschaft gerecht zu werden (Bella, 
Gamradt, Staples, Widuckel, Wilga, Whittall 2022, S. 5). Diverse Ansätze 
beschäftigten sich mit dem Wandel der betrieblichen Mitbestimmung und 
den damit einhergehenden Implikationen für die Rollen und Aufgabenfel­
der der Akteure.
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2.1.1 Reformierung traditioneller Mitbestimmung

Dass die traditionelle Mitbestimmung reformierungsbedürftig sei, da sie 
zunehmend an Bedeutung verlöre und nicht mehr den Anforderungen 
einer globalisierten und neoliberalen Wirtschaft gerecht werde, kündigte 
Wolfgang Streeck bereits 2013 in seinem Buch „Gekaufte Zeit: Die vertag­
te Krise des demokratischen Kapitalismus“ an. Das „Auslaufmodell Mitbe­
stimmung“ (Streeck 2013) bezeichnet eine Mitbestimmung, wie sie insbe­
sondere in Deutschland in der Nachkriegszeit etabliert wurde, die in ihrer 
bisherigen Form nicht in der Lage sei, die Interessen der Arbeitnehmen­
den effektiv zu vertreten, da sie in einer Zeit der Globalisierung und der 
Marktliberalisierung zunehmend unter Druck gerät. In seiner Analyse sieht 
er das Modell der Mitbestimmung als Auslaufmodell, da es die globalen 
wirtschaftlichen Veränderungen und die Herausforderungen der neuen Ar­
beitswelt nicht ausreichend berücksichtigt. Die Ehe zwischen Kapitalismus 
und Demokratie sei aufgekündigt (vgl. Streeck 2013).

Ähnlich argumentiert Gerst, denn bisherige Standardlösungen in Form 
der traditionellen Mitbestimmung seien nicht mehr geeignet, die aufgezeig­
ten Entwicklungen zu begleiten, da sowohl eine Kompetenz- als auch eine 
Zuständigkeitserweiterung bei den Gremien benötigt wird (Gerst 2020). 
Nach Gerst streben Unternehmen heute nicht mehr eine bloße Rationali­
sierung von Technik oder Arbeitsplätzen an, sondern richten sich prozess­
orientiert auf ganze Wertschöpfungsketten aus. Dabei werden die klassische 
Arbeitsteilung und Hierarchien infrage gestellt und Unternehmen zu agilen 
Organisationen umstrukturiert, um den Anforderungen von Kund*innen 
gerecht zu werden (Gerst 2020).

Gerst (2020) verweist darauf, dass eine Reform der Betriebsratsarbeit 
nicht bloß aus der Anpassung rechtlicher Gegebenheiten bestehen darf, 
sondern vielmehr aus dem Wandel der individuellen „Mitbestimmungskul­
tur“ (Gerst 2020, S. 36) hervorgeht. Diese Mitbestimmungskultur wird als 
„spezifische und relativ stabile“ (Gerst 2020, S. 36) gewachsene Wertvor­
stellungen und Handlungsweisen in Betrieben und Unternehmen verstan­
den. Die rechtlichen Rahmenbedingungen strukturieren zwar das Handeln 
der Betriebsrät*innen, jedoch sei der Umgang der drei Akteursgruppen 
bestehend aus Betriebsrat , Beschäftigten und Unternehmensführung für 
die Modernisierung der Institution des Betriebsrats (BR) am wichtigsten. 
Gerst folgert aus den Transformationen innerhalb der Unternehmen, dass 
„Mitbestimmung selbst […] heute agiler werden [muss]“ (Gerst 2020, S. 35). 
Dies bedeutet, dass sich die Gremien prozessual organisieren müssen, um 
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diese Entwicklungen mitgestalten zu können und dabei sowohl die Projekt­
arbeit etablieren als auch die Öffentlichkeitsarbeit innerhalb des Betriebs 
umgestalten müssen.

2.1.2 Betriebsräte als Co-Manager

Mit einem stärkeren Fokus auf die Kooperation zwischen dem Manage­
ment und dem Betriebsrat kann die bisherige Betrachtung durch den Be­
griff des Co-Managements erweitert werden (Müller-Jentsch 1995, 2021a). 
Ausgehend von der Überlegung, dass sich Betriebsratsgremien in einem 
Spannungsfeld zwischen den Anforderungen und Erwartungen von Beleg­
schaft, Gewerkschaft, Gesetzen und Management befinden (Rüdt 2007, 
S. 10), entsteht eine Handlungsorientierung für die betriebliche Mitbestim­
mung, die im Zuge globalisierter und kapitalistischer Marktverhältnisse 
eine Kooperation mit dem Management akzeptiert (Müller-Jentsch und 
Seitz 1998; Wannöffel 2001; Widuckel 2020). Minssen und Riese entwickeln 
darauf aufbauend bereits 2007 das Konzept des Mitbestimmungsmanage­
ments (Minssen und Riese 2007). Daraus folgt, dass betriebswirtschaftliche 
Ziele des Unternehmens zum Aufgabenfeld des Betriebsrates (BR) gehören, 
welche im Gegenzug mehr Beteiligungsrechte erhalten, die über das BetrVG 
hinausgehen (Wannöffel 2002; Widuckel 2020). So beteiligt sich der Be­
triebsrat (BR) an den Managementaufgaben im Sinne der Beschäftigten, 
„während die Unternehmensinteressen ebenfalls von ihm verfolgt werden“ 
(Rüdt 2017, S. 14). Laut Schmidt und Trinczek (1999) steht dabei die Frage 
im Vordergrund: „Was ist gut für den Betrieb – und damit auch für die 
Belegschaft?“ (Schmidt und Trinzcek, 1999, S. 117) (siehe auch den Beitrag 
von Haipeter und Rosenbohm in diesem Band).

Das Konzept des Co-Managements in der Betriebsratstätigkeit ist seit 30 
Jahren stark umstritten: Die Kritik am Co-Management reicht vom Rollen­
konflikt über einen potenziellen Glaubwürdigkeitsverlust bis zur Gefähr­
dung der Gewerkschaften. So werden partizipative Managementkonzepte, 
zu denen auch Co-Management gehört, kritisiert, da diese oft als subtile 
Herrschaftsmittel eingesetzt werden und die Persönlichkeit der Arbeiten­
den vereinnahmen können (vgl. dazu ausführlich Dörre 1996; Rehder 
2006).
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2.1.3 Mitbestimmung 4.0

Unter dem Label „Mitbestimmung 4.0“ (Eller und Schiederig 2020) werden 
die Folgen der Umbruchsprozesse für die betriebliche Sozialpartnerschaft 
wissenschaftlich untersucht. Daraus resultieren Veränderungen, die die 
Aufgabenfelder und Rollen der Betriebsrät*innen prägen und gleichzeitig 
als eine Chance verstanden, eine Mitbestimmung formen können, die prob­
lem- und beteiligungsorientiert ist.

Eller und Schiederig (2020) betonen, die neue Form der Mitbestim­
mung, die sogenannte Mitbestimmung 4.0, habe neben praktischen An­
teilen rund um die Gestaltung von Digitalisierungsprozessen im Betrieb 
und dem Miteinbezug von Arbeitnehmenden ebenso die „Agilisierung 
der Betriebsratsarbeit“ (Eller und Schiederig 2020, S. 111) zum Ziel. Sie 
begreifen Agilität als Chance, die Mitbestimmung zu verändern und sich 
dabei „von einer eher formalisierten Mitbestimmung hin zu einer neuen 
Qualität der mitarbeiterorientierten Sozialpartnerschaft“ (Eller und Schie­
derig 2020, S. 111) zu entwickeln. Dabei werde nicht nur der Weg für mehr 
Partizipation und Flexibilität geebnet, sondern „auch eine neue Qualität 
für die proaktive Rolle für Sozialpartner“ geschaffen (Eller und Schiederig 
2020, S. 102). „Agilere Ansätze bieten eine Chance, mehr auf Vertrauen 
und Verständnis, statt nur auf formalisierte Aushandlungsprozesse der Sozi­
alpartnerschaft zu setzen.“ (Eller und Schiederig 2020, S. 109).

Um eine potenzielle Überforderung der Gremienmitglieder hierbei zu 
vermeiden, ist eine konsequente Professionalisierung der Betriebsratsar­
beit durch Qualifizierung und Kompetenzerweiterung erforderlich (vgl. 
Wannöffel 2002). Die Forschung zeigt deutlich auf, dass eine aktive Be­
teiligung und Mitgestaltung der Mitbestimmungsakteure an Transformati­
onsprozessen in Betrieb und Unternehmen eine kontinuierliche Identifizie­
rung sowohl sich wandelnder betrieblicher Herausforderungen als auch 
der Weiterbildungsbedarfe von Betriebs- und Personalmitgliedern bei guter 
Kenntnis des Betriebsverfassungsgesetzes (BetrVG) voraussetzt (Wannöffel 
2024). Wenn Mitbestimmung und Partizipation als wesentliche demokrati­
sche Transformationsressourcen identifiziert werden, erfordert dies bei den 
Interessenvertretungen schließlich auch eine hohe fachliche, methodische 
und soziale Kompetenz, die sich den wandelnden Herausforderungen von 
Technik, Arbeit und Organisation entsprechend kontinuierlich weiterent­
wickelt.
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2.1.4 Die „doppelte Transformation betrieblicher Interessenvertretung“

Wir verstehen diese Wandlungsprozesse als eine Umbruchsphase für die 
betriebliche Mitbestimmung, die wir als „doppelte Transformation“ be­
schreiben: Betriebsratsgremien sind angehalten, sowohl die gesamtgesell­
schaftlichen Transformationsprozesse zu begleiten, während sie gleichzei­
tig auch die eigene Arbeitsweise hinterfragen, als auch umstrukturieren 
müssen, um weiterhin handlungsfähig zu bleiben und ihrem Auftrag der 
Arbeitnehmervertretung gerecht zu werden (Niewerth et. al 2022, S. 11).

In unserer Studie zur „doppelten Transformation betrieblicher Interes­
senvertretungen“ (Hans-Böckler-Stiftung) identifizieren wir vier Ebenen, 
entlang derer sich die organisationale Entwicklung von Betriebsratsgremien 
im Kontext von Unternehmenstransformation nachzeichnen lässt. Parallel 
zur digitalen Transformation auf Unternehmensebene zeichnet sich die 
Transformation der Betriebsratsgremien zunächst auf der Ebene der Digi­
talisierung ab. Dies reicht von der Nutzung digitaler kollaborativer Tools 
bis hin zum Einsatz von Tools wie ChatGPT oder anderen KI-gestützten 
Applikationen (vgl. Niewerth et. al 2022). Neben der Ebene der Digitalisie­
rung (siehe zur digitalen Kompetenzerweiterung von Betriebsräten auch 
Daus, Kötter, Niewerth, Repp, Schaffarczik, Wannöffel 2024) findet auch 
eine Entwicklung auf der Ebene der Anwendung agiler Methoden statt. 
Diese Ebene der organisatorischen Entwicklung von Betriebsratsgremien 
ist verstärkt in solchen Unternehmen zu beobachten, die sich aktiv mit 
dem Thema der Agilität beschäftigen. Diese Ebene ist vergleichbar mit den 
Entwicklungsszenarien rund um die „Agilisierung von Betriebsratsarbeit“ 
(Eller und Schiederig 2020). Durch die Einführung von z. B. Scrum in 
der Organisation kommen betriebliche Interessenvertretungen mit diesen 
Konzepten in Berührung und überführen Teile oder Methoden der agilen 
Arbeitsweisen in die Betriebsratsarbeit. Aber auch in der Zusammenarbeit 
mit dem Arbeitgeber kommen – häufig auf Initiative der Betriebsratsgremi­
en – agile Methoden zum Einsatz. Die nachhaltigste Form des Einsatzes 
in der Zusammenarbeit mit dem Arbeitgeber stellen „agile Betriebsverein­
barungen“ dar, in denen Regelungsgegenstände in Betriebsvereinbarungen 
(BV) immer wieder bedarfsweise angepasst und ergänzt werden, wenn die 
Situation es erfordert und beide Betriebsparteien dem zustimmen.

Finden Veränderung auf Ebene der Digitalisierung und des Einsatzes 
agiler Methoden im Gremium statt und verfestigen sich diese, so initiiert 
dies im weiteren Verlauf eine Veränderung des Gremiums auf der Ebene 
der Organisation selbst. Zu beobachten ist, dass die klassische Ausschuss­
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arbeit zu spezifischen Fachthemen und zur Bearbeitung von Einzelfalllö­
sungen immer häufiger von Projektarbeit zu betrieblichen Veränderungs- 
oder Entwicklungsprojekten flankiert wird, teilweise unter systematischer 
Einbindung der Beschäftigten nach § 28 a BetrVG. Betriebsratsgremien 
verändern die Zuständigkeiten für Themen und Arbeitsfelder mit dem Ziel, 
die Arbeitsbelastung auf alle Schultern des Gremiums zu verteilen. Die 
Vertiefung von Teamarbeit und die Bearbeitung von Themen verlaufen 
nicht länger in klar abgegrenzten Ausschussstrukturen, sondern orientieren 
sich an Kernteams, die – je nach Bedarf und Kompetenz – von weiteren 
Gremienmitgliedern situativ und zeitlich begrenzt unterstützt werden. In 
der Folge führen diese Veränderungen in einigen Gremien zu einer Reflek­
tion der eigenen Mitbestimmungsarbeit: Neue Rollen im Gremium werden 
identifiziert, Verhaltensregeln verändern sich und auch das Selbstverständ­
nis betrieblicher Mitbestimmungspraxis wird in einem gemeinschaftlichen 
Prozess neu ermittelt. Dies geschieht gleichermaßen massiv wie umsichtig, 
die Veränderungen nehmen eine große Spannbreite ein (vgl. Niewerth et. 
al, 2022).

2.2 Sozialpartnerschaft vs. Konfliktpartnerschaft

Die betriebliche Sozialpartnerschaft bezeichnet das kooperative Verhältnis 
zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmenden, insbesondere im Rahmen 
der Zusammenarbeit auf den Ebenen von Betrieb und Unternehmen. Sie 
umfasst die wechselseitigen Rechte und Pflichten der beiden Akteursgrup­
pen, die gemeinsam an Lösungen für betriebliche Fragestellungen arbeiten, 
Konflikte lösen und eine ausgewogene Arbeitsbeziehung pflegen. Die be­
triebliche Mitbestimmung ist in Deutschland durch einen „hohen Verrecht­
lichungsgrad“ (Trinczek, 2017, S. 96) charakterisiert, welcher nahezu alle 
Belange sowie das Ausmaß des Einflusses durch die Beteiligungsrechte im 
Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG) reguliert (siehe auch den Beitrag von 
Haipeter und Rosenbohm im Sammelband).

Bei der betrieblichen Sozialpartnerschaft handelt es sich um ein Kon­
zept, das die Beziehung zwischen den Interessen der Arbeitgeber (z. B. 
Gewinnmaximierung, Flexibilität) und den Interessen der Arbeitnehmer 
(z. B. Arbeitsplatzsicherheit, faire Entlohnung, Mitbestimmung) reguliert. 
Sie zielt darauf ab, die Interessen der verschiedenen Beteiligten durch Aus­
tausch und Kooperation zu vereinen und dient somit der sozialen Integrati­
on und Stabilisierung in der Arbeitswelt. Hierbei ist die Sozialpartnerschaft 
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von großer Bedeutung, um soziale Gerechtigkeit zu fördern und soziale 
Konflikte zu vermeiden.

Der Begriff der „Konfliktpartnerschaft“ wurde 1991 von Walther Müller-
Jentsch in seiner Publikation „Konfliktpartnerschaft - Akteure und Institu­
tionen der industriellen Beziehungen“ entwickelt und stellt seitdem einen 
unverzichtbaren Beitrag in der Industrial Relationsforschung dar. Die be­
triebliche Konfliktpartnerschaft bezeichnet ein Konzept, das die Anerken­
nung und den konstruktiven Umgang mit Konflikten in der Zusammenarbeit 
zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern auf den Ebenen von Betrieb und 
Unternehmen betont. Anders als beim Konzept der Sozialpartnerschaft, das 
eher auf Kooperation und Konsens setzt, geht es bei der Konfliktpartnerschaft 
um die bewusste Thematisierung von Konflikten als Bestandteil der Arbeits­
beziehungen, die nicht nur vermieden oder unterdrückt werden, sondern 
arbeitspolitisch bearbeitet werden sollen. In einer betrieblichen Konflikt­
partnerschaft wird davon ausgegangen, dass Interessenkonflikte zwischen 
den Parteien – Arbeitgebern und Arbeitnehmenden bzw. deren Vertretungen 
– strukturell gegeben sind, aber nicht zwangsläufig zu destruktiven Ausein­
andersetzungen führen müssen. Vielmehr werden der Konflikt und seine 
Lösung als eine Möglichkeit zur Verbesserung und Weiterentwicklung der 
Arbeitsbeziehungen  und  des  Unternehmens  verstanden.  So  bezeichnet 
Müller-Jentsch die Konfliktpartnerschaft als eine auf die Regulierung von 
Arbeits-  und Beschäftigungsverhältnissen bezogene,  „auf  Dauer  gestellte“ 
Kooperation  zum wechselseitigen  Vorteil.  Eine  solche  Kooperation  setzt 
konflikt-, strategie- und lernfähige, aber auch durchsetzungsmächtige Akteu­
re voraus (Müller-Jentsch, 1995, 2021b). Jürgen Kädtler interpretiert Kon­
fliktpartnerschaft als  ein dynamisches  ֦kooperatives  Aushandlungssystem, 
das von Zeit zu Zeit durch exemplarische Arbeitskämpfe neu justiert wird und 
werden kann" (Kädtler 2016).

Die Konfliktpartnerschaft ist ein durchaus umstrittenes Konzept in den 
industriellen Beziehungen. Einige Forschende argumentieren, dass sie nur 
noch in bestimmten Sektoren funktioniert („Konflikt ohne Partnerschaft“ 
und „Partnerschaft ohne Konflikt“; Streeck 2016), während andere ihren 
Niedergang im Zuge von Globalisierung und Vermarktlichung der Arbeits­
bedingungen sehen (Dörre 2016). Rehder rekurriert bei der Reflektion der 
Bedeutung der Konfliktpartnerschaft auf den Dienstleistungsbereich und 
seiner stark dezentralisierten Tarifstrukturen. Konflikte treten in diesen 
Bereichen bevorzugt in der Form von Anerkennungskämpfen in Erschei­
nung, die mit dem Ziel ausgefochten werden, Tarifakteure überhaupt erst 
zu etablieren. Im Kontext der privaten Dienstleistungen kommt es zu einer 
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Renaissance der Bedeutung staatlicher Regulierung – Mindestlohn, Regeln 
zur Tarifeinheit – aber auch atypische Streikmaßnahmen erlangen hier 
besondere Bedeutung (Rehder, 2016).

3. Beispiele betrieblicher Transformationspartnerschaften

Das Konzept der „betrieblichen Transformationspartnerschaft“, das in die­
sem Beitrag vorgestellt werden soll, lehnt sich an das Konzept der Konflikt­
partnerschaft an, in dem es den Konflikt zwischen den Betriebsparteien 
als notwendigen Bestandteil der Aushandlungsebene anerkennt. Betrachtet 
Müller-Jentsch die Konfliktpartnerschaft jedoch als eine auf Dauer gestellte 
Kooperation zwischen den Sozialpartnern als institutionalisierten Kompro­
miss, stellen betriebliche Transformationspartnerschaften zunächst nur auf 
Zeit geschlossene Kooperationen dar.

Die im Folgenden vorgestellten betrieblichen Beispiele über den erfolg­
reichen Relaunch des Entgeltsystems bei der SMS group sowie der erfolg­
reichen Etablierung des „Unternehmens im Unternehmen“ bei der enercity 
AG gehen der Frage nach, ob diese Beispiele einen Paradigmenwechsel 
in der Beschaffenheit zukünftigen sozialpartnerschaftlichen Handelns in 
Aussicht stellen.

3.1 Stabilisierung des Flächentarifvertrages durch agile Mitbestimmung – 
betriebliche Transformationspartnerschaft bei der SMS group

Die SMS group ist weltweit agierender Metall- und Anlagenbauer, der 
für seine zukunftsweisenden Technologien und Dienstleistungen in der 
Metallindustrie bekannt ist. Als international tätiges Unternehmen werden 
Hütten- und Walzwerktechniken weltweit produziert. Das Unternehmen 
verfügt über mehrere Standorte in Deutschland und beschäftigt insgesamt 
ca. 4.000 Personen.

Die SMS group befindet sich in einem intensiven Prozess der digitalen 
Transformation. Die Themen hierzu haben in den letzten Jahren an Bedeu­
tung, Wichtigkeit und Präsenz deutlich zugenommen. Dass über die Trans­
formation hinaus zwischen Betriebsrat und Arbeitgeber eine kooperative 
Auseinandersetzung zu Digitalisierung der Arbeit erfolgt, wurde in einem 
Zukunftstarifvertrag festgehalten. Neben einer hohen Investitionssumme 
zur Zukunfts- und Standortsicherung, Investitionen in Bildung wurde 
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ebenso eine gemeinsame Abstimmung in Bezug auf die Digitalisierung 
festgelegt. So heiß es:

„Die SMS group GmbH wird die interne Digitalisierung der Arbeits­
welt unter dem Stichwort Arbeit 2020 eng mit den Betriebsräten abstim­
men. Hierbei geht es um eine beteiligungsorientierte Einführung neuer 
Tools und Prozesse sowie um ein Hinterfragen/Optimieren bestehender.“ 
(Nr. 4, Anlage 1 zum Zukunftstarifvertrag SMS group GmbH vom 30. Ju­
li 2018).

3.1.1 Der Betriebsrat im Entwicklungsmodus

Doch nicht nur im Austausch mit dem Arbeitgeber, auch intern setzt sich 
der Betriebsrat mit den eigenen Strukturen und der Organisation der 
Betriebsratsarbeit auseinander. Ein wichtiger Gedanke bei der Neu- und 
Umorganisation der Betriebsratsarbeit war es, diese so zu gestalten, dass 
Ressourcen und Expertenwissen besser verteilt und aufgebaut werden. Als 
absolut notwendig schätzt dabei der Betriebsrat den Aufbau der eigenen 
Weiterbildung ein, um mit hohem Fachwissen Themen bearbeiten zu kön­
nen.

Der Betriebsrat (BR) hat in verschiedener Hinsicht seine internen Pro­
zesse und Organisation umgestellt. So findet generell unter den Mitgliedern 
eine deutliche Themenspezialisierung statt. Neben den üblichen Ausschüs­
sen gibt es mehr betriebsratsinterne Projekte. Auch grundsätzlich wurde 
die Struktur in Sitzungen umgestellt: Aufgaben werden in den Sitzungen 
klar benannt, vergeben und nachverfolgt. Ein anschauliches Beispiel dessen 
ist im Ausschuss Digitalisierung zu finden. Wurde früher die Einführung 
von neuen IT-Systemen im gesamten Ausschuss besprochen, werden heute 
bei Bedarf Arbeitsgruppen gegründet, die sich mit dem IT-System ausein­
andersetzen und grundlegende Vorarbeiten leisten. Eine Bearbeitung in 
Arbeitsgruppen spart Ressourcen, weil parallel mehrere IT-Systeme bear­
beitet werden können – dies sei insbesondere erforderlich, weil die Anzahl 
mitbestimmungspflichtiger Themen in diesem Bereich sehr zugenommen 
hat.

Auch hat sich der Betriebsrat (BR) von agilen Methoden inspirieren 
lassen und unterschiedliche Elemente derer übernommen. Unter den frei­
gestellten Betriebsräten gibt es einen daily stand-up. Zur visuellen Unter­
stützung wird zusätzlich ein Kanban-Board eingesetzt. Dieses zeigt transpa­
rent, welche Themen in welchen Ausschüssen oder Projektteams bearbeitet 
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werden. Es wird deutlich mehr kommuniziert, offene Punkte können zeit­
nah angesprochen werden und Themen bleiben weniger liegen, wodurch 
Freiräume geschaffen wurden. Ausprobiert werden zudem neue Tools und 
Methoden. So wurde MS Teams, nach einer Erprobungsphase, in verschie­
dene Arbeitskreise und Ausschüsse integriert.

In dieser Gesamtsituation von geltendem Zukunftstarifvertrag, massiver 
Unternehmenstransformation und aktiver Gremienentwicklung wurde ein 
Projekt ins Leben gerufen, an dem sich die „betriebliche Transformations­
partnerschaft“ exemplarisch verdeutlichen lässt.

3.1.2 Betriebliche Transformationspartnerschaft beim Projekt „ERA/AT 2.0“

Die SMS group ist ein tarifgebundenes Unternehmen, das dem Entgeltrah­
menabkommen (ERA) der Metall- und Elektroindustrie unterliegt. Die 
Einführung des ERAwar 2006 abgeschlossen worden – seitdem haben sich 
das Unternehmen und auch die Arbeitsprozesse massiv verändert. Seit der 
ERA-Einführung wurde das Unternehmen mit einem anderen Unterneh­
men zusammengeführt, es gab vier Standorte mit zwei unterschiedlichen 
Entgeltsystemen und die Anzahl an Funktionsbeschreibungen war erheb­
lich angestiegen. Die Abgrenzung der tariflichen zu den außertariflichen 
Funktionen war nicht mehr eindeutig auszumachen und auch das Vergü­
tungssystem der Außendienstmitarbeitenden war nicht mehr zeitgemäß.

Trotz kontinuierlicher Pflege des Entgeltsystems stellte sich 2019 eine 
gemeinsame Zielsetzung von Arbeitgeber als auch Betriebsrat heraus, das 
Entgeltsystem zu überarbeiten und an die neuen Strukturen des Unter­
nehmens anzupassen. Hier war nicht die Arbeitgeberseite Initiatorin für 
das Projektvorhaben – beide Betriebsparteien sahen gleichermaßen die 
Notwendigkeit einer betrieblichen Harmonisierung und Modernisierung 
des Entgeltsystems. Die Überarbeitung der gesamten Entgeltstrukturen der 
SMS group lässt sich als Beispiel für eine gelungene Transformationspart­
nerschaft beschreiben.

Rückblickend startete mit dieser gemeinsamen Entscheidung die „be­
triebliche Transformationspartnerschaft“ für das Projektvorhaben: den Be­
triebsparteien war wichtig, die Modernisierung der Entgeltsysteme (Ta­
rif/AT) gemeinsam zu entwickeln und das Thema Entgelt dabei mit hoher 
Sensibilität zu behandeln. Unterstützt durch eine gemeinsame beratende 
und moderierende Begleitung beider Betriebsparteien wurde ein Projekt 
aufgesetzt, dessen Art und Umfang für die Akteure ein absolutes Novum 
darstellte – die daraufhin folgende Zusammenarbeit der Betriebsparteien 
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bis zur finalen Einführung des neuen Entgeltsystems im August 2024 (mit 
zweijähriger Coronapause) zeichnete sich durch eine neue Form gemeinsa­
men Handelns aus, die es in dieser Güte vorher nicht gegeben hatte.

Auftakt der betrieblichen Transformationspartnerschaft waren diverse 
Workshops, in denen beiderseitig die Wünsche, Herausforderungen, Be­
sonderheiten und Befürchtungen in Bezug auf das Entgeltprojekt benannt 
und sichtbar gemacht wurden. Historisch zogen beide Parteien ihre Lehren 
aus der damaligen ERA-Einführung und konnten so die eigenen Zielset­
zungen für den Relaunch formulieren. Bedeutsam war für diesen Projekt­
auftakt, dass beide Betriebsparteien gewissermaßen „rollentreu“ blieben 
und hier vor deutlicher Benennung vorliegender Interessengegensätze nicht 
zurückschreckten. Aus diesen Workshops heraus entstand für beide Be­
triebsparteien die ungeschriebene Selbstverpflichtung zu Offenheit, Trans­
parenz, vertrauensvoller Zusammenarbeit und Sachlichkeit zum Thema. 
Der Dimension und Besonderheit des Vorhabens war es geschuldet, dass 
sich beide Betriebsparteien darauf verständigten, dieses Projekt nicht nur 
unter neuen Vorzeichen, sondern auch auf Augenhöhe in einem gemein­
schaftlichen Vorgehen zu bewältigen. Damit war die betriebliche Transfor­
mationspartnerschaft auf Zeit geschlossen. Die bis dato bereits fruchtbare 
Zusammenarbeit in der betrieblichen Mitbestimmung sollte auf ein neues 
Level gehoben werden, in dem agile Arbeitsweisen in die Projektarbeit auf­
genommen wurden. Elemente wie kurzzyklisches Arbeiten in Sprints, die 
Einsetzung crossfunktionaler Teams sowie regelmäßige Reviews bestimm­
ten die Arbeitsweise der Projektgruppe.

Die Projektgruppe setzte sich paritätisch zusammen aus insgesamt 18 
Teilnehmenden: neben sechs Vertretenden der Arbeitgeberseite kamen aus 
vier Standorten je weitere drei BR-Vertretende hinzu. Das sich abzeich­
nende „Ungleichgewicht“ wurde in der Projektgruppe diskutiert – beide 
Betriebsparteien einigten sich allerdings darauf, dass speziell für dieses 
Projekt eine sach- und fachbezogene Zusammenarbeit gewünscht sei und 
keine, in der es zu Entscheidungen durch Stimmauszählung kommen solle 
– ein weiterer Indikator für eine betriebliche Transformationspartnerschaft.

Die Projektarbeit verlief in vierwöchigen Sprints, wie sie aus agilen 
Arbeitsformen bekannt sind. Während dieser Sprints wurden Projektauf­
gaben bearbeitet, die in den monatlichen Reviews in der Projektgruppe 
festgelegt wurden. Die Bearbeitung der Sprintaufgaben erfolgte in gemisch­
ten betriebspartnerschaftlichen Klein-Teams von zwei bis vier Personen. 
Diese Klein-Teams stellten jeweils in den monatlichen Reviews ihre Ergeb­
nisse vor, die dort von der Projektgruppe aufgenommen und diskutiert 
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wurden. Bemerkenswert an dieser crossfunktionalen Arbeitsweise war die 
Bereitschaft der jeweiligen Projektteilnehmenden, sich zwar rollentreu, 
aber crossfunktional zu engagieren. Dies führte dazu, dass alle Projektteil­
nehmenden zu nahezu gleichen Anteilen und Aufwänden in die Projektbe­
arbeitung involviert waren. Die gemeinsame Aufgabenbearbeitung in den 
Sprints erhöhte darüber hinaus das Verständnis für die Argumente, Beden­
ken und Wünsche des Team-Mitglieds der „anderen Seite“. Konnten Aufga­
ben während des Sprints nicht abschließend bearbeitet werden, wurden 
sie ins Review eingebracht, die Hindernisse diskutiert und diese – wenn 
möglich – zeitnah aus dem Weg geräumt.

Die Sicherung der Ergebnisse erfolgte durch fortlaufende Verlaufsproto­
kolle, die aus den Reviews entstanden. Damit einher ging eine offene und 
transparente Dokumentation der Projektarbeiten über MS Teams, in der 
alle relevanten Projektdateien in einem gemeinsamen Sharepoint für alle 
Projektmitglieder verfügbar waren.

Ebenfalls Bestandteil der betrieblichen Transformationspartnerschaft 
war das Thema Kommunikation: in jedem Review stimmte die paritätische 
Projektgruppe die gemeinschaftliche Kommunikation ins Unternehmen ab. 
Dies galt sowohl für die Kommunikation über die HR-Business-Partner 
an die Führungs- und Managementebene als auch für die Kommunikation 
der Betriebsräte in die einzelnen lokalen Gremien – und ebenso für beide 
Betriebsparteien an die Beschäftigten. Aufgrund der hohen Brisanz des Pro­
jektes sollte gewährleistet sein, dass die gemeinsame und vertrauensvolle 
Zusammenarbeit der Betriebsparteien für das gesamte Unternehmen sicht­
bar und spürbar wurde. Das führte dazu, dass nahezu alle Informations­
veranstaltungen, digitale Sprechstunden oder Ähnliches immer gemeinsam 
durchgeführt wurden.

Ein weiteres Merkmal einer betrieblichen Transformationspartnerschaft 
zeigte sich in der Verteilung der Projektaufgaben: Projektfortschritt und 
Zeitplan wurden nach der Leistbarkeit der Projektgruppe ausgerichtet und 
nicht nach einem zu Beginn festgesetzten Projektplan. Auf dieses Vorgehen 
mussten sich die Projektmitglieder einlassen, denn die gemeinschaftliche 
Bearbeitung des Projektes wurde als zentraler Anspruch formuliert. Die 
Arbeit in Sprints sicherte einen kontinuierlichen Projektfortschritt, dessen 
Projektergebnis schlussendlich erst zum Ende des Projektes sichtbar wurde. 
Am Ende der Projektlaufzeit hatte die Projektgruppe acht abgeschlossene 
Vereinbarungen rund um das Thema Entgelt im ERA/AT vorzuweisen und 
eine tarifliche Ergänzungsvereinbarung zum Entgeltrahmenabkommen.
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3.2 Vom Start-up zum „Unternehmen im Unternehmen“ – betriebliche 
Transformationspartnerschaft bei der enercity AG

Ein weiteres Beispiel für eine gelungene betriebliche Transformationspart­
nerschaft zeigt sich beim Transformationsprojekt „Vom Start-up zum ‚Un­
ternehmen im Unternehmen‘“ der enercity AG. Dieses Projekt wurde 
wissenschaftlich begleitet durch eine Förderung im Rahmen der „Förder­
linie Transformation“ der Hans-Böckler-Stiftung und stellt eine von vielen 
Transformationsbegleitungen der Förderlinie dar (siehe auch den Beitrag 
von Manuela Maschke u. a. in diesem Band).

Mit einem Jahresumsatz von mehr als 9 Milliarden Euro und rund 3.400 
Mitarbeitern im Jahr 2023 zählt enercity AG zu den größten kommunalen 
Energieunternehmen Deutschlands. Es spielt eine zentrale Rolle in der 
Transformation des Energiesystems und treibt die Energiewende aktiv vor­
an. Das Unternehmen arbeitet an verschiedenen Themen der Transformati­
on: eines davon ist der Ausbau der Elektromobilität.

Statt wie bisher neue Geschäftsmodelle in Tochtergesellschaften auszu­
gründen, haben Betriebsrat und Geschäftsführung einen anderen Weg 
eingeschlagen: Das im Frühjahr 2023 gestartete Projekt „E-Mob“ (Elektro­
mobilität) verfolgt das Ziel, die Skalierung des Elektromobilitätsgeschäfts 
innerhalb der Organisation als „Unternehmen im Unternehmen“ zu ermög­
lichen. Ziel ist es, die in „E-Mob“ entwickelten Strukturen, Kulturen und 
Arbeitsweisen auf die enercity AG zu übertragen, um von den Erfahrungen 
zu lernen und die AG zu verbessern. Das Start-up „E-Mob“ nicht als eigen­
ständige Organisation jenseits der AG aufzubauen, sondern den Versuch 
zu starten, eine Geschäftsmodellentwicklung mit allen Parametern eines 
Start-ups innerhalb der Konzernstrukturen zu etablieren, war eine gemein­
same Entscheidung von Arbeitgeber und Betriebsrat (BR). Die betriebliche 
Transformationspartnerschaft zum Projekt „E-Mob“‘ war ins Leben geru­
fen.

Die betrieblichen Sozialpartner streben danach, die enercity AG zu­
kunftsfähig aufzustellen, was für die Energiebranche eine umfassende Neu­
aufstellung bedeutet. Die Transformation erfordert die Entwicklung von 
spezifischen, innovativen Lösungen. Dabei soll die Marke enercity AG 
nachhaltig gestärkt und nicht etwa durch Ausgründungen und einen ein­
hergehenden Identitätsverlust geschwächt werden. Diese perspektivische 
Neuaufstellung beinhaltet die Etablierung eines neuen Zeitgeists und einer 
neuen Kultur, welche in „E-Mob“ erprobt und in der enercity AG verbreitet 
werden soll.
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Die betriebliche Transformationspartnerschaft zeigt sich hier in der 
Begleitung der Betriebsparteien zum Projekt. Die Entwicklung von dyna­
mikrobusten Strukturen unter besonderer Berücksichtigung von Beschäfti­
gung und Mitbestimmung als Erfolgsfaktoren für Transformation im Un­
ternehmen standen dabei im Vordergrund.

Während des Wachstums von „E-Mob“ stießen Management-, Kultur- 
und Leadership-Aspekte des „Unternehmens im Unternehmen“ auf die 
der Herkunftsorganisation. Dieser Grenzkonflikt ist eine der wesentlichen 
Herausforderungen der Idee des „Unternehmens im Unternehmen“: Stake­
holder sind die „E-Mob“-Beschäftigten, das Management, das Einfluss auf 
die Rahmenbedingungen nimmt, und der Betriebsrat (BR), der durch 
seine Mitbestimmungsrechte die Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen 
beeinflusst. Die Schnittstellen zwischen „E-Mob“ und der enercity AG ist 
die Achillessehne des Vorhabens „Unternehmen im Unternehmen“. Sie ent­
scheiden darüber, ob sich das Potenzial von „E-Mob“ entfalten kann.

Ein zentraler Grund gegen eine Ausgründung des Start-ups lag in der 
betrieblichen Mitbestimmung. Diese Vorgehensweise gewährleistet einen 
uneingeschränkten Zugang und uneingeschränkte Zuständigkeit für die 
Beschäftigten. Der Betriebsrat (BR) spielt bei enercity AG eine gestaltende 
Rolle, die über die gesetzliche Grundlage des Betriebsverfassungsgesetzes 
BetrVG hinausgeht. Er entwickelt zukunftsorientierte Konzepte und fördert 
neue Arbeits- und Gestaltungsweisen. Im Vorstand trifft der Betriebsrat 
(BR) auf eine offene Haltung, in dem die betriebliche Mitbestimmung 
als Schlüsselakteur der Transformation gesehen wird und in der die Mitbe­
stimmungskultur von gemeinsamem Gestaltungswillen geprägt ist.

Die Gründung des „Unternehmens im Unternehmen“ bei der enercity 
AG ist ein weiteres Beispiel für eine gelungene betriebliche Transforma­
tionspartnerschaft. Das Projekt ist von einem gemeinsamen Gestaltungs­
willen der Betriebsparteien geprägt, der sich dadurch auszeichnet, dass 
sowohl Unternehmen wie Betriebsrat (BR) mit einer gemeinsamen Visi­
on die Geschäftsmodellentwicklung begleitet haben. Bereits im Vorfeld 
wurden wesentliche Merkmale der zukünftigen Zusammenarbeit benannt 
und auf diese haben sich die Akteure in den Projektphasen immer wieder 
berufen. Dazu gehört zum einen die Haltung der Sozialpartner, dass Pro­
bleme erst dann besprochen werden, wenn sie entstanden sind – und dass 
potenziell auftretende Probleme bei der Entwicklung des „Unternehmens 
im Unternehmen“ nicht bereits im Vorfeld die Idee torpedieren. Zum an­
deren sicherte die Vermeidung von sogenannten Wenn-Dann-Regeln die 
betriebliche Transformationspartnerschaft. Beide Betriebsparteien konnten 
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der gemeinsamen Idee des „Unternehmens im Unternehmen“ folgen, ohne 
den nicht voraussehbaren Verlauf des Geschäftsmodells durch Regularien 
konkretisieren zu müssen. Der Betriebsrat (BR) zeigte sich offen für Vorge­
hensweisen, Konzepte und Strukturen, die in der Projektentwicklung aus­
probiert werden mussten und ließ hier gewisse Felder bewusst unreguliert. 
Das Vertrauen darauf, bei Bedarf jederzeit eine sichernde Regelung einfüh­
ren zu können, gestattete die Duldung einzelner Verfahren und Prozesse. 
Genauso gehört zur erfolgreichen betrieblichen Transformationspartner­
schaft die Erkenntnis, dass „Streit wichtig ist – und meist gute Ergebnisse 
hervorbringt“ (BR-Vorsitzender) – hier wird deutlich, dass die Konflikt­
partnerschaft im Müller-Jentsch’en Sinne in den industriellen Kernsektoren 
immer noch existiert und sich sogar noch in Qualität und Güte weiterent­
wickeln und auf dienstleistungsnahe Bereiche ausstrahlen kann.

4. Betriebliche Transformationspartnerschaften – Optionen für die 
Mitbestimmung 2030

Die Zukunft der Mitbestimmung in Deutschland ist vor die große Aufga­
be gestellt, als betriebliche Sozialpartner in einer globalisierten und von 
Multikrisen betroffenen Welt zu agieren. Gelingt es den Betriebsratsgremi­
en, den eigenen Entwicklungsprozess ihrer doppelten Transformation zu 
verstetigen und dabei dauerhaft einen gemeinsamen neuen Werte- und 
Handlungskanon zu etablieren, bestehen Chancen auf – so die These dieses 
Beitrages und der Ausblick auf eine Mitbestimmung 2030 – „betriebliche 
Transformationspartnerschaften“.

Zusammenfassend lassen sich die Voraussetzungen für eine gelingen­
de Transformationspartnerschaft folgendermaßen umreißen: Grundbedin­
gung ist ein gemeinsamer Wille für das jeweilige Transformationsprojekt 
sowie eine gewachsene Mitbestimmungskultur, die auf einer vollumfängli­
chen Anerkennung der betrieblichen Mitbestimmung fußt. Diese gewach­
sene Mitbestimmungskultur, die auf Vertrauen der Betriebsparteien zuein­
ander basiert, erlaubt den Mitbestimmungsakteuren sogenannte „Schwe­
bezustände“ im Betrieb. Die betriebliche Transformationspartnerschaft 
vertraut wechselseitig darauf, dass der jeweiligen Seite aus einem Schwe­
bezustand kein Schaden oder Nachteil erwächst. Diese Schwebezustände 
eröffnen Handlungsfelder für die Mitbestimmung, die zum Teil erheblich 
über das Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG) hinausgehen, zum anderen 
erlauben sie dem Unternehmen Erprobungen und transformatorische An­
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sätze. Damit betriebliche Transformationspartnerschaften erfolgreich sein 
können, bedarf es auf beiden Seiten der Betriebsparteien eines erheblichen 
Kompetenzspektrums – dazu gehören nicht nur allgemeine, methodische, 
soziale wie persönliche Kompetenzen, sondern auch explizite Fachkennt­
nisse über den Gegenstand des Transformationsprojektes.

Übertragen auf die Herausforderungen der sich wandelnden Arbeitswelt 
lassen sich betriebliche Transformationspartnerschaften für die Mitbestim­
mungsakteure als eine – wenn auch hoch voraussetzungsvolle – so doch 
aber potenzielle Herangehensweise für die Sozialpartner definieren.

4.1 Zusammenfassung

Auslöser für transformatorische Veränderungen in den Organisationen ist 
in den meisten Fällen die Arbeitgeberseite, die eine Transformation des 
Unternehmens initiiert. Die betriebliche Mitbestimmung tritt hier selten 
als Innovatorin auf, gleichwohl teilen die Interessenvertreter*innen die Auf­
fassung, dass digitale Transformation sinnvoll ist, um dem Unternehmen 
langfristig eine Zukunftsperspektive zu sichern. Daran anschließend stellt 
der Transformationsprozess des Unternehmens den Auslöser für Verände­
rungen in den Betriebsratsgremien dar. Dies führt dazu, dass Betriebsrats­
gremien sich reorganisieren und ihre Arbeit inhaltlich und organisatorisch 
umstrukturieren, damit sie trotz der sich verändernden Anforderungen 
weiterhin effektive Mitbestimmungsarbeit leisten können. Betriebsratsgre­
mien entwickeln dabei neue Konzepte der Arbeitsorganisation, der Res­
sourcennutzung und des Einsatzes von Methoden.

An den zwei Beispielen konnten neue Formen der betrieblichen So­
zialpartnerschaft veranschaulicht werden. In diesen „Betrieblichen Trans­
formationspartnerschaften“ zeigen sich neue Wege der Mitbestimmung, 
die sich durch frühzeitige Einbindung, Transparenz und Kooperation aus­
zeichnen und dabei zum Teil weit über das bisherige Verständnis von So­
zialpartnerschaft hinausgehen. Basis dieser sich neu entwickelnden Mitbe­
stimmungsmuster ist ein gegenseitig erstarktes Vertrauen zwischen den Be­
triebsparteien. Infolgedessen eröffnen sich vereinzelt weitreichende Hand­
lungs- und Gestaltungsfelder für die Mitbestimmung; insgesamt rückt das 
Streben nach konsensuellen Problemlösungen dabei mehr und mehr in den 
Vordergrund. Gleichzeitig wird am traditionellen Verständnis der Konflikt­
partnerschaft zwischen Betriebsrat und Arbeitgeber festgehalten, da auch 
diese Form des Binnenverhältnisses als weiterhin sinnvoll eingestuft wird. 
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Dennoch werden gleichzeitig Schwebemomente im Veränderungsprozess 
zugelassen.

Die vorgestellten Beispiele geben Anlass, die neuen Gestaltungsformen 
betrieblicher Sozialpartnerschaft in den Fokus einer sozialwissenschaftli­
chen Analyse zu rücken und hinsichtlich einer nachhaltigen Veränderungs­
fähigkeit zu diskutieren. Betriebliche Transformationspartnerschaften sind 
als Folgen der „doppelten Transformation“ betrieblicher Interessenvertre­
tungen möglich und werden in den Unternehmen quasi auf Zeit geschlos­
sen. Sie dienen der Bewältigung der massiven Transformationsbestrebun­
gen im Unternehmen und fußen auf einer von Vertrauen geprägten Mit­
bestimmungskultur. Dies gilt auch für die vermeintlich starren und über 
jahrzehntelang geformten Beziehungen der Betriebsparteien. Die Entwick­
lungsdynamik von Betriebsratsgremien anzuerkennen ist daher ein wesent­
licher Bestandteil aktueller Mitbestimmungsdebatten in deutschen Unter­
nehmen. Mitbestimmte Unternehmensveränderungen sind erfolgreicher, 
denn Betriebsrät*innen schaffen Vertrauen und vermitteln Sicherheit bei 
den Beschäftigten (vgl. Campagna, Eulerich, Fligge, Scholz, Vitols 2020).

Sind betriebliche Transformationspartnerschaften zwar einer erfolgrei­
chen Transformation zuträglich, werden diese jedoch in ihrem Binnenver­
hältnis der Betriebsparteien immer wieder auf die Probe gestellt. Zur vollen 
Wahrheit gehört auch, dass sie fragil und höchst instabil sind. Wenn Ak­
zeptanz, Transparenz und gegenseitiges Vertrauen zwischen den Betriebs­
parteien nicht beiderseitig konsequent gelebt werden, werden betriebliche 
Transformationspartnerschaften schnell aufgekündigt und Betriebsratsgre­
mien ziehen sich auf ihre traditionellen Rollen im Kontext einer betriebli­
chen Konfliktpartnerschaft zurück. Erfolgreichen Transformationspartner­
schaften gelingt es, eine gemeinsame Vision zu formulieren, ein gemeinsa­
mes Verständnis zu erzeugen und zu erhalten, kontinuierlich Klarheit und 
Transparenz zu praktizieren sowie Agilität im Handeln zu etablieren.
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Mitbestimmung der Betriebsräte: Entwicklungslinien in einer 
sich wandelnden Arbeitsgesellschaft

Thomas Haipeter und Sophie Rosenbohm

1. Einleitung

Die betriebliche Mitbestimmung durch Betriebsräte bildet einen funda­
mentalen Pfeiler der deutschen Arbeitsbeziehungen. In ihrer historisch 
etablierten Form trägt die Mitbestimmung zur Stabilisierung von Unter­
nehmen und zur Sicherung von Beschäftigung bei, wobei sie zugleich wirt­
schaftliche sowie soziale Innovationen fördert. Die Stabilität der Mitbestim­
mung erklärt sich nicht zuletzt aus dem stabilen Fundament an rechtlichen 
Normen, die im Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG) gebündelt sind. Die 
Geschichte dieser Rechtsnormen könnte zu der Annahme verleiten, dass 
sich seitdem an der betrieblichen Mitbestimmung wenig verändert hat. 
Abgesehen von der größeren Reform des BetrVG im Jahr 1972 – in der 
unter anderem die Bildung von Gesamt- und Konzernbetriebsräte verbind­
lich bzw. ermöglicht und die Zugangsrechte der Gewerkschaften gestärkt 
wurden – gab es jeweils kleinere Reformen, die aber an der Statik der 
Mitbestimmungsrechte wenig geändert haben. Schaut man jedoch auf die 
Praxis der Mitbestimmung der Betriebsräte in den Betrieben, zeigt sich 
ein ganz anderes Bild. Hier kam es zu gravierenden Veränderungen der 
Tätigkeiten der Betriebsräte und der Inhalte ihrer Arbeit.

Diese Veränderungen wurde in der Forschung als Anstieg der Vertre­
tungswirksamkeit erstmals von Kotthoff (1981 und 1994) systematisch be­
schrieben; demnach konnten Betriebsräte sich, zumeist unterstützt von den 
Gewerkschaften, von den Unternehmensleitungen zunehmend emanzipie­
ren und eine eigenständige Interessenvertretungspolitik entwickeln. Dies 
war die Grundlage für sozial- oder konfliktpartnerschaftliche Arbeitsbezie­
hungen in den Betrieben, die auf Kompromissen zwischen zwei handlungs­
fähigen Parteien mit eigenständigen Interessen beruhten. Die Logik dieser 
Kompromisse beruhte aus Sicht der Betriebsräte bis in die 1990er-Jahre 
hinein darauf, die Arbeitsbedingungen zu verbessern und soziale Leistun­
gen für die Belegschaften einzufordern, im Gegenzug dazu aber die Ent­
scheidungshoheit des Managements in wirtschaftlichen Angelegenheiten zu 
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akzeptieren. Die Bearbeitung von Einzelproblemen oder sozialen Fragen 
wie die Ausstattung von Parkplätzen oder Toiletten nahmen einen erhebli­
chen Anteil der Arbeitszeit der Betriebsräte ein.

Diese Kompromisslogik aber verlor in den 1990er-Jahren ihre Grundla­
gen. Die zentrale Ursache dafür war der forcierte Wandel der wirtschaftli­
chen und politischen Rahmenbedingungen durch Globalisierung und den 
Aufschwung neoliberaler Politikansätze. Fortan mussten sich Betriebsräte 
mit Standortkonkurrenz und Beschäftigungssicherung, Restrukturierung 
und Personalabbau und, damit zusammenhängend, Outsourcing und Kos­
tensenkung beschäftigen, angetrieben durch die Intensivierung der Kon­
kurrenz, Verlagerungsdruck und die wachsende Orientierung des Manage­
ments an finanzwirtschaftlichen Zielen. Nicht mehr die materielle Teilhabe 
der Beschäftigten am Wachstum der Betriebe, sondern Beschäftigungssi­
cherung und der Erhalt von Arbeitsbedingungen standen fortan im Zen­
trum des Betriebsratshandelns.

Der Umgang mit diesen Themen wiederum erforderte neue Kompeten­
zen. Betriebsräte mussten sich stärker mit Fragen der Organisation, aber 
auch und vor allem betriebswirtschaftlichen Fragen auseinandersetzen, 
um beurteilen zu können, ob eine Verlagerung an andere Standorte alter­
nativlos oder eine Auslagerung interner Aktivitäten an andere Anbieter 
kostenmäßig geboten ist. Diese Entwicklung wurde mit dem Begriff des 
Co-Managements der Betriebsräte geprägt (Müller-Jentsch 1995). Dieser 
Begriff aber war etwas irreführend, weil er suggerierte, dass die Betriebsräte 
dadurch zu ergänzenden und möglicherweise subalternen Teilen des Ma­
nagements wurden. Dies mag möglicherweise auch im Einzelfall gestimmt 
haben, aber grundsätzlich ging es doch um etwas anderes: unter den neu­
en Rahmenbedingungen die eigene Handlungsfähigkeit als Interessenver­
tretungen der Beschäftigten zu erhalten. Dies wiederum ging nur durch 
Stärkung des eigenen Kompetenzprofils und Aneignung der Themen, die 
von der Managementseite neu gesetzt wurden.

Diese Entwicklungen zeigen: Eine funktionierende und wirksame Mit­
bestimmung ergibt sich nicht allein aus den Rechtsnormen – auch wenn 
diese zweifelsohne wichtig und unabdingbar sind –, sondern muss prak­
tisch gelebt werden. Die Handlungspraxis und die Handlungsfähigkeit der 
Betriebsräte spielt dabei eine wichtige Rolle; und vor allem die Fähigkeit, 
diese Praxis an neue Herausforderungen anzupassen. Dies gilt vor dem 
Hintergrund der gegenwärtigen Transformationsprozesse, die durch Glo­
balisierung, Digitalisierung, ökologische Umwälzungen und strukturellen 
Wandel der Beschäftigung geprägt sind, mehr denn je.
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Dabei wurde eine weitere zentrale Entwicklungslinie der betrieblichen 
Mitbestimmung noch gar nicht erwähnt, nämlich ihre schwindende Ver­
breitung. Im Jahr 2023 arbeiteten weniger als die Hälfte der Beschäftigten 
(41 %) in Deutschland in Betrieben mit einem Betriebs- oder Personalrat, 
ein Rückgang um mehr als 10 Prozentpunkte im Vergleich zum Jahr 2000 
(2000: 52 %) (IAB 2024). Obwohl diese quantitativen Veränderungen von 
erheblicher Bedeutung sind, wollen wir uns in diesem Beitrag auf ausge­
wählte qualitative Entwicklungslinien der Betriebsratsarbeit in Betrieben, 
in denen Betriebsräte existieren, konzentrieren und dabei den Blick auf die 
Entwicklung der Handlungspraxis von Betriebsräten richten.

Unsere nun folgende Darstellung zielt nicht darauf ab, einen möglichst 
umfassenden Überblick über jegliche Veränderungsprozesse zu geben 
(siehe dazu Haipeter 2024). Stattdessen stellen wir ausgewählte Entwick­
lungslinien in den Fokus, die auf Grundlage unserer empirischen Analysen 
in einer Reihe von Forschungsprojekten, die wir in den vergangenen Jah­
ren am Institut Arbeit und Qualifikation der Universität Duisburg-Essen 
durchgeführt haben,1 sichtbar geworden sind. Es sind drei Entwicklungs­
linien, die wir hier in den Vordergrund rücken möchten: erstens die 
Auseinandersetzung mit den großen Transformationen unserer Zeit, der 
Digitalisierung auf der einen und der Ökologisierung auf der anderen 
Seite; zweitens die Verschiebungen, die sich im Mehrebenensystem der 
Mitbestimmung zwischen den betrieblichen und den überbetrieblichen 
Handlungsarenen der Betriebsräte ergeben; und schließlich drittens die 
Transnationalisierung der Mitbestimmung als Antwort auf Globalisierung, 
Verlagerungen und Standortkonkurrenz. Bei aller Vorsicht über Aussagen 
über zukünftige Entwicklungen kann angenommen werden, dass diese As­
pekte auch zukünftig für die Handlungspraxis von Betriebsräten relevant 
bleiben. Es sind diese drei Aspekte, die unseren Beitrag gliedern und an die 
wir noch eine kurze Schlussbemerkung anschließen.

1 https://www.uni-due.de/iaq/projektinfo/gbr-kbr.php, https://www.uni-due.de/iaq/pro
jektinfo/framework-agreements.php, https://www.uni-due.de/iaq/projektinfo/dotrans
.php, https://www.uni-due.de/iaq/projektinfo/berep.php, https://www.uni-due.de/iaq
/projektinfo/arbeit4_0.php, https://www.uni-due.de/iaq/projektinfo/transartikulation.
php.
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2. Neue Themenvielfalt der Mitbestimmung: Digitalisierung und 
Ökologisierung

Betriebsratsarbeit war schon seit jeher vielfältig in der Bearbeitung unter­
schiedlicher Themen. Unsere empirischen Untersuchungen verdeutlichen, 
dass diese Themenvielfalt in den letzten Jahrzehnten allerdings weiter zuge­
nommen hat und Betriebsräte zunehmend mit komplexen Fragestellungen 
konfrontiert sind. Es ist absehbar, dass diese Entwicklung in den kommen­
den Jahren weiter voranschreiten wird, was zugleich steigende Anforderun­
gen an das Fachwissen und die Kompetenzen der Betriebsräte mit sich 
bringt. Zwei Themenkomplexe, die bereits heute von wichtiger Bedeutung 
sind und bei denen angenommen werden kann, dass sie auch künftig weiter 
an Relevanz gewinnen werden, sind die Digitalisierung und die ökologische 
Transformation der Arbeitswelt.

Die Digitalisierung stellt Betriebsräte vor neue Herausforderungen. Die 
zunehmende Verbreitung von Automatisierung, virtueller Zusammenarbeit 
sowie Künstlicher Intelligenz (KI) erfordert die Entwicklung neuer Rah­
menbedingungen für die Arbeitswelt. In den Produktionsbereichen wird 
die Digitalisierung vor allem unter den Vorzeichen der Industrie 4.0 disku­
tiert; in den Angestelltenbereichen wird die Entwicklung vor allem durch 
den Einsatz neuer Softwaresysteme und Künstlicher Intelligenz (KI) sowie 
durch die damit ermöglichten räumlichen Entgrenzungen der Arbeit – 
Stichworte hier sind mobile Arbeit und Homeoffice – geprägt.

Die Industrie 4.0 ist vor gut einem Jahrzehnt als Leitbild der Industrie­
entwicklung in die Diskussion gebracht worden. Dabei sind vor allem die 
disruptiven Potenziale der Technologie als neue industrielle Revolution 
diskutiert und starke Beschäftigungseinschnitte befürchtet worden. Cyber-
physische Systeme, in denen Produkte, Maschinen und wenige, aber gut 
ausgebildete Beschäftigte miteinander im digitalen Raum kommunizieren, 
galten als das Modell der Zukunft für die Produktion in Deutschland. Ein 
genauerer Blick auf die Entwicklungen zeigte allerdings, dass dieses Leitbild 
allenfalls schrittweise Realität werden würde. Obwohl als Rationalitätsmy­
thos weithin akzeptiert, brach sich die Entwicklung der Industrie 4.0 an der 
wirtschaftlichen Rationalität – gemessen an den Renditeerwartungen – der 
Unternehmen. Die Investitionen in Technologie vollzogen sich inkremen­
tell. Es ging – und geht – dabei vor allem um mehr Automatisierung, um 
Systematisierungen der Software und um Optimierungen des Wertschöp­
fungsflusses auch zwischen den Unternehmen.
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In den Untersuchungsbetrieben, die wir in einem Forschungsprojekt 
zum Thema untersucht haben, erfolgte die Digitalisierung in einem evo­
lutionären Prozess. Evolutionär heißt, dass neue Technologien an alten 
Technologiepfaden andocken, dass technologische Neuerungen schrittwei­
se eingeführt werden und dass es in den Betrieben zumeist keine überge­
ordnete Digitalisierungsstrategie gibt. Anders verlief dies bei der Ausstat­
tung der Betriebe mit neuer Steuerungssoftware, der sogenannten Enterpri­
se-Resource-Planning (ERP-)Systeme. Diese Systeme sind in den Betrieben 
auf breiter Front eingeführt worden und mit ihnen verbunden sind viele 
neue – oder auch alte und daran angepasste – Systeme beispielsweise der 
Produktionsplanung oder der Konstruktion und Entwicklung (Haipeter 
2019a).

Aber auch in ihrer evolutionären Form warf die Digitalisierung zentrale 
Fragen für die Mitbestimmung der Betriebsräte auf. Zumindest punktu­
ell wurde Beschäftigung freigesetzt, Qualifikationsanforderungen änderten 
sich, Tätigkeitszuschnitte und damit Eingruppierungen standen zur Dis­
position und Leistungsintensivierungen zeichneten sich ab. Zudem ermög­
lichten digitale Technologien eine neue Transparenz über persönliche und 
leistungsbezogene Daten der Beschäftigten. Wie aber ließen sich die Mitbe­
stimmungsrechte auf diese neue und stetig weiterentwickelte Technologie 
anwenden? Dass die Betriebsräte bei den Auswirkungen der Technologie 
Einflussmöglichkeiten hatten, war klar. Allerdings war dieser Ansatz defen­
siv; Betriebsräte hätten immer auf neue Bedingungen und ihre Folgen 
reagieren müssen, ohne selbst Einfluss auf diese Bedingungen nehmen zu 
können. Es ging also um die Frage, ob sich nicht proaktivere Ansätze 
durchsetzen ließen. Diese Frage war zudem mit dem Kompetenzproblem 
vieler Betriebsräte gerade kleinerer und mittelgroßer Unternehmen ver­
knüpft, für die Digitalisierung zunächst eine Art „Blackbox“ war.

Die Digitalisierung im Rahmen von Industrie 4.0 verstärkte zwei wich­
tige Entwicklungen der Mitbestimmung, die zuvor bereits in Ansätzen 
erkennbar waren (dazu Haipeter 2019a). Die erste war eine engere Zusam­
menarbeit zwischen Betriebsräten und Gewerkschaften. Die Gewerkschaf­
ten entwickelten einige Initiativen, mit denen sie den Betriebsräten die 
Bedeutung der Digitalisierung als arbeitspolitisches Thema näherbringen 
wollten. Damit verbunden waren Angebote der vertieften Begleitung und 
des Kompetenzerwerbs. Dies geschah nicht zuletzt in Form von Gewerk­
schaftsprojekten; exemplarisch dafür stehen Projekte der IG Metall wie 
„Arbeit 2020 in NRW“ und „Arbeit und Innovation“, in denen Betriebsräte 
auf unterschiedliche Weise in die Lage versetzt werden sollten, kompetent 
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mit dem Thema umzugehen und Mitbestimmungsansprüche gegenüber 
ihren Unternehmensleitungen zu stellen. Damit jedenfalls veränderte sich 
die Arbeitsteilung zwischen Gewerkschaften und Betriebsräten; die Ge­
werkschaften setzten neben der eher reaktiven Beratung und Unterstützung 
durch die Geschäftsstellen nun proaktiv Impulse für die Themensetzung 
und Kompetenzbildung der Betriebsräte.

Dies geschah im Rahmen dieser Projekte zweitens auch mit den Mitteln 
der Beteiligung der Beschäftigten an der Politik der Betriebsräte. Damit 
knüpften die Projekte an die seit Längerem schwelende Kritik an einer 
Stellvertreterpolitik durch die Betriebsräte an, in der Beschäftigtenbeteili­
gung auf die Betriebsratswahlen beschränkt bleiben würde. Eine Beteili­
gung der Beschäftigten ließ für die Betriebsräte zwei Vorteile erwarten: dass 
sie das Experten- und Erfahrungswissen der Beschäftigten für ihre Politik 
nutzen konnten und dass ihre Politik zugleich eine höhere Legitimität 
dadurch genießen könnte, dass Beschäftigte aktiv dazu beigetragen haben.

Ähnliches war beispielsweise auch in den Angestelltenbereichen der In­
dustrie zu beobachten; hier operieren Betriebsräte und Gewerkschaften 
mit vielfältigen neuen Beteiligungskonzepten, um vor allem die höherquali­
fizierten Angestellten für die Interessenvertretungspolitik – als Aktive oder 
als Mitglieder – zu gewinnen (Haipeter, Bromberg, Slomka 2016). Dies kam 
nicht von ungefähr, denn der Anteil höherqualifizierter Beschäftigungs­
gruppen an den Beschäftigten steigt kontinuierlich an. Damit aber werden 
auch ihre Arbeitsbedingungen und Themen immer wichtiger. Dazu gehö­
ren nicht zuletzt durch die Digitalisierung aufgeworfene Themen wie agiles 
Arbeiten und Homeoffice, die von Gewerkschaften und Betriebsräten auf­
genommen werden. Dies sind stark beteiligungsorientierte Themen, denn 
es geht um die Entscheidungsautonomie darüber, wo und wie gearbeitet 
wird. Deshalb haben auch Gewerkschaften dazu Kampagnen entwickelt 
und den Betriebsräten beteiligungsorientierte Materialen wie Befragungs­
tools zur Verfügung gestellt (Haipeter, Kalina, Kümmerling, Rosenbohm 
2024).

Ähnliche Herausforderungen für die Betriebsräte stellen sich mit dem 
Umgang mit KI und insgesamt mit der immer rascheren Abfolge von 
Softwareeinführungen. Hierzu lässt sich insbesondere für die Großunter­
nehmen feststellen, dass die Betriebsräte dazu Rahmenvereinbarungen auf 
Unternehmensebene abgeschlossen haben, die ihnen Mitbestimmung bei 
der Prüfung ethischer Fragen, aber auch bei Fragen der Datensouveränität, 
des Datenschutzes und der Vermeidung von Diskriminierung durch algo­
rithmische Entscheidungen ermöglichen.
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Parallel zu den Digitalisierungsprozessen gewinnt die ökologische Trans­
formation an Bedeutung. Im Kontext des Klimawandels und einer nach­
haltigen Ressourcennutzung stehen Unternehmen vor der Aufgabe, um­
weltfreundlicher zu wirtschaften. Diese Aufgabe ist durch nationale und 
europäische Regulierungen – unter anderem dem Europäischen Emissions­
handel, der Energiebesteuerung oder den Vorgaben für die Klimafreund­
lichkeit von Produkten – inzwischen so weit gerahmt, dass sie zu einer 
wirtschaftlichen Notwendigkeit für die Unternehmen geworden ist. Dies 
ist für Interessenvertretungen gerade in den Bereichen des verarbeitenden 
Gewerbes ein zentrales Thema, denn Beschäftigung und Standorte werden 
absehbar nur durch eine erfolgreiche Transformation langfristig zu erhalten 
sein. Zugleich droht Abwanderung in weniger regulierte Märkte – das 
sogenannte „carbon leakage“ – oder in Länder mit niedrigeren Energiekos­
ten oder besserem Zugang zu erneuerbaren Energien und dem vielfach 
benötigten Wasserstoff.

Gewerkschaften und Betriebsräte in Deutschland gehen diesen Weg der 
ökologischen Transformation nicht nur mit, sondern haben sich sogar 
zu Treibern einer „just transition“ entwickelt, die immer wieder auf die 
Umsetzung der nötigen politischen Rahmenbedingungen und die dafür 
nötigen Investitionen drängen, von erneuerbarem und kostengünstigem 
Strom über den Aufbau einer Wasserstoffinfrastruktur bis hin zum Schutz 
grüner Leitmärkte vor einer Billigkonkurrenz aus Regionen mit schwäche­
rer Umweltregulierung (Bendel und Haipeter 2023).

Gerade die betriebliche Mitbestimmung kann vermittelnd zwischen öko­
nomischen, sozialen und ökologischen Zielen fungieren. Dazu allerdings 
muss sie das Thema nicht nur inhaltlich durchdringen, sondern sich auch 
mit den Geschäftsstrategien der Unternehmen vertraut machen und ver­
suchen, ihren Einfluss auf den zentralen Unternehmensebenen geltend zu 
machen. Betriebsräte müssen sich einen Überblick darüber verschaffen, in 
welche Technologien die Unternehmen investieren, welche klimafreundli­
chen und regulierungsverträglichen Produkte sie planen und wo sie mit 
welchen Kapazitäten produzieren wollen. Dies erfordert eine kontinuierli­
che Erweiterung der Kompetenzen und eine enge Abstimmung zwischen 
den Mitbestimmungsakteuren.

Auch hierzu finden sich, wie in der Digitalisierung, neue Formen einer 
engeren Zusammenarbeit zwischen Betriebsräten und Gewerkschaften. 
Dies gilt nicht zuletzt auch für den möglichen Regulierungsrahmen. In der 
Metall- und Elektroindustrie sind beispielsweise unternehmensbezogene 
Zukunftstarifverträge als Regulierungsoption in den Flächentarifverträgen 
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verankert worden, in deren Rahmen Vereinbarungen über Geschäftsstrate­
gien, Investitionen, Standorte oder die Beschäftigungsentwicklung getroffen 
werden können.

Es wird deutlich: Sowohl die Digitalisierung als auch die ökologische 
Transformation stellen komplexe Themenbündel dar, deren Gestaltung sich 
nicht allein auf Fragen der Arbeitsorganisation beschränkt, sondern bei der 
es im Sinne einer strategischen Mitbestimmung auch auf die Mitgestaltung 
von Unternehmensstrategien und die Entwicklung proaktiver Ansätze an­
kommt. Damit erweitert sich zum einen die Mitbestimmungspraxis über 
die betriebliche Ebene hinaus auf die Ebene des Unternehmens und des 
Konzerns. Zugleich erfordern proaktive Strategien einen weit höheren Res­
sourcen- und Kompetenzbedarf aufseiten der Betriebsräte.

3. Strategische Mitbestimmung im Mehrebenensystem: Erschließung von 
Handlungsressourcen und Koordinationsanforderungen

Die betriebliche Mitbestimmung in Deutschland ist in ein komplexes 
Mehrebenensystem eingebettet, das sich von der betrieblichen über die Un­
ternehmensebene bis hin zur Konzernebene erstreckt. Neben den lokalen 
Betriebsräten spielen Gesamtbetriebsräte (GBR) und Konzernbetriebsräte 
(KBR) eine wichtige Rolle. Gemäß den Vorgaben des BetrVG ist die Grün­
dung von GBR in Unternehmen mit mehreren Betriebsräten verpflichtend, 
während KBR unter bestimmten Voraussetzungen fakultativ eingerichtet 
werden können (Burgsmüller 2015). Sozialwissenschaftliche Analysen zur 
Mitbestimmung berücksichtigen diese Mehrebenenstruktur häufig nicht 
ausreichend, indem sie pauschal von „Betriebsräten“ sprechen, ohne diese 
differenzierte Struktur der Interessenvertretung in Deutschland zu reflektie­
ren.

Bereits in den 1980erJahren stellte Rancke (1982) fest, dass sich Entschei­
dungsprozesse vermehrt auf die überbetriebliche Ebene verlagern (siehe 
auch Wassermann 2002; Behrens 2019). Diese Entwicklung hat sich – 
wie unsere eigene Untersuchung zeigt – seither verstärkt: Die zentralen 
Handlungsebenen der Betriebsräte sind nun vermehrt dort angesiedelt, wo 
strategische Unternehmensentscheidungen getroffen werden (siehe hierzu 
und im Folgenden Haipeter, Rosenbohm, Kramer, Schulten 2025).

Dabei zeigen unsere aus einem von der Hans-Böckler-Stiftung finanzier­
ten Forschungsprojekt mit 16 Fallstudien gewonnenen Erkenntnisse, dass 
zwei wesentliche Faktoren diese Entwicklung vorantreiben. Erstens führt 
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die zunehmende Zentralisierung von Entscheidungsstrukturen in Unter­
nehmen zu einer Konzentration von Mitbestimmungsprozessen auf der 
überbetrieblichen Ebene. Während lokale Betriebsräte vor allem operative 
Fragen behandeln, werden strategische Entscheidungen überwiegend auf 
Gesamt- oder Konzernebene getroffen.

Zweitens erfordert die zunehmende Komplexität der Themenfelder eine 
Verlagerung von Mitbestimmungskompetenzen auf überbetriebliche Gre­
mien. Insbesondere IT-gestützte Arbeitsprozesse, Datenschutz und Digita­
lisierung erfordern einheitliche Regelungen, die auf der Ebene von GBR 
und KBR koordiniert werden. Es sind somit die bereits oben skizzierten 
Themenfelder, die für diese Entwicklung ausschlaggebend sind. So gewin­
nen Themen an Bedeutung, die in wachsendem Maße unternehmens- oder 
konzerneinheitlich geregelt werden. Insbesondere IT-bezogene Themen 
sind hier zu nennen, die – so zeigen es unsere Befunde aus den Fallstudien 
– zu einer zunehmenden Regelungsdichte auf der Ebene von GBR und KBR 
führen und damit zu einer Bedeutungszunahme dieser Gremien beitragen.

Unsere Fallstudien unterstreichen, dass die Regelungsdichte für diese 
Themen in den überbetrieblichen Gremien deutlich zugenommen hat, was 
zu einer Stärkung ihrer Bedeutung beiträgt. Zum anderen zentralisieren die 
Betriebsräte ihre Mitbestimmungsaktivitäten auch deshalb, weil sie damit 
ihre Handlungsfähigkeit insgesamt zu stärken versuchen – beispielsweise 
um gegenseitiges Ausspielen zu verhindern, um durchsetzungsschwächere 
Betriebsratsgremien zu unterstützen und zu entlasten oder um weitere 
Interessenvertretungsstrukturen im Konzern bzw. den Unternehmen zu 
etablieren.

Die Zentralisierung von Mitbestimmung ist jedoch nicht allein eine Re­
aktion auf unternehmerische Strukturen, sondern wird auch strategisch 
von den Betriebsräten vorangetrieben. Durch die Verlagerung von Mitbe­
stimmungsthemen auf überbetriebliche Ebenen sichern sich Betriebsräte 
Zugang zu entscheidungsrelevanten Informationen und Akteuren im Ma­
nagement. Diese Zentralisierung dient zudem der Stärkung der kollektiven 
Handlungsfähigkeit, indem sie verhindert, dass Betriebsräte gegeneinander 
ausgespielt werden und weil sie zugleich geeignet ist, schwächere Betriebs­
ratsgremien zu unterstützen. Die Hauptaufgaben der überbetrieblichen 
Gremien umfassen dabei die Koordination der Interessenvertretungen, 
die Formulierung gemeinsamer Positionen und die Führung von Verhand­
lungen mit dem zentralen Management. Ziel ist es, interne Standortkon­
kurrenz zu minimieren und einheitliche Strategien zur Sicherung von Ar­
beitsplätzen zu entwickeln. Diese Prozesse tragen zur Professionalisierung 
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der Interessenvertretung bei, indem sie strategische Handlungsfähigkeit 
fördern und lokalen Betriebsräten Rückhalt bieten (Behrens 2019).

Die zunehmende Bedeutung überbetrieblicher Gremien stellt Betriebsrä­
te zugleich aber auch vor neue Herausforderungen. Eine effektive Koordi­
nation der Mitbestimmung zwischen den verschiedenen Ebenen erfordert 
nicht nur organisatorische Anpassungen, sondern auch die Entwicklung ge­
meinsamer Interessen und Deutungsmuster. Lokale Betriebsräte, die direkt 
von den Beschäftigten gewählt werden, müssen in die Entscheidungspro­
zesse der überbetrieblichen Gremien eingebunden bleiben, um Legitimati­
ons- und Partizipationsdefizite zu vermeiden.

Dies gilt umso mehr als das Mehrebenensystem der Interessenvertretung 
– anders als die Organisationsstrukturen der Unternehmen – nicht hierar­
chisch strukturiert ist. Überbetriebliche Gremien sind zuständig für The­
men, die mehr als einen Betrieb oder mehr als ein Unternehmen betreffen, 
doch geschieht dies nach dem Delegationsprinzip; schließlich sind es auch 
die lokalen Betriebsräte, die unmittelbar von den Beschäftigten gewählt 
werden. Dies kann Legitimations- und Beteiligungsdefizite für die Betriebs­
räte nach sich ziehen. Wichtige Entscheidungen finden weiter entfernt von 
den Beschäftigten statt, und Beteiligungsmöglichkeiten werden möglicher­
weise auf weniger wichtige betriebliche Themen reduziert.

Die in unseren Fallstudien präsentierten Beispiele liefern dabei hilfrei­
che Denkanstöße zur Ausgestaltung dieser Strukturen und Prozesse, zum 
Beispiel mit Blick auf die Anpassung von Strukturen oder zusätzlichen 
Ressourcen im Rahmen von §3-Tarifverträgen. Ebenso finden sich Beispie­
le zur Lösung von Repräsentationsproblemen in den überbetrieblichen 
Gremien oder auch zur Einbindung von lokalen Betriebsratsmitgliedern in 
die Arbeit der überbetrieblichen Gremien, um Entkopplungseffekten zwi­
schen den verschiedenen Ebenen und Legitimitätsproblemen vorzubeugen. 
Zur Lösung dieser Problematik können neue Kommunikationsformate und 
partizipative Ansätze beitragen, die die Einbindung der lokalen Interessen­
vertretungen sicherstellen.

Insgesamt zeigen sich komplexe und mitunter auch konfliktbehaftete 
Abstimmungsprozesse sowohl zwischen Betriebsräten und Management 
als auch unter den Betriebsräten selbst. Die Effektivität überbetrieblicher 
Mitbestimmung hängt maßgeblich von der internen Organisation der Gre­
mien und den verfügbaren Ressourcen ab. Fachliche Ausschüsse, erfahrene 
Betriebsräte, zusätzliche Freistellungen und professionelle Unterstützung 
durch Referent*innen sind zentrale Ressourcen, die für erfolgreiche Ver­
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handlungen mit der Unternehmensleitung notwendig sind. In Großunter­
nehmen sind diese Ressourcen oft ausgeprägter als in kleineren Betrieben.

Die Entwicklung der überbetrieblichen Mitbestimmung spiegelt die dy­
namischen Herausforderungen einer globalisierten, digitalisierten und zu­
nehmend vernetzten Arbeitswelt wider. Die Stärkung von GBR und KBR 
kann eine strategische Antwort auf die Zentralisierung von Unternehmens­
entscheidungen sein. Gleichzeitig erfordert diese Entwicklung eine konti­
nuierliche Abstimmung zwischen den verschiedenen Ebenen der Mitbe­
stimmung, um die Legitimität und Wirksamkeit der Interessenvertretung 
zu sichern. Professionelle Strukturen und ausreichende Ressourcen sind 
entscheidend, um die Handlungsfähigkeit der Betriebsräte zu gewährleisten 
und die Mitbestimmung als stabilisierendes Element der deutschen Arbeits­
beziehungen zu bewahren.

4. Transnationalisierung der Mitbestimmung

Mit der Zunahme grenzüberschreitender Aktivitäten der Unternehmen ge­
winnt auch die Mitbestimmung auf transnationaler Ebene an Bedeutung. 
Betriebsräte agieren längst nicht mehr nur auf nationaler Ebene, sondern 
sind auch in internationalen Gremien wie in Europäischen Betriebsräten 
(EBR) oder Weltbetriebsräten aktiv. Das Mehrebenensystem der Mitbe­
stimmung erweitert sich somit auf die transnationale Ebene. Die trans­
nationalen Gremien bieten Möglichkeiten zur Koordination über Landes­
grenzen hinweg, um Standortkonkurrenz zu entschärfen und internationale 
Standards für Arbeitsbedingungen zu schaffen.

Dabei sind die EBR die mit Abstand wichtigste und vor allem auch die 
einzige rechtlich institutionalisierte Form transnationaler Mitbestimmung 
(Hann, Hauptmeier, Waddington 2017). Freilich erstreckt sich hier Mitbe­
stimmung nicht auf die deutsche Tradition der Veto- und Entscheidungs­
rechte der Betriebsräte, sondern lediglich auf Informations- und Beratungs­
rechte. Die Forschung hat viele Befunde zur Vielfalt und Typologien zur 
Entwicklung von EBR zutage gefördert, die eine – um die Unterscheidun­
gen von Lecher, Platzer, Rüb und Weiner (1999) zu bemühen – überaus 
große Spannweite von symbolischen bis hin zu beteiligungsorientierten 
Gremien aufweisen, die sich vor allem an der Art und Weise bemisst, 
ob Interessen auf transnationaler Ebene aggregiert und effektiv vertreten 
werden. Allerdings spricht viel dafür, dass effektive EBR als partizipative 
Verhandlungsgremien vermutlich weit seltener sind als EBR mit lediglich 
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symbolischer Relevanz. Nicht von ungefähr beklagt mehr als die Hälfte der 
EBR, dass die Unternehmen ihren Informations- und Beratungspflichten 
nur ungenügend nachkommen (De Spiegelare, Jagodziński, Waddington 
2022).

Die konkreten Interessenvertretungspraktiken der EBR variieren mit 
einer Reihe situativer und institutioneller Faktoren (Gold und Rees 2013; 
Hauser-Ditz, Hertwig, Pries, Rampeltshammer 2010): den Strategien der 
beteiligten Akteure, den nationalen Institutionen und Kulturmustern der 
Arbeitsbeziehungen oder den Strukturen und Koordinationsprozessen der 
Unternehmen selbst, in denen die EBR agieren. Eine wesentliche Bedin­
gung für die Entwicklung von Verhandlungsfähigkeit und Effizienz ist 
allerdings die erfolgreiche Integration von Interessen (Whittall, Knudsen, 
Huijgen 2009). Kulturelle und institutionelle Unterschiede der Interessen­
vertretungen, Sprachbarrieren, ein geringes Niveau an Kommunikation 
oder auch die dominante Position einzelner Ländervertretungen sind Fak­
toren, die diese Entwicklung behindern können. Umgekehrt sind demnach 
die Herausbildung gemeinsamer Deutungen und dichte Kommunikations­
beziehungen vor allem eines „harten Kerns“ der Akteure in den Präsidien 
der EBR zentrale Vorbedingungen der transnationalen Interessenintegrati­
on.

Deutsche Betriebsräte spielen in diesen transnationalen Gremien oft eine 
wichtige Rolle, da sie auf starke Mitbestimmungsrechte und organisatori­
sche Ressourcen zurückgreifen können (siehe hierzu und im Folgenden 
Haipeter, Hertwig, Rosenbohm 2019). Deutsche Betriebsräte, die zugleich 
Mitglieder des EBR sind, profitieren auf transnationaler Ebene von ihren 
nationalen Ressourcen. Dazu gehören beispielsweise die Freistellungsrege­
lungen des BetrVG sowie ihre direkten Kontakte zur Unternehmensleitung 
in Deutschland. In Unternehmen mit deutschem Hauptsitz können sie 
auf ihre starken Mitbestimmungsrechte bauen und diese für transnationale 
Interessen einsetzen, sei es, indem sie für ausländische Interessenvertretun­
gen Verbindungen zum zentralen Management herstellen, sei es, indem sie 
transnationale Themen selber in die Verhandlungen mit dem Management 
einbringen. Dies birgt allerdings die Gefahr, sich als Wohltäter zu positio­
nieren und Machtasymmetrien in den Gremien der EBR zu erzeugen, ohne 
dass die europäische Ebene als echter Mehrwert für das eigene Interessen­
vertretungshandeln betrachtet würde.

Etwas anders gestaltet sich die Situation hingegen in Tochtergesellschaf­
ten ausländischer Konzerne, wo deutsche Betriebsräte oft vor der Heraus­
forderung stehen, ausschließlich mit dem lokalen oder deutschen Manage­
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ment zu interagieren, ohne direkten Zugang zu zentralen Entscheidungs­
träger*innen auf Konzernebene zu haben. Dies führt dazu, dass die ver­
fügbaren Informationen als weniger verlässlich eingeschätzt werden und 
selbst eine vorhandene Aufsichtsratsmitbestimmung als weniger wirkungs­
voll wahrgenommen wird (Haipeter und Rosenbohm 2020). In diesen 
Konstellationen gewinnt der EBR im Mehrebenensystem der Interessenver­
tretung potenziell an Bedeutung, da er sowohl den Zugang zur obersten 
Managementebene als auch zu konzernweit relevanten Informationen er­
möglicht. Eine aktuelle Auswertung der WSI-Betriebsrätebefragung zeigt, 
dass diese Gruppe größer wird. Während im Jahr 2006 etwa 27 % der 
Betriebsräte in Unternehmen mit EBR angaben, dass ihre Unternehmen zu 
einer ausländischen Muttergesellschaft gehörten, ist dieser Anteil bis zum 
Jahr 2023 auf etwas über 50 % gestiegen (Janssen und Leuchters 2024).

Ob dieses Potenzial des EBR allerdings tatsächlich ausgeschöpft wird, 
hängt davon ab, ob das Management den EBR als Sozialpartner anerkennt 
und es dem Gremium gelingt, seine Rechte auf Unterrichtung und Anhö­
rung effektiv wahrzunehmen und durchzusetzen. Hierfür spielt auch eine 
Rolle, dass die Arbeitnehmervertreter*innen den EBR als eine zentrale 
Handlungsebene betrachten, für die sie Ressourcen mobilisieren. Es bleibt 
die Herausforderung, eine echte Integration der Interessenvertretungen 
aus unterschiedlichen Ländern zu erreichen und Machtasymmetrien zu 
vermeiden. Die Transnationalisierung erfordert daher nicht nur neue Kom­
petenzen, sondern auch eine kontinuierliche Zusammenarbeit und den 
Austausch zwischen den Akteuren.2

Mit den Weltbetriebsräten sind zudem erste globale Strukturen transna­
tionaler Interessenvertretungen entstanden. Sie satteln oftmals auf etablier­
ten Strukturen von EBR auf oder sind im Kontext der Umsetzung globaler 
Rahmenabkommen entstanden. Dementsprechend finden sich diese Gre­
mien auch vor allem in europäischen Unternehmen. In einer Einzelfallstu­
die zu VW konnte gezeigt werden, dass diese Gremien sehr effektiv in 
der Koordinierung von Interessen auf globaler Ebene sein können, sofern 
Zugewinne und Verluste an Investitionen, Produktionsvolumen und Be­
schäftigung transparent gemacht und nach als gerecht empfundenen Prin­
zipien auf die Standorte verteilt werden. Wichtig dafür sind in diesem Fall 
auch die erheblichen Unterstützungsleistungen, die Interessenvertretungen 
weltweit aus der Steuerungszentrale des Weltbetriebsrats am Hauptsitz des 
Unternehmens erhalten (Haipeter 2019b).

2 Siehe auch den Beitrag von Holm-Detlev Köhler in diesem Band.
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Ein zentrales Thema der transnationalen Interessenvertretung für deut­
sche Betriebsräte sind dabei auch globale Rahmenabkommen zu humani­
tären Mindeststandards der Arbeitsbedingungen, die in vielen deutschen 
Großunternehmen zwischen den Unternehmensleitungen und der Unter­
nehmensseite abgeschlossen werden. Betriebsräte spielen bei der Umset­
zung dieser Abkommen erfahrungsgemäß eine große Rolle. Sie sind in 
Steuerungsgremien einbezogen, sie dienen als Anlaufstelle für ausländische 
Interessenvertretungen, und sie können sich bei Verstößen gegen die Min­
destarbeitsbedingungen – beispielsweise durch Initiativen des lokalen Ma­
nagements gegen Gewerkschaftsgründungen oder Tarifverhandlungen – 
Gehör bei der Unternehmensleitung verschaffen und auf Einhaltung der 
Standards pochen (Haipeter, Helfen, Rosenbohm, Puhl, Üyük, Zimmer­
mann 2023).

Verschiedene transnationale Regelungen können sich – aktiviert auch 
durch die Betriebsräte – fruchtbar ergänzen. In einem Fall eines global 
tätigen Chemiekonzerns ging die Gründung eines Weltbetriebsrats aus 
dem Zusammenspiel der Initiative des EBR und der Neuverhandlung 
eines globalen Rahmenabkommens hervor (siehe hierzu auch Haipeter, 
Rosenbohm, Üyük 2024). In der Praxis zeigt sich, dass der Weltbetriebsrat 
nicht nur eine Netzwerk- und Informationsfunktion für die Umsetzung 
des globalen Rahmenabkommens erfüllt, sondern zugleich eine Verhand­
lungsfähigkeit gegenüber der Konzernleitung entwickelt hat. So hat der 
Weltbetriebsrat mit der Konzernleitung u. a. eine Vereinbarung zu welt­
weiten Mindeststandards für die soziale Absicherung der Beschäftigten 
abgeschlossen. Basierend auf dieser Vereinbarung hat das Unternehmen 
ein Programm implementiert, durch das weltweit allen Beschäftigten Mut­
ter- bzw. Vaterschaftsurlaub bei voller Gehaltsfortzahlung ermöglicht wird. 
Hinzu kommen zudem Leistungen zur medizinischen Versorgung sowie 
Absicherungen im Fall von Invalidität und Tod. Die Vereinbarung wird von 
den Beschäftigtenvertreter*innen als enorm wichtig angesehen, damit für 
bestimmte Parameter weltweit einheitliche Standards gelten, die in dieser 
Hinsicht nicht mehr dem konzerninternen Standortwettbewerb unterlie­
gen.

5. Fazit

Wir haben in unserer Analyse drei Entwicklungen der betrieblichen Mit­
bestimmung hervorgehoben, die aus unserer Sicht die Zukunft der Mitbe­
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stimmung in der nächsten Dekade prägen werden. Dazu gehört erstens der 
Umgang mit den großen Transformationsthemen der Digitalisierung und 
der Ökologisierung. So unterschiedlich beide Themen auch sind, erfordern 
sie doch gleichermaßen eine Erweiterung der inhaltlichen Kompetenzen 
der Betriebsräte und strategische Ausrichtungen zur Beeinflussung von Un­
ternehmensentscheidungen. Zentrale Grundlagen dafür sind die engere in­
haltliche Kooperation mit den Gewerkschaften sowie die Nutzung des Ex­
pert*innenwissens der Beschäftigten in beteiligungsorientierten Ansätzen 
der Interessenvertretung. Zugleich erfordert der Umgang mit diesen The­
men eine neue Umgangsweise mit der Artikulation zwischen den Interes­
senvertretungsebenen, also die systematischere Verortung von Themen und 
Ressourcen im Mehrebenensystem der Mitbestimmung, aus unserer Sicht 
die zweite zentrale Entwicklung. Das Artikulationsproblem ist wiederum 
eng mit der dritten Entwicklung verknüpft, der Transnationalisierung der 
Mitbestimmung als Antwort auf Globalisierung, Standortkonkurrenz und 
Verlagerungsdruck, der gerade auch im Zusammenhang mit den Transfor­
mationen neu belebt werden könnte.

Unsere Annahme lautet, dass die Mitbestimmung umso mehr ein zentra­
les Element sozialer Teilhabe und wirtschaftlicher Stabilität bleiben wird, 
je mehr die Betriebsräte diesen Entwicklungen folgen und die damit ver­
bundenen Herausforderungen annehmen. Jedenfalls bleibt Mitbestimmung 
ein unverzichtbares Gestaltungsinstrument in einer Arbeitswelt, die von 
digitalen Technologien, globalen Vernetzungen und ökologischen Heraus­
forderungen geprägt ist – als zentrale Kraft, um die Arbeitswelt gerechter, 
demokratischer und nachhaltiger zu machen.

Diese Entwicklung allerdings könnte sich mehr und mehr auf einen be­
stimmten Kreis von Unternehmen – Großunternehmen mit Tarifbindung 
– beschränken, in denen Betriebsräte über eigene Handlungsressourcen 
verfügen und eng mit den Gewerkschaften zusammenarbeiten können. 
Auch diese Betriebsräte würden davon profitieren, wenn ihre Position gera­
de mit Blick auf die Mitbestimmung in Transformationsfragen oder auch 
in den transnationalen Handlungsarenen durch eine stärkere rechtliche 
Flankierung in Form von Initiativ- und Mitbestimmungsrechten oder auch 
durch eine erweiterte Rechtsgrundlage für EBR verbessert würde; zum 
ersten Punkt gibt es eine Initiative des Deutschen Gewerkschaftsbundes 
(DGB) und der Einzelgewerkschaften, mit dem zweiten Punkt befassen 
sich aktuell die EU-Kommission und das EU-Parlament. Wichtig wären 
in diesem Zusammenhang zugleich aber auch weitere Erleichterungen für 
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die Gründungen von Betriebsräten (BR), um das Problem der Erosion der 
Mitbestimmung endlich wirkungsvoll bearbeiten zu können.
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Arbeitnehmerbeteiligung in Transnationalen Unternehmen in 
Europa: viele Anläufe und kleine Schritte

Holm-Detlev Köhler

1. Einführung

When workers practise democracy at work, they are less likely to be pawns 
in someone else’s game (Ståhl 2024).

Bei der Problematik der Arbeitnehmer*innenbeteiligung in Transnatio­
nalen Unternehmen (TNU) in Europa treffen zwei Dynamiken aufeinan­
der. Zum einen dominieren die Transnationalen Unternehmen (TNU) 
immer stärker die moderne Weltwirtschaft und entziehen sich dabei der 
Kontrolle durch nationale Regierungen und Akteure. Zum anderen schrei­
tet die Integration der Europäischen Union (EU) voran und die soziale 
Dimension des Binnenmarktes wird dabei zu einer wichtigen politischen 
Herausforderung. Mit den Kommittees für sektoralen und branchenüber­
greifenden Sozialen Dialog, den Europäischen Betriebsräten und den inter­
nationalen Rahmenabkommen zwischen den TNU und den europäischen 
bzw. internationalen Gewerkschaftsverbänden hat die EU ein transnationa­
les Institutionensystem zur Regulierung der Arbeitsbeziehungen geschaffen, 
das bislang einzigartig in der Welt ist.

Der folgende Beitrag beleuchtet die Entwicklung und vielfältigen Proble­
me der Arbeitnehmer*innenbeteiligung in Transnationalen Unternehmen 
(TNU) in Europa. Zuerst wird ein Überblick über die Europäisierung 
der Arbeitsbeziehungen in Europa seit der Gründung der Europäischen 
Kohle- und Stahlgemeinschaft (EGKS) gegeben. In einem zweiten Schritt 
werden empirische Ergebnisse über den Stand und die Probleme effekti­
ver Arbeitnehmer*innenbeteiligung auf transnationaler europäischer Ebene 
vorgestellt, um die Schwierigkeiten und Möglichkeiten von Interessenver­
tretungen auf dieser Ebene zu analysieren. Daran anschließend werden 
theoretische Überlegungen über Möglichkeiten industrieller Demokratie in 
Europa angestellt. Ausgangshypothese des Beitrages ist, dass gegenwärtige 
Hemmschwellen und Beteiligungsdefizite der Demokratie am Arbeitsplatz 
nur durch eine neue Dynamik transnationaler Interessenvertretung über­
wunden werden können.
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2. Europäisierung der Arbeitsbeziehungen

Die Europäische Union (EU) war lange Zeit ein Projekt eines gemeinsa­
men Marktes als Resultat negativer Integration, d. h. der Eliminierung von 
Handels- und Zollschranken zugunsten eines freien Verkehrs von Waren, 
Dienstleistungen und Kapitaltransaktionen. Erst als sich in den 1980er-Jah­
ren wachsende Kritik und Distanz gegenüber der geplanten Währungsuni­
on ausbreitete, bildete sich in den europäischen Eliten ein Bewusstsein 
über die Notwendigkeit einer sozialen Regulierung und einer positiven 
Integration in Form von gemeinsamen sozialen Rechten und Institutionen. 
So kam es unter der Präsidentschaft von Jaques Delors (1985–1995) zur 
Verabschiedung eines Sozialprotokolls, welches dem Vertrag über die Euro­
päische Union (EU), dem Vertrag von Maastricht (1992), angehängt wurde 
und in den folgenden Jahren in die EU-Verträge aufgenommen wurde. 
Darin wurde erstmals offiziell das Ziel einer Sozialen Union mit Sozialem 
Dialog und der Beteiligung der Interessenverbände an den politischen Ent­
scheidungsprozessen in Europa festgeschrieben. Auf dem EU-Gipfel 1997 in 
Amsterdam wurde der Soziale Dialog in den Artikeln 138 und 139 in den 
Vertrag über die Europäische Union (EU) aufgenommen und später in den 
Artikeln 151–156 in dem Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union konkretisiert (Vertrag von Lissabon 2009).

Die Vorstellungen eines dynamischen europäischen Einigungsprozesses, 
der zunehmend die nationalstaatlichen Regierungen durch suprastaatliche 
Institutionen und Normen ersetzen würde, sollten sich allerdings nicht er­
füllen. Der funktionalistische ‘spill over’-Effekt, demzufolge die wirtschaft­
liche Einheit eine politische und soziale Einigung nach sich ziehen würde, 
wurde vom starken nationalstaatlichen Beharrungsvermögen aller wichti­
gen politischen und sozialen Akteure blockiert. Die Osterweiterung der EU 
2004 verstärkte die nationalstaatliche Skepsis gegenüber der EU-Integration 
noch zusätzlich und erhöhte zudem die Heterogenität und nationalen Un­
terschiede. Demokratie und Sozialstaat blieben so bis heute wesentlich na­
tionale Angelegenheiten, obwohl die Internationalisierung der Märkte und 
Kapitalströme die nationalstaatlichen Regulierungskapazitäten zunehmend 
untergräbt. Wenn hier also von Europäisierung der Arbeitsbeziehungen 
gesprochen wird, so meint dies nicht den Ersatz nationalstaatlicher durch 
supranationale Institutionen und Verbände, sondern vielmehr die Heraus­
bildung eines komplexen Mehrebenensystems, in das neben die lokalen 
und nationalen Strukturen ergänzende transnationale europäische Institu­
tionen treten (Marginson und Sisson 2004).
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Im Zuge der europäischen Einigung haben sich auch die Gewerkschaf­
ten und Arbeitgeber europäische Verbandsstrukturen gegeben. Der 1973 
gegründete Europäische Gewerkschaftsbund vertritt inzwischen 82 natio­
nale Gewerkschaften aus 36 Ländern und vereint 12 europäische Branchen­
verbände. Die Arbeitgeber gründeten aus Anlass der Römischen Verträge 
zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) 1958 die 
Union des Industries de la Communauté Européenne (UNICE), 2006 in 
BusinessEurope umbenannt. 40 nationale Wirtschaftsverbände aus 35 Län­
dern gehören ihr heute an. Ihre wichtigste Funktion ist der Lobbyismus ge­
genüber den Institutionen der EU und die Beteiligung an den europäischen 
Gremien des Sozialen Dialogs, während sich die nationalen Mitgliedsorga­
nisationen bis heute weigern, sie mit transnationaler Interessenvertretungs- 
und Tarifhoheit auszustatten. Auf sektoraler Ebene existiert eine unkoor­
dinierte Vielfalt von Verbänden ohne Integration in den europäischen 
Dachverband. Neben BusinessEurope existieren auch ein Verband der Un­
ternehmen mit öffentlichen Dienstleistungen SGI Europe (bis Dezember 
2020 CEEP – Europäischer Zentralverband der Arbeitgeber und Unterneh­
men, die öffentliche Dienstleistungen und Dienstleistungen von allgemei­
nem Interesse erbringen) und ein Verband kleiner und mittelständischer 
Unternehmen SMEunited (früher UEAPME – European Association of 
Craft, Small and Medium-sized Enterprises), die seit Jahren mit Business­
Europe kooperative Beziehungen pflegen. Die mangelnde organisatorische 
Kohärenz auf Arbeitgeberseite zeigt das Interesse, keine transnationalen 
Tarifverhandlungsstrukturen zuzulassen, sondern sich auf Lobbyismus und 
Beteiligung in Institutionellen Gremien der Europäischen Union (EU) zu 
beschränken.

Während die europäischen Gewerkschaftsbünde aktiv eine stärkere Inte­
gration und insbesondere eine soziale Dimension der Europäischen Union 
(EU) fordern, beschränken sich die Arbeitgeber auf indirekten Lobbyis­
mus und beteiligen sich nur unter dem Druck der EU-Gesetzgebung an 
den Institutionen des Sozialen Dialogs. Die Herausbildung der europäi-
schen Institutionen des Sozialen Dialogs und der Beteiligung der sozia­
len Interessenverbände an der europäischen Regierung ist ein langsamer, 
schleppender und andauernder Prozess. Er begann in der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS) 1952, die den Gewerkschaften 
Vertretungsrechte in den Regierungsorganen (Hohe Behörde und Beraten­
der Ausschuss) einräumte. Die Übernahme der Beteiligungsrechte in den 
EWG-Vertrag im Zuge der Fusion von EGKS, EURATOM und EWG 1967 
war aber politisch nicht durchsetzbar (Verbindungsbüro Montanausschuss 
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1994). Die aktive Mitwirkung der Gewerkschaften an der europäischen 
Montanpolitik blieb leider bis heute die Ausnahme und konnte in keinem 
anderen Sektor wiederholt werden.

Die Integration der Gewerkschaften in das europäische Regierungssys­
tem verlief in den Jahrzehnten nach den Römischen Verträgen (1958–1988) 
sehr sporadisch beschränkt auf einige Sektoren von spezieller transnatio­
naler Relevanz wie Landwirtschaft, Transport, Fischerei. Einige Versuche 
tripartistischer Sozialkonferenzen brachten keine nachhaltigen Ergebnis­
se (González Begega 2011). Immerhin ist durch den 1957 eingerichteten 
Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss (EWSA) ein konsultatives 
Organ der Arbeitgeber- und Arbeitnehmer*inneninteressen aktiv und die 
Interessenverbände sind auch in Entscheidungsprozesse wie das 2011 ein­
gerichtete Europäische Semester zur Koordinierung der Wirtschafts- und 
Sozialpolitik eingebunden.

Im Anschluss an den Europäischen Rat von Val Duchesse 1985 unter­
nahm die EU Kommission unter Jaques Delors erneut die Initiative zur 
Einrichtung eines Sozialen Dialogs auf europäischer Ebene, um den sto­
ckenden Integrationsprozess neu zu beleben und die geplante Wirtschafts- 
und Währungsunion sozial zu legitimieren. Mit der Integration des Sozial­
protokolls in den EU-Vertrag von Maastricht 1992 und der Etablierung des 
Sozialen Dialogs in seinen verschiedenen Formen (branchenübergreifend, 
sektoral, Unternehmen) als Teil des EU-Rechts im Vertrag von Amsterdam 
1997 war die entscheidende Rechtsgrundlage zur Entwicklung europäischer 
Arbeitsbeziehungen gelegt.

Die neunziger Jahre erlebten einige mutmachende Fortschritte transna­
tionaler Arbeitsbeziehungen wie die Richtlinien zur Elternzeit (1995), zur 
Teilzeitarbeit (1997) und zu befristeten Arbeitsverhältnissen (1999), Ergeb­
nis des tripartistischen Sozialdialogs, und zur Einrichtung von Europäi-
schen Betriebsräten (EBRen) (1994), letztere allerdings ohne Einigung der 
Sozialpartner auf Initiative der EU Kommission. Hinzu kamen mehrere 
sektorale Rahmenabkommen (Landwirtschaft, Fischerei, zivile Luftfahrt, 
Eisenbahnsektor, Telearbeit), was einige Analysten dazu veranlasste, von 
einem emergenten Euro-Korporatismus zu reden (Gorges 1996; Koutroukis 
2019). Auch in der 1996 revidierten und aktualisierten Europäischen Sozial­
charta, die allerdings von vielen Mitgliedsstaaten bis heute nicht ratifiziert 
wurde, sind die betrieblichen Arbeitnehmer*innenvetretungen verankert. 
Seit dem Beginn dieses Jahrtausends ist der branchenübergreifende Soziale 
Dialog praktisch zum Erliegen gekommen, während die über 40 aktiven 
Sektoralen Sozialdialog Kommissionen zum einen freiwillige Rahmenab­
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kommen aushandeln, deren Umsetzung auf nationaler Ebene sehr ungleich 
erfolgt, und zum anderen Lobbyfunktionen gegenüber der EU Kommission 
zur Durchsetzung ihrer sektoralen Interessen ausüben. Von einem System 
transnationaler europäischer Tarifverhandlungen kann bislang nicht an­
satzweise gesprochen werden. Die Arbeitgeber verweigern erfolgreich alle 
rechtsverbindlichen Verhandlungen und Vereinbarungen und haben einen 
offiziellen Diskurs der Freiwilligkeit und Autonomie der sozialen Partner 
etabliert (Léonard, Erne, Smismans, Marginson 2007). Dies bedeutet in 
der Praxis nichts anderes, als dass es den Regierungen und Sozialparteien 
der Mitgliedsländer überlassen bleibt, inwieweit sie die gemeinsamen Er­
klärungen umsetzen, eine Praxis, die vorhandene Ungleichheiten in der 
Europäischen Union (EU) noch weiter befördert.

Die Arbeitgeberverbände haben über die Jahre eine erfolgreiche Strategie 
entwickelt, um effektive transnationale Verhandlungen zu vermeiden. 
Nach den Erfahrungen mit den Normsetzungen qua Richtlinien mit 
der Kommission haben sie einen neuen ‘soft-law’ Diskurs befördert, 
demzufolge alles autonom und freiwillig zwischen den Sozialpartnern 
ausgehandelt werden soll. Die Kommission soll sich jeglicher Intervention 
und Normsetzung enthalten. Den Begriff ‘Sozialer Dialog’ haben sie zu 
einem unverbindlichen Informations- und Meinungsaustausch degradiert 
fernab aller möglichen Verhandlungen und Vereinbarungen. Allenfalls 
können gemeinsame Erklärungen (joint opinions) vereinbart werden, 
die jeglicher Verbindlichkeit entbehren. Die europäische Ebene der 
Arbeitsbeziehungen droht so zu einer inhaltsleeren Symbolveranstaltung 
zu verkommen, ein ֦vacuous social dialogue” (Martínez Lucio 2016, S. 221), 
und die Arbeitnehmer*innenvertretungen in den Unternehmen und Mit­
gliedsländern verlieren zunehmend das Interesse an ihr.

„Structural social and economic factors that have weakened the role 
of organised and coordinated dialogue within the EU since the 1970s 
have been joined by political and ideological factors which have shifted 
the meaning and orientation of social dialogue, attaching it to a more 
neo-liberal and employer-driven agenda” (Martínez Lucio 2016, S. 207).

3. Europäische Betriebsräte (EBR)

Die seit den neunziger Jahren beschleunigte Dynamik der Globalisierung 
der Märkte, insbesondere der Finanzmärkte, und der Transnationalisierung 
der Unternehmen, die ihre Organisation und Entscheidungsstrukturen 
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international ausrichten, rückt das Problem der transnationalen Interes­
senvertretung in den Mittelpunkt. Die Notwendigkeit, der wachsenden 
Macht der multinationalen Konzerne eine internationale gewerkschaftliche 
Gegenmacht entgegenzusetzen, wurde schon in den siebziger Jahren von 
führenden internationalen Gewerkschaftern wie dem Generalsekretär des 
Internationalen Chemiearbeiterverbandes Charles Levinson betont (Levin­
son 1972; Haworth und Ramsay 1986). Das Soziale Aktionsprogramm der 
Europäischen Kommission 1974 und die Vredeling Richtlinie 1980 (benannt 
nach dem damaligen Europa Kommissar Henk Vredeling) waren erste 
Versuche auf europäischer Ebene, Vertretungsrechte in Transnationalen 
Unternehmen (TNU) zu etablieren. Die Versuche durch internationale 
Gewerkschaftsräte, diese Gegenmacht zu institutionalisieren, verpufften 
allerdings bald. Gleichwohl setzte mit diesen Pionierversuchen eine anhal­
tende Debatte in den Gewerkschaften und nahestehenden akademischen 
Zirkeln ein, die nach vielen schwierigen und steinigen Jahren schließlich 
zur Verabschiedung der Europäischen Betriebsratsrichtlinie (94/45/EC) 
vom 22. September 1994 führte. Ihr zufolge haben Arbeitnehmer*innen 
von Konzernen, die in mehreren europäischen Ländern operieren, das 
Recht, einen mit Informations- und Konsultationsrechten (allerdings kei­
nerlei Partizipationsrechte) ausgestatteten Europäischen Betriebsrat (EBR) 
zu gründen. Dieses Informations- und Konsultationsrecht wurde in den 
folgenden Jahren in mehreren EU Richtlinien generalisiert für alle Unter­
nehmen in der EU (González Begega 2011). 1998 wurde die Richtlinie 
zum sektoralen Sozialen Dialog (98/500/EC), 2001 die Richtlinie für Eu­
ropäische Aktiengesellschaften (SE), in der ebenfalls Europäische Betriebs­
räte (EBR) vorgesehen sind, und 2002 die Richtlinie über das Recht auf 
Information und Anhörung der Arbeitnehmer*innen in Europa erlassen. 
Auch in der 2022 erlassenen Corporate Sustainability Reporting Directive 
(2022/2464/EU), der im selben Jahr verabschiedeten Richtlinie für Min­
destlohnfestsetzung sowie in der 2024 in Kraft getretenen Corporate Sus­
tainability Due Diligence (CSRD) Directive werden die Informations- und 
Anhörungsrechte der Arbeitnehmer*innen berücksichtigt. Damit waren die 
wichtigsten Rechtsgrundlagen für den Sozialen Dialog in Europa und auch 
für transnationale Tarifverhandlungen und Interessenvertretungen gelegt.

Rein quantitativ sind Europäische Betriebsräte (EBR) inzwischen ein 
weitverbreitetes Organ in Transnationalen Unternehmen (TNU) in Euro­
pa. Die Database des Europäischen Gewerkschaftsinstituts (EWCDB) wies 
2024 1.786 EBR Gründungen aus, von denen 1.250 aktiv sind. Damit sind 
nach Schätzungen ca. ein Drittel der Transnationalen Unternehmen (TNU) 
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in Europa erfasst, die die Voraussetzungen der Richtlinie (mind. 1.000 
Beschäftigte, von denen mind. 150 in zwei Mitgliedsstaaten tätig sind) 
erfüllen. Der Europäische Betriebsrat (EBR) als erste Institution der Arbeit­
nehmer*innenbeteiligung in Transnationalen Unternehmen (TNU) wurde 
von vielen als Beginn einer Institutionalisierung europäischer Arbeitsbezie­
hungen und Teil eines europäischen Mehrebenensystems angesehen (De 
Spiegelaere, Jagodziński, Waddington 2022, S. 239). Die Hoffnungen ruhten 
auf einer voranschreitenden Institutionenbildung, die zunehmend auch 
Verhandlungs- und Partizipationsrechte einschließen würde. Diese Hoff­
nungen wurden in den folgenden Jahrzehnten weitestgehend enttäuscht 
und die ablehnende Haltung der Arbeitgeber gegenüber verbindlichen 
Regelungen transnationaler Verhandlungs- und Partizipationsrechte blieb 
bis heute dominant. Aber auch auf Gewerkschaftsseite wurde eine Verhand­
lungskompetenz für Europäische Betriebsräte (EBR) nicht immer unter­
stützt und Verhandlungen mit Arbeitgebern als exklusives gewerkschaftlich­
es Monopol angesehen.

In der Praxis können verschiedene Phasen der Entwicklung der Europäi-
schen Betriebsräte (EBR) unterschieden werden (Köhler, González Begega, 
Aranea 2015). Seit 1983 bis zur Verabschiedung der Richtlinie 1994 kam 
es in über 40 überwiegend französischen und deutschen Transnationalen 
Unternehmen (TNU) zu freiwilligen Vereinbarungen über die Einrichtung 
transnationaler Organe zur Information und Konsultation. Diese Proto-
EBRe spielten eine wichtige inspirierende Rolle bei den Verhandlungen der 
EBR-Richtlinie. Die 1994 verabschiedete EBR-Richtlinie bot den Unterneh­
men in Art. 13 eine Übergangsphase bis zum effektiven Inkrafttreten im 
September 1996 an, in der EBRe freiwillig und ohne gesetzlichen Rahmen 
eingerichtet werden konnten, die dann in dieser Form auch nach dem 
Inkrafttreten weiter Bestand hatten. Dies führte zu einer oft durch das 
Management inszenierten massiven Gründungswelle zur Vermeidung von 
möglichen gesetzlichen Restriktionen und Vorgaben. Diese können durch­
aus unterschiedlich sein, je nachdem wie die Mitgliedsländer die Richtlinie 
in nationales Recht umsetzen.
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Phasen der Entwicklung Europäischer Betriebsräte

Voluntarismus Politisch in­
szenierter 
Voluntarismus

Regulierter 
Voluntarismus

Revidierter 
Voluntarismus

Jahre 1983–1994 1994–1996 1996–2009 Seit 2009
Rechtliche 
Grundlage

Freiwillig ohne 
rechtlichen 
Rahmen

Art. 13 der 
EBR-Richtlinie

Art. 6 der EBR-
Richtlinie

Revidierte 
EBR-Richtlinie

Art der 
EBRe

Freiwillige 
Proto-EBRe

Oft Manage­
ment-initierte 
freiwillige EB­
Re vor Inkraft­
treten der 
Richtlinie

Langsame Ent­
wicklung der 
EBRe gem. 
dem Inhalt der 
Richtlinie

Langsame Ent­
wicklung der 
EBRe gem. 
dem Inhalt der 
revidierten 
Richtlinie

Das Inkrafttreten der Richtlinie verwandelte den Europäischen Betriebsrat 
(EBR) in ein Arbeitnehmer*innenrecht und zwang das Management, auf 
Antrag der Arbeitnehmer*innenvertreter über Prozess und Inhalt eines 
EBR-Statuts verbindlich zu verhandeln. Seither hat sich die Dynamik der 
EBR Neugründungen sehr verlangsamt und viele in Europa operierende 
Transnationale Unternehmen (TNU) haben bis heute kein transnationales 
Vertretungsorgan. Auch die Praxis der Europäischen Betriebsräte (EBR) 
zeigte von Beginn an viele Defizite hinsichtlich der Qualität der Informa­
tion, der Konsultierung und vor allem der fehlenden Verhandlungsrech­
te (Waddington 2001). Die 2009 revidierte Richtlinie (2009/38/EC) hat 
zwar einige Verbesserungen vor allem hinsichtlich der Konkretisierung der 
Informations- und Konsultationsverfahren gebracht und klarere Zeitvorga­
ben eingeführt, aber keinen spürbaren Effekt auf Neugründungen und die 
Qualität transnationaler Interessenvertretung gezeigt (Köhler et al. 2005; 
De Spiegelaere 2016).

Die Praxis der Europäischen Betriebsräte (EBR) ist außerordentlich va­
riabel und zeigt die Vielfalt und Komplexität transnationaler Arbeitsbezie­
hungen. Europäische Betriebsräte (EBR) bilden eine neue Form eines mul­
tikulturellen mehrsprachlichen organisatorischen Lernprozesses, der die 
Beteiligten vor große Herausforderungen stellt, denen diese nicht immer 
gewachsen sind und dem häufig die notwendige institutionelle Unterstüt­
zung von Verbänden und Experten fehlt. Zudem besteht bis heute eine 
Kluft zwischen den 14 ‘pre-2004’ und den 13 ‘post-2004’ Mitgliedsstaaten, 
insofern die Beteiligungsrechte und Praxis in den Mittel- und Osteuropäi­
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schen neuen EU Ländern den erreichten Standards Westeuropas hinterher­
hinkt (Eurofound 2024; Lafuente, Parker, Vitols 2024).

In der einschlägigen Literatur wurde eine Reihe von Hindernissen für 
eine effektivere gewerkschaftliche Kooperation und Koordinierung identifi­
ziert:

„Differences between countries in production structure, legislation and 
political policies as well as in language and culture; the absence of a 
counterpart willing to negotiate above the national or even local level; 
variations in ideological basis and occupational or sectoral interests be­
tween unions, as well as differences in organizational forms in different 
countries and sectors; and a lack of power or financial resources as well 
as support from union members for transnational cooperation” (Larsson 
2012, S. 154).

Zu Beginn des Jahrtausends haben einige Autoren Typologien zur Analyse 
der Europäischen Betriebsräte (EBR) entwickelt, von denen zwei bis heute 
breite Anwendung finden. Wolfgang Platzer und Stefan Rueb (1999) unter­
scheiden vier EBR-Typen: (1) den symbolischen Europäischen Betriebsrat 
(EBR), (2) den dienstleistenden Europäischen Betriebsrat (EBR), (3) den 
projektorientierten Europäischen Betriebsrat  (EBR) und (4)  den beteili­
gungsorientierten Europäischen Betriebsrat (EBR). Der symbolische Euro­
päische Betriebsrat (EBR), dessen Aktivität sich auf ein Informationstreffen 
einmal im Jahr beschränkt, ist dabei der am häufigsten anzutreffende Typ. 
Hermann Kotthoff (2006) hat aus seiner Vergleichsstudie fünf Typen ent­
wickelt: (1) den Europäischen Betriebsrat (EBR) als ֦mitgestaltendes Arbeits­
gremium", (2) den deutschen Betriebsratsvorsitzenden als ֦Fürsprecher der 
Diaspora", (3) den Europäischen Betriebsrat (EBR) als Informationsanalyti­
ker – das Florettfechten, (4) den Europäischen Betriebsrat (EBR) im Leerlauf 
– ein zahnloser Tiger und (5) den marginalisierten Europäischen Betriebsrat 
(EBR) – ein Fehlstart.

Die inzwischen zahlreichen empirischen Fall- und Vergleichsstudien ha­
ben eine Reihe entscheidender Einflussfaktoren auf die Arbeit und Funkti­
onsweise der Europäischen Betriebsräte (EBR) herausgearbeitet (Köhler 
und Dantas Madureira 2024; Aranea Guillén 2017; González Begega 2011; 
Hertwig, Pries, Rampeltshammer 2009; Weiler 2004). An erster Stelle 
wird die Organisationsweise und das Modell der Arbeitsbeziehungen des 
Unternehmens genannt, was entscheidend die Erwartungen und Arbeits­
weise des Europäischen Betriebsrates (EBR) bestimmt. In Unternehmen 
mit eingespielten Vertretungs- und Verhandlungsbeziehungen ist die Chan­
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ce am größten, dass sich arbeitsfähige Europäische Betriebsräte (EBR) 
bilden. Der Wille und die Bereitschaft des Managements mit den Arbeit­
nehmer*innenvertretungen in einen Austausch zu treten ist ein zweiter 
wichtiger Einflussfaktor. Zwiespältig ist der Einfluss starker nationaler Be­
triebsräte und Gewerkschaften. Auf der einen Seite erleichtert dies die 
Bildung Europäischer Betriebsräte (EBR), auf der anderen Seite behindern 
dominante nationale Vertretungen die Herausbildung von transnationaler 
Identität und Solidarität.

Die vielen Fallstudien und qualitativen Untersuchungen haben eine 
Vielzahl praktischer Probleme und Hindernisse für eine dynamische Ent­
wicklung der Europäischen Betriebsräte (EBR) und ihr transnationales 
Interessenvertretungspotential aufgezeigt. Sitzungen finden nur einmal im 
Jahr statt, die Festlegung der Tagesordnung wird vom Management do­
miniert, das Management missbraucht die Geheimhaltungsregeln als Vor­
wand für die Zurückhaltung wichtiger Informationen, die Ressourcen sind 
knapp (kein ständiges Sekretariat, kein Lenkungsausschuss, keine Betreu­
ung durch Experten), sprachliche und kulturelle Barrieren behindern die 
Kommunikation, lokale Eigeninteressen untergraben die transnationale So­
lidarität, mangelnde Verhandlungskompetenz degradiert die Europäischen 
Betriebsräte (EBR) oft zu bloß symbolischen Gremien ohne konkrete Mit­
tel zur Vertretung der Arbeitnehmer*inneninteressen usw. In einer breiten 
Umfrage unter mehr als 1500 Europäischen Betriebsrats (EBR)-Delegierten 
bringen viele zum Ausdruck:

„Management action or inaction is at the heart of this situation on 
four inter-related counts: most managers release information too late 
to enable worker representatives to influence the content of managerial 
decision-making; they do not engage in consultation; they do not seek 
agreed solutions with the EWC; and many of them cite confidentiality as 
a means of restricting the exchange of information and consultation on a 
wider range of issues” (De Spiegelaere et al. 2022, S. 260).

Auch die Managementvertreter in Europäischen Betriebsräten (EBR) ge­
ben diese Gründe für die mangelnde Effizienz der meisten Europäischen 
Betriebsräten (EBR) an:

„Among the most frequent barriers that may hamper the level of effectiv­
eness of EWC, the interviewees mention a lack of broader understanding 
of business issues; poor linguistic skills; thinking locally and not global­
ly; thinking in short- or medium-term rather than long-term and strate­
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gic; quality of the meetings (…) and traditions in industrial relations and 
social dialogue” (Pulignano und Turk 2016, S. 24).

Europäische Betriebsräte (EBR) werden von vielen Beteiligten als nützli­
che Informationsquelle aber nicht als Partizipationsgremium wahrgenom­
men. Die Mehrheit der Europäischen Betriebsrats (EBR)-Delegierten gibt 
an, von den strategischen Managemententscheidungen erst informiert zu 
werden, nachdem die Entscheidungen getroffen wurden und damit kei­
ne Chance haben, diese zu beeinflussen. Das Management nutzt dazu 
die Europäischen Betriebsräte (EBR) auch als management whipsawing 
Instrument, um die Belegschaften unter Konkurrenzdruck zu setzen und 
Konzessionen zu erzielen. Während so auf der einen Seite eine andauern­
de Unzufriedenheit mit der mangelnden Operativität und Ineffizienz der 
Europäischen Betriebsräte (EBR) unter den Arbeitnehmer*innenvertretern 
vorherrscht, haben auf der anderen Seite die Manager gelernt, Europäi-
schen Betriebsräte (EBR) erfolgreich für ihre Interessen zu nutzen (Puli­
gnano und Turk 2016).

„In practice, the evidence demonstrates a shift in the utility of EWCs 
away from the initial target group of workers with a deficit of information 
and consultation towards a managerial HR agenda” (De Spiegelaere et al. 
2022, S. 269).

Ein effektiver Sozialer Dialog auf transnationaler Unternehmensebene 
hängt den Beteiligten zufolge entscheidend von der Bereitschaft des 
Managements ab, diesen zu führen, Informationen rechtzeitig zu geben 
und die Arbeitnehmer*innenvertreter*innen zu konsultieren. Genau dies 
ist jedoch nur in einer Minderheit der TNU der Fall. ֦Management clearly 
holds the keys to the success of the EWC” (De Spiegelaere et al. 2022, 
S. 101). Da eine Steigerung der freiwilligen Bereitschaft der Manager zu 
einer Stärkung des transnationalen Sozialen Dialogs kaum zu erwarten ist, 
zeigt sich hier ein dringender Handlungsbedarf zur Stärkung der effektiven 
Verhandlungsmacht und Vertretungsrechte der Europäischen Betriebsräte 
(EBR). Ein praktischer Vorschlag zur Stärkung der Arbeitnehmer*innen­
rechte in Europa ist die soziale Konditionierung aller öffentlichen Aufträge 
in allen Mitgliedsländern, sodass Unternehmen nur dann öffentliche Auf­
träge erhalten, wenn sie gewerkschaftliche Vertretungen und Tarifrechte 
achten (Velicu und Barthès 2024). Kowalsky und Scherrer (2016) sehen 
die Europäischen Betriebsräte (EBR) alleine zu schwach und plädieren für 
ein nachhaltiges EU Unternehmensrecht mit einer dreidimensionalen sich 
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ergänzenden Arbeitnehmer*innenbeteiligung aus Information, Anhörung 
und Mitbestimmung im Aufsichtsrat.

In der bislang umfangreichsten Befragung von EBR-Delegierten zur 
Effektivität und Funktionsweise dieser transnationalen Vertretungsorgane 
gaben immerhin mehr als 90 % an, mit Problemen der Restrukturierung, 
Produktionsverlagerung, Verkauf oder Übernahme, Schließung oder Be­
schäftigungsabbau konfrontiert gewesen zu sein, doch nur in einer kleinen 
Minderheit der Fälle kam es zu einer Anhörung und praktisch nie zu einer 
Verhandlung oder Einfluss auf den Entscheidungsprozess (De Spiegelaere 
und Jagodziński 2019). Während auf der einen Seite Restrukturierungen 
immer mehr zum Kerngeschäft der Transnationalen Unternehmen (TNU) 
werden, bleiben die betroffenen Belegschaften ohne Einflussmöglichkeiten 
bei diesen Prozessen. Obwohl die EU Richtlinien zu grenzüberschreitenden 
Übernahmen und Fusionen klar die Beteiligungs- und Anhörungsrechte 
der Beschäftigten festschreiben, werden diese Rechte in der Praxis nur sehr 
selten wahrgenommen (Hoffmann 2016).

Die fehlenden Partizipationsrechte und Möglichkeiten transnationaler 
Tarifverhandlungen sind sicherlich ein Hauptgrund für das mangelnde 
Interesse vieler Beschäftigter und Gewerkschaften an diesen Gremien. Den 
bisherigen Erfahrungen zufolge könnte nur eine neue Richtlinieninitiative 
der Kommission für einen notwendigen neuen Schub sorgen (ETUC 2017). 
Dies trifft auch auf die Europäischen Aktiengesellschaften (SE) zu, deren 
Richtlinie sowohl Europäischen Betriebsräte (EBR) wie Arbeitnehmer*in­
nenvertreter im Aufsichtsrat vorsieht, doch nur eine kleine Minderheit der 
ca. 3.500 Euro AGs haben diese Partizipationsrechte realisiert (Keller und 
Rosenbohm 2024). Maxi Leuchters (2024) hat kürzlich die wichtigsten 
Forderungen für eine effektivere unternehmerische Mitbestimmung und 
nachhaltigere Corporate Governance in Europa zusammengefasst.

Die in den vergangenen Jahren stark angewachsene Zahl europäischer 
und internationaler Rahmenvereinbarungen zwischen internationalen Ge­
werkschaftsverbänden und Tansnationalen Unternehmen (TNU) direkt 
ausgehandelt könnte zudem ein Hinweis dafür sein, dass Gewerkschaften 
alternative und effizientere transnationale Interessenvertretungskanäle den 
schwerfälligen Europäischen Betriebsräten (EBR) vorziehen. Seit der ersten 
internationalen Rahmenvereinbarung 1988 von BSN Danone sind über 
300 dieser Vereinbarungen abgeschlossen worden, die große Mehrheit in 
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europäischen Konzernen.1 Diese internationalen Rahmenvereinbarungen 
verpflichten die Unternehmen in der Regel auf die Beachtung grundle­
gender Arbeitnehmer*innenrechte entsprechend den ILO (International 
Labour Organization) Normen und Standards der unternehmerischen So­
zialverantwortung (Corporate Social Responsibility), sind jedoch kein Ins­
trument der Interessenvertretung bei unternehmerischen Entscheidungs­
prozessen.

Um diese komplexe und nicht lineare Entwicklung transnationaler 
Arbeitnehmer*innenbeteiligung analytisch in den Griff zu kriegen, wurde 
in den letzten Jahren die Perspektive einer Mehrebenen Governance 
erarbeitet (Marginson und Sission 2004; Platzer 2009). Marginson und 
Sisson haben die europäischen Arbeitsbeziehungen als ein ‘multi-level 
governance’ System bezeichnet, ein komplexes Zusammenspiel lokaler, 
nationaler und transnationaler Akteure und Interessen. ֦Just as a ‘multi-le­
vel system of governance’ is the most appropriate metaphor for the emer­
ging EU polity, so too is it for European industrial relations” (Marginson 
und Sisson 2004, S. 25). Aline Hoffmann (2016) hat in diesem Kontext 
argumentiert, dass es für die Gewerkschaften darauf ankommt, die Knoten­
punkte zu verknüpfen, um die vertikale Integration der Europäischen Be­
triebsräte (EBR) mit den nationalen Vertretungsstrukturen zu verbessern. 
Lokale, nationale und transnationale Informations- und Konsultationspro­
zesse sind komplementär und sollten kommunikativ verknüpft sein, zumal 
immer mehr Informationen und Managementverfahren digitalisiert und 
transnational standardisiert werden.

4. Ausblick

Die Europäische Union (EU) hat im Laufe ihrer Entwicklung die Notwen­
digkeit und Bedeutung der Beteiligung der Zivilgesellschaft an den politi­
schen Entscheidungsprozessen erkannt und entsprechende Institutionen 
des Sozialen Dialogs und der Anhörung eingerichtet. Mehrere offizielle 
Verlautbarungen wie die Europäische Säule Sozialer Rechte (2017) oder die 
Resolution des Europäischen Parlaments zur Demokratie am Arbeitsplatz 
(2021) betonen dabei explizit die Arbeitnehmer*innenbeteiligung in Trans­
nationalen Unternehmen (TNU) und die Rolle der Europäischen Betriebs­

1 Database on transnational company agreements: https://ec.europa.eu/social/main.jsp?
catId=978&langId=en
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räte (EBR). In seiner Entschließung zu Europäischen Betriebsräten (EBR) 
vom Februar 2023 betonte das Parlament erneut, dass es von wesentlicher 
Bedeutung ist, die Europäischen Betriebsräte (EBR) und ihre Fähigkeit, 
ihre Rechte auf Unterrichtung und Anhörung wahrzunehmen, zu stärken 
und ihre Zahl zu erhöhen. Darüber hinaus forderte es die Kommission 
erneut auf, einen Vorschlag für eine Überarbeitung der EBR Richtlinie 
2009/38/EG vorzulegen, um deren Ziele, Begriffsbestimmungen und Ver­
fahren zu präzisieren und das Recht der Arbeitnehmer*innenvertreter auf 
Unterrichtung und Anhörung, insbesondere während Umstrukturierungs­
prozessen, zu stärken (Dillon 2024). Dazu gehören auch effektive Sankti­
onsmechanismen für Unternehmen und Staaten, die gegen die Richtlinie 
verstoßen. Im Januar 2024 kam die Kommission diesem Anliegen mit 
einem Vorschlag zur Überarbeitung der Richtlinie nach, der seither in den 
Parlamenten der Mitgliedsstaaten diskutiert wird (EU Kommission 2024). 
Die Umsetzung dieses offiziellen politischen Willens in funktionierende 
betriebliche Praxis erweist sich allerdings als schwierig und widerständig. 
Die hoffnungsvolle Dynamik der 1990er-Jahre mit vielen EBR-Gründungen 
und Vereinbarungen zum Sozialen Dialog ist in diesem Jahrhundert weit­
gehend erlahmt. Die ursprünglichen Hoffnungen auf mehr oder weniger 
automatische ‘spillover effects’ von der ökonomischen zur sozialen Integra­
tion haben sich als unrealistisch erwiesen (Keller und Rosenbohm 2024). 
Unter den zahlreichen Gründen dafür ist eine generelle Schwächung der 
gewerkschaftlichen Macht und sozialen Präsenz sowie eine strategische 
Zentralisierung der Entscheidungskompetenz in vielen Transnationalen 
Unternehmen (TNU) hervorzuheben. Vor allem aber fehlt es an effek­
tiven Partizipations- und Verhandlungsrechten transnationaler Arbeitneh­
mer*innenvertretungen. Hier liegt ein dringender Handlungsbedarf für die 
Europäischen Gesetzgeber vor. Die Schlussfolgerungen der Expertengrup­
pe vom Europäischen Gewerkschaftsinstitut sind eindeutig (De Spiegelaere 
et al. 2022, xiii):

„The Recast and any accompanying learning effects have failed to result 
in EWC (European Works Council) practices attaining the standards re­
quired by European legislation and policy-makers for the vast majority of 
EWC representatives. The quality of information and consultation proce­
dures within EWCs is generally poor, with the consequence that, at best, 
most EWCs’ function as purely information rather than information and 
consultation institutions. Although trade union organisations continue to 
strive for greater involvement in EWCs, articulation between EWCs and 
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other institutions of labour representation, and more wide-ranging trai­
ning provisions for EWC representatives, standards of information and 
consultation remain persistently low, suggesting that the underpinning 
legislation is insufficient to allow EWC practices to reach an appropriate 
standard. In short, while trade union involvement in EWCs plays a key 
role in their functioning and development, such involvement is insuffici­
ent to overcome the shortfalls in the legislation.”

Die Vielzahl qualitativer Fallstudien und quanitativer Umfragen zu Europäi-
schen Betriebsräten (EBR) kommen sehr einheitlich zu dem Ergebnis, dass 
die große Mehrheit allenfalls Informationsgremien aber keine Anhörungs- 
und Beteiligungsorgane sind. Bei den wenigen Ausnahmen wie Volkswagen 
oder Allianz handelt es sich in der Regel um Ausweitungen starker Vertre­
tungsorgane  in  den  Herkunftsländern  der  Konzerne.  Mehr  als  30  Jahre 
Erfahrung  mit  diesen  transnationalen  Vertretungsorganen  zeigen  zudem 
kaum  Fortschritte  in  der  Effektivität  und  Verhandlungsmacht,  was  auf 
einen Mangel an Partizipationsrechten und die fehlenden Sanktionen bei 
Missachtung dieser Rechte hindeutet, ein klarer Aufruf an den Gesetzgeber.

Die empirischen Untersuchungen belegen zudem eine tiefgreifende 
strukturelle Asymmetrie in den europäischen transnationalen Arbeitsbezie­
hungen. Während sich die Unternehmen transnational restrukturiert haben 
und ihre strategischen Entscheidungskompetenzen in zentralen Vorstän­
den fernab aller Arbeitnehmer*innenvertretungen bündeln, gelingt es den 
Belegschaften und Gewerkschaften nicht, schlagkräftige und verhandlungs­
mächtige transnationale Organisationsstrukturen zu entwickeln.

Das transnationale Management hat zudem gelernt, erfolgreiche whip-
sawing Strategien zu etablieren, d. h. gezielt Belegschaften und lokale Ak­
teure unter Konkurrenzdruck zu setzen und gegeneinander auszuspielen, 
um Konzessionen zu erreichen und transnationale Gegenmacht zu unter­
graben. Der konzerninterne Konkurrenzdruck wird häufig stärker empfun­
den als der externe Markt.

Bei den in Europa tätigen Transnationbalen Unternehmen (TNU) man­
gelt es bis heute an einem Bewusstsein, dass Arbeitnehmer*innenbeteili­
gung bei allen Unternehmensentscheidungen ein grundlegendes soziales 
Recht ist. Europäische Betriebsräte (EBR) benötigen zum einen klare ver­
briefte Beteiligungsrechte, zum anderen die Unterstützung starker Gewerk­
schaften, um sich in echte Beteiligungsorgane und Elemente einer industri­
ellen Demokratie in Europa zu entwickeln. Beides ist derzeit nicht in Sicht.
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Die Entwicklung von Gewerkschaften in Mexiko – Perspektiven 
für die internationale Kooperation

Alfonso Cano und Oscar Calderon

1. Einleitung

Zu Beginn des Jahres 2025 bestimmt ein aufkommender Handelskrieg 
das Verhältnis zwischen den USA, Mexiko und Kanada. Obgleich die 
wirtschaftlichen Austauschaktivitäten und die Arbeitsmigration zwischen 
den drei Staaten seit 1994 durch das Freihandelsabkommen Nordamerika 
(NAFTA) geregelt sind (Hoffmann und Wannöffel 1995), das erst im Juli 
2020 durch das United Staates Mexico Canada Agreement (USMCA)1 er­
neuert wurde, beabsichtigt die aktuelle US-Regierung Zölle in Höhe von 
25 bis 50 % auf Waren aus diesen Ländern zu erheben. Im Zentrum dieser 
Auseinandersetzung stehen zweifellos die Exporte der internationalen Au­
tomobilindustrie von Mexiko in die USA. Der Ausgang dieses Handelskon­
fliktes ist insbesondere für die in Mittelamerika angesiedelten deutschen 
Autokonzerne wie die Volkswagen Group/ Audi, BMW und Mercedes-Benz 
sowie die zahlreichen Automobilzulieferer (Bosch, Continental, Schäffler) 
mit insgesamt über 330 Standorten in Mexiko von großer wirtschaftlicher 
Bedeutung. Erst wurde jüngst entschieden, dass Standorte der VW Group/ 
Audi in Brüssel geschlossen und die Produktion von Elektrofahrzeugen der 
Oberklasse in das Audi-Werk nach Mexiko (San José Chiapa) verlagert wer­
den.2 Mexiko ist nach den USA der zweitwichtigste Produktionsstandort 
deutscher Automobilhersteller auf dem amerikanischen Kontinent. Über 
die große ökonomische Bedeutung hinaus wird an den mexikanischen 
Standorten deutscher Hersteller auch nach den Standards der Dualen Be­
rufsbildung ausgebildet, die aufgrund der vergleichsweise jungen mexikani­
schen Bevölkerung perspektivisch auch die noch weiter wachsenden Fach­
käfteengpässe an Produktionstandorten in Deutschland abfedern können 

1 Siehe: Agreement between the United States of America, the United Mexican States, 
and Canada 7/1/20 Text (https://ustr.gov/trade-agreements/free-trade-agreements/uni
ted-states-mexico-canada-agreement/agreement-between) [abgerufen am 08.03.2025].

2 Siehe: https://www.vda.de/de/presse/Pressemeldungen/2025/250117_Kommentierung
_Aktualisierung_EU-Mexiko-Handelsabkommens [abgerufen am 08.03.2025].
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(Wannöffel 2023). Für die internationale gewerkschaftliche Zusammenar­
beit ist darüber hinaus von großer politischer Relevanz, wie das europäi­
sche Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz aus dem Jahr 2024 in den Betrie­
ben deutscher Hersteller global und insbesondere in Mexiko, nicht nur 
programmatisch, sondern in der sozialen Praxis, zur Anwendung kommt 
(Schäfers, Schroth, Wannöffel 2022). Da die Umsetzung auf der Ebene der 
Betriebe jedoch ohne die Partizipation der gewerkschaftlichen Interessen­
vertretungen in Mexiko nicht gelingen kann, sind die bundesdeutschen 
Gewerkschaften auch auf verlässliche Informationen über die gewerkschaft­
liche Entwicklung im Land angewiesen.

In diesem Kontext ist dieser Artikel zur Entwicklung von Gewerkschaf­
ten in Mexiko – Perspektiven für die internationale Kooperation – entstan­
den. Absicht ist es, die jüngste gewerkschaftliche Entwicklung in Mexiko 
von 2018 bis 2024 zu analysieren. Dabei werden drei Ziele verfolgt: Erstens 
soll die Entwicklung der gewerkschaftlich organisierten Erwerbstätigen 
während der sechsjährigen Amtszeit des Präsidenten Andrés Manuel López 
Obrador (2018–2024) betrachtet werden. Ein Schwerpunkt seiner Amtszeit 
lag bei der Arbeits- und Sozialpolitik. Zweitens werden die durch die CO­
VID-19-Pandemie verursachten Verwerfungen in der gewerkschaftlichen 
Organisation analysiert und schließlich der Beginn der sechsjährigen Amts­
zeit von Claudia Sheinbaum Pardo (2024–2030) beleuchtet, die im Herbst 
2024 die Fortführung der von ihrem Vorgänger eingeleiteten arbeits- und 
sozialpolitischen Maßnahmen verkündigt hat.

Zu diesem Zweck beginnt der Artikel mit einer Kontextualisierung der 
mexikanischen Gewerkschaftslandschaft seit den 1970er-Jahren. Bis vor 50 
Jahren war das politische System Mexikos durch den Korporatismus der 
führenden Partei der Institutionalisierten Revolution (PRI) geprägt, durch 
den die Gewerkschaftsorganisationen an gesellschaftspolitischen Entschei­
dungsprozessen fest beteiligt wurden. Die Verschuldungskrise des mexika­
nischen Staates, die wirtschaftliche Öffnung und der Einzug neoliberaler 
Politiken zu Beginn der 1980er-Jahre brachen mit diesem Modell des Kor­
poratismus (Wannöffel 1996). Der Umbruch führte zu einer politischen 
Marginalisierung der Gewerkschaften bis 2018, der Amtsübernahme durch 
Präsident Obrador.

Im zweiten Teil des Artikels wird die Empirie mit methodischen Erläu­
terungen vorgestellt. Die Daten fokussieren auf die gewerkschaftlich orga­
nisierten Erwerbstätigen anhand der Variablen Arbeitskräftepotenzial, Ge­
schlecht, Alter, Betriebsgröße und Wirtschaftssektor sowie nach Regionen. 
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Die deskriptive Darstellung wird im dritten Abschnitt schließlich interpre­
tiert.

2. Rahmenbedingungen gewerkschaftlicher Entwicklung in Mexiko

Wie in anderen Ländern Lateinamerikas auch ist in Mexiko die Zahl der 
Gewerkschaftsmitglieder seit Dekaden rückläufig. Die Ursachen lassen sich 
durch fünf miteinander verknüpfte Dimensionen erklären.

Eine erste Dimension ist der Verlust von Arbeitsrechten, die Teil eines 
umfassenderen Systems sozialer Garantien waren, die den mexikanischen 
Wohlfahrtsstaat ausmachten. Als dieses System bereits Ende der 1970er-Jah­
re Anzeichen einer Strukturkrise aufwies, wurden arbeits- und sozialpoliti­
sche Maßnahmen umgesetzt, die darauf abzielten, ökonomische Interessen 
der Unternehmen durch Deregulierung und Flexibilisierung der Arbeits­
beziehungen zu stärken. Dies hat unter anderem zur Reduzierung von 
Kollektivverträgen geführt, die als Mechanismus der Regulierung und des 
Ausgleichs in der Beziehung zwischen Kapital und Arbeit fungierten. Statt­
dessen wurde die individuelle Vertragsgestaltung politisch gefördert, die die 
Möglichkeit einer konzertierten Aktion zur Verteidigung der Arbeitnehmer 
einschränkte (Orozco und Ortiz Magallón 2013; Zepeda Martínez 2014).

Eine zweite Dimension war die Schwächung gewerkschaftlicher Orga­
nisationsmacht angesichts der neoliberalen Arbeitspolitik, die sich eines 
Narrativs bedient, das jede Form kollektiven Handelns ablehnt. Dies ist 
besonders im privaten Sektor zu beobachten, wo eine Kultur der Individua­
lisierung und der Effizienzsteigerung durch persönliche Anstrengung am 
stärksten gefördert wurde (Soto Roy 2009). Dieser arbeitskulturelle Wandel 
zielte auf die Reduzierung des Kollektivgedanken als Mittel der Vertretung 
gemeinsamer Interessen.

Eine dritte Dimension ist die Prekarisierung der Beschäftigungsbedin­
gungen, die sich am deutlichsten im wachsenden informellen Sektor zeig­
te. Laut dem Nationalen Institut für Statistik und Geographie (INEGI) 
Mexikos waren in den letzten vier Dekaden durchschnittlich 58 % der 
Erwerbsbevölkerung im informellen Sektor beschäftigt. In diesem Bereich 
sind die Menschen aufgrund ihres prekären Status jenseits des regulären 
Arbeitsmarktes jeglicher sozialer Sicherheit, Stabilität und des Zugangs 
zu regelmäßigen und angemessenen Löhnen beraubt (Martínez-Licerio, 
Marroquín-Arreola, Ríos-Bolívar 2019; Salazar und Azamar Alonso 2014). 
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Dieser Umstand erschwert es den informell Erwerbstätigen und Solo-Selb­
ständigen, sich überhaupt kollektiv in Gewerkschaften zu organisieren.

Die vierte Dimension ist der korporatistische Charakter der gewerk­
schaftlichen Vertretung als Ergebnis der langjährigen Regierungspolitik 
der Partei der Institutionalisierten Revolution (PRI) in der zweiten Hälfte 
des letzten Jahrhunderts. Das System des Korporatismus beteiligte einer­
seits die Gewerkschaftsorganisationen an gesellschaftspolitischen Entschei­
dungsprozessen, unterminierte andererseits jedoch eine freie gewerkschaft­
liche Organisation. Im Austausch erhielten führende Gewerkschaftsfunk­
tionäre über Jahrzehnte politische Vergünstigungen. Diese Art von verti­
kalen und autoritären Arbeitsbeziehungen führte zu einer Entfremdung 
zwischen führenden Gewerkschaftsorganisationen wie der Confederación 
de Trabajadores de México (CTM) und den im Arbeitskongress (Congreso 
de Trabajo) vertretenen Gewerkschaften von ihrer Mitgliederbasis in den 
Betrieben (Méndez y Berrueta und Quiroz Trejo 2010; Zapata 1994, 2000).

Die fünfte Dimension ist schließlich eine neoliberale Arbeitspolitik, die 
die Rechte der Arbeitnehmenden einschränkte und im Laufe der letzten 
30 Jahre die Grundlagen des Sozialstaats eliminiert hat. Dieser Prozess 
wurde 2017 von Reformen des mexikanischen Bundesarbeitsgesetzes und 
dem Abkommen zwischen Mexiko, den Vereinigten Staaten und Kanada 
(T-MEC) von 2019 begleitet. Diese Reformen geben den Unternehmen 
mehr Befugnisse bei Einstellungen und Entlassungen, bei der Ausbildung, 
bei Löhnen und bei Beförderungen von Beschäftigten. Luis Quintana 
Romero (2016) hebt folgende Aspekte der Arbeitsreform hervor: a) Neue 
Einstellungsmodalitäten mit Probezeit-, Erstausbildungs- und Saisonverträ­
gen, die es ermöglichen, Arbeitnehmende für einen begrenzten Zeitraum 
und mit weniger Rechten einzustellen; b) Kriterien für die Besetzung frei­
er Stellen und die Beförderung: Vorrang von Ausbildung, Eignung und 
Produktivität vor dem Dienstalter; c) Mehrfachqualifizierung: Arbeitgeber 
können Arbeitnehmenden ergänzende Aufgaben zuweisen, wodurch die 
Arbeit intensiver und die Verantwortung der Arbeitnehmenden verwischt 
wird; d) Regulierung der Vergabe von Unteraufträgen (Outsourcing); e) 
Kürzung der rückständigen Löhne auf maximal 12 Monate, was sich bei 
längeren Arbeitsprozessen nachteilig auswirkt; f ) Ermöglichung von Stun­
denlöhnen anstatt Monatsgehälter. Dazu gibt es neue Kriterien für die 
Ausübung von Streiks, was die Ausübung dieses Rechts einschränkt (Luis 
Quintana Romero 2016).

Ernesto Sánchez Sánchez und Jesús Bojórquez Luque (2023) unterstrei­
chen zudem die wichtige Bedeutung des im Jahr 2020 neu in Kraft getrete­
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nen Handelsabkommens zwischen den USA, Mexiko und Kanada (USM­
CA). Der erste Vertragsteil unterstreicht das Recht der Arbeitnehmenden, 
an Verhandlungen mit den Arbeitgebern teilzunehmen, sich frei zu orga­
nisieren, eine Gewerkschaft ihrer Wahl zu gründen oder ihr beizutreten 
und verbietet schließlich die Einmischung der Arbeitgeber in die interne 
Organisationsstruktur der Gewerkschaften. Der zweite Gesetzesteil garan­
tiert die Unabhängigkeit, Autonomie und Freiheit der Arbeitnehmenden, 
Tarifverhandlungen auf der betrieblichen Ebene zu führen. In diesem Zu­
sammenhang weisen die Autoren darauf hin, dass die Registrierung von 
Gewerkschaften und die Aktualisierung ihrer Richtlinien die Grundsätze 
der Rechtmäßigkeit, Transparenz und Unparteilichkeit gewährleisten müs­
sen. Sie betonen, dass durch das internationale Abkommen wichtige Fort­
schritte in Richtung gewerkschaftlicher Unabhängigkeit gemacht wurden. 
(Sánchez Sánchez und Bojórquez Luque 2023).

Diese fünf Dimiensionen dienen als Referenz, um die Entwicklung der 
gewerkschaftlichen Organisation in Mexiko anhand von drei Schlüsseler­
eignissen nachzuzeichnen: a) 2018, der Wahlsieg von Andrés Manuel López 
Obrador (2018–2024) mit einem sozial ausgerichteten Programm namens 
„Vierte Transformation“ (4T); b) 2021, die COVID-19-Pandemie mit ihren 
negativen wirtschaftlichen Auswirkungen und c) 2024, das Ende der sechs­
jährigen Amtszeit Obradors mit dem Übergang zur sogenannten „ersten 
Phase” der Transformation.

3. Empirische Ergebnisse

3.1 Methodische Vorbemerkungen

Für die empirische Analyse, wurden die öffentlich zugänglichen Daten 
des INEGI mithilfe der Software R extrahiert, um diese mit Personendaten­
sätzen aus der Beschäftigtenbefragung aus dem ersten Quartal von 2018 
bis 2024 zu verbinden, die die Daten aus dem erweiterten Fragebogen 
(INEGI 2025) enthalten. Es wurde ein Datenrahmen generiert, um auf die 
Analyseeinheit der soziodemografischen Merkmale und der Berufs- sowie 
Beschäftigungsdaten zuzugreifen (INEGI 2010).

Im Folgenden wird die Entwicklung der gewerkschaftlich organisierten 
Bevölkerung anhand der Variablen Erwerbstätige, Geschlecht, Wirtschafts­
zweig, Alter und Betriebsgröße sowie schließlich die Verteilung nach mexi­
kanischen Bundesländern dargestellt.
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3.2 Entwicklung der gewerkschaftlich organisierten Erwerbspersonen 
2018–2024

Folgt man den Daten der Nationalen Erhebung über Beruf und Beschäfti­
gung (ENOE) des INEGI (2025) lag der gewerkschaftliche Organisations­
grad im ersten Quartal 2018 bei 8,0 % einer wirtschaftlich aktiven Bevölke­
rung von fast 54 Millionen Menschen (siehe Tabellen 1 und 2). Dieser 
Trend wurde nur im Jahr 2021 unterbrochen, als coronabedingt die Anzahl 
der Erwerbstätigen von 57.014.967 im ersten Quartal 2020 auf 55.385.133 
im ersten Quartal 2021 sank, jedoch die gewerkschaftlich organisierten 
Erwerbstätigen in denselben Jahren von 4.677.481 auf 4.753.995 anstieg 
(siehe Abbildung 1). Gewerkschaftliche Organisation schützte demnach 
während der COVID-19-Pandemie vor Arbeitsplatzverlust. Von der Grup­
pe gewerkschaftlich organisierter Erwerbspersonen waren 55,7 % Männer 
und 44,3 % Frauen (siehe Tabelle 3). Diese waren überwiegend im Han­
dels- und Dienstleistungssektor mit 67,9 % (2.947.812 Personen) beschäftigt, 
gefolgt vom gewerblichen Sektor mit 31,7 % (1.376.245). Der Agrarsektor ist 
traditionell mit 0,19 % (8.464) marginal organisiert (Siehe Abb. 2).

Bevölkerung nach wirtschaftlicher Aktivität

Indikator 1. Quartal 2018 Standard
fehler

Struktur % 
2018

Gesamtbevölkerung 124,286,6233    
Bevölkerung ab 15 Jahren 91,385,1304 322,072 100
Wirtschaftlich aktive 
Bevölkerung (PEA)

53,936,667 234,807 59

Erwerbstätige Bevölkerung 52,253,0365 230,770c 96.98
Arbeitslose Bevölkerung 1,683,631 37,761 3.12

Quelle: Eigene Berechnungen basierend auf Daten des INEGI, 1. Quartal 2018 (INEGI, 
2018, 2022a, 2022b, 2025).

Tabelle 1.

3 Die absolute Zahl der Gesamtbevölkerung aus Haushaltsumfragen wird stets an demo­
grafische Projektionen angepasst, die von CONAPO erstellt werden. Die auf Basis der 
ENOE-Daten gewichtete Gesamtzahl beträgt 122.686.834 (INEGI, 2022b).

4 Die gewichteten Informationen sind mit den statistischen Präzisionsindikatoren des 
INEGI (2022a) konsistent, mit Ausnahme der Gesamt- und Erwerbsbevölkerung.

5 Berechnet auf Basis von Schätzungen des INEGI (2025).
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Anteil der gewerkschaftlich organisierten Bevölkerung an der 
Erwerbsbevölkerung (PEA), 1. Quartal 2018–2024

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der Daten der ENOE, 1. Quartal 2018–2024

Gewerkschaftlich organisierte Bevölkerung nach Geschlecht, 1. 
Quartal 2018–2024

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der Daten der ENOE, 1. Quartal 2018–2024.

Abb. 1.

Abb. 2.
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Während der Regierung Obrador steigt bis 2021 der gewerkschaftliche 
Organisationsgrad um 13 % bei 5.385.133 Erwerbspersonen mit 2.529.844 
Männern (53,2 %) und 2.224.151 Frauen (46,8 %). Bei beiden Geschlechter­
gruppen ist ein Anstieg gegenüber dem Jahr 2018 zu beobachten. Dieses 
Wachstum bei den weiblichen gewerkschaftlich organisierten Beschäftigten 
ist jedoch proportional höher als bei ihren männlichen Kollegen. Dieser 
Trend setzt sich bis zum Jahr 2024 fort (siehe Tabelle 3). Für das erste 
Quartal des Jahres 2024 ergibt sich eine aktive Erwerbsbevölkerung von 
60,66 Millionen Menschen, davon sind 24,7 Millionen Frauen und etwa 36 
Millionen Männer (INEGI 2024). Auf dieser Grundlage beträgt die Anzahl 
gewerkschaftlich organisierter Erwerbspersonen 5.237.925, d. h. 10,16 % hö­
her als im gleichen Zeitraum des Jahres 2021 und 20,7 % höher als im ersten 
Quartal des Jahres 2018 (siehe Tabelle 3).

3.3 Gewerkschaftliche Organisation nach Wirtschaftssektoren

Schaubild 3 zeigt einen stabilen Trend in den einzelnen Wirtschaftssekto­
ren. Es ist jedoch bemerkenswert, dass im Dienstleistungssektor der Anteil 
derjenigen, die angaben, nicht gewerkschaftlich organisiert zu sein, im Jahr 
der COVID-19-Pandemie zwischen 2020 auf 2021 zurückgeht. Dieser Sek­
tor ist auch dann derjenige mit dem stärksten Wachstum von Beschäftigten. 
Die Anzahl der Erwerbstätigen stieg von insgesamt 22.255.374 im ersten 
Quartal 2018 auf 26.244.776 im gleichen Zeitraum 2024. Außerdem ist 
festzustellen, dass der Prozentsatz gewerkschaftlich organisierter Erwerbs­
personen im sekundären und tertiären Sektor von 13 auf 14 % ansteigt.
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Klassifikation der erwerbstätigen Bevölkerung nach 
Wirtschaftssektoren – Gesamtzahlen, 1. Quartal 2018–2024

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der Daten der ENOE, 1. Quartal 2018–2024

Klassifikation der gewerkschaftlich organisierten erwerbstätigen 
Bevölkerung nach Wirtschaftssektoren – Gesamtzahlen, 1. Quartal 
2018–2024

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der Daten der ENOE, 1. Quartal 2018–2024.

Abb. 3.

Abb. 4.
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Diese Abbildungen spiegeln einen globalen Trend wider, der auch in Me­
xiko seit mehreren Jahren zu beobachten ist, nämlich den Rückgang der 
Industriearbeit bei gleichzeitiger Zunahme der Beschäftigung im Dienst­
leistungssektor. Diese Verschiebung zwischen den Sektoren hat eine Kon­
zentration von fast 70 % der gewerkschaftlich organisierten Erwerbstätigen 
im Dienstleistungssektor zur Folge. Diese Daten verdeutlichen das relative 
Gewicht des tertiären Sektors als nunmehr tragende Säule der mexikani­
schen Wirtschaft infolge der Ausweitung der grenzüberschreitenden Han­
dels- und Dienstleistungsketten mit den USA und Kanada.

Im Jahr 2024 ist der Dienstleistungssektor mit 3.390.716 Beschäftigten 
weiter gewachsen, was 71,3 % der insgesamt 4.753.995 gewerkschaftlich 
organisierten Personen entspricht. Dies ist ein Anstieg von 442.904 Dienst­
leistungsbeschäftigten im Vergleich zum gleichen Zeitraum im Jahr 2018. 
Drei Aspekte sind hier hervorzuheben: a) der Dienstleistungssektor be­
schäftigt mehr Frauen als Männer, b) dagegen ist im gewerblichen Sektor 
ein Rückgang von gewerkschaftlich organisierten männlichen Erwerbsper­
sonen zu verzeichnen und c) während auch die weibliche Beschäftigung im 
gewerblichen Sektor einen Aufwärtstrend verzeichnet, stagniert die Anzahl 
männlicher Erwerbspersonen (siehe Abbildung 4).

3.4 Entwicklung der Altersstruktur von Gewerkschaftsmitgliedern

Die Verteilung der gewerkschaftlich organisierten Arbeitnehmenden nach 
Altersgruppen zeigt, dass der Altersdurchschnitt organisierter Beschäftigter 
zwischen 32 und 50 Jahren liegt (siehe Tabelle 4). Die Altersgruppe mit der 
geringsten Gewerkschaftsmitgliedschaft ist dagegen die der 14- bis 19-Jähri­
gen mit nur 1,1 %. Dies bedeutet, dass sich junge Arbeitnehmende auch in 
Mexiko eher gering gewerkschaftlich organisieren. Gründe sind die hohe 
Anzahl befristeter Arbeitsverhältnisse und mangelnde Möglichkeit eines 
beruflichen Aufstiegs. Diese Situation trägt dazu bei, dass der Beitritt in 
eine Gewerkschaft nicht als attraktive Option wahrgenommen wird (siehe 
Abbildung 5). Bei der Verteilung der Altersgruppen gibt es in der Zeitspan­
ne 2018–2024 keine größeren Veränderungen, abgesehen von einem Rück­
gang des ohnehin niedrigen gewerkschaftlichen Organisationsgrads in der 
Altersgruppe der 14- bis 19-Jährigen von 1,1 % auf 0,92 % (Siehe Schaubild 
6).
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Histogramm der Altersverteilung im ersten Quartal 2018
Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der Daten der ENOE, 1. Quartal 2018.

 

Histogramm der Altersverteilung im ersten Quartal 2021
Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der Daten der ENOE, 1. Quartal 2021.

Abb. 5.

Abb. 6.
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Histogramm der Altersverteilung im ersten Quartal 2024 
Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der Daten der ENOE, 1. Quartal 2018.

Abb. 7.
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Dieser Trend setzt sich mit leichten Schwankungen fort. Ein höherer 
Prozentsatz der gewerkschaftlich organisierten Arbeitnehmenden konzen­
triert sich auf die Altersgruppe zwischen 30 und 40 Jahren (siehe Abbil­
dung 7–10). Insgesamt ist der Altersdurchschnitt bei Gewerkschaftsmitglie­
dern auf 42 % leicht gestiegen (siehe Tabelle 4). Nach Geschlechtern aufge­
schlüsselt zeigt sich, dass er sich bei Männern von 41 % im Jahr 2018 auf 
42 % und bei Frauen von 40,7 % auf 42,2 % erhöht hat (siehe Tabelle 5 und 
Abbildung 11). Abschließend kann auf einen interessanten Aspekt hingewie­
sen werden: Während bei weiblichen Beschäftigten im Jahr 2021 im Zuge 
der COVID-19-Pandemie allgemein ein Rückgang zu verzeichnen war, 
konnte dagegen bei gewerkschaftlich organisierten weiblichen Beschäftig­
ten ein deutliches Beschäftigungswachstum nachgewiesen werden.

Durchschnittsalter der Bevölkerung über 14 Jahre nach Geschlecht
Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der Daten der ENOE, 1. Quartal 2018–2024.

Abb. 8.
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Durchschnittsalter der wirtschaftlich aktiven Bevölkerung über 14 
Jahre nach Geschlecht

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der Daten der ENOE, 1. Quartal 2018–2024.

Durchschnittsalter der erwerbstätigen Bevölkerung nach Geschlecht
Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der Daten der ENOE, 1. Quartal 2018–2024.

Abb. 9.

Abb. 10.
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Durchschnittsalter der gewerkschaftlich organisierten Bevölkerung 
nach Geschlecht

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der Daten der ENOE, 1. Quartal 2018–2024.

3.5 Gewerkschaftliche Organisation nach Betriebsgrößen

Was die Größe der Betriebe angeht, in denen die gewerkschaftlich orga­
nisierten Erwerbspersonen verteilt sind, so ist der höchste Prozentsatz 
bei Betrieben mit über 500 Beschäftigten (38,1 %) zu finden, gefolgt von 
kleinen Unternehmen mit 27 % und mittleren Unternehmen mit 16,1 %, 
während der Prozentsatz im öffentlichen Sektor lediglich 12,9 % beträgt 
(siehe Tabelle 6). Der vergleichsweise geringe gewerkschaftliche Organisati­
onsgrad im Öffentlichen Dienst ist auch eine Folge von Sparmaßnahmen 
mit Kürzungen bei Ausgaben und Personal. Im 1. Quartal 2021 ist dagegen 
ein leichtes Wachstum gewerkschaftlicher Organisation zu beobachten, vor 
allem bei kleinen Betrieben, deren Anteil von 27 % auf 30,3 % wuchs. Die 
Zahl der Großbetriebe ging dagegen auf 33 % zurück (siehe Tabelle 6). 
Das Jahr 2021 war aufgrund der COVID-19-Pandemie wirtschaftlich her­
ausfordernd. Viele Unternehmen passten sich an, um die Gesundheitskrise 
zu bewältigen. Mittelgroße Betriebe zeigten hingegen einen anhaltenden 
Anstieg gewerkschaftlich organisierter Beschäftigter im Vergleich zu 2018 
und 2021. Dennoch bleibt ihr Organisationsgrad im Vergleich zu großen 
und kleinen Betrieben relativ niedrig (siehe Tabelle 6).

Abb. 11.
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3.6 Gewerkschaftliche Organisation nach Bundesstaaten

Mexiko ist ein föderaler Staat mit 31 Bundesstaaten, die in drei Zonen 
eingeteilt werden können: Zentrum mit der Metropole Mexiko-Stadt, Nord 
mit der Industrieregion der Maquiladoras und Süd-Ost mit einem Schwer­
punkt im Tourismus (siehe Schaubild 12). Das Zentrum, in welchem sich 
der größte Teil der gewerkschaftlich organisierten Erwerbstätigen befindet, 
sticht hervor, gefolgt vom Norden und dem Südosten. Obwohl es in der 
zentralen Zone eine Konzentration von Industrien gibt, insbesondere im 
verarbeitenden Gewerbe, wie z. B. in der Automobilindustrie und im Bau­
gewerbe, zeigt der Trend, dass der Sektor, der am stärksten gewachsen ist 
(in Übereinstimmung mit dem nationalen Trend), der Dienstleistungssek­
tor ist, während der gewerbliche Sektor relativ stagnierte. Auch die Kluft 
zwischen dem gewerblichen und dem Dienstleistungssektor ist im Norden 
geringer als im Rest des Landes. Im Südosten stagniert der gewerkschaft­
liche Organisationsgrad im Industriesektor und nimmt im Dienstleistungs­
sektor weniger stark zu (siehe Schaubild 13). Betrachtet man nun die Ent­
wicklung der gewerkschaftlich organisierten männlichen Erwerbstätigen in 
der Zentralregion, so hat sich die Kluft zwischen dem gewerblichen und 
dem Dienstleistungssektor tendenziell noch vergrößert. Im Gegensatz dazu 
haben in der Nordregion diese beiden Sektoren tendenziell zugenommen. 
Im vom Tourismus geprägten Südosten hingegen blieb die Dominanz des 
Dienstleistungssektors erhalten, ebenso wie der stagnierende Trend der 
gewerkschaftlich organisierten Erwerbstätigen, trotz des Anstiegs der Ge­
samtbevölkerung des Landes (siehe Abbildung 14).
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Klassifikation der Analysezonen, 1. Quartal 2018–2024
Quelle: Eigene Darstellung auf Basis des geostatistischen Rahmens des INEGI (2020).

Klassifikation der gewerkschaftlich organisierten Erwerbstätigen 
nach Wirtschaftssektoren - Gesamtzahlen, 2018-2024

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der Daten der ENOE, 2018-2024

Abb. 12.

Abb. 13.

Alfonso Cano und Oscar Calderon

204

https://doi.org/10.5771/9783748953081 https://www.inlibra.com/de/page/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/9783748953081 
https://www.inlibra.com/de/page/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


Klassifikation der gewerkschaftlich organisierten erwerbstätigen 
Männer nach Wirtschaftssektoren – Gesamtzahlen, 1. Quartal 2018–
2024

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der Daten der ENOE, 1. Quartal 2018–2024.

Klassifikation der gewerkschaftlich organisierten erwerbstätigen 
Frauen nach Wirtschaftssektoren – Gesamtzahlen, 1. Quartal 2018–
2024

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der Daten der ENOE, 1. Quartal 2018–2024.

Abb. 14.

Abb. 15.
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Schließlich konzentriert sich die weibliche Beschäftigung auf den Dienst­
leistungssektor. Die Tendenz ist in der Zentralregion um Mexiko-Stadt stei­
gend. In der nördlichen Zone zeigen weibliche Beschäftigte den gleichen 
Aufwärtstrend wie männliche Erwerbspersonen. In der südöstlichen Zone 
fällt die niedrige Zahl der Frauen im gewerblichen Sektor auf, sodass hier 
eher eine deutliche Konzentration im Dienstleistungssektor zu verzeichnen 
ist. Insgesamt zeigt die statistische Analyse verschiedene Trends auf, die 
durch die Merkmale des Berufs hervorgehoben werden und vor allem 
deren geschlechtsspezifische Verteilung (siehe Abbildung 15).

4. Diskussion der empirischen Ergebnisse

Aus den bisherigen Ausführungen geht hervor, dass die Situation der Ar­
beitnehmenden und der Gewerkschaften in Mexiko seit den 1980er-Jahren 
durch ungünstige Bedingungen gekennzeichnet war, deren Auswirkungen 
die Möglichkeiten zur Verbesserung der Arbeits- und Lebensqualität der er­
werbstätigen Bevölkerung beeinträchtigen. Dies ist das Ergebnis einer Rei­
he von politischen und institutionellen Maßnahmen, die durch neoliberale 
Politiken die Aufhebung von Tarifverträgen, die Deregulierung und Flexibi­
lität von Arbeit forcieren. In diesem Rahmen ist die Verschlechterung der 
organisierten Gewerkschaftsarbeit ein Spiegelbild der Neugestaltung des 
kapitalistischen Regimes auf globaler Ebene. Es handelte sich um eine Neu­
definition der Beziehungen zwischen Staat und Gesellschaft, insbesondere 
im Hinblick auf das institutionelle Verhältnis zwischen den Interessen von 
Kapital und Arbeit (Wannöffel 1996; Zepeda Martínez 2009). Unter diesen 
Bedingungen ist der geringe gewerkschaftliche Organisationsgrad ein Indiz 
für die Schwäche der Gewerkschaften und eine mangelnde Einflussnahme 
bei der Gestaltung der Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen in den 
Unternehmen. Die statistische Analyse zeigt, dass der Anteil der gewerk­
schaftlich organisierten Arbeitnehmenden in absoluten Zahlen und auch 
relativ zur gesamten Erwerbsbevölkerung seit 2018 von 8,0 % auf 8,6 % 
leicht gestiegen ist. Im Dienstleistungssektor ist er zwar absolut gestiegen, 
aber nicht im gleichen Maße wie die wachsende Zahl der Beschäftigten in 
diesem Sektor. Eine Hauptursache sind die 2017 eingeleiteten Arbeitsrefor­
men, die in erster Linie die Produktivitätssteigerung und die Wettbewerbs­
fähigkeit im Kontext offener Märkte in den Vordergrund gestellt haben 
(Quintana Romero 2016). Wie Quiñones und Rodríguez (2015) betonen, 
hat der Prozess der Deregulierung und Flexibilisierung der Arbeit, obwohl 
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das Konzept der Arbeit als Recht und soziale Pflicht in der mexikanischen 
Verfassung als Grundprinzip in Artikel 123 verankert ist, nicht verhindert, 
dass sich dies negativ auf die Möglichkeiten einer stabilen Beschäftigung für 
die Mehrheit der arbeitenden Bevölkerung des Landes auswirkte. Dies gilt 
vor allem für den Dienstleistungssektor, in dem mehr Frauen als Männer 
arbeiten. Die Veränderungen des Arbeitsmarktes seit den 1980er-Jahren bis 
heute haben dazu geführt, dass die Vereinigungsfreiheit als legitimer Me­
chanismus zur Verteidigung der Arbeitnehmerrechte in den verschiedenen 
Wirtschaftssektoren immer seltener zum Tragen kommen. Dieser Umstand 
macht Prekarität, Anfälligkeit und Ungewissheit zu den tragenden Säulen, 
auf denen die Struktur des mexikanischen Arbeitsmarktes beruhte (Medina 
2008). Unter diesen Rahmenbedingungen war es eine große Herausforde­
rung, die Idee der kollektiven Organisation als legitimes Handlungsprinzip 
am Leben zu erhalten, das die Auswirkungen eines auf Individualisierung 
und Fragmentierung basierenden Produktionssystems abmildern konnte. 
Angesichts der gewerkschaftlichen Tradition ist diese Herausforderung 
aufgrund der Diskreditierung der korporatistischen Gewerkschaften mit 
geringem Kontakt zur Mitgliederbasis noch schwieriger zu bewältigen. Die 
seit 2018 an die Macht gekommene sozialdemokratische Regierung hat 
zwar Verbesserungen auf dem Arbeitsmarkt bewirkt, wie die Anhebung 
der Mindestlöhne oder das Verbot von Schutztarifverträgen (Contratos 
de Protección), die zwischen Gewerkschaftsführung und Unternehmen 
ohne Partizipation der Beschäftigten abgeschlossen wurden, konnten aber 
den Trend der geringen gewerkschaftlichen Organisierung insbesondere 
im gewerblichen Sektor nicht umkehren. Die Förderung der gewerkschaft­
lichen Organisierung unter den jüngeren Erwerbstätigen blieb bislang noch 
ohne Erfolg, sodass sich die gewerkschaftliche Arbeit weiterhin auf die 
Altersgruppe der zwischen 30 und 40-jährigen Bevölkerung konzentriert. 
Im letzten Teil der empirischen Auswertungen wurde festgestellt, dass die 
Analyse nach Regionen einen Schlüssel zum Verständnis des Phänomens 
liefern kann. Zum einen zeigt sie die Konzentration der gewerkschaftlich 
organisierten Bevölkerung im Zentrum des Landes im Dienstleistungssek­
tor und deren Aufwärtstrend, zum anderen die Stagnation im gewerblichen 
Sektor. Unter geschlechtsspezifischen Gesichtspunkten ist zum einen die 
Zunahme des gewerkschaftlichen Gefälles zwischen Männern im Dienst­
leistungs- und gewerblichen Sektor in den Kernzonen des Landes zu nen­
nen. Im Norden sind die Trends in beiden Sektoren statistisch gesehen 
ähnlich positiv. Im Südosten stagniert die gewerkschaftlich organisierte 
Erwerbsbevölkerung im gewerblichen Sektor und weist einen geringeren 
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Wachstumstrend im Dienstleistungssektor auf als in den beiden anderen 
Regionen Mexikos. Andererseits ist es bemerkenswert, wie groß die Kluft 
zwischen der gewerkschaftlich organisierten weiblichen Bevölkerung in der 
Mitte des Landes ist und wie gering diese im Gegensatz dazu im industriel­
len Norden in den Maquiladoras an der Grenze zu den USA ausfällt.

5. Ausblick

Aus einer allgemeinen Perspektive könnte es den Anschein haben, dass 
der gewerkschaftliche Organisationsgrad in Mexiko seit vielen Jahren rück­
läufig ist. Betrachtet man jedoch die vom Nationalen Institut für Statistik 
und Geographie (INEGI) zur Verfügung gestellten Daten für den Zeitraum 
2018 bis 2024, so zeigt sich mit dem Politikwechsel im Jahr 2018 ein leich­
ter Aufwärtstrend bei der gewerkschaftlichen Organisationsmacht, sowohl 
in absoluten als auch in relativen Zahlen. Die Arbeits- und Sozialpolitik 
der sozialdemokratischen Regierungen, die den gewerkschaftlichen Zusam­
menschluss eher fördern, begleitet eine geringe Steigerung des gewerk­
schaftlichen Organisationsgrades von 8,0 % (2018) auf 8,6 % (2024). Zudem 
lassen sich Veränderungen in der Bevölkerungsstruktur nach Altersgruppen 
feststellen, was eine Überalterung der Bevölkerung, die Größe der Betriebe, 
Veränderungen im Geschlechterverhältnis und Merkmale nach Sektoren in 
den drei Landeszonen impliziert.

Die hier vorgestellten empirischen Ergebnisse warnen vor generellen 
Schlussfolgerungen hinsichtlich der zukünftigen gewerkschaftlichen Ent­
wicklung in Mexiko. Es wird in nächster Zeit zu beobachten sein, ob 
unter der aktuellen Präsidentschaft von Claudia Sheinbaum die von Lopez 
Obrador im Jahr 2018 eingeleitete Arbeits- und Sozialpolitik bis 2030 un­
ter veränderten politischen Rahmenbedingungen im gemeinsamen Markt 
mit den USA und Kanada fortgesetzt wird. Für den Zeitraum 2018–2024 
waren leichte positive Veränderungen bei der gewerkschaftlichen Entwick­
lung feststellbar. Dies betrifft in erster Linie die deutliche Reduzierung der 
geschlechtsspezifischen Diskrepanz in der gewerkschaftlich organisierten 
Erwerbsbevölkerung aufgrund der stetig steigenden Beteiligung von Frauen 
auf dem mexikanischen Arbeitsmarkt. Eine Tendenz, die in den nächsten 
Jahren eher noch zunehmen wird.

Die empirische Analyse der Entwicklung der gewerkschaftlichen Organi­
sationsmacht in Mexiko bietet zahleiche Detailinformationen, die für die 
internationale Kooperation von Interessenorganisationen sowohl auf der 
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Unternehmensebene (Weltkonzernbetriebsräte) als auch auf der Gewerk­
schaftsebene (Global Unions, Internationaler Gewerkschaftsbund) von 
Nutzen sind.
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Einfacharbeit in der Transformation: aktuelle 
Entwicklungsdynamiken und neue Herausforderungen für die 
Mitbestimmung

Peter Ittermann und Jens Maylandt*

1. Einleitung: Einfacharbeit im gegenwärtigen Transformationsgeschehen

Die Arbeitswelt ist bekanntlich von einem komplexen Transformations­
geschehen geprägt: Digitalisierung und KI, Pandemiefolgen, ressourcen­
schonende Produktion und nachhaltige Produkte, Krisen und verschärfte 
Standortbedingungen sowie Fachkräftemangel und der hiermit verbunde­
ne Wandel individueller (Arbeits-)Präferenzen sind nur eine Auswahl der 
Faktoren, die derzeit auf Betriebe und Erwerbstätige vieler Branchen ein­
wirken. Die Suche nach geeigneten Anpassungsstrategien führt zu erhebli­
chen Umbrüchen in der Arbeitswelt (u. a. mobiles Arbeiten, digitale Tools 
und Assistenzsysteme, Erosion und Neuentstehen von Arbeitsfeldern), die 
langfristig das Verständnis und die Bedingungen von (Erwerbs-)Arbeit ver­
ändern. Während sich das öffentliche Interesse dabei insbesondere auf die 
Entwicklungspotentiale von High Potentials, hochqualifizierter Arbeit und 
Herausforderungen der Fachkräftesicherung richtet, bleiben die Entwick­
lungsperspektiven von Arbeiten, die zur Ausübung keine einschlägige Aus­
bildung verlangen und in der Regel nur kurze Anlernzeiten erfordern, häu­
fig weniger berücksichtigt. Diese „Einfacharbeiten“ (Abel und Ittermann 
2023) werden oftmals auf ihre (vermeintlich) prekären Beschäftigungsbe­
dingungen und besonderen Arbeitsmarktrisiken reduziert: Vorliegende 
Studien weisen auf ein hohes Substitutionspotential der Einfacharbeiten 
durch den Einsatz digitaler (Automatisierungs-)Technologien (Dengler 
und Matthes 2015, 2021) oder auf eine sinkende Nachfrage nach Helfertätig­
keiten in Krisensituationen (BA 2021; Seibert, Wiethölter, Schwengler 2021) 
hin. Mögliche Folgen sind fehlende Zugangs- und Beschäftigungsmöglich­
keiten sowie Ausgrenzungs- und Segmentationsdynamiken mit hohen ge­
sellschaftspolitischen Risiken (Staab und Prediger 2019).
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Gleichzeitig sprechen vorliegende Entwicklungsdaten für eine bemer­
kenswerte Stabilität und hohe Anpassungsdynamik der Einfacharbeit in 
den letzten Jahren (Ittermann 2023; Hirsch-Kreinsen, Ittermann, Falken­
berg 2019): Weder die Effekte der digitalen Transformation noch die Folgen 
der strukturellen Krise haben bislang zu einem disruptiven Rückgang von 
Einfacharbeitsplätzen geführt. In vielen Bereichen der Wirtschaft wie Han­
del, Logistik, soziale Dienste oder Industrie sind Einfacharbeiten von sub­
stantieller Bedeutung, wie dies insbesondere in den Pandemiejahren sicht­
bar geworden ist (Große-Jäger, Hauser, Lauenstein, May-Schmidt, Merfert, 
Stiegler, Zwingmann 2021). Nicht zuletzt die Fachkräfteknappheit in vielen 
Segmenten der Wirtschaft begründet auf der einen Seite zahlreiche Überle­
gungen, welche ungenutzten Potentiale in der Nutzung und Weiterentwick­
lung von Einfacharbeit liegen (Seibert, Schwengler, Wiethölter 2023; vgl. SI 
Consult 2023; Seyda, Wallossek, Zibrowius 2018)1. Auf der anderen Seite 
stellen sich im Zuge der genannten Umbrüche für die Arbeitsmarktpolitik 
drängende Aufgaben, im Feld der Einfacharbeit neue Beschäftigungsper­
spektiven für geringqualifizierte Erwerbssuchende zu eröffnen (BA 2024). 
Somit ergeben sich viele Fragen zu den Entwicklungsdynamiken in der 
Einfacharbeit und hinsichtlich der Herausforderungen, mit denen Mitbe­
stimmungsträger in diesem Kontext konfrontiert sind.

Vor diesem Hintergrund sind die Perspektiven von „Einfacharbeit“ im 
Kontext des gegenwärtigen Transformationsgeschehens Gegenstand der 
folgenden Ausführungen. In einer differenzierten Perspektive soll deutlich 
gemacht werden, dass eindimensionale Erklärungsversuche des Zusam­
menhangs u. a. von (digitaler) Transformation, wirtschaftlichen Umbrü­
chen und (industrieller) Einfacharbeit den derzeitigen Entwicklungen nicht 
gerecht werden, sondern vielfältige Verläufe und Gleichzeitigkeiten die 
Entwicklungsmuster von Einfacharbeit in der Wirtschaft prägen (vgl. Itter­
mann und Falkenberg 2019). Im nächsten Abschnitt (2) werden aktuelle Er­
kenntnisse des Forschungsstandes ausgewertet und Eckdaten zur Entwick­
lung aus Sekundärerhebungen vorgestellt. Anschließend (3) werden auf der 
Basis eines laufenden Projektes die aktuellen Veränderungsdynamiken und 
Entwicklungsmuster von Einfacharbeit am Beispiel der Region Dortmund 
näher beleuchtet (3). Im Folgenden werden (4) Handlungsanforderungen 
für die Mitbestimmungsträger abgeleitet und wichtige Erkenntnisse und 
arbeitsorientierte Gestaltungsperspektiven (5) bilanziert.

1 Siehe auch: https://kompetenzzentrum-ressource.de [abgerufen am 14.02.2025].
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2. Forschungsstand zur Einfacharbeit: Charakterisierung und aktuelle 
Dynamiken

2.1 Begriff und Eckdaten der Einfacharbeit

Kurzfristig erlernbare berufliche Tätigkeiten, die in ihrer Ausführung kei­
ne einschlägige Berufsausbildung verlangen, werden im Folgenden mit 
dem Begriff der „Einfacharbeit“ gefasst (vgl. Abel und Ittermann 2023; 
Abel, Hirsch-Kreinsen, Ittermann 2014). Damit werden Arbeiten unterhalb 
des Niveaus von dualer Berufsausbildung bzw. qualifizierter Facharbeit 
angesprochen, wenngleich eine genaue Grenze von „Einfacharbeit“ und 
„Facharbeit“ nicht eindeutig zu ziehen ist. Die Arbeiten sind keineswegs 
zwingend „einfach“ bezogen auf die physischen und psychischen Arbeitsan­
forderungen; sie sind jedoch in qualifikatorischer Hinsicht von geringen 
Voraussetzungen. Sie werden von Geringqualifizierten ohne formale Aus­
bildung ausgeübt, aber auch von Erwerbstätigen, die (fachfremd) Berufsab­
schlüsse erworben haben. Einfacharbeiten (oder auch Helfer- oder Anlern­
tätigkeiten) finden sich in vielen Segmenten der Wirtschaft wie Ernte- und 
Saisonarbeiten in der Landwirtschaft, Montage- und Maschinenarbeiten in 
der industriellen Produktion, Tätigkeiten in der Lagerwirtschaft, Gebäude­
reinigung, Dienstleistungen in Handel und Gastronomie sowie im Feld der 
sozialen Dienste (z. B. Hilfsarbeiten in Erziehung und Pflege).

Einfacharbeit bleibt ein schwer zu fassendes Tätigkeitssegment. Es liegt 
keine offizielle „Einfacharbeitsstatistik“ vor, sodass Eckdaten zur Verbrei­
tung und Entwicklungen aus den Angaben vom Statistischen Bundesamt, 
der Bundesagentur für Arbeit und weiteren Institutionen des Arbeitsmark­
tes abgeleitet werden müssen. Die folgende Sekundärauswertung basiert in 
einer tätigkeitsbezogenen Perspektive auf einer eigenen Auswertung vorlie­
gender Angaben der Bundesagentur für Arbeit zur Zahl der Helfer- und 
Anlerntätigkeiten nach Wirtschaftszweigen zum Stichtag 30.06.2023 (und 
im Vergleich zum Stichtag 30.06.2013) (BA 2024a, 2014). Erfasst werden 
berufliche Einsatzfelder der Beschäftigten, die sowohl die sozialversiche­
rungspflichtigen als auch die ausschließlich geringfügig Erwerbstätigen um­
fassen.

Entgegen der vielfach beschworenen Erosion und Ersetzbarkeit einfacher 
Tätigkeiten angesichts von Rationalisierung, Outsourcing und digitaler 
Substituierbarkeit zeigt der Blick auf die aktuellen Daten und Entwick­
lungsverläufe von Einfacharbeit in Industrie und Gesamtwirtschaft eine 
erstaunliche Stabilität. Den vorliegenden Angaben zufolge sind die Zahl 
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und der Anteil von Einfachbeschäftigten in den letzten zehn Jahren recht 
stabil und im Zuge des anhaltenden Beschäftigungsaufbaus sogar deutlich 
angewachsen (vgl. Ittermann und Virgillito 2019). So ließen sich im Jahre 
2023 ca. 7,8 Millionen Beschäftigte dem Segment der Einfacharbeit zuord­
nen; gegenüber 2013 (ca. 6,6 Millionen Beschäftigte) eine Zunahme von 
rund 1,2 Mio. Personen. Der Anteil an der Gesamtbeschäftigung stieg von 
18,9 % auf 19,9 %; demgegenüber nahm der Anteil der mittleren Qualifikati­
onsebene ab. Mit Blick auf die beruflichen Einsatzfelder dominieren insbe­
sondere die beiden Segmente Logistik/Lagerwirtschaft u. a. (ca. 1,4 Mio.) 
und Reinigungsberufe (ca. 1,2 Mio.), die zusammen bereits ca. ein Drittel 
aller Einfacharbeiten umfassen (vgl. auch Seibert et al. 2023). Reinigungs­
arbeiten werden u. a. in vielen industriellen Segmenten, in der Hotellerie 
und Gastronomie oder im stationären Einzelhandel durchgeführt. Tätig­
keiten der Logistik wie z.B. Verpacken, Kommissionieren oder Zustellen, 
sind u. a. in (industriellen) Lagerbereichen, Distributionszentren oder im 
(Online-)Handel erforderlich. Während die Zahl der Einfacharbeitenden 
in diesen Segmenten in den letzten Jahren eher stagniert, ist die Zahl 
der Einfacharbeitsplätze in anderen Einsatzfeldern deutlich angewachsen: 
Hierzu zählen die Gastronomie (Tätigkeiten in Küche (377.000) und Ser­
vice (559.000)), einfache Büro- und Verwaltungsarbeiten (536.000), Hilfstä­
tigkeiten in Kranken- und Altenpflege (zus. ca. 599.000) sowie Erziehung 
u. a. (ca. 318.000). Weitere wesentliche berufliche Einsatzfelder sind Ver­
kauf/Handel und industrielle Produktion. Hohe Zuwachsraten zwischen 
2013 und 2023 erzielten das Sicherheitsgewerbe, soziale Dienste, das Bauge­
werbe und das Gastgewerbe (BA 2023).
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Beschäftigte in Einfacharbeit 2013–2023 nach ausgewählten 
Einsatzfeldern.

Quelle: eigene Berechnungen nach BA 2014, 2024a (Hier: Helferberufe* nach KldB 
2010, Stichtag: 30.6. Ausgewählte berufliche Einsatzfelder. Sozialversicherungspflichtig 
und ausschließlich geringfügige Beschäftigte). *Helferberufe „umfassen typischerweise 
einfache, wenig komplexe (Routine-) Tätigkeiten. Für die Ausübung dieser Tätigkeiten 
sind in der Regel keine spezifischen Fachkenntnisse erforderlich.“ (BA 2011).

In der Charakterisierung der Einfacharbeitenden sind die Anteile von 
männlichen und weiblichen Beschäftigten in etwa gleich, wenngleich sich 
mit Blick auf die beruflichen Einsatzfelder eindeutige Männer- und Frau­
endomänen unterscheiden lassen. Zudem sind auf Einfacharbeitsplätzen 
überdurchschnittlich viele Personen mit Migrationshintergrund beschäf­
tigt. Die ausschließlich geringfügig Beschäftigten („Minijobs“) stellen über 
ein Viertel aller Einfacharbeitenden; ihr Anteil liegt in diesem Beschäfti­
gungssegment deutlich höher als bei Fachkräften oder hochqualifizierten 
Beschäftigten. Mehr als die Hälfte aller Einfacharbeitenden hat eine abge­
schlossene Berufsausbildung erworben, die formal für das derzeitige Ein­
satzfeld nicht benötigt wird, aber wichtige Basisqualifikationen vermittelt.

Abb. 1:
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2.2 Zwischen Substitution und Fachkräftemangel: aktueller 
Forschungsstand zur Einfacharbeit

Die arbeits- und industriesoziologische Forschung hat sich mit dem Ar­
beitstypus Einfacharbeit angesichts der Leitfiguren des „Facharbeiters“ in 
der industriellen Produktion oder des qualifizierten Angestellten in Büro 
und Verwaltung eher am Rande beschäftigt. Im Zuge von industrieller 
Automatisierung, Verlagerungsaktivitäten in der „Lean“-Ära und dem wirt­
schaftsstrukturellen Wandel wurde Einfacharbeit als substituierbares Tätig­
keitssegment betrachtet, das dem technischen Fortschritt oder dem Out­
sourcing an Billiglohnstandorte zum Opfer fallen könnte (kritisch dazu: 
Kurz 1999). In den 1990er-Jahren sank die Zahl der Erwerbstätigen in 
der industriellen Produktion um ca. zwei Millionen ab, davon rund eine 
Million Personen aus dem Segment der Einfacharbeit (Abel et al. 2014). 
Mit dem Wandel zur Informations- und Wissensgesellschaft und der Dif­
fusion der neuen Technologien galten als „Verlierer dieses Prozesses (…) 
gering qualifizierte Erwerbspersonen, die den gestiegenen Anforderungen 
der Betriebe nicht mehr gerecht werden und die deshalb in besonderem 
Maße von Arbeitslosigkeit betroffen sind“ (Bogai, Buch, Seibert 2014, S. 1). 
Andere Erkenntnisse verwiesen demgegenüber auf einen Funktionswandel 
bei einfachen Industrie- und Dienstleistungstätigkeiten durch die Übernah­
me neuer Funktionen (Qualitätssicherung, Dokumentation etc.) (Hieming, 
Jaehrling, Kalina, Vanselow, Weinkopf 2005; Galiläer und Wende 2008). 
Zudem sei Einfacharbeit nicht nur ein Element von Jedermanns-Arbeits­
märkten mit prekären Beschäftigungsverhältnissen, sondern auch wichtiger 
Bestandteil betriebsinterner Arbeitsmärkte mit regulierten Arbeitsverhält­
nissen und Entgeltbedingungen (Köhler und Loudovici 2008).

In den letzten Jahren rückt Einfacharbeit aus unterschiedlichen Perspek­
tiven stärker in den Mittelpunkt. Wesentliche Bezugspunkte sind hierbei 
a) die digitale Transformation und ihre Automatisierungspotentiale, b) 
die Bedeutung von Einfacharbeit im Zuge der Corona-Pandemie, c) der 
anhaltende Fachkräftemangel und die Möglichkeiten der Kompensation 
durch Einfacharbeit sowie d) das Problem struktureller Arbeitslosigkeit 
und der Eingliederung von (geringqualifizierten) Personen (mit Fluchthin­
tergrund).

a) In der gegenwärtigen Diskussion zur gesellschaftlichen Durchdrin­
gung von Digitalisierung und Künstlicher Intelligenz (KI) werden immer 
wieder die potenziellen Beschäftigungseffekte thematisiert. Trendaussagen 
verweisen auf die Substitutionsmöglichkeiten der Automatisierungstechno­
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logien und algorithmischen Steuerung als disruptiven Prozess, da viele 
Arbeiten technisch abbildbar seien (u.a. Frey und Osborne 2017, Schlund, 
Hämmerle, Strölin 2014; Dengler und Matthes 2015, 2021). Dies beträfe 
in besonderem Maße einfache Hilfstätigkeiten, die repetitive und leicht 
automatisierbare Aufgaben umfassten. Mit Blick auf die industrielle Pro­
duktion gäbe es gängigen Prognosen zufolge in wenigen Jahrzehnten „keine 
Jobs mehr für niedrig qualifizierte Arbeiter“ (Bauernhansl zit. n. Spath, 
Ganschar, Gerlach, Hämmerle, Krause, Schlund 2013, S. 125). Auch in vie­
len unternehmensnahen Dienstleistungen würden angesichts des Einsatzes 
von moderner Robotik und KI-Technologie perspektivisch in vielen un­
ternehmensnahmen Dienstleistungsbereichen (Logistik, Sicherheit, Reini­
gung etc.) Arbeitsplätze wegfallen. Zudem eröffnen sich mit den digitalen 
Technologien neue Formen tayloristischer Organisation von Einfacharbeit 
sowie einer algorithmischen Arbeitssteuerung (z. B. in der Plattformökono­
mie, Nachtwey und Staab 2020; Schaupp 2021), die Handlungsspielräumen 
und Kompetenzen von Beschäftigten enge Grenzen setzen. Diese Formen 
der Steuerung „jenseits aller organisatorischer Integrationsmechanismen“ 
(Nachtwey und Staab 2020) wenden sich gegen die Primärmacht der Be­
schäftigten, kollektive Interessenbildung sowie weiterführende Partizipati­
onsmöglichkeiten und erschweren u. a. Gewerkschaften den Zugang zu 
den Einfacharbeitenden in diesen Sektoren (Schmierl, Schneider, Struck, 
Ganesch 2022; Hoose, Haipeter, Ittermann 2019). Gleichzeitig bieten die 
neuen Technologien neue Assistenzsysteme sowie Potentiale zur Unterstüt­
zung von Beschäftigten durch die Übernahme monotoner und belastender 
Tätigkeiten (Falkenberg 2021).

b) Im Zuge der Corona-Pandemie geriet dieses Beschäftigungssegment 
stärker in den Blick: Einigen Bestandsaufnahmen zur Folge hätten die Fol­
gen der Corona-Pandemie mit Kurzarbeit und Betriebsschließungen insbe­
sondere zu Beschäftigungsverlusten bei Helfertätigkeiten und Geringquali­
fizierten geführt (Seibert et al. 2021). Nach kurzfristigen Beschäftigungsein­
brüchen erholte sich das Segment jedoch schnell. Die Auswertung der vor­
liegenden Daten für den Zeitraum der Pandemiejahre zeigt, dass die Zahl 
der Einfacharbeitenden insgesamt eher zugenommen hat, während die 
Zahl der qualifizierten Fachkräfte um ca. 0,5 Millionen Personen gesunken 
ist (Ittermann 2023). Mit der Corona-Krise rückte der Arbeitstypus unter 
dem Begriff der „Basisarbeit“ in den Fokus, um die grundlegende, system­
relevante Bedeutung für die Stabilität des ökonomischen und gesellschaftli­
chen Gesamtsystems zu betonen (Große-Jäger et al. 2021; G.I.B. Info 2021; 
Mayer-Ahuja und Nachtwey 2021). So hätte gerade die Corona-Pandemie 
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den gesellschaftlichen Wert der Basisarbeiten u. a. im Handel, der Logistik, 
der Pflege und anderen Diensten herausgestellt (Bovenschulte, Peters, Bur­
meister 2021). Aufgrund ihrer Systemrelevanz wurden Basisarbeiten zur 
Aufrechterhaltung von Produktion und Dienstleistungsangeboten, zur Ge­
währleistung der Infrastruktur und zur Aufrechterhaltung von Arbeitskraft 
qualifizierter Beschäftigter „immer wichtiger“ (Arbeitswelt-portal 2023; vgl. 
G.I.B. Info 2021). Mit Auslaufen der Krise und angesichts neuer Herausfor­
derungen wurde die gesellschaftliche Aufmerksamkeit der „Basisarbeiten“ 
jedoch wieder in den Hintergrund gedrängt (Friemer und Wasewa 2024).

c) Im Zuge des allgemeinen Beschäftigungsaufbaus der letzten Jahrzehn­
te hat auch die Nachfrage nach Hilfstätigkeiten zugenommen. Wachsende 
Arbeitskräftebedarfe aufgrund fehlender Fachkräfte in vielen Segmenten der 
Wirtschaft führen dazu, dass der „Markt für Geringqualifizierte boomt“ 
(Arbeitswelt-portal 2023). Gegenwärtig richten sich viele Projekte auf die 
Fragen, inwiefern die Weiterentwicklung/Qualifizierung von Einfacharbei­
tenden zur Behebung der Fachkräftelücke beitragen kann und welche Kon­
zepte umgesetzt werden können, um aus „Hilfskräften Fachkräfte (zu) ma­
chen“ (Seibert et al. 2023; vgl. SI Consult 2023; Seyda et al. 2018). So haben 
fehlende Fachkräfte in vielen Dienstleistungsbereichen (u. a. in der Gastro­
nomie, dem Sicherheitsgewerbe oder der Pflege) zu einem Zuwachs von 
Einfacharbeitenden und von geringqualifizierten Arbeitskräften (aus dem 
Ausland bzw. mit Fluchthintergrund) geführt. Zudem wird nicht nur bei 
Fachkräften, sondern auch in ausgewählten Segmenten der Einfacharbeit 
(trotz Zuwanderung) von einem perspektivisch „versiegenden Arbeitskräf­
tereservoir“ (Butollo und Koepp 2020, S. 178) ausgegangen.

d) Letztlich stellt sich in arbeitsmarktpolitischer Hinsicht die Frage der 
Bekämpfung von struktureller Arbeitslosigkeit und Eingliederung von Ge­
ringqualifizierten in (dauerhafte) Beschäftigung. So sei der Arbeitsmarkt 
derzeit durch eine „seltsame Zweiteilung“ (Nahles 2024) gekennzeichnet: 
Zum einen zeige sich insgesamt ein Beschäftigungshöchststand, geprägt 
durch dynamisch wachsende Dienstleistungsbereiche und hohe Fachkräfte­
bedarfe. Zum anderen stelle sich das Problem einer strukturell verfestigten 
und steigenden Arbeitslosigkeit. So habe ein großer Teil der Erwerbssu­
chenden nicht die erforderlichen Qualifikationen für vakante Stellen, und 
sei auf Helferjobs angewiesen, die es aber nur im begrenzten Umfang gäbe. 
Bundesweit betrug die Zahl der Arbeitslosen auf Helferniveau im Jahre 
2023 ca. 1,36 Millionen Personen (BA 2024a).

In Summe verdeutlicht der Forschungsstand zur Einfacharbeit die Kom­
plexität, Dynamik und mitunter Widersprüchlichkeit aktueller Entwick­
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lungslinien. Eindimensionale Erklärungsversuche wie den des Zusammen­
hangs von fortschreitender Digitalisierung/Automatisierung und Einfach­
arbeit können den gegenwärtigen Arbeitsrealitäten nicht gerecht werden: 
Insgesamt finden sich wenige Hinweise auf einen disruptiven Prozess einer 
fortschreitenden Ersetzung von einfachen Tätigkeiten (vgl. Hirsch-Krein­
sen et al. 2019; RWI 2023). Die weiteren Entwicklungsverläufe im Zuge 
des aktuellen Transformationsgeschehens bleiben vielschichtig und wenig 
absehbar.

3. Einfacharbeit in der Transformation: Entwicklungslinien in der Region 
Dortmund

3.1 Studie zur Einfacharbeit in der Region Dortmund

Auf der Basis der vorliegenden Erkenntnisse geht eine explorative Studie 
der Sozialforschungsstelle (TU Dortmund) in Kooperation mit der Wirt­
schaftsförderung Dortmund (2023/2024) den aktuellen Bedingungen und 
Entwicklungsdynamiken von Einfacharbeit am Beispiel der Region Dort­
mund2 genauer nach (Ittermann und Maylandt 2024). Die industriell ge­
prägte und sich strukturell wandelnde Region durchläuft einen anhalten­
den Transformationsprozess, der auch die Arbeitswelten vor Ort verändert: 
Während einige traditionelle Branchen erodieren oder sich neuen Bedin­
gungen anpassen, entstehen in einigen Dienstleistungsfeldern und in tech­
nologisch geprägten, wissensintensiven Arbeitsgebieten (u. a. Nanotechno­
logie, Informatik, Biomedizin) neue Beschäftigungsmöglichkeiten und Ar­
beitsformen. Aktuelle Initiativen richten sich auf die zukunftsorientierte 
Gestaltung von Erwerbsarbeit, die Bildungsangebote und Entwicklungsper­
spektiven bietet, (junge) Fachkräfte am Standort hält und moderne Arbeits- 
und Lebensqualitäten gewährleistet3. Zugleich kämpft die Region mit einer 
hohen Sockelarbeitslosigkeit und der Gefahr, dass Arbeitskräfte von der Be­
schäftigungsdynamik und dem strukturellen Wandel abgekoppelt bleiben. 
In diesem Kontext stellen sich Fragen zu den aktuellen Situationen und 
Dynamiken in Feldern der Einfacharbeit. Methodisch basiert die Studie 
neben der Analyse des vorhandenen Datenmaterials und regionaler Diskur­
se auf einer Reihe von Expert*innengesprächen mit Akteuren der Stadtge­

2 Region: Stadt Dortmund und AA-Bezirk Hamm (Hamm, Kamen, Lünen Schwerte, 
Unna etc.).

3 https://www.wirtschaftsfoerderung-dortmund.de/to-do [abgerufen am 14.02.2025].
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sellschaft (Arbeitsmarktinstitutionen, Kammern, Verbänden und Gewerk­
schaften etc.) und in ausgewählten betrieblichen Fällen aus Einsatzdomä­
nen der Einfacharbeit.

In einer ersten Auswertung der vorliegenden Daten zeigt die Studie, 
dass Einfacharbeit auch in der Region Dortmund eine hohe Relevanz zu­
geschrieben werden kann (vgl. Abb. 2): a) In Dortmund waren im Jahr 
2023 von den rund 263.000 Beschäftigten ca. 44.200 Personen (rund 17 %) 
dem Bereich der Helfer*innentätigkeiten zuzuordnen. Die Anzahl hat in 
den letzten Jahren insgesamt um ca. 5.000 Personen (2020) zugenommen, 
was insbesondere auf Zuwanderung zurückzuführen ist. b) Im AA-Bezirk 
Hamm (mit Kamen, Unna, Lünen etc.) waren von rund 199.000 Beschäf­
tigten (2023) ca. 41.200 als Helfer*in tätig (zum Vergleich 2020: 36.700). 
Hier betrug der Anteil rund 21 % aller Beschäftigten. Die wichtigsten be­
ruflichen Einsatzfelder in beiden (Teil-)Regionen finden sich in Lagerwirt­
schaft und Zustellung, Gebäudereinigung, (einfache) Büroarbeiten sowie 
Gesundheitswirtschaft und Erziehung etc. (Abb. 2). Zudem sind in der Re­
gion noch ca. 4.000 – 5.000 „Einfacharbeitende“ in Segmenten der industri­
ellen Produktion beschäftigt. Insgesamt ist die Zahl der Einfacharbeitsplät­
ze in der Region in den letzten Jahren angewachsen und keineswegs – 
disruptiv – rückläufig. Gleichzeitig zeigt sich eine hohe Entwicklungsdyna­
mik in einzelnen Berufsfeldern und Branchen.
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Einfacharbeit (Anforderungsniveau „Helfer“) in der Region 
Dortmund 2023.

Quelle: eigene Berechnungen auf der Basis von Daten der Bundesagentur für Arbeit 
(2024a), gerundete Werte.

In der Charakterisierung der Einfacharbeitenden ist der Anteil der männ­
lichen Beschäftigten (54 %) insgesamt geringfügig höher als der Anteil 
der weiblichen Beschäftigten (46 %). Der Anteil älterer Beschäftigter unter­
scheidet sich mit rund 22 % nicht von dem in der Gesamtbeschäftigung, 
nimmt aber weiter zu. Seitens der Betriebe werden ältere Beschäftigte ge­
zielter nachgefragt, da sie als erfahren und zuverlässig gelten. Die Mehrheit 
der Einfacharbeitenden kann auf eine (berufsfremde oder formal nicht 
anerkannte) Ausbildung verweisen und hat langjährige (jedoch nicht zerti­
fizierte) Arbeitserfahrung in ihrem Tätigkeitsfeld. Der Anteil der Personen 
mit Migrationshintergrund ist in den meisten Einsatzdomänen deutlich 
höher als in der Gesamtbeschäftigung. Im Segment der Einfacharbeit arbei­
ten in der Region überdurchschnittlich viele Teilzeitbeschäftigte (ca. 47 % 
Dortmund, ca. 37 % Hamm u. a.). Hinzu kommt, dass ca.zwei Drittel der 
ausschließlich geringfügig Beschäftigten („Mini-Jobs“) in Dortmund und 
der Region Hamm auf Helferniveau tätig sind. Die Durchschnittsverdienste 
sind bei den Männern (ca. 2.600€) höher als bei den Frauen (ca. 2.200€) 
auf Einfacharbeitsplätzen (Daten: NRW-Durchschnitt).

Abb. 2:
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Das Segment der Einfacharbeit in der Region kennzeichnet ein breites 
Spektrum an Bedingungen der Arbeit: So lassen sich Zonen der (betrieb­
lich oder tarifvertraglich) regulierten Einfacharbeit mit guten Konditionen 
und Zonen eher prekärer Einfacharbeit mit weniger attraktiven Bedingun­
gen und höherer Instabilität unterscheiden. Im ersten Fall sind in einigen 
Bereichen der industriellen Produktion oder des Dienstleistungssektors 
die Einfacharbeitsplätze betrieblich oder tarifvertraglich reguliert oder auf 
Zeitarbeits- und Fremdfirmen (z. B. Reinigung, Wachdienst, Empfang) 
übertragen worden. Hier finden sich regional verankerte Betriebe, die 
sich der hohen Bedeutung der Einfacharbeitenden im Betrieb bewusst 
sind. Ihre Arbeit in der Herstellung von Produkten oder der jeweiligen 
Dienstleistungserbringung stellt die Basis für andere Funktionsbereiche des 
Unternehmens dar. Die Betriebe dieser Variante streben den langfristigen 
Erhalt der Beschäftigungsmöglichkeiten und -fähigkeiten der Einfacharbei­
tenden an und versuchen über geeignete Maßnahmen, die Entwicklung der 
Beschäftigten (sowie deren Einsatzfähigkeiten) zu fördern bzw. sich den 
neuen Anforderungen im Zuge der Digitalisierung oder höheren Qualitäts­
sicherung anzupassen.

Den zweiten Fall charakterisieren Einfacharbeitsplätze in der Region, die 
von geringen Anforderungen und Entgelten, ungünstigen Arbeitszeiten und 
hohen Belastungen gekennzeichnet sind. Hier basiert das Produktionsmo­
dell auf einer weitgehenden Segmentierung der Arbeitsschritte, die einfache 
Anlerntätigkeiten, starke Kontrollmechanismen und größere Automatisie­
rungspotentiale umfasst (u. a. in der Logistik). Der Leistungsdruck für die 
Beschäftigten ist hoch und führt in der Folge zu starken Belastungen und 
angespannten Arbeitsatmosphären. Die Diskrepanz zwischen den einfa­
chen Ausführungen auf dem Shopfloor und hochqualifizierten Arbeiten in 
Entwicklung und Verwaltung ist deutlich. Die Partizipationsmöglichkeiten 
der Beschäftigten sind gering, die Beschäftigungsrisiken (u. a. Entlassung, 
gesundheitliche Belastungen, geringe Entgelte) hingegen hoch.

3.2 Einfacharbeit in der Region: zwischen Unsicherheiten und neuen 
Entwicklungspotentialen

Die Auswertung der vorliegenden Diskurse und Interviews mit den regio­
nalen Expert*innen spiegeln die skizzierten, vielfältigen Entwicklungslini­
en im Feld der Einfacharbeit wider. Mit Blick auf die aktuellen Verände­
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rungsdynamiken lässt sich Einfacharbeit in der Region Dortmund derzeit 
wie folgt charakterisieren:

a) Das vielfach konstatierte hohe Substituierbarkeitspotential von Ein­
facharbeit im Zuge der digitalen und strukturellen Transformation schlägt 
sich in der Region bislang nicht nieder. Die Zahl der Einfacharbeitenden 
insgesamt ist weitgehend stabil. Jedoch: Während die Nachfrage nach Hel­
fertätigkeiten in einigen Berufsfeldern deutlich angewachsen ist, ist die Zahl 
der Einfacharbeitenden in anderen Industrie- und Dienstleistungstätigkei­
ten stagnierend bzw. gesunken. Das komplexe Transformationsgeschehen 
in der Region produziert einige Ungewissheiten und Unsicherheiten bei 
den Erwerbstätigen. Die dauerhaften Beschäftigungsperspektiven auf Ein­
facharbeitsplätzen sind ebenso unklar wie zukünftige Qualifikations- und 
Leistungsanforderungen an die Arbeit im Kontext digitaler Durchdringung 
von Produktions- und Dienstleistungsprozessen. Diese können sich wie 
z. B. in der Logistik langfristig verändern, wenn sich Automatisierungspro­
zesse immer mehr „rechnen“. Während einige Einfacharbeiten somit im 
Zuge der digitalen Transformation perspektivisch wegfallen könnten, ent­
stehen neue Bedarfe an Einfacharbeit in anderen Tätigkeitsfeldern mit neu­
en Anforderungen. Diese Entwicklung stellt Ansprüche an die „horizontale 
Mobilität“ der Beschäftigten.

b) Die betriebliche Wertschätzung von Einfacharbeit fällt in der Praxis 
höchst unterschiedlich aus. Dabei besteht insgesamt in der Region ein 
großer Konsens, dass Einfacharbeit wichtige Aufgaben oder elementare 
Funktionen in der Wirtschaft übernimmt. Diese Sichtweise teilen die be­
fragten Expert*innen aus Kammern, Agenturen und Verbänden. Trotz der 
Erfahrungen aus den Pandemiejahren spiegele sich in der öffentlichen 
Wahrnehmung und auch innerhalb einiger Betriebe diese grundlegende 
Relevanz jedoch oftmals nicht angemessen wider. Einfacharbeitende erfah­
ren oftmals Geringschätzungen gegenüber ihrer Arbeit, die der jeweiligen 
Stellung im Produktionsprozess und den notwendigen Skills nicht gerecht 
werden. Die Bedingungen der Arbeit sind in einigen Fällen wenig attraktiv 
und u. a. aufgrund hoher Präsenzarbeiten (Handel, Pflege, Logistik etc.) 
fernab der Errungenschaften einer modernen Arbeitswelt (new work, mo­
biles Arbeiten, flexible, familienfreundliche Arbeitszeiten, lernförderliche 
Arbeitsumgebungen etc.).

Arbeitgebenden aus vielen Segmenten (Abfallwirtschaft, Verkehrsdienst­
leistungen, Reinigung, Pflege etc.) stellen sich somit Anforderungen, wie sie 
sich und die Arbeitsplätze anders präsentieren können oder die Ansprüche 
an die moderne Arbeit auch in ihren Arbeitsfeldern verankern können. Da­
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bei sind u. a. besondere Bedingungen von typischen (häufig schlechter ent­
lohnten) Frauenarbeitsdomänen, Arbeitsbereichen mit hohen Migrations­
anteilen oder besonderen Arbeitsbelastungen (vgl. Kaboth, Lück, Hünefeld 
2022) mit zu berücksichtigen. Es ist davon auszugehen, dass sich je nach 
Berufsfeldern, Branchen und individuellen Voraussetzungen unterschiedli­
che Reichweiten und Grenzen ergeben. Erste erfolgreiche Praxisbeispiele 
zeigen, dass Lösungen gefunden werden können, wie eine hohe Wertschät­
zung der Tätigkeiten mit Elementen moderner Einfacharbeit verbunden 
werden können, ohne die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit einzuschrän­
ken.

c) Die Bewältigung des aktuellen Arbeits-/Fachkräftemangels spielt in 
der Region ebenfalls eine große Rolle: In eher facharbeitsgeprägten Do­
mänen wie z. B. dem Gesundheitswesen, der Erziehung oder dem Gastge­
werbe werden Geringqualifizierte und kurzzeitig angelernte Pflegekräfte 
eingesetzt, da examinierte Fachkräfte fehlen oder um diese von zeitinten­
siven (Routine-)Aufgaben zu entlasten. Nicht zuletzt in der Bewältigung 
des Fachkräftemangels und komplexer werdender Produktionsbedingun­
gen stellen sich für die Betriebe Anforderungen, das vorhandene Personal 
von Einfacharbeitenden weiterzuentwickeln und fehlende fachliche Quali­
fikationen durch eine sukzessive Anreicherung (ggf. unter Nutzung assis­
tiver Technologien) zu kompensieren. Hier existieren von Akteuren der 
Stadtgesellschaft einige Projekte und Initiativen in der Region Dortmund: 
u. a. zur modularen Anpassung von Facharbeit, (Teil-)Qualifizierung, An­
rechnung im Berufsleben erworbener Kompetenzen oder Maßnahmen zur 
Verbesserung der individuellen Beschäftigungsfähigkeit, um andere bzw. 
höherwertige Tätigkeiten zu übernehmen.

d) Letztlich zeigt sich in der Region der enge Zusammenhang von struk­
turell verfestigter Arbeitslosigkeit und Einfacharbeitsmärkten: In Dortmund 
(2023) waren ca. 23.000 Personen auf Helferniveau erwerbslos (Anteil 
an allen Arbeitslosen: ca. 64 %); in der Region Hamm (2023) waren ca. 
14.500 Personen auf Helferniveau ohne Erwerbsarbeit (Anteil: 62 %). Hier 
ist eine hohe Zahl von Einfacharbeitenden in der Region auch erwerbs­
suchend, da Betriebe höherwertige Qualifikationen nachfragen und sich 
die Stellenangebote stärker an Personen mit Fachqualifikationen richten. 
Vermittlungshemmnisse auf (Einfach)Arbeitsplätze bestehen neben den 
fachlichen Anforderungen in betrieblicher Zurückhaltung und in individu­
ellen Voraussetzungen (u. a. Verhalten, körperliche und mentale Fitness, 
(fehlende) Mobilität). Einfacharbeit spielt als „kurzfristiger Einstieg“ eine 
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wichtige Rolle bei der Integration von besonderen Arbeitsmarktgruppen in 
die Erwerbsarbeit (vgl. Wagner 2016).

3.3 Entwicklungsperspektiven und neue Handlungsanforderungen für 
Akteure in der Region

In Summe bestätigen die Erhebungen in der Region Dortmund die kom­
plexen Entwicklungslinien in der Einfacharbeit und verweisen auf zahlrei­
che Handlungsbedarfe der betrieblichen und überbetrieblichen Akteure. 
Dabei sind die unterschiedlichen Perspektiven der Akteure zu berücksich­
tigen: So wird Einfacharbeit u. a. von Unternehmensseite als wirtschaft­
liche Ressource in der Leistungserstellung konkurrenzfähiger Produkte 
und Dienstleistungen gesehen, deren Flexibilität und vergleichsweise gerin­
ger Kostenaufwand u. a. durch ein passgenaues Kompetenzmanagement 
und stellenscharfe Anpassungsqualifizierungen zu erhalten sind. Aus Sicht 
der Mitbestimmungsträger ist Einfacharbeit ein mitunter prekäres und auf­
grund der Bedeutung der Tätigkeiten für die Gesamtprozesse in den Un­
ternehmen oft materiell wie immateriell unterbewertetes Beschäftigungs­
segment, das Optionen auf Regulierung und Perspektiven der Weiterent­
wicklung der Beschäftigten erfordert. Für Akteure der Arbeitsmarktpolitik 
ist Einfacharbeit ein wichtiges Arbeitsmarkt- und Einstiegssegment bei 
(struktureller) Arbeitslosigkeit, in dem allerdings neben den fachlichen 
„Matching-Problemen“ auch betriebliche Zurückhaltungen oder persönli­
che Problemlagen die Vermittlung erschweren. Mit diesen Perspektiven 
sind im Prinzip verschiedene Ansichten zur Bewertung, Vergütung und 
Förderung der jeweiligen Einfacharbeiten verbunden.

Weitgehend unstrittig ist hingegen, dass zur (gleichzeitigen) Bekämp­
fung von Fachkräftemangel und Erwerbslosigkeit das Segment der Ein­
facharbeit (neben Ausbildung/Qualifizierung, Zuwanderung, Erhalt der 
Arbeitsfähigkeit) eine wichtige Rolle spielen kann. Hierzu ist die weitrei­
chende Transparenz über aktuelle Entwicklungsverläufe und den mögli­
chen Wandel der Bedingungen der „Einfacharbeitsplätze“ erforderlich: Sie 
gibt Auskunft über die mögliche Anpassung von Berufsbildern, die den 
Einsatz von Arbeitskräften mit anderen Qualifikationen ermöglicht, aber 
auch die ungenutzten Potentiale „horizontaler Mobilität“ und mögliche 
Weiterentwicklung des vorhandenen Personals: So sind in der Praxis zahl­
reiche unausgeschöpfte Potentiale zu vermuten, das Arbeits(zeit)volumen 
von Teilzeitbeschäftigten oder Minijobbern zu erhöhen. Zudem zeigt die 
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höhere Transparenz ggf. den politischen Entscheidungstragenden auch 
Handlungserfordernisse auf, für die erforderlichen Rahmenbedingungen 
der Arbeit (Kinderbetreuung, Infrastruktur, Gesunderhaltung etc.) zu sor­
gen. Durch innovative Ansätze (digital gestützter) mobiler Arbeit können 
Personen mit Betreuungspflichten oder gesundheitlichen Einschränkungen 
intensiver in den (Einfach-)Arbeitsprozess integriert werden.

Eine hohe Anpassungsfähigkeit trägt zur Bewältigung der Transformati­
onsanforderungen bei. Hier sprechen die Grundqualifikationen vieler Ein­
facharbeitender und kurze Einarbeitungsprozesse in andere Einsatzfelder 
für eine gewisse Flexibilität. Somit eröffnen sich neue Optionen der Ar­
beitskräftesicherung, Einsatzfähigkeit und Beschäftigungsstabilität: Hierzu 
zählen der schnelle Wechsel von perspektivisch weniger nachgefragten Ar­
beitsfeldern in (benachbarte) Bereiche mit (höheren) Arbeitskräftebedarfen 
sowie neue Einsatzoptionen bei gesundheitlichen Einschränkungen und 
veränderten privaten Lebensumständen etc. Während qualifizierte Fach­
kräfte nicht ohne höheren (Umschulungs-)Aufwand von einem in ein an­
deres Berufsfeld wechseln können, erweist sich Einfacharbeit prinzipiell 
als anpassungsfähiger. Die Förderung dieser horizontalen Mobilität kann 
– bei allen Hindernissen und Grenzen – ein wichtiges Element der Stabi­
lisierung der Beschäftigung in wirtschaftlichen Umbruchsituationen sein. 
Weiterentwicklungsmöglichkeiten in neue Tätigkeitsfelder können sich an­
schließen, von denen Betriebe profitieren bzw. Alleinstellungsmerkmale 
ausbauen können.

Insgesamt sind die Notwendigkeiten, die Sichtbarkeit und den Stellen­
wert von Einfacharbeitsplätzen in der regionalen Wirtschaft weiter zu 
erhöhen, die vertikale Durchlässigkeit (für Beschäftigungssuchende und 
für qualifiziertere Tätigkeiten) ebenso wie horizontale Mobilität (innerhalb 
und zwischen beruflichen Einsatzfeldern) zu stärken und ihre Bedingungen 
zu gestalten, gemeinsame Herausforderungen, denen sich alle Akteure vor 
Ort stellen müssen und von denen sie langfristig profitieren können. Hier 
stellt sich die Aufgabe, zu zeigen, wie die vorhandenen Arbeitskräftepoten­
tiale in der Region systematisch genutzt, die Attraktivität der Arbeit in 
der Region gefördert und der wechselseitige Respekt in einer modernen 
Arbeitswelt und Gesellschaft vor Ort gestärkt werden kann.

Peter Ittermann und Jens Maylandt

226

https://doi.org/10.5771/9783748953081 https://www.inlibra.com/de/page/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/9783748953081 
https://www.inlibra.com/de/page/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


4. Einfacharbeit und Transformation: aktuelle Herausforderungen für die 
Mitbestimmung

Die verschiedenen (betrieblichen) Entwicklungsmuster von Einfacharbeit 
sowie deren Veränderungsdynamiken im Zuge des Transformationsprozes­
ses stellt die Mitbestimmungsträger vor viele Herausforderungen: In vielen 
„Einfacharbeitsdomänen“ (des Dienstleistungssektors) fehlen wirkmächtige 
gewerkschaftliche Organisationsstrukturen und effektive Instrumente der 
Interessenvertretung. Der gesellschaftliche Diskurs um systemrelevante Ba­
sisarbeiten in der Pandemie hat zwar die Aufmerksamkeit der Öffentlich­
keit temporär auf problematische Zonen der Einfacharbeit (Fleischindus­
trie, Transportlogistik, Betreuung, Gesundheit/Pflege) gelenkt, die aktuel­
len Umbrüche und Krisensituationen haben jedoch die erforderlichen Un­
terstützungen wieder in den Hintergrund gedrängt. Insbesondere in Berei­
chen schwach ausgeprägter „Betriebsförmigkeit“ von Arbeit, der Nutzung 
digital gestützter Kontrollmechanismen sowie prekärer Beschäftigungsbe­
dingungen (u. a. in der Plattformökonomie) existieren kaum Zugänge, 
um Handlungsspielräume und Partizipationschancen von Beschäftigten zu 
stärken (Greef, Schroeder, Sperling 2020). Zudem erschweren die besonde­
ren Beschäftigtengruppen (u. a. temporäre Arbeitsverhältnisse, hohe Migra­
tionsanteile, fehlende Sprach- und Rechtskenntnisse) eine effektive Interes­
senvertretung. In einigen Fällen gelingt die Mobilisierung von Einfachar­
beitenden und die ggf. durch Arbeitskampf erzwungene Verbesserung von 
Arbeitsbedingungen, z. B. im Gesundheits- und Sozialbereich. Die Erfolge 
bestehen u. a. darin, dass zuvor ausgegliederte Servicegesellschaften (Reini­
gung, Essensversorgung, Logistik) wieder formal in die Betriebe und die 
für diese geltenden Tarifverträge eingegliedert wurden oder Haustarifver­
träge in Anlehnung z. B. an den Tarifvertrag für den Öffentlichen Dienst 
in Bund und Kommunen bzw. der Länder abgeschlossen wurden. Auch in 
nicht klassisch betriebsförmig organisierten Bereichen wie Lieferdiensten 
und Straßengütertransport konnten die Gewerkschaften partiell die Akzep­
tanz der Beschäftigten erlangen, die Bildung von Betriebsräten unterstützen 
und Arbeitskampfmaßnahmen initiieren. Diese Erfolge verdanken sich vor 
allem neuer Konzepte der zielgruppenspezifischen Mitgliederwerbung bzw. 
-kommunikation (Hertwig und Witzak 2022).

In anderen, stärker regulierten Segmenten (Industrie, Lagerwirtschaft, 
Handel etc.) stellen sich für die Mitbestimmungsträger neue Herausforde­
rungen, den komplexen Transformationsanforderungen zu begegnen, tarif- 
und mitbestimmungspolitische Erfolge zu erzielen und die Bedingungen 
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von Einfacharbeitsplätzen zu stabilisieren. In arbeitspolitischer Hinsicht 
bedeutet dies, geeignete Strategien und Maßnahmen zu entwickeln, um die 
flexiblen Einsatzmöglichkeiten und Beschäftigungsfähigkeiten der Einfach­
arbeitenden weiter zu erhöhen und ihre Arbeitssituationen zu verbessern. 
Die Digitalisierung birgt zwar Risiken der Substitution, Dequalifizierung 
und Leistungskontrolle, bietet aber zugleich bislang unerschlossene Poten­
tiale, über innovative Strategien digital angeleiteter und aufgewerteter Ar­
beit neue Tätigkeiten zu bewältigen, Sprach- und andere Barrieren des 
Arbeitseinsatzes durch intelligente Technologien zu reduzieren und durch 
„gute Einfacharbeit“ zur Attraktivität der beruflichen Einsatzfelder beizu­
tragen. Dieses wären die Kernvoraussetzungen, die in der Politik avisierten 
Verbesserungen u. a. in sozialer Sicherheit, Wertschätzung, Qualifizierung 
und Teilhabe der „Basisarbeitenden“ zu realisieren (Große-Jäger et al. 2021). 
Dazu zählt auch, den Spagat zwischen Ansprüchen „guter“ Einfacharbeit 
und sozialpolitischen Erfordernissen „anspruchsarmer“ Betätigungs- und 
Einsatzfelder zu bewältigen. Für die Mitbestimmungsträger stellt sich zu­
dem auch die Aufgabe, das Beschäftigungssegment der Einfacharbeit in den 
Gremien zu repräsentieren.

5. Fazit

Einfacharbeit erweist sich insgesamt als ein wichtiges und bemerkenswert 
stabiles Segment der Wirtschaft und des Arbeitsmarktes. Der Beitrag 
konnte zeigen, dass aktuelle Entwicklungsverläufe gegen eindimensionale 
Erklärungsversuche des Zusammenhangs u. a. von (Einfach-)Arbeit, Trans­
formation und Automatisierung/Substitution sprechen. Auch wenn Inves­
titionen in neue Technologien perspektivisch günstiger werden, und das 
Substitutionsrisiko in einigen Segmenten hoch ist, spielen viele Einflussfak­
toren eine Rolle, welchen Stellenwert der Arbeitstypus – auch angesichts 
anderer Faktoren wie Fachkräftebedarfe, demographischer Wandel, ökolo­
gische Transformation – in der Wirtschaft perspektivisch einnehmen wird. 
Sowohl für die Forschung als auch für die Arbeitspolitik ist es daher eine 
zukünftige Aufgabe, diese heterogenen Entwicklungsmuster von Einfachar­
beit weiter in den Blick zu nehmen und in den Kontext weiterer Bestim­
mungsfaktoren des strukturellen Wandels einzuordnen: Dies umfasst die 
Perspektiven der Einfacharbeit im Zuge des Umbruchs der industriellen 
Produktion (Bosch 2022; Mönning, Schneemann, Weber, Zika, Gelmrich 
2018) und den Folgen der ökologischen Transformation („grüne“ Logistik, 
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Energiewirtschaft, Mobilitätsdienste). Es richtet sich aber auch auf Wachs­
tum und Regulierung neuer Einfacharbeitsmärkte in der digitalen Öko­
nomie (z. B. Clickworking, Content Moderation), die für viele (jüngere) 
Beschäftigte mit geringen Qualifikationen ein wachsendes Betätigungsfeld 
darstellen, aber unter Umständen mit einem hohen Prekaritätsniveau ver­
bunden sind.

Für die betriebliche Mitbestimmung und überbetrieblichen Interessenor­
ganisationen stellen sich somit neue Herausforderungen, den Anpassungs­
prozess dieses strukturellen Wandels aktiv zu begleiten. Die aktuellen Ent­
wicklungen verweisen auf hohe Dynamiken und auf transformationsgetrie­
bene Umbrüche im Bereich der Einfacharbeit, die viele Unsicherheiten bei 
den Beschäftigten und in den Betrieben aufwerfen: Der mögliche Wegfall 
von Arbeitsplätzen, neue Beschäftigungsmöglichkeiten, veränderte Tätig­
keitsanforderungen, Entwicklungsperspektiven in der Fachkräftesicherung 
sind wichtige Themen, die sich mit Blick auf die gegenwärtige Situation 
der Einfacharbeit stellen. Hierbei ist auch näher zu betrachten, wie die 
Einfacharbeitenden auf veränderte Berufsbilder und neue Tätigkeiten vor­
bereitet und die Bedingungen der Arbeit verbessert werden können. Mit­
bestimmungsakteure können in diesem Kontext zu wichtigen Akteuren 
des zukünftigen Wandels werden (Hoose et al. 2019). Aufgaben wären die 
Steigerung der arbeitspolitischen „Awareness“ für Einfacharbeit, innovative 
Modelle in der Beschäftigungssicherung, strukturelle Verbesserungen (Ver­
einbarkeit, Gesundheit etc.) sowie neue Wege der Ansprache und der Orga­
nisierung von Einfacharbeitenden, um letztlich die demokratische Teilhabe 
und gesellschaftliche Integration weiter zu fördern.
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Die Krise der doppelten Transformation.
Aktuelle Herausforderungen der deutschen Industrie unter 
Berücksichtigung der Wirtschaftskrise im globalen Kontext

Christopher Prinz, Fabian Hoose und Bernd Kuhlenkötter

1. Einleitung

In den vergangenen Jahren wurden vielfach zwei Themen als die beiden 
zentralen Herausforderungen unserer Zeit identifiziert: Nachhaltigkeit und 
Digitalisierung. Das zeitgleiche Auftreten beider Herausforderungen und 
die durch ihre Bewältigung anstehenden, tiefgreifenden Veränderungen bis­
heriger Formen des Wirtschaftens haben zu Diskursen über eine doppelte 
Transformation geführt (Hofmann, Laurenzano, Kleinewefers 2023). Ein 
grundlegender Gedanke in dieser Debatte ist, dass beide Wandlungspro­
zesse in vielen Bereichen ineinandergreifen und eine strategische Abstim­
mung auf mehreren Ebenen erfordern. So müssen Unternehmen abwägen, 
inwieweit sie ökologische und digitale Maßnahmen wirtschaftlich tragfä­
hig gestalten können, welche Kosten vergesellschaftet werden und welche 
Belastungen für die Belegschaften entstehen. Transformationsprozesse er­
fordern zudem oft eine neue Organisation von Arbeitsabläufen sowie an­
gepasste Qualifikationen von Beschäftigten. Deshalb kommt Akzeptanz 
und Kommunikation der durch die doppelte Transformation ausgelösten 
Veränderungen eine entscheidende Rolle zu. In diesem Sinne muss eine 
sozialpartnerschaftliche Gestaltung die mitunter divergierenden Interessen 
von Unternehmen, Beschäftigten und politischen Akteuren ausgleichen.

2. Der Begriff ‚Doppelte Transformation‘

Obwohl die Auswirkungen der doppelten Transformation in der jüngeren 
Vergangenheit breit diskutiert werden und mit ihr auch Hoffnungen ver­
bunden wurden, blieb vieles der damit angesprochenen betrieblichen Ver­
änderungen noch „in the making“ (Pfeiffer 2023). In den letzten Jahren war 
noch unklar, in welchem Maße der digitale Wandel und die ökologische 
Transformation in Arbeits- und Unternehmensorganisationen konkret mit­
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einander verknüpft sind. Denkbar ist entweder eine Symbiose (Entwick­
lung von Chancen sowohl durch technologische Innovationen als auch 
durch Veränderungen in Geschäftsfeldern), ein Widerspruch (Digitalisie­
rung als Herausforderung für eine nachhaltige Produktion) oder eine un­
verbundene Parallelentwicklung. Zunächst kann konstatiert werden, dass 
die doppelte Transformation derzeit hauptsächlich auf politischer und re­
gulatorischer Ebene entschieden wird. Mit der zugespitzten und geopoli­
tisch veränderten multiplen Krisenlage, die sich u. a. in der Energiekrise 
und in sich verändernden, nun vielerorts eher libertär oder autoritär ausge­
richteten staatlichen Regulierungen sowie der Diskussion um die Rücknah­
me von Klimaschutzmaßnahmen äußert, haben sich auch die Aussichten 
für die doppelte Transformation gewandelt.

Die sogenannte doppelte Transformation, sowie auch ähnlich gelagerte 
Begriffe wie Twin Transition, Twin Transformation oder Digitainability, 
bezieht sich auf die parallele digitale und ökologische Transformation. In 
der Literatur gibt es derzeit keine allgemein akzeptierte Definition des 
Begriffs der digitalen Transformation (Schallmo 2019). Dieser Beitrag be­
zieht sich deshalb auf die Beschreibung von Schallmo, die sich wiederum 
auf mehrere andere Definitionen stützt und besagt, dass die digitale Trans­
formation für Unternehmen, Geschäftsmodelle, Prozesse, Beziehungen, 
Produkte usw. stattfinden kann (Bowersox, Closs, Drayer 2005; Mazzone 
2014), um die Leistung und Reichweite eines Unternehmens zu erhöhen 
(Westerman, Calméjane, Bonnet, Ferraris, McAfee 2011).

Auch der Begriff der ökologischen Transformation ist nicht homogen 
definiert und weist nach unterschiedlichen Autoren ebenfalls verschiedene 
Facetten auf. So gilt es z. B. zwischen dem Drei-Säulen-Modell (Ökono­
mie, Ökologie und Sozial), der sozial-ökologischen Transformation sowie 
der ökologisch/ökonomischen Transformation zu unterscheiden. Der Be­
griff der sozial-ökologischen Transformation bezieht sich auf Prozesse der 
Technologienutzung und des Sozialverhaltens. Geprägt wird dieser Begriff 
durch eine Forderung nach einer Gesellschaft und Unternehmen, die ener­
getische Grundlagen basierend auf erneuerbaren Energien auch im Sinne 
der Dekarbonisierung schaffen, um die fossilnukleare Wirtschaftsweise zu 
überwinden (Schellnhuber, Messner, Leggewie, Leinfelder, Nakicenovic, 
Rahmstorf, Schlacke, Schmid, Schubert 2011; Deutscher Bundestag). Dies 
kann u. a. durch den Übergang zu erneuerbaren Energien und Effizienz­
steigerungen erreicht werden, erfordert aber eine umfassende Umstruktu­
rierung der Wirtschaft und der Energieinfrastruktur. Der Begriff der ökolo­
gisch/ökonomischen Transformation ist zudem geprägt durch die Integra­
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tion der ökonomischen Managementperspektive bei der Transformation. 
So gilt es, realistische Zielsetzung unter Berücksichtigung von Geschäfts­
zwecken und dem Marktbestehen eines Unternehmens zu forcieren. Das 
Drei-Säulen-Modell zeigt einen Zusammenhang aller drei Dimensionen 
auf und spricht sich gegen eine einseitige Betrachtung der ökologischen Di­
mension aus, da nur so ein geeigneter Management Ansatz entstehen könne 
(Nagel 2011). Gleichzeitig scheint jedoch auch eine simultane Betrachtung 
mit gleicher Gewichtung aller Dimensionen eine unlösbare Aufgabe zu 
sein. Auch wenn im Zuge der ökologischen Transformation zu allererst 
der Schwerpunkt a) bei der Nutzung regenerativer Energien im Sinne der 
Dekarbonisierung gesehen wird, so gibt es einige weitere Schwerpunktthe­
men, die für die Industrie wichtig sind: b) Zirkuläre Wertschöpfung im 
Sinne der Wiederverwertung von Ressourcen, c) Ressourcen-effizientere 
Produktionsprozesse (weniger Energieverbrauch), d) Ressourcen-effizien­
tere Produkte (weniger Material oder ökologisch nachhaltiges Material), 
e) Nachhaltige Logistik bzw. Supply Chain im Sinne der Nutzung von 
ökologisch nachhaltigen Transportmitteln und Standortentscheidungen.

In der Bevölkerung wird grundsätzlich die Notwendigkeit für Anpassun­
gen der Wirtschaft in Richtung Nachhaltigkeit geteilt (Schulz und Trapp­
mann 2023). Unternehmen müssen diese Transformationen jedoch immer 
auch aus ökonomischer Sicht bewerten. Hinzu treten Sorgen von Beschäf­
tigten bzgl. der Auswirkungen und Kosten der doppelten Transformation 
(Hammermann und Monsef 2023), die bis hin zur völligen Ablehnung 
ökologischer Anpassungen der Wirtschaft gehen können (Schaupp 2025). 
Forschungsergebnisse deuten auf ein vielfältiges Erleben des Wandels hin: 
Der doppelte Transformationsprozess folgt keinem linearen Schema der 
Einführung neuer Technologien und der Umsetzung ökologisch nachhal­
tiger Prozesse im Unternehmen, sondern kann auch die Organisation 
von Unternehmen und Wertschöpfungsketten grundlegend verändern. So 
etablieren beispielsweise Künstliche Intelligenz (KI) und Big-Data-Anwen­
dungen neue Betreibermodelle, die digitale Industrieplattformen umfassen 
(Dolata 2024).

3. Verschränkungen von Digitalisierung und Nachhaltigkeit

Die doppelte Transformation verläuft je nach Branche unterschiedlich, 
auch wenn ökologische Anpassungen oft mit dem Einsatz digitaler Techno­
logien verbunden sind. Pfeiffer beschreibt die ökologische Transformation 
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der Automobilindustrie als einen Prozess, der mehrere zentrale Bereiche 
umfasst: die Entwicklung neuer Antriebstechnologien wie Batterie-, Was­
serstoff- und Hybridantriebe, den Ausbau autonomer Fahrtechnologien 
innerhalb des Fahrzeugs, die Weiterentwicklung von Ladeinfrastrukturen 
sowie die Etablierung neuer Geschäftsmodelle und Dienstleistungen, etwa 
Mobilitätsdienste oder vernetzte Fahrzeuge (Pfeiffer 2023).

Generell lässt sich festhalten, dass nur durch beide Komponenten, d. h. 
durch das synergetische Zusammenspiel von Digitalisierung und Nachhal­
tigkeit, das maximale Potenzial für Unternehmen erreicht werden kann 
(Fraunhofer 2023). Dabei ist zu beachten, dass die Digitalisierung als 
Transformation auch ohne Nachhaltigkeit voranschreiten wird, während 
ökologische Nachhaltigkeit in Unternehmen ohne Digitalisierung nur 
schwer umsetzbar wäre, was ein Ungleichgewicht der doppelten Transfor­
mation bedeuten würde (Fouquet und Hippe 2022).

Dies führt zu der Hypothese, dass die Digitalisierung in Unternehmen 
eine Voraussetzung und damit ein wichtiger Enabler für ökologische Nach­
haltigkeit ist. Wenn auch nicht im Detail formuliert, wurde dieser Zusam­
menhang bereits in früheren Publikationen zu Beginn der Diskussionen 
des Themas Industrie 4.0 aufgezeigt. Bereits Krückhans, Kreimeier und 
Kuhlenkötter 2015 und Krückhans 2016 zeigen, dass sich der Ressourcen­
verbrauch in Unternehmen durch die Nutzung zusätzlich generierter Daten 
und den Einsatz digitaler Simulationen optimieren lässt. Cyber-physische 
Systeme (CPS) tragen dabei zur Transparenz des Ressourcenverbrauchs bei 
und machen Verschwendung in den Ressourcenströmen sichtbar (Krück­
hans 2016).

Die Form, in der solche grundlegenden Veränderungen von Unterneh­
men und ihren Geschäftsbereichen umgesetzt werden können, wird jedoch 
sehr spezifisch in den Unternehmen selbst geprägt. Hier entscheidet sich, 
ob und inwieweit nachhaltige Praktiken in Bezug auf Ressourcenverbrauch, 
Produktentstehung, Logistik, Standort- und Arbeitssicherheit oder die Ge­
staltung von Arbeitsinhalten und -bedingungen etabliert werden.

In Anlehnung an Meier, Kreimeier, Velkova und Schröder (2019), die 
Transformationsfaktoren für die Gestaltung anpassungsfähiger Produktio­
nen identifiziert haben, können diese auch für doppelte Transformations­
prozesse ermittelt werden (Abb. 1). Dem folgend, können auch die Interak­
tionen zwischen den beiden Transformationsprozessen skizziert werden. 
Wie oben erläutert, kann davon ausgegangen werden, dass die Auslöser für 
die beiden Prozesse unterschiedlich gelagert sind: Während die Digitalisie­
rung vielfach durch unternehmerische Faktoren ausgelöst wird, sind es vor 
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dem Hintergrund der Klimakrise vor allem gesellschaftspolitische Auslöser, 
die zur Definition des Ziels der ökologischen Nachhaltigkeit führen.

Transformationsfaktoren.

Zu den wichtigsten Enablern der Digitalisierung gehören cyber-physische 
Systeme (CPS). Ein Befähiger der Nachhaltigkeit ist jedoch die Digitali­
sierung selbst, da sie mehr als nur CPS umfasst, zu nennen sind hier 
Künstliche Intelligenz (KI), Geschäftsmodelle, Big Data und vieles mehr 
(Schmidt 2019). Zu den Treibern der Digitalisierung gehören, wie bei den 
Auslösern, vor allem unternehmerische Faktoren wie die Produktivitätsstei­
gerung und damit auch der Faktor Marktposition, während gesellschaftspo­
litische Faktoren wie grüne Initiativen und in diesem Zuge entstandene 
CO-Neutralitäts-„Labels“ oder auch Verpflichtungen zur Nachhaltigkeitsbe­
richterstattung1 als Treiber der ökologischen Nachhaltigkeit identifiziert 
werden können.

Doch nicht nur die bislang genannten ökonomischen Faktoren sind 
Treiber der Digitalisierung: Auch das Ziel der ökologischen Nachhaltigkeit 
kann hier verstärkend wirken, da für deren Umsetzung eine umfangrei­
che Erhebung und Verarbeitung von Daten erforderlich ist. Die größten 
Hürden der doppelten Transformation sind Kosten und fehlendes Know-
how und damit die daraus resultierende fehlende Rentabilität derartiger 
Veränderungen. Besonders Unternehmen, denen bereits das erforderliche 
Wissen zur Umsetzung von Transformationsprozessen fehlt, stehen vor zu­
sätzlichen Herausforderungen und benötigen methodische Unterstützung, 

Abbildung 1:

1 Als Beispiele kann hier Corporate Sustainability Reporting Directive (CSRD) der EU 
genannt werden (Richtlinie EU 2022/2464).
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um diesen Wandel erfolgreich zu bewältigen. Das gleichzeitige Auftreten 
digitaler und ökologischer Veränderungsprozesse stellt dabei eine außeror­
dentliche Herausforderung dar, die nicht durch kleine Anpassungen bewäl­
tigt werden kann.

Im laufenden Prozess der Anpassung von Arbeit und Wirtschaft an 
veränderte Rahmenbedingungen wird die doppelte Transformation als be­
sonders dringlicher und grundlegender Wandel beschrieben. Eine solche 
„Twin Transition“ wird auch politisch als wichtiger Hebel zum Erhalt der 
Wirtschaftskraft und des europäischen Wachstumsmodells gesehen (Euro­
pean Commission 2024). Die „Flughöhe“ solcher oder ähnlich formulierter 
Forderungen (Rat der Arbeitswelt 2023) ist oft hoch. Wie der digitale und 
ökologische Wandel vor Ort in den Unternehmen umgesetzt werden kann, 
ist jedoch oft noch unklar. Das liegt nicht zuletzt daran, dass für beide 
Seiten des Veränderungsprozesses unterschiedliche Definitionen und Be­
grifflichkeiten verwendet werden: Hinter dem Begriff Digitalisierung ver­
bergen sich beispielsweise so unterschiedliche Technologien wie Informati­
ons- und Kommunikationstechnologien (IKT), cyber-physische Systeme 
(CPS), Künstliche Intelligenz (KI) etc. Im Hinblick auf den ökologischen 
Wandel werden unter anderem die nachhaltige Ressourcennutzung, der 
sozio-ökologische Wandel und die Dekarbonisierung thematisiert.

Die Forschung auf diesem Gebiet konnte inzwischen zeigen, dass die 
Einführung von Industrie 4.0-Elementen zwar weniger disruptiv ist als 
zunächst angenommen, aber dennoch in den Unternehmen angekommen 
ist. Ein Vergleich zeigt jedoch unterschiedliche Niveaus der Digitalisierung. 
So investieren beispielsweise große Unternehmen zuerst in diese Technolo­
gien, und die Verbreitung ist je nach Branche unterschiedlich (Haipeter 
2019). Auch der Grad der Ausprägung ist nicht überall gleich, was die 
konsequent in der Weiterentwicklung befindlichen Technologien angeht. 
Während beispielsweise der Einsatz von Robotik in der Industrie bereits 
weitverbreitet ist (International Federation of Robotics 2024), wird bei 
der Nutzung von KI-Technologien noch das Gegenteil berichtet (Giering 
2022). Doch auch wenn die Verbreitung einzelner Technologien von Bran­
che zu Branche variiert, besteht mittlerweile ein breiter Konsens darüber, 
dass der digitale Wandel sowohl die Arbeitsteilung zwischen Mensch und 
Maschine als auch die Arbeitsorganisation bereits prägt (z. B. in Form von 
vermehrtem mobilem Arbeiten und Arbeiten von zu Hause aus, durch die 
Verbreitung von Plattformarbeit usw.) (Rat der Arbeitswelt 2023).

Für den Einsatz neuer Technologien müssen Unternehmen die Fähigkeit 
erlangen, Daten zu erfassen sowie sie im Wertschöpfungsnetz verfügbar 
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zu machen und zu analysieren, um letztlich Informationen zu erhalten, 
die eine Optimierung und Entscheidungsfindung ermöglichen (Schallmo 
2019). In Bezug auf die ökologische Transformation und ihren Impact auf 
die Wertschöpfung gab es bereits 2023 von der Acatech eine ausführliche 
Studie (Acatech 2023). Laut dieser Marktanalyse ergeben sich durch die di­
gitale Transformation neue Wertschöpfungspotenziale, insbesondere durch 
die Nutzung von Informations- und Kommunikationstechnologien. Dies 
betrifft vor allem den Maschinen- und Anlagenbau, wo ressourcenschonen­
dere Produktionsmethoden und verbesserte Steuerungs- und Regelungssys­
teme eine zentrale Rolle spielen. Die Studie bietet vor allem szenario-basier­
te Wertschöpfungsanalysen und kommt für die Sektoren Produktion und 
Maschinen- und Anlagenbau zu folgenden Ergebnissen.

Der Sektor Produktion erzielte 2020 eine Wertschöpfung von 373,6 Mil­
liarden € und hatte einen 3.431,4 Petajoule Energieverbrauch (höchster Ver­
brauch in Deutschland). Gleichzeitig beinhaltet dieser Sektor auch einen 
sehr hohen Rohstoffeinsatz und hohe Treibhausgasemissionen (22 % an 
der Gesamterzeugung Deutschland in 2020). Digitale Lösungen (durch In­
dustrie 4.0) werden hier bereits eingesetzt und erzielen eine Effizienzsteige­
rung bei Energie- und Ressourceneinsparungen. Größtes Potenzial für die 
Nachhaltigkeit liegt aber noch in der Zirkularisierung von Geschäftsmodel­
len (Zirkuläre Wertschöpfung) und der Optimierung von Vorlieferketten. 
10–30 % Einsparung von Energie- und Rohstoffverbrauch sowie Treibhaus­
gasemissionen sind, wenn auch stark anwendungsabhängig, bereits durch 
„grüne“ Enterprise-Resource Planning (ERP)-Systeme, digitale Zwillinge, 
integrierte Maschinen- und Anlagensteuerung, additive Fertigung, virtu­
elles Produktdesign sowie datenbasierte Optimierung von Lagerhaltung 
und Logistik möglich. Lösungen im Bereich Smart Energy Supply und 
Management erlauben eine Verbesserung des Energieverbrauchs um bis zu 
50 %. Innerhalb der Produktion tragen Datenplattformen zur Optimierung 
beispielsweise der Maschinenauslastung bei. Digitale Produktpässe ermög­
lichen beispielsweise im Batteriebereich die potenzielle Nachverfolgung 
und damit auch die Rückgewinnung der verwendeten Materialien. Im „Best 
Case 2030“ könnten durch mehr I4.0-Wertschöpfungsanteile (auf 384,8 
Mrd. € von 216,6 Mrd. €) auch die Umweltkosten (im Vergleich zu 2019) 
um 13,1 Milliarden reduziert werden. Hemmnisse der Digitainability liegen 
in mangelnder Datenverfügbarkeit sowie der Schnittstellenheterogenität 
zwischen einzelnen Prozessen und Akteuren in der Wertschöpfungskette 
der Produktion.
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Der Maschinen- und Anlagenbau gehört zu den am weitesten fortge­
schrittenen Sektoren, was unter anderem auf die weitverbreitete Anwen­
dung des Industrie-4.0-Paradigmas zurückzuführen ist. Dennoch bleibt der 
Energieverbrauch und Rohstoffeinsatz hier hoch. Die bereits genutzten 
digitalen Lösungen zur Steigerung ökologischer Nachhaltigkeit überschnei­
den sich hinsichtlich der relevanten Lösungsgruppen und Technologien 
stark mit dem Bereich der Produktion. Allerdings werden in diesem Sektor 
bislang kaum Lösungen mit Hebelwirkungen für die ökologische Nachhal­
tigkeit eingesetzt. Ähnlich wie in der Produktion steht hier die Reparatur- 
und Adaptionsfähigkeit bisher nicht im Vordergrund und technologische 
Obsoleszenz wird aufgrund fehlender ökonomischer Anreize zur ökologi­
schen Nachhaltigkeit in Kauf genommen. Durch die Integration von Pro­
duktpässen in die Wertschöpfungskette könnte der Sektor effektiv in eine 
Kreislaufwirtschaft integriert werden. Im Idealfall kann die Digitainabili­
ty-Wertschöpfung in Elektrotechnik und Maschinenbau so bis zum Jahr 
2030 im Vergleich zu 2020 mehr als verdoppelt werden. Im „Best Case 
2030“ könnten durch eine nachhaltige Wertschöpfung bzw. Erhöhung des 
Digitainability-Anteils auf 140,3 Milliarden € bei einer Energieeffizienzstei­
gerung jährlich um 5,9 % Umweltkosten in Höhe von 584 Millionen Euro 
vermieden werden.

Die so umrissenen Ergebnisse der Acatech-Studie (2023) zeigen somit, 
dass grundsätzlich Potenziale zur Einsparung von Umweltkosten vorhan­
den sind. Allerdings bleibt unberücksichtigt – oder geht nicht explizit her­
vor – welche Investitionen für die ökologische Transformation erforderlich 
sind. Unternehmen müssen diese Kosten im globalen Wettbewerb vor dem 
Hintergrund der aktuellen Wirtschaftskrise in Deutschland wirtschaftlich 
abwägen.

4. Hindernisse der doppelten Transformation

Ein durch die Autoren durchgeführtes Interview mit einem Vertreter eines 
Großunternehmens hatte das Ziel zu untersuchen, welche Einflüsse auf 
Nachhaltigkeitsprojekte eine Rolle für Unternehmen spielen. Das Unter­
nehmen hatte ein Projekt zum Thema Wasserstoff gestartet: Hier wurde 
Wasserstoff als Treiber für ökologische Nachhaltigkeit erkannt, während 
Digitalisierung Regelungs- und Steuerungsprozesse optimierte. Zudem 
spielten digitale Lösungen wie Predictive Maintenance und After-Sales-Ser­
vices eine Schlüsselrolle. Dieses Projekt wurde im Zuge einer entwickelten 
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Nachhaltigkeitsstrategie aufgesetzt. Die Motivation lag hier vor allem in 
der Demonstration von Unternehmensprodukten im Rahmen des Einsatzes 
von Wasserstofftechnologien. Gleichzeitig hat sich für das Unternehmen 
durch das Projekt auch ein neuer Geschäftsbereich eröffnet, den man nun 
etablieren möchte. Im Interview mit dem Unternehmensvertreter sind aber 
darüber hinaus verschiedene Aspekte sichtbar geworden, die wohl bei einer 
großen Anzahl von ökologischen Projekten in Unternehmen gelten: Die 
größten Hemmnisse für die ökologische Transformation in Unternehmen 
sind die Kosten und zu geringe bis nicht vorhersehbare ROI-Rechnungen. 
Auch im Beispielunternehmen wurde das Projekt durch die Geschäftsfüh­
rung initiiert und getrieben. Der monetäre Kontext hat dabei keine Rolle 
gespielt und hätte sogar eher einen negativen Einfluss auf die Umsetzungs­
entscheidung gehabt. Ökologische Nachhaltigkeitsprojekte scheinen für 
Unternehmen besonders schwer umsetzbar zu sein, wenn sie keine direkten 
Einsparungen ermöglichen oder ausschließlich Kosten verursachen – ins­
besondere vor dem Hintergrund der aktuell angespannten wirtschaftlichen 
Lage in Deutschland. Weil das Projekt als Demonstrator nicht die gesamte 
Produktion des Unternehmens betraf, war darüber hinaus die Einbindung 
der Belegschaft bei der Entwicklung begrenzt, was Herausforderungen 
in der sozialpartnerschaftlichen Gestaltung offenbarte. Zudem rückten in 
dem hier betrachteten Unternehmen nach der öffentlichkeitswirksamen 
Vorstellung des Demonstrators im Jahresverlauf 2024 die akuten wirtschaft­
lichen Herausforderungen – einschließlich des Kostensenkungsdrucks – 
in den Fokus und brachten Herausforderungen und Einschnitte für die 
Belegschaft mit sich.

Auch in gemeinsamen Transferforschungsaktivitäten des Lehrstuhls für 
Produktionssysteme (LPS) und der Gemeinsamen Arbeitsstelle RUB/IGM 
(GAS) ist das Thema der Doppelten Transformation in den vergangenen 
Jahren immer wieder Thema gewesen. Dabei zeigte sich: Die doppelte 
Transformation stellt Unternehmen vor enorme Herausforderungen, die 
weit über technologische Anpassungen hinausgehen. Das Ziel der ökolo­
gischen Nachhaltigkeit ist ein politisch gesetztes Ziel, welches auf Nach­
haltigkeits-Abwägungen basiert und weniger industriell/unternehmerisch 
getrieben ist. Kurzfristige Kosten- und Machbarkeitsfragen überlagen hier 
langfristige, ethisch-moralische Überlegungen.

Die Qualifikation und das Wissen der Belegschaft sind zentrale Ressour­
cen für die erfolgreiche Umsetzung von ökologischen Transformationspro­
jekten in Betrieben. Da Veränderungen nicht linear erfolgen, bedarf es 
flexibler Strategien. Politisch-regulative Vorgaben setzen den Rahmen, sind 
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jedoch nicht immer stabil und vorhersehbar. Eine enge Zusammenarbeit 
zwischen Unternehmensführungen, Belegschaften und externen Sozialpart­
nern ist essenziell, wenn die Bewältigung der Herausforderungen möglichst 
positiv verlaufen soll.

Rückmeldungen aus Belegschaften und von Betriebsräten zeigten in 
diesem Zusammenhang, dass diese Nachhaltigkeitsprojekte oft als von po­
litischen Rahmenbedingungen oder Managementvorgaben getrieben erle­
ben, während Belegschafts- oder Betriebsratsinitiativen selten als Ausgangs­
punkt dienen. Nachhaltigkeitsmaßnahmen konzentrieren sich zudem oft 
auf Ressourceneffizienz und Kostenreduktion, etwa durch Energieeinspa­
rung oder die Reduktion von Verpackungsmaterialien. Es bestehen somit 
Vorbehalte hinsichtlich der eigentlichen Ziele von Transformationsprozes­
sen, insbesondere wenn diese mit Produktionsverlagerungen oder Perso­
naleinsparungen verbunden sind. Vereinbarungen zwischen Arbeitgebern 
und Arbeitnehmenden, die Herausforderungen kompromissbereit mit der 
Erarbeitung von gemeinsamen Zukunftsperspektiven anzugehen, auch in 
Form von Vertraglichen Vereinbarungen wie der „Vereinbarung Zukunft 
Volkswagen“ oder den Zukunftstarifverträgen der IG Metall (siehe Einfüh­
rung Wannöffel et al. in diesem Band) könnten sich als Mittel erwiesen, 
um neue Geschäftsfelder zu erschließen, technologische Veränderungen 
umzusetzen und Akzeptanz für Transformationsmaßnahmen zu schaffen.

5. Fazit und Zusammenfassung

Der gesellschaftliche Druck zur Umsetzung der ökologischen Transformati­
on hat sich seit 2019 deutlich reduziert. Politische Vorgaben haben immer 
noch Bestand, diese befinden sich aber derzeit aufgrund der andauern­
den Wirtschaftskrise in der Diskussion und werden zukünftig wohl abge­
schwächt – obwohl die ökologischen Herausforderungen bestehen bleiben. 
Ökologische Transformation ist derzeit nur eingeschränkt betriebswirt­
schaftlich rentabel und erfordert weitere Entwicklungen: Offene Fragen für 
zukünftige Forschung und Praxis betreffen die wirtschaftliche Tragfähigkeit 
bestehender technologischer Lösungen, die konkreten Auswirkungen der 
doppelten Transformation auf Beschäftigte und die Sicherung von Markt­
positionen im Spannungsfeld zwischen ökologischer und digitaler Trans­
formation. Dies verdeutlicht, dass die doppelte Transformation ein komple­
xer Prozess ist, der sowohl inkrementelle als auch disruptive Anpassungen 
erfordert. Sie kann, wenn erfolgreich umgesetzt, ein Wettbewerbsvorteil 
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für Unternehmen sein, erfordert aber ein strategisches, sozialpartnerschaft­
liches Vorgehen.

Dies geht möglicherweise auch mit Belastungen von Belegschaften ein­
her, erforderlich werden können z. B. höhere Flexibilität, um Energiekosten 
zu senken und die Intensivierung der Produktion zu Zeitpunkten, wenn 
Strompreise möglichst günstig sind. Durch die Wirtschaftskrise und Inves­
titionen in die ökologische Transformation stehen Sozialpartner vor der 
Herausforderung einer Regulierung eines Minus-Wachstums. Die doppelte 
Transformation nimmt keinen linearen Verlauf und ist mal mehr und mal 
weniger gesellschaftlich und politisch getrieben. Daher ist die Umsetzung 
extrem herausfordernd für die Unternehmen. Die doppelte Transformation 
stellt somit für die Unternehmen weiterhin ein großes Spannungsfeld zwi­
schen den Dimensionen Technik, Organisation und Personal (TOP) dar. 
Viele Ansätze der Unternehmensunterstützung sind oft auf sehr spezifische 
Bereiche der doppelten Transformation ausgerichtet. Es gibt keine umfas­
senden Methoden, die versuchen, den Unternehmen eine ganzheitliche 
Anleitung für die Bewältigung dieses wichtigen Veränderungsprozesses zu 
geben. Die notwendigen Veränderungen und Kernelemente der doppelten 
Transformation lassen sich sicherlich auf der Makroebene formulieren. 
Versucht man jedoch, alle notwendigen Veränderungspotenziale auf die 
Meso- und Mikroebene der Unternehmen herunterzubrechen, so muss dies 
derzeit als zukünftiges Forschungsziel definiert werden.
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(Generative) Künstliche Intelligenz (KI) als Kollegin? 
Gestaltung und Mitbestimmung aus Sicht der Beschäftigten

Sabine Pfeiffer1

1. KI und Arbeit – zur Einleitung

Der Bezug auf den Einsatz von Künstlicher Intelligenz (KI) und insbe­
sondere generativer Künstlicher Intelligenz (KI) am Arbeitsplatz wird in 
dieser Studie in den Mittelpunkt gestellt. Nicht nur, weil sich in anderen 
Studien nur unerhebliche Zusammenhänge zwischen den Einstellungen zu 
Künstlicher Intelligenz (KI) und üblichen sozio-demografischen Daten wie 
Geschlecht, Alter, Einkommen und Qualifikation zeigen (vgl. Liang und 
Lee 2017), sondern auch, weil es letztlich die Beschäftigten sind, die die 
Implementierung und den Umgang mit Künstlicher Intelligenz (KI) bewäl­
tigen – auch ihre stochastisch bedingten Unzulänglichkeiten kompensieren 
müssen (vgl. zu den arbeitsbezogen relevanten Grenzen von Künstlicher 
Intelligenz (KI) Pfeiffer 2023 und zum „unbewusst destruktive[n] Einsatz“ 
von Künstlicher Intelligenz (KI) Pfeiffer 2021b, S. 284).

Auch wenn hier Arbeit mit KI im Fokus steht, muss gerade aus Mitbe­
stimmungsperspektive betont werden, dass KI nicht losgelöst zu sehen 
ist von der allgemeinen Debatte um die digitale Transformation (Pfeiffer, 
Nicklich, Henke, Heßler, Krzywdzinski, Schulz-Schaeffer 2024), die zuneh­
mend nicht mehr rein auf Rationalisierung im engeren Sinne, sondern auf 
neue betriebliche Rationalisierungsstrategien der Vermarktlichung (Menz, 
Nies, Sauer 2019), auf neue digitale Steuerungsformen von Marktbeziehun­
gen und Wettbewerbsprozessen (Buss, Oberbeck, Tullius 2022) und da­
mit zunehmend auf die Distributivseite der Produktivkräfte zielt (Pfeiffer 
2021b).

Obwohl dem so ist, geht auch mit KI und ihrer generativen Variante 
seit 2022 weiter, was seit „Industrie 4.0“ den Digitalisierungsdiskurs stark 
bestimmt, nämlich die Prognosen zu den Arbeitsmarkteffekten von Künst­

1 Die Arbeiten für diesen Artikel entstanden im Rahmen des DFG-Schwerpunktpro­
gramms 2267 „Digitalisierung der Arbeitswelten“, gefördert von der Deutschen For­
schungsgemeinschaft (DFG) - Projektnummer 442171541.
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licher Intelligenz (KI). Anknüpfend an frühere Arbeiten (Autor, Levy, 
Murnane 2003) kam es immer wieder zu drastischen Prognosen eines 
dramatischen Arbeitsplatzabbaus (Brynjolfsson und McAfee 2014; Frey 
und Osborne 2017). Am bekanntesten ist wohl der vielfach kritisierte 
(Fernández-Macías und Hurley 2014; Pfeiffer 2018) methodische Ansatz 
von Frey und Osborne, der für die USA einen Abbau von bis zu 47 % aller 
Arbeitsplätze prognostiziert; jener kommt angewandt auf Beschäftigungs­
daten in Deutschland zu wesentlich geringeren Zahlen (12 % nach Bonin, 
Gregory, Zierahn 2015). Andere Studien zeigen differenziert auf, warum die 
eng auf Technologien orientierten Studien zu kurz greifen (Krzywdzinski 
2020). Huchler (2019) verweist auf die oft „übergangene[n]“ Grenzen der 
Adaptivität (teil-)autonomer Systeme, zudem findet sich in den meisten 
Prognosen und Szenarien zu Künstlicher Intelligenz (KI) am Arbeitsplatz 
eine auf die Mensch-Maschine-Interaktion verkürzte Sichtweise, bei der 
die notwendige Einbindung in organisationale Prozesse vernachlässigt wird 
(Herrmann und Pfeiffer 2022). Zudem kommen andere methodische Vor­
gangsweisen ebenfalls für Deutschland zu geringeren Substituierbarkeitspo­
tenzialen (Dengler und Matthes 2015). Nur wenige Ansätze berücksichtigen 
in der Gesamtbilanz auch neu entstehende Tätigkeiten (Acemoglu und 
Restrepo 2019) oder kommen deshalb sogar zu leicht positiven Effekten 
(Arntz, Gregory, Zierahn 2018). Trotz der Kritik an rein quantitativen 
Prognosen, bleiben diese auch mit einem Fokus auf generative Künstliche 
Intelligenz (KI) nicht aus (Gmyrek, Berg, Bescond 2023; Jung und Desikan 
2024).

In der sozialwissenschaftlichen, technik- und arbeitssoziologischen De­
batte dominiert einerseits die Sichtweise einer verteilten Handlungsträger­
schaft zwischen Menschen und Technik auf der Mikroebene (Rammert 
2016; Weyer, Delisle, Kappler, Kiehl, Merz, Schrape 2018) und andererseits 
die Betonung der Problematik von Diskriminierung z. B. bei algorithmen­
gestützter Personalauswahl (vgl. Kadiresan, Baweja, Ogbanufe 2022).

Bisherige Studien zur Einstellung von Beschäftigten sind eher dünn gesät 
oder beziehen sich im engeren Sinne auf einen einzigen Anwendungskon­
text (z. B. Medizin). Relevante Studien, die zumindest zum Teil den Bezug 
zu Arbeit herstellen, sind etwa der Meinungsmonitor Künstliche Intelligenz 
(KI) (Dosenovic, Kieslich, Birte Keller 2020), die Studie „Fear of autono­
mous robots and artificial intelligence (FARAI)“ (Liang und Lee 2017) oder 
die Umfragen der D21 Initiative (2024) oder des bidt (2023). Fragen nach 
Partizipation und Mitbestimmung jedoch spielen in diesen Studien so gut 
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wie keine Rolle, zudem sind weder die Stichproben noch die Fragen spezi­
fisch auf Erwerbsarbeit fokussiert. Genau hier setzen die hier in Teilen vor­
gestellten Studien an. Basis der hier vorgestellten Ergebnisse stammen aus 
zwei repräsentativen2 Online-Befragungen aus den Jahren 2022 (N = 2.018) 
und 2024 (N=2.002).3 Beide Erhebungen erfolgten über ein professionelles 
Befragungsinstitut.4 Für die Erhebung wurde das Online-Tool SoSci-Survey 
verwendet (Leiner 2019), das DSGVO-konform auf einem lehrstuhleigenen 
Server des Rechenzentrums der FAU Erlangen-Nürnberg installiert ist. Bei 
Erhebung und Analyse wurden nicht nur Datenschutzfragen, sondern auch 
forschungsethische Kriterien angelegt (Pfeiffer 2021a).

Die vorliegenden Ergebnisse stellen die Perspektive der Beschäftigten 
zum Einsatz von KI am Arbeitsplatz systematisch in den Mittelpunkt. 
Dabei bieten die beiden Erhebungszeitpunkte 2022 und 2024 einen Vor-
ChatGPT- und Nach-ChatGPT-Vergleich. Diese erste Publikation zu Er­
gebnissen der 2024er-Erhebung kann hier nur einige zentrale Ergebnisse 
deskriptiv vorstellen. Im Folgenden finden sich, nach ersten Zahlen zur 
Verbreitung und der generellen Einstellung gegenüber KI (Kap. 2), Ergeb­
nisse zum bestehenden Wissen und der gefühlten Informiertheit zum The­
ma (Kap. 3) sowie Zahlen dazu, ob und mit welchen Sorgen und Befürch­
tungen Beschäftigte auf den Einsatz von Künstlicher Intelligenz (KI) in 
der Arbeit blicken (Kap. 4). Es folgen Befunde zur gewünschten Rolle von 
Künstlicher Intelligenz (KI) am Arbeitsplatz (Kap. 5) und zum Vertrauen 
in die Entscheidungen zentraler Akteure (Kap. 6) bei der Gestaltung von 

2 Im mathematischen Sinne ist Repräsentativität bei einem Online-Panel im engen Sinne 
nicht erreichbar, da dies eine echte Zufallsstichprobe erfordern würde, an der jede 
Person der Grundgesamtheit die gleiche Chance hat, ausgewählt zu werden – was auch 
für viele andere Befragungswege nicht in Gänze garantiert werden kann (vgl. dazu 
kritisch Schnell 2018).

3 Teilnehmen konnten nur Erwerbstätige mit einer Wochenarbeitszeit von mindestens 
20 Stunden im Alter von 20 bis 65 Jahren. Zusätzlich erfolgte eine ungekreuzte 
Quotierung nach Geschlecht, Alter und Berufsbildung (niedrig/mittel/hoch) sowie 
nach Wirtschaftszweig (WZ2008) entlang der zum Erhebungszeitpunkt 2024 aktuellen 
Arbeitsmarktdaten: Die Befragten sind im Durchschnitt 43,15 Jahre alt (SD 12,079), 
46,5 % sind weiblich, 53,5 % männlich (keine Angaben bei divers). Mit 64,3 % hat der 
Großteil eine berufliche Aus- oder Fortbildung als höchstem Abschluss, 21 % haben 
eine akademische Qualifikation und 14,5 % keine formale Qualifikation; zur Stichpro­
be aus dem Jahr 2022 im Detail vgl. Pfeiffer 2024.

4 Dieses entwickelt Sampling und Befragungsmethoden in Zusammenarbeit mit der GE­
SIS, beachtet die Vorgaben der Interactive Marketing Research Organization (IMRO 
2015) und den Kodex der International Chamber of Commerce und ESOMAR (ICC/
ESOMAR 2016).
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Künstlicher Intelligenz (KI). Schließlich folgen Ergebnisse zum Wunsch 
der Beschäftigten nach mehr Partizipation und Mitbestimmung (Kap. 7). 
Ein kurzes Fazit (Kap. 8) schließt den Beitrag ab.

2. (Generative) KI am Arbeitsplatz: Verbreitung und generelle Einstellung

Während Künstliche Intelligenz (KI) und Maschinelles Lernen (ML) an 
sich und rein technisch gesehen keine völlig neuen Technologien sind, 
ist mit generativer Künstlicher Intelligenz (KI) die Nutzung – zumindest 
aber das Reden über – von Künstlicher Intelligenz (KI) quasi explodiert. 
Während 2022 noch eine Minderheit von 11 % angibt, dass Künstlicher In­
telligenz (KI) am Arbeitsplatz eingesetzt wird (Abbildung 1, Ringdiagramme 
links), sind es bei der aktuellen Befragung schon 18 % – eine Steigerung um 
63 %. Auch die Anteile derer, die angeben, ein KI-Einsatz am Arbeitsplatz 
werde aktuell diskutiert oder konkret geplant, sind gestiegen. Umgekehrt 
hat sich damit der Anteil von Beschäftigten, in deren Umfeld KI noch gar 
kein Thema ist: von 60 % im Jahr 2022 auf 47 % 2024 verringert. Dass 
die Nutzungszahlen in diesen zwei Jahren gestiegen sind, war erwartbar 
– dass die Skepsis gegenüber Künstlicher Intelligenz (KI) am Arbeitsplatz 
zugenommen hat, dagegen weniger. Dies aber zeigen die Zahlen sehr deut­
lich: Zwar macht wie vor zwei Jahren fast unverändert die Hälfte der 
Beschäftigten diese Frage abhängig von den Bedingungen des Einsatzes – 
und damit von der konkreten Ausgestaltung der Künstlichen Intelligenz 
(KI); im Vergleich zu 14 % 2022 lehnen nun aber 20 % Künstliche Intelli­
genz (KI) am eigenen Arbeitsplatz grundsätzlich ab und die 37 % positiv 
Eingestellten sind zusammengeschmolzen auf 29 % (Abbildung 1, Ringdia­
gramme rechts).

Für die aktuelle Befragung zeigt Abbildung 2 Details zur Nutzung vor 
allem im Hinblick auf generative Künstliche Intelligenz (KI). Mit 56 % hat 
die Mehrheit der Befragten (generative) Künstliche Intelligenz (KI) schon 
einmal benutzt – egal ob am Arbeitsplatz oder zu Hause. Dabei nutzen 
9 % sie regelmäßig und weitere 17 % häufiger (Ringgrafik links). Die Bal­
kengrafiken in Abbildung 2 unten zeigen, inwieweit generative Künstliche 
Intelligenz (KI) am Arbeitsplatz (differenziert danach, ob mit oder ohne 
Wissen des Arbeitgebers) oder in der Freizeit zu Hause (differenziert nach 
beruflichen oder privaten Zwecken) genutzt wird.
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Künstliche Intelligenz (KI) am Arbeitsplatz und allgemeine 
Einstellung zu KI 2022–2024.

Beim noch detaillierteren Blick auf die Nutzung fällt ins Auge: Mit 44 % 
nutzen am meisten Beschäftigte generative Künstliche Intelligenz (KI) zu 
Hause für private Zwecke, weitere 34 % nutzen sie in der Freizeit für 
berufliche Zwecke. In der Arbeit nutzen ohne Wissen des Arbeitgebers 29 % 
und mit Wissen des Arbeitgebers 16 % am wenigsten Beschäftigte generati­
ve Künstliche Intelligenz (KI) (Abbildung 2 Balkengrafiken unten rechts). 
Beschäftigte nutzen also privat und aus freien Stücken sehr viel häufiger 
generative Künstliche Intelligenz (KI) als in der Arbeit und für die Arbeit.

Abbildung 1:

(Generative) Künstliche Intelligenz (KI) als Kollegin?
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Nutzung von (generativer) Künstlicher Intelligenz (KI) in Arbeits- 
und Lebenswelt im Jahr 2024. (Siehe gleiche Abb.-Überschrift unten)

Die Befragung ist an der Stelle noch einen weiteren Schritt in die Tiefe gegan­
gen, um herauszufinden, für was generative KI genutzt wird. Beim Blick auf 
die kleineren Balkengrafiken (ebenfalls in Abbildung 2) sind zwei Befunde 
interessant: Erstens sind die Anteile der verschiedenen Nutzungsarten gene­
rativer KI in Arbeit und Freizeit fast identisch – Beschäftigte entwickeln 
damit ihre Kompetenzen im Umgang mit generativer Künstlicher Intelligenz 
(KI) in der Lebenswelt auch für die Arbeitswelt nutzbringend weiter. In 
beiden Welten wird generative Künstlicher Intelligenz (KI) vor allem für die 
Erstellung oder Bearbeitung von Texten genutzt (21 %), gefolgt von 18 % für 
Recherche. 

3. Wissen um KI und Informiertheit durch Arbeitgeber

Mit der zunehmenden Verbreitung von generativer Künstlicher Intelligenz 
(KI) gerade auch im Unternehmensumfeld, ist anzunehmen, dass sowohl 
das Wissen über Künstliche Intelligenz (KI) als auch der Grad der Infor­
miertheit durch den Arbeitgeber innerhalb der Beschäftigten zwischen den 
beiden Erhebungszeitpunkten 2022 und Ende 2024 angestiegen ist. Beides 

Abb. 2:
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ist umso mehr anzunehmen angesichts der gerade vorgestellten gestiegenen 
KI-Nutzungszahlen am Arbeitsplatz und noch mehre im Privaten.

Um den Stand des Wissens der Befragten zu erheben, wurde eine – 
notwendigerweise subjektive – Selbsteinschätzung abgefragt (Abbildung 3, 
Ringdiagramme links). Interessant ist, dass sich der Anteil derjenigen, die 
vor der Umfrage noch nicht einmal mit dem Begriff Künstliche Intelligenz 
(KI) zu tun hatten, innerhalb der zwei Jahre zwischen beiden Erhebungs­
zeitpunkten nur minimal von 8 % auf 7 % verringert hat. Die Befragten, 
jedoch, die davon gehört haben, aber nicht genau wissen, was Künstliche 
Intelligenz (KI) ist, haben sich deutlich von 17 % auf 11 % verringert. Auf 
der anderen Seite des subjektiv eingeschätzten Wissensstands hat sich der 
insgesamt geringe Anteil der Befragten vervierfacht, der sich selbst Exper­
tenwissen zuschreibt (von 1 % auf 4 %). Mit 29 % geben aktuell auch deut­
lich mehr Beschäftigte als 2022 (damals noch 22 %) an, ganz gut erklären 
zu können, was man unter Künstlicher Intelligenz (KI) versteht. Wie schon 
2022 mit 53 % weiß auch 2024 mit 49 % rund die Hälfte und damit der 
größte Anteil der Beschäftigten in etwa, was (generative) Künstliche Intelli­
genz (KI) bedeutet. Insgesamt hat sich also der Anteil der Beschäftigten, die 
kaum bis gar nichts mit dem Begriff Künstliche Intelligenz (KI) anfangen 
können, von einem Viertel 2022 auf ein Fünftel 2024 verringert.

Wissen um KI und Informiertheit über KI durch Arbeitgeber 
2022–2024.

Abbildung 3:

(Generative) Künstliche Intelligenz (KI) als Kollegin?
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Trotz dieser in der Summe recht breiten Einschätzung, mehr oder weniger 
zum Thema Bescheid zu wissen, ist das Gefühl, dazu vom eigenen Arbeit­
geber gut informiert zu werden, deutlich geringer ausgeprägt: Wenn auch 
gegenüber den 60 % 2022 geringer, so fühlt sich 2024 immer noch die 
Mehrheit von 52 % durch den Arbeitgeber kaum oder gar nicht informiert. 
Kaum Bewegung findet sich bei denen, die der Aussage durch den Arbeit­
geber, gut informiert zu sein, eher zustimmen: in beiden Jahren bewegt 
sich dieser Anteil kaum verändert knapp unter einem Drittel. Innerhalb der 
Informierten aber hat der Anteil derer, die sich voll informiert fühlen, von 
9 % 2022 auf 16 % 2024 doch eindeutig zugenommen.

Insgesamt lässt sich angesichts der Zahlen in Abbildung 4 sagen: Wäh­
rend mit 82 % der Beschäftigten die deutliche Mehrheit ihr Wissen über KI 
als rudimentär bis (sehr) gut einschätzt, fühlt sich mit 48 % knapp nur die 
Hälfte durch ihre Arbeitgeber gut zum Thema informiert – hier scheint in 
der Kommunikation aufseiten der Unternehmen also noch Luft nach oben.

4. Sorgen und Befürchtungen

In unserer qualitativen Empirie in zahlreichen Projekten aktuell zu Künstli­
cher Intelligenz (KI) (ganz ähnlich aber viele Jahre lang vorher zu Industrie 
4.0), betonen Führungskräfte (teils aber auch Betriebsräte) in den Inter­
views immer wieder, dass Beschäftigte gegenüber der Digitalisierung im 
Allgemeinen und gegenüber Künstlicher Intelligenz (KI) im Besonderen 
vor allem ängstlich und voller Sorge seien. Empirisch lässt sich dies nicht 
bestätigen, weder qualitativ noch mit den hier präsentierten quantitativen 
Daten – eher im Gegenteil: so zeigen die Ringdiagramme rechts in Abbil­
dung 4, dass die grundsätzliche Einschätzung zu Künstlicher Intelligenz 
(KI) im Allgemeinen wohlwollender ausfällt als konkreter in Bezug auf 
Arbeit und Beschäftigung: Im Jahr 2024 scheint die Einschätzung zum 
Risiko durch Künstliche Intelligenz (KI) allgemein ausgewogen: den 20 %, 
die mehr Risiko als Nutzen sehen, stehen 21 % gegenüber, die den Nutzen 
größer als das Risiko einschätzen.
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Sorgen und Befürchtungen rund um KI 2022–2024.

In Bezug auf Beschäftigung und Arbeit stehen im Jahr 2024 den 24 % mit 
hoher Risikoeinschätzung 28 % an Nutzenerwartenden gegenüber. In bei­
den Fällen ist die Mehrheit (59 % bei Künstlicher Intelligenz (KI) allgemein 
und 48 % bei Arbeit und Beschäftigung) der Meinung, dass Chancen und 
Risiken ungefähr gleich groß seien. Die ausgewogene Mitte kann sowohl 
Ausdruck von Unsicherheit beim Thema oder Ausdruck der Hoffnung 
in gelingende und partizipative Gestaltungprozesse geschuldet sein kann. 
Interessant sind auch die Bewegungen, die sich ergeben, vergleicht man 
die Ergebnisse von 2022 mit denen der aktuellen Befragung: Während 
sich die Tendenz der Risikoeinschätzung zu Künstlicher Intelligenz (KI) 
im Allgemeinen leicht verschlechtert hat, ist sie in Bezug auf Arbeit und 
Beschäftigung dagegen mehr ins Positive verschoben.

Die Balkendiagramme links oben in Abbildung 4 zeigen noch einmal 
detailliertere Sorgen. Dabei zeigt sich zum einen: Man macht sich mehr 
Sorgen um die anderen als um sich selbst. Zwar wird in hohem Maße da­
von ausgegangen, dass die Arbeit anderer durch Künstliche Intelligenz (KI) 
ersetzt werden wird (64 % stimmen eher oder voll zu), dagegen stimmen 
mit 36 % deutlich weniger der Aussage zu, dass ihre eigene Arbeit durch 
Künstliche Intelligenz (KI) ersetzungsgefährdet sei. Ähnlich verhält es sich 
beim Beruf: 68 % sehen in diesem Zusammenhang auch ein Verschwinden 

Abbildung 4:

(Generative) Künstliche Intelligenz (KI) als Kollegin?
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von Berufen anderer, mit ebenfalls 32 % ist diese Sorge aber für den eigenen 
Beruf deutlich geringer.

Die Balkendiagramme links unten zielen auf mögliche Sorgen in Bezug 
auf die eigenen Fähigkeiten. Aber auch hier sind die Befragten durchgängig 
eher entspannt: 68 % haben keine Sorge, dass sie mal mit einer Künstlichen 
Intelligenz (KI) arbeiten müssen, die schlauer ist als sie selbst. Auch die 
deutliche Mehrheit von 63 % macht sich keine Sorgen, in einer Weiterbil­
dung zu KI nicht gut abzuschneiden. Zwar zweifeln 47 %, ob sie die Funk­
tionsweise von KI je verstehen werden – 69 % aber finden, dass man das 
im Detail auch gar nicht muss. Insgesamt lässt sich sagen: Wenn überhaupt, 
machen sich Beschäftigte Sorgen um andere, vergleichsweise in geringem 
Maße aber um sich selbst – sowohl was Beruf, Arbeit und Beschäftigung aber 
auch die eigenen Fähigkeiten angeht. Dies ist zudem ein erstaunlich stabiler 
Befund, da sich die Werte zwischen den beiden Befragungszeitpunkten 
2022 und 2024 kaum verändern.

5. Künstliche Intelligenz (KI) als proaktive Kollegin oder stille Assistentin?

KI am Arbeitsplatz kann sich in unterschiedlichen Formen „materialisie­
ren“ – die Gestaltungsoptionen sind vielfältig, aber noch zu selten Thema 
von Mitbestimmung und betrieblicher Gestaltung. Wie sich Beschäftigte 
„ihre“ Künstliche Intelligenz (KI) am Arbeitsplatz wünschen, wurde 2022 
und 2024 anhand verschiedener Rollen (Abbildung 5, Balkendiagramme 
oben rechts) und Sichtbarkeits- bzw. Aktivitätsgrade (Abbildung 5, Balken­
diagramme unten links) abgefragt.

Dabei ist eine Einschätzung am augenfälligsten und mit am stabilsten 
über beide Erhebungszeitpunkte: Künstliche Intelligenz (KI) wünscht sich 
kaum jemand als Chefin; nur 2 % 2024 wünschen sich das, 12 % könnten 
damit leben, überwältigende 85 % aber lehnen das klar ab (die Werte 2022 
sind quasi identisch). Durchwachsener zeigt sich das Bild bei der Künstli­
chen Intelligenz (KI) als Kollegin: Zwischen „wäre ok“ (48 %) und „geht 
gar nicht“ (44 %) hält sich die Einschätzung ziemlich die Waage, nur 7 % 
plädieren eindeutig für ein kollegiales Miteinander. Während 2022 noch 
50 % auch dies noch mit „geht gar nicht“ angekreuzt hatten, ist hier in 
den vergangenen zwei Jahren etwas mehr Offenheit entstanden. Zwar wün­
schen sich die meisten Befragten Künstliche Intelligenz (KI) eher in den 
unterstützenden Rollen, 13 % sehen sie in der Rolle der Beraterin, 20 % als 

Sabine Pfeiffer

256

https://doi.org/10.5771/9783748953081 https://www.inlibra.com/de/page/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/9783748953081 
https://www.inlibra.com/de/page/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


Assistentin gesehen – bei beiden Rollen ist das Bild aber zwischen beiden 
Erhebungszeitpunkten etwas skeptischer geworden.

Künstliche Intelligenz (KI) als Kollegin? Rollenerwartungen 
2022–2024.

Abgefragt wurde auch, wie sichtbar bzw. aktiv die Künstliche Intelligenz 
(KI) in ihrer Rolle am Arbeitsplatz werden soll. Es dominiert auch hier 
jeweils das etwas uneindeutige und verhaltene „wäre ok“. Am eindeutigsten 
und über die Erhebungszeitpunkte nahezu unverändert bzw. noch leicht 
gestiegen, lehnen Beschäftigte Künstliche Intelligenz (KI) in Form eines 
sichtbaren Roboters oder Avatars eher ab: mehr als ein Drittel kann sich 
das nicht vorstellen. Am stärksten gewünscht ist eine Künstliche Intelligenz 
(KI), die nur dann aktiv wird, wenn man sich an sie wendet: Hier findet 
sich 2024 mit 28 % der höchste Zustimmungswert und auch die stärkste 
Zunahme im Vergleich zu den 20 % aus 2022. Überhaupt scheinen sich die 
Vorstellungen in den zwei Jahren etwas konkretisiert zu haben, denn bei 
fast allen in beiden Jahren abgefragten Rollen und Aktivitäts-/Sichtbarkeits­
formen haben die positiven und negativen Werte zugenommen und die 
indifferente Haltung „ist ok“ hat durchgängig abgenommen.

Da das Thema „Explainable AI“ die Künstliche Intelligenz (KI)-Debat­
te auch aus Mitbestimmungsperspektive heute viel stärker dominiert als 

Abbildung 5:

(Generative) Künstliche Intelligenz (KI) als Kollegin?
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noch 2022, wurde dieses Item 2024 auch mit abgefragt (Abbildung 5, 
Ringdiagramm). Zwar wünschen sich das stattliche 27 %, für 24 % jedoch 
ist das gar nicht vorstellbar. In der Befragung von 2022 konnten mit 
dem eigenentwickelten interaktiven und auf der Q-Methode basierenden 
Befragungstool „Denkzeug“ mithilfe multivariater Verfahren vier arbeitsba­
sierte KI-Einstellungstypen identifiziert werden: Die Störungsjonglierenden, 
die Arbeitsfokussierten, die Verantwortungtragenden und die Entlastungsu­
chenden (Pfeiffer 2024). Die Analysen damals zeigten eindeutig, dass weni­
ger die „üblichen Verdächtigen“ Merkmale wie Geschlecht, Qualifikations­
höhe oder Alter die Einstellung zu KI am Arbeitsplatz prägen, sondern 
entscheidend ist vielmehr, wie die eigene Tätigkeit erlebt wird. Damals 
war es nur dem Typ der Verantwortungtragenden wichtig, von der KI 
zu, erfahren, wie sie zu ihrer Entscheidung kommt. Für alle anderen drei 
Typen – statistisch am eindeutigsten bei den Entlastungsuchenden – war 
dies das am wenigsten wichtigste Kriterium für Künstliche Intelligenz (KI) 
am eigenen Arbeitsplatz.

6. Akteure und Vertrauen in ihre Entscheidungsfähigkeit

Bei den Akteuren der Mitbestimmung wie im gesellschaftlichen Diskurs 
zu Künstlicher Intelligenz (KI) herrscht weitgehend Konsens, dass sich 
beim Einsatz von KI viele grundsätzliche Gestaltungsfragen stellen, deren 
Entscheidung nicht allein der je konkreten Technikentwicklung überlassen 
werden kann. Damit ist aber noch nicht beantwortet, welche Akteure was 
auf welcher Ebene zu klären oder zu regulieren haben und vor allem ist da­
mit nicht gesagt, ob die Beschäftigten diesen Akteuren zutrauen, die richti­
gen Entscheidungen zu treffen. Auch dazu haben wir in beiden Erhebungen 
Fragen gestellt: 2022 differenziert danach, ob die vier Akteure Management, 
Wirtschaftsverbände, Betriebs-/Personalräte, Gewerkschaften und Politik 
jeweils wirtschaftlich, technisch, moralisch-ethisch und sozial (in Bezug auf 
Arbeitsplatzsicherheit und Weiterbildung) die richtigen Entscheidungen 
rund um Künstliche Intelligenz (KI) treffen. Da 2022 alle vier thematischen 
Entscheidungsbereiche stark miteinander korrelierten (vgl. Pfeiffer 2024), 
sind in Abbildung 6 (Boxplots links) nur zwei davon dargestellt und im 
Jahr 2024 wurde nur noch global danach gefragt, inwieweit den genannten 
Akteuren in Bezug auf Künstliche Intelligenz (KI) die richtigen Entschei­
dungen zugetraut werden (Boxplot rechts).
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Vertrauen in die Entscheidungsfähigkeit der Akteure 2022–
2024.

Die Skala reicht von für 0 gleich „kein Vertrauen“ bis 1 für „volles Ver­
trauen“. Zu beiden Themen war schon 2022 das Vertrauen in die Politik 
am geringsten (ø 0,35 bei ethisch-moralischen Entscheidungen, ø 0,36 bei 
Arbeitsplatzsicherheit/ Weiterbildung) und auch Wirtschaftsverbänden (ø 
0,37 bzw. ø 0,43) traute man weniger als dem Management des eigenen 
Unternehmens zu (zu Mittelwerten und Standardabweichungen vgl. im 
Einzelnen die Tabelle in Abbildung 6). Die besten und jeweils gleich ho­
hen Mittelwerte (bei leicht unterschiedlicher Streuung) erreichten 2022 
bei beiden Themen die Gewerkschaften (je ø 0,48) und Betriebsräte (je 
ø 0,50). Das Vertrauen ist also in die Interessensvertretungen noch am 
höchsten, insgesamt aber zeigen die Mittelwerte, die nur in einem Fall die 
theoretische Mitte der Skala erreichen, ein doch eher gering ausgeprägtes 
Vertrauen in die Entscheidungsfähigkeit der Verantwortlichen. Das ist trotz 
EU-AI-Akt, mehr Erfahrungen mit dem Einsatz von Künstlicher Intelligenz 
(KI) in Unternehmen und zunehmenden Aktivitäten rund um Betriebsver­
einbarungen zu Künstlicher Intelligenz (KI) nicht besser geworden, im 
Gegenteil: Auch wenn ein direkter Vergleich wegen der differenzierteren 
Abfrage 2022 zwischen den beiden Erhebungszeitpunkten nicht möglich 

Abbildung 6:

(Generative) Künstliche Intelligenz (KI) als Kollegin?
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ist, zeigt sich doch, dass die Werte sich in der Tendenz weiter verschlechtert 
haben. Weiterhin genießen Betriebsräte 2024 das höchste – wenn auch 
seit 2022 gesunkene – Vertrauen mit ø 0,44. Zudem ist das vorher schon ge­
ring ausgeprägte Vertrauen in die Entscheidungsfähigkeit der Politik 2024 
noch einmal weiter auf den wiederum tiefsten Wert im Vergleich zu den 
anderen Akteuren von ø 0,28 gesunken. Management und Gewerkschaften 
liegen mit ø 0,42 2024 gleich auf, den Wirtschaftsverbänden wird mit ø 
0,38 etwas weniger vertraut. Insgesamt bekommen alle Akteure, die in 
unterschiedlichen Rollen und Prozessen für die konkrete Gestaltung von 
Künstlicher Intelligenz (KI) in der Arbeitswelt verantwortlich sind, aus 
Sicht der Beschäftigten ein nur mäßiges Zeugnis ausgestellt.

7. Partizipation und Mitbestimmung

Es ist anzunehmen, dass die bisherigen betrieblichen Partizipationserfah­
rungen bei technischem und/oder organisationalem Wandel auch die Er­
wartungen an die Partizipation bei der Einführung von Künstlicher Intelli­
genz (KI) am Arbeitsplatz prägen. In beiderlei Hinsicht aber ist die Erfah­
rung der Beschäftigten bisher – vorsichtig formuliert – durchwachsen. Zu 
beiden Erhebungszeitpunkten wurden wir einerseits gefragt, ob Beschäftig­
te bislang bei Wandel organisationaler oder technischer Art einbezogen 
wurden. Die Balkendiagramme in Abbildung 10 oben zeigen: 2022 wird nur 
ein Fünftel der Beschäftigten häufig einbezogen – das stellt sich bei organi­
sationalem Change ganz ähnlich dar wie bei technischem Wandel. Es zei­
gen sich aber Unterschiede, blickt man auf das andere Ende der Skala: 2022 
werden mit 36 % sehr viel mehr Beschäftigte nie bei technischem Wandel 
einbezogen, sondern bei organisationalem (26 %). Die gute Nachricht: In 
den nur zwei Jahren zwischen beiden Erhebungszeitpunkten hat sich die 
Partizipation in beiden Dimensionen erhöht: 28 % der Beschäftigten sind 
bei organisationalem und 24 % bei technischem Wandel aktiv einbezogen. 
Während sich beim Anteil der Nicht-Einbezogenen bei organisationalem 
Wandel praktisch nichts bewegt hat, ist dieser Anteil 2024 um 7 % auf 
29 % gesunken. Auch wenn dies einzeln abgefragt wurde: Im echten be­
trieblichen Leben sind technischer und organisatorischer Wandel oft nicht 
voneinander zu trennen, das dürfte bei Künstlicher Intelligenz (KI) noch 
mehr der Fall sein als bei bisherigen Digitalisierungstechnologien.

Beschäftigte wünschen sich für Künstliche Intelligenz (KI) klar mehr 
Partizipation, als sie dies bisher erleben. Nur ein geringer Teil der Befragten 
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(14 % 2022 und 2024) findet es kaum wichtig, vor einer Entscheidung 
über KI am eigenen Arbeitsplatz gefragt zu werden, 18 % bzw. 16 % wäre 
auch kaum wichtig, aktiv in den Prozess einbezogen zu werden. Der 
klaren Mehrheit von in beiden Jahren 86 % der Beschäftigten aber ist es 
(sehr) wichtig, vor einer Entscheidung über Künstliche Intelligenz (KI) am 
Arbeitsplatz wenigstens gefragt zu werden, je einem Drittel ist zu beiden 
Erhebungszeitpunkten sehr wichtig, und einer ebenfalls überwältigenden 
Mehrheit von 82 % bzw. 84 % ist es (sehr) wichtig, bei der Implementie­
rung von Künstlicher Intelligenz (KI) eine aktive Rolle zu spielen.

Partizipation und Mitbestimmung haben viele Berührungspunkte, sind 
aber nicht das Gleiche. Deswegen haben wir auch nach Mitbestimmung bei 
Künstlicher Intelligenz (KI) gefragt (Abbildung 7, Ringdiagramme links). 
2022 wie 2024 stimmt eine deutliche Mehrheit von 74 % der Aussage zu, 
dass Beschäftigte beim Thema KI mehr Mitbestimmung haben sollten. In 
den zwei Jahren haben sich dabei die Meinungen verfestigt in Richtung 
Mitbestimmung: 5 % mehr als 2022 stimmen der Aussage 2024 voll zu, 2 % 
weniger stimmen nicht oder gar nicht zu. Insgesamt lässt sich feststellen: 
Beschäftigte können und wollen Partizipation, sie wünschen sich bei Künstli­
cher Intelligenz (KI) mehr davon und auch deutlich mehr Mitbestimmung.

Partizipation und Mitbestimmung 2022–2024.Abbildung 7:

(Generative) Künstliche Intelligenz (KI) als Kollegin?
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8. Fazit: Komplexe Einstellungen, wenig Angst, aber auch wenig Vertrauen in 
die Akteure

Diese komprimierte Darstellung einiger zentraler Ergebnisse unserer re­
präsentativen Beschäftigungsbefragungen von 2022 und 2024 zu „KI als 
Kollegin“ zeigt, dass Künstliche Intelligenz (KI) begonnen hat, spürbar in 
der Arbeitswelt anzukommen. Der Anstieg von Künstlicher Intelligenz (KI) 
am Arbeitsplatz ist im Vergleich der beiden Erhebungszeitpunkte nicht 
disruptiv, aber stetig. Beschäftigte nutzen Künstliche Intelligenz (KI) privat 
mehr als am Arbeitsplatz und sind, was Künstliche Intelligenz (KI) angeht, 
alles andere als ängstlich besorgt, sondern eher offen und interessiert.

Beschäftigte wünschen sich für die Rolle von Künstlicher Intelligenz 
(KI) am Arbeitsplatz weiterhin nur bedingt Künstliche Intelligenz (KI) als 
Kollegin, sondern eher als dienstbare und im Hintergrund still wirkende 
Assistentin, auch eine „Explainable AI“ ist nicht so stark gewünscht, wie es 
der Diskurs dazu nahelegen mag.

Die Ergebnisse zeigen auch: Bei Entscheidungen zu Künstlicher Intelli­
genz (KI) ist das Vertrauen in die relevanten Akteure nicht nur durchwach­
sen, sondern im Vergleich zu 2022 bei der aktuellen Erhebung noch mal 
schlechter geworden – oder anders gesagt: die entscheidenden Akteure 
haben in den zwei Jahren, statt Vertrauen aufzubauen, dieses eher verloren 
– am deutlichsten ist dies bei der Politik zu beobachten, obwohl sie schon 
2022 die geringsten Vertrauenswerte hatte. Beeindruckend sind dagegen 
die hohen und zwischen beiden Erhebungszeitpunkten noch einmal wei­
ter gestiegenen Wünsche in Richtung Partizipation und Mitbestimmung 
bei der Einführung und Gestaltung von Künstlicher Intelligenz (KI) am 
Arbeitsplatz.
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Psychologie der Partizipation in sich verändernden 
Organisationen

Annette Kluge

1. Eine kurze Geschichte der Partizipation aus organisationspsychologischer 
Perspektive

Historisch gesehen suchten Organisationen in den ersten Jahrzehnten der 
Industrialisierung Lösungen für mehr Effizienz und Produktivität in der 
Regel in Konzepten der Arbeitsteilung, die die rationale Koordinierung 
von Tätigkeiten förderten. Dies führte in der Konsequenz zu einer hohen 
Spezialisierung auf enggeschnittene und sich wiederholende Aufgaben so­
wie die Lenkung und Kontrolle durch eine einheitliche „Befehlskette“, enge 
Überwachung und eine Belohnungsstruktur, die in erster Linie auf extrin­
sischen Faktoren beruhte (Dachler & Wilpert 1978). Zeitversetzt bildeten 
sich in den ersten Jahrzehnten des 20. Jahrhunderts dazu alternative An­
nahmen des organisationalen Erfolgs, die der starken Trennung von Hand- 
und Kopfarbeit die Partizipation zur Seite stellten.

Die Partizipation von Beschäftigten gehört zu den ältesten Forschungs­
bereichen der Organisationspsychologie. Bereits Münsterberg (1913), Mayo 
(1933), Roethlisberger und Dickson (1939), die Untersuchung von Coch 
und French (1948) sowie die Arbeiten von Lawler und Hackmann (1969) 
stellten die Möglichkeiten von Partizipation ins Zentrum ihrer Forschung 
aber auch in den Mainstream der Organisationsforschung und der For­
schung zu Organizational Behavior (Glew, O‘Leary-Kelly, Griffin, Van Fleet 
1995).

Für die Organisationspsychologie zentral sind hierbei die Theorie der 
Gruppensysteme und das Modell der Linking-Pins oder „New Patterns of 
Management“ (Kluge 2021), während sich in der Arbeitspsychologie der 
Ansatz des soziotechnischen Systems (Emery 1959) etablierte. Im Geiste der 
Human Relations Bewegung entwickelte sich Likerts Veröffentlichung zu 
den „New Patterns of Management“ (1961). Verschiedene Faktoren des Zeit­
geschehens begünstigten diesen Management-Stil. In Schulen, in den Ge­
meinden und Organisationen zeichnete sich der Trend ab, den Einzelnen 
mehr Freiheit und Eigeninitiative zu ermöglichen. Mit einer zunehmend 
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höheren Bildung stieg ebenfalls der Anspruch an Verantwortung, Einfluss, 
Einkommen, der Beachtung des Zusammenspiels von mentaler Gesundheit 
sowie Wachstum und Entwicklung der Person hin zu einem gesunden, 
emotional reifen Erwachsenen.

Die Rolle von partizipativen Gruppenstrukturen in den „New Patterns of Manage­
ment“
Likert (1961) postulierte, dass „management will make full use of the potential 
capacities of its human resources only when each person in an organization is a 
member of one or more effectively functioning work groups that have a high degree 
of group loyalty, effective skill of interaction, and high performance goals“ (Likert, 
1961, S. 104). Partizipation kann nach Likert erst gelingen, wenn die Kommunikation 
nicht nur top down, sondern auch bottom up und seitwärts verläuft. Um dies zu 
gewährleisten, entwickelte Likert das System der „Linking Pins“, der sogenannten 
überlappenden Arbeitsgruppen. Sie „verlinken“ verschiedene hierarchische Ebenen 
und ermöglichen so Informationsfluss und Partizipation (Holling & Müller 1995; 
Likert 1961).

Partizipation kommt seitdem in unterschiedlichen „Gewändern“ daher. 
In Form von gemeinsamen ausgehandelten Zielsetzungen bezüglich Leis­
tungsaspekten und Leistungsanspruch bzw. der zu erbringenden Leistungs­
menge (Goal Setting; Management-by-Objectives), in Form von finanzi­
eller Beteiligung am Gewinn (finanzielle Boni, Aktienbeteiligungen), in 
Form von Autonomie am Arbeitsplatz (Job Characteristics Model), bei der 
Einbeziehung von Fachwissen bei Entscheidungen (Führung als Entschei­
dungsfindung) oder Problemlösungen (Projektgruppen), sowie in Form 
von teilautonomen Arbeits- und Fertigungsgruppen oder sich selbst organi­
sierende Service Teams.

Partizipation in Organisationen wird in allen diesen Ansätzen klassi­
scherweise „gewährt“. Sie wird den Beschäftigten zugesprochen, mit der 
Option, diese auch wieder einzuschränken oder auszuweiten. Diese Sicht 
des „Gewährens“ von Partizipation wird in der Definition von Glew et al. 
(1995) deutlich:

Partizipation ist die bewusste und intendierte Bemühung von Individuen 
auf einer höheren Ebene in einer Organisation, den Individuen und Grup­
pen auf niedrigeren Ebenen sichtbare Extrarollen oder rollen-erweiternde 
Möglichkeiten einzuräumen, um eine stärkere Stimme in einer oder meh­
reren Bereichen des organisationalen Leistungserbringens einzubringen.

Verschiedene aktuelle Meta-Analysen und Reviews zeigen, dass sich Parti­
zipation und Beteiligung von Beschäftigten als „Critical Success Factors“ 
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für Operative Exzellenz (Antony, Swarnakar, Gupta, Kaur, Jayaraman, Tor­
torella, Cudney 2023), erfolgreiche Total Quality Maßnahmen (Kulenovic, 
Folta, Veselinović 2021) oder die Einführung von Digitalisierung (Ullrich, 
Reißig, Niehoff, Beier 2023) etabliert haben.

2. Ist Partizipation ein Grundbedürfnis? Eine kurze aktuelle 
Standortbestimmung aus Sicht der Motivationsforschung und der positiven 
Psychologie

2.1 Autonomie und die Erfahrung von eigener Kontrolle

Partizipation ist in der psychologischen Forschung eng verwoben mit den 
Begriffen der Autonomie bzw. des Autonomieerlebens und des Kontroller­
lebens bzw. des Wunsches nach Kontrollerleben. Autonomie und der damit 
verbundene Wunsch nach Kontrolle über die Umgebung werden inzwi­
schen als „Basic Need“ angesehen, d. h. als Grundmotiv. Autonomie ist 
(wie auch der Wunsch nach menschlichen Beziehungen und Kompetenzer­
leben) ein grundlegendes psychologisches Bedürfnis, wie in der Selbstbe­
stimmungstheorie erläutert (Self Determination Theory/SDT) (Deci & 
Ryan 1987; Ryan & Deci 2000; Deci, Olafsen, Ryan 2017).

Die Self Determination Theory (SDT) geht von einer aktiven, wachs­
tumsorientierten menschlichen Natur aus. Menschen wollen und müssen 
sich autonom, zugehörig und kompetent fühlen, um in einem Umfeld ange­
messen leben zu können und um in Übereinstimmung mit ihrer angebore­
nen Wachstumstendenz zu handeln. Die Bedeutung dieser drei Bedürfnisse 
für die individuelle menschliche Entwicklung und das Erleben von Glück 
(über die Zeitspanne) wurde mit der Bedeutung von Nährstoffen für das 
Wachstum von Pflanzen verglichen. Die Befriedigung dieser Bedürfnisse 
ist wesentlich für das eigene Wohlbefinden. Autonomie wird definiert als 
Selbstführung oder als Bedürfnis, seine Erfahrungen auf eine selbstkongru­
ente Weise zu organisieren und das eigene Verhalten willentlich zu regulie­
ren. Zugehörigkeit wird definiert als das Bedürfnis, bedeutsame und enge 
soziale Beziehungen zu bilden, sich um andere zu kümmern und umsorgt 
zu werden. Kompetenz beeutet eine Wirkung auf die Umwelt zu verursa­
chen sowie erwünschte Ergebnisse in ihr zu erzielen (Deci und Ryan 2000). 
Die Meta-Analyse von Yu, Levesque-Bristol und Maeda (2018) zeigt, dass 
über Kontinente hinweg die erlebte Autonomie als universelles psychologi­
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sches Motiv wichtige Voraussetzung für das Erleben von Wohlbefinden und 
Glück ist.

Partizipation und Autonomie sind eng mit der Wahrnehmung von Kon­
trolle verbunden. Das sogenannte Kontrollgefühl (sense of control) bzw. 
die Kontrollüberzeugung ist ein verwandter Begriff und umfasst die Wahr­
nehmung, dass man die Fähigkeit hat, seine Umgebung zu beeinflussen 
und gewünschte Ergebnisse zu erzielen. Das Kontrollgefühl gilt als eine 
entscheidende Ressource im Leben. Das Kontrollgefühl wurde bereits – wie 
angedeutet – auf verschiedene Weise bezeichnet (z. B. Selbstwirksamkeit, 
Kontrollüberzeugung, wahrgenommene Kontrolle). Lachman und Wea­
ver (1998) verwenden einen weit akzeptierten konzeptionellen Rahmen, 
der zwei Unterkomponenten kombiniert, persönliches Kompetenzerleben 
(mastery) und wahrgenommene Einschränkungen (constraints) (Lachman, 
Agrigoroaei, Rickenbach 2015) und bezeichnen dieses zusammengesetzte 
Konstrukt als Kontrollgefühl. Das Kontrollgefühl und die Kontrollüberzeu­
gungen werden als wichtiger Resilienzfaktor zur Abfederung von Stress 
erachtet und erklären Unterschiede zwischen Menschen hinsichtlich der 
Gesundheit und Lebenserwartung (Lachman et al. 2015). Das Kontrollge­
fühl und -erleben wird vom sozialen Umfeld und sich ändernden Lebens­
umständen beeinflusst (Lachman und Weaver 1998). Es ist aber durch 
Interventionen veränderbar, z. B. durch kognitive Verhaltenstherapie, die 
sich auf die Umstrukturierung von dysfunktionalen Wahrnehmungen des 
eigenen Kontrollgefühls konzentriert, und stattdessen Überzeugungen för­
dert, dass das Kontrollgefühl veränderbar ist (Lachman et al. 2015).

Hong, Lachman, Charles, Chen, Wilson, Nakamura und Kim (2021) 
fassen zusammen, dass ein stärkeres Kontrollgefühl mit förderlicheren phy­
siologischen Funktionen verbunden ist (z. B. reduzierte: allostatische Belas­
tung, Entzündung und Cortisol), mit einem reduzierten Risiko für chroni­
sche Erkrankungen (z. B. Diabetes, kognitive Beeinträchtigung), verbesser­
ter psychischer Gesundheit (z. B. verringerte negative Affekte, depressive 
Symptome und Angst) sowie mit einem reduzierten frühen Sterblichkeits­
risiko. Diese Forschung hat wesentlich zu den Erkenntnissen über die 
lebenslange Akkumulation der Effekte des Kontrollgefühls auf die Gesund­
heit beigetragen.
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2.2 Partizipation als Beitrag zur kognizierten Kontrolle in organisationalen 
Veränderungsprozessen

Veränderungssituationen – vor allem episodische Veränderung – sind An­
lass für emotionale und kognitive Unsicherheit. Frey und Fischer (2007) 
betonen daher die Wichtigkeit von Partizipationsangeboten auf Basis der 
folgenden theoretischen Überlegungen (Kluge 2021):

Nach dem Selbstwirksamkeitsansatz von Bandura (1986) ist Partizipa­
tion für die Betroffenen wichtig, um sich als selbstwirksam zu erleben. 
Partizipation soll sicherstellen, dass sich die Beschäftigten als wirksam 
innerhalb der Veränderung erleben und nicht als „Opfer“. Ohne Partizipati­
on bestünde die Gefahr, dass die Beschäftigten das Gefühl der „gelernten 
Hilflosigkeit“ (Seligman, 1975) entwickeln. Denn wenn subjektiv betrachtet 
kein Zusammenhang zwischen dem eigenen Handeln und dem Ergebnis 
besteht, dann entsteht das Gefühl der Hilflosigkeit und Ohnmacht, welche 
beide mit starken negativen Emotionen verbunden sind.

Nach der Reaktanztheorie von Brehm und Brehm (1981) würde man 
annehmen, dass keine Partizipationsangebote als Bedrohung der subjekti­
ven Freiheit erlebt werden und Mitarbeitende darauf mit Reaktanz (Wider­
stand/Opposition) reagieren. Die Reaktanztheorie geht im Vergleich zur 
gelernten Hilflosigkeit davon aus, dass Beschäftigte nach Einengung der 
persönlichen Freiheit mit Widerstand und Konfrontation reagieren (und 
nicht mit Rückzug wie bei der gelernten Hilflosigkeit). Der Widerstand 
zeigt sich in der Aggression gegenüber dem Freiheitseinengenden sowie in 
dem Bestreben in verwandten Gebieten, eigene Autonomie zu demonstrie­
ren.

Integriert man beide Theorien (gelernte Hilflosigkeit und Reaktanztheo­
rie) (Wortman & Brehm 1975), dann führen Unbeeinflussbarkeitserfahrun­
gen geringeren Ausmaßes kurzfristig zu Reaktanz. Diese Reaktanz ist auf 
aktive Wiederherstellung verloren gegangener Handlungsfreiheit gerichtet 
und von Ärger begleitet. Die Reaktanz nimmt jedoch mit länger andauern­
der Unbeeinflussbarkeit wieder ab und geht – wenn die Erwartung der 
Beeinflussbarkeit aufgegeben wird – in Motivationsverlust, kognitive Defi­
zite und depressiven Affekt über.

Zusammenfassend sagt auch die Theorie der kognizierten Kontrolle von 
Frey und Jonas (2002) voraus, warum Partizipation für Veränderungspro­
zesse höchst relevant ist:
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• Personen möchten Sachverhalte erklären, antizipieren und verändern 
können.

• Menschen reagieren mit Apathie und Hilflosigkeit, wenn sie keine Kon­
trollmöglichkeiten sehen.

• Sie reagieren mit Widerstand und Konfrontation, wenn sie Kontrollmög­
lichkeiten sehen, aber diese nicht nutzen dürfen. Partizipationsangebote 
können das subjektive Gefühl von Kontrolle geben (Kluge 2021).

Kontrolle umfasst hier die Überzeugung, erwünschte Zustände herbeifüh­
ren zu können und aversive Zustände vermeiden zu können (bzw. zu redu­
zieren).

Die allgemeinen Hypothesen der Theorie der kognizierten Kontrolle lauten 
(Frey und Jonas 2002):

1. Personen sind bestrebt, Zustände und Ereignisse in sich selbst und der 
Umwelt kontrollieren (beeinflussen), vorhersagen und erklären zu kön­
nen.

2. Nimmt eine Person wahr, dass sie über Kontrollmöglichkeiten (z. B. 
durch Partizipationsangebote) verfügt, reduziert dies den durch aversi­
ve Ereignisse hervorgerufenen Stress bzw. eliminiert ihn ganz. Wenn 
eine Person wahrnimmt, dass sie keine Kontrollmöglichkeiten hat, dann 
beeinträchtigt dies ihr Erleben und Verhalten (negative Folgen von Kon­
trollverlust).

3. Die Art der Reaktion auf wahrgenommenen Kontrollverlust (im Sinne 
von aktiver oder passiver Reaktion, Intensität, Stabilität und Generalität 
der Reaktion), hängt ab von der subjektiven Bedeutsamkeit des nicht zu 
kontrollierenden Ereignisses, von der Sicherheit der Überzeugung, keine 
Kontrolle zu haben, sowie von der Ursachen-Attribution und bisherigen 
Erfahrungen mit Kontrolle und Kontrollverlust.

Kontrolle kann durch direkte Einflussnahme (primäre Kontrolle) oder 
durch Kognitionen zur subjektiven Veränderung des Ist- oder Soll-Zustan­
des (sekundäre Kontrolle) wahrgenommen werden (siehe Infobox).
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Primäre und sekundäre Kontrolle
Primäre Kontrolle bezieht sich auf Verhaltensweisen, die auf die äußere Umgebung 
gerichtet sind und beinhaltet Versuche, die Welt so zu verändern, dass sie den Bedürf­
nissen und Wünschen des Individuums entspricht (Heckhausen & Schulz 1995).
Sekundäre Kontrolle zielt auf interne Prozesse ab und dient dazu, Verluste bei der 
primären Kontrolle zu minimieren, die primäre Kontrolle aufrechtzuerhalten und 
bestehende Kontrollniveaus zu erweitern. Sekundäre Kontrolle hilft dem Individu­
um, mit Misserfolgen umzugehen und fördert die primäre Kontrolle, indem sie mo­
tivationale Ressourcen auf ausgewählte Handlungsziele im Laufe des Lebens lenkt. 
Primäre Kontrolle hat funktionellen Vorrang vor sekundärer Kontrolle. Auf der ande­
ren Seite fungiert sekundäre Kontrolle als Puffer beim (wahrgenommenen) Verlust 
von primärer Kontrolle und kann durch entsprechende Strategien die mit dem Kon­
trollverlust verbundenen negativen Affekte kompensieren. Sekundäre Kontrolle kann 
dabei helfen, die primäre Kontrolle durch die Nutzung von Auswahl (persönlicher) 
Ziele zurückzuerlangen. Menschen haben einen großen Schatz an Zielen, die alle 
mehr oder weniger erreichbar sind. Die sekundäre Kontrollstrategie, persönliche 
Ziele danach auszusuchen, inwieweit darüber primäre Kontrolle ausgeübt werden 
kann, ist eine wichtige menschliche Eigenschaft und Voraussetzung von menschlicher 
Anpassungsfähigkeit.

Zur primären Kontrolle gehört die Verhaltenskontrolle, d. h. ein*e Mitarbei­
ter*in kann oder könnte die Organisation entsprechend den eigenen Zielen 
beeinflussen, z. B. durch Mitarbeit in Gremien, in einer Steuerungsgruppe 
für Veränderungsprozesse. Zur sekundären Kontrolle gehört die kognitive 
Kontrolle, die Informationskontrolle und die retrospektive Kontrolle.

• Bei der kognitiven Kontrolle versuchen die Mitarbeiter*innen das Selbst 
den Realitäten durch kognitive Umstrukturierung anzupassen, z. B. in­
dem diese versuchen, die Chancen zu sehen oder sich Handlungsmög­
lichkeiten vorzustellen, wie beispielsweise die Alternativmöglichkeiten 
auf dem Arbeitsmarkt ausloten, wenn man freiwillig die Organisation 
verlassen möchte.

• Mit der Informationskontrolle sind die Mitarbeiter*innen bestrebt, Ereig­
nisse vorherzusagen, bzw. deren Zeitpunkt des Eintreffens zu kennen. 
Hier spielt die Information und Kommunikation bei einem Verände­
rungsprozess nun eine maßgebliche Rolle, denn die Kommunikation 
von Ereignissen, die eintreffen bedient genau dieses Bedürfnis nach In­
formationskontrolle. Kenne ich den Zeitpunkt eines zukünftigen Ereig­
nisses, habe ich zumindest die Möglichkeit, „mich darauf einzustellen“, 
z. B. Coping-Strategien zu nutzen. Es wird unterschieden zwischen der 
zeitlichen Vorhersagbarkeit („Wann trifft ein Ereignis ein?“ – z. B. wel­
che Schritte einer Veränderung sind konkret für welchen Zeitpunkt ge­
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plant?) und der inhaltlichen Vorhersagbarkeit („Was wird eintreffen?“ – 
was genau wird verändert, was genau betrifft mich/uns?). Bei der inhalt­
lichen Vorhersagbarkeit kann zusätzlich unterschieden werden, ob eine 
Information über eine Prozedur (Prozedur-Information) und das Vorge­
hen gemacht wird (z. B. welche Change Interventionen angewendet wer­
den) oder eine sog. Empfindungs-Information, welche unangenehmen 
Ereignisse zu erwarten sind, z. B. Lohnkürzungen. Beide Informationsar­
ten führen zu einer Reduzierung von Stress und negativen Affekten.

• Beschäftigte suchen auch nach retrospektiver Kontrolle. Retrospektive 
Kontrolle bedeutet, dass Beschäftigte versuchen, ein bereits eingetretenes 
Ereignis zu erklären. Kontrolle durch Erklärbarkeit wird dann wirksam, 
wenn Beschäftigte im Nachhinein Ereignissen bestimmte Ursachen zu­
schreiben können (z. B. Ursache: „Finanzkrise“, „steigender Ölpreis“), 
Kontingenzen wahrnimmt und somit eine Erklärung für das Ereignis 
vornimmt. Mit dem retrospektiven Kontrollstreben kann erklärt werden, 
warum zu Beginn eines jeden Change Prozesses, der in der Literatur 
zu finden ist, die „Notwendigkeit“, die Veränderung zu kommunizieren, 
herausgestellt wird. Es kann davon ausgegangen werden, dass eine Art 
Kontrolle erlebt wird, wenn die Ereignisse nachträglich erklärbar sind, 
auch wenn sie nicht mehr zu ändern sind (Frey und Jonas 2002; Kluge 
2021).

Gerade hinsichtlich der Gestaltung der Informationskontrolle kommt der 
Kommunikationsabteilung einer Organisation eine sehr wichtige Rolle zu, 
da die zielgruppengerechte Aufbereitung von Informationen hier der zen­
trale „Mechanismus“ ist.

2.2.1 Delegation von Kontrolle

In einem Veränderungsprozess können realistischerweise nicht alle Be­
schäftigten partizipieren, vor allem, wenn es sich um größere Unternehmen 
handelt. Auch streben Beschäftigte nicht immer danach, selbst Kontrolle 
auszuüben. Wenn Personen z. B. denken, dass sie ohnehin ein positives 
Ereignis zu erwarten haben, verzichten sie auf Kontrolle.

In bestimmten Situationen delegiert man die Kontrolle an andere Perso­
nen. Delegation von Kontrolle wird genutzt, wenn die Personen, an die 
man die Kontrolle delegiert, als kompetenter angesehen werden und durch 
die Delegation ein weniger negativer Ausgang bzw. positiverer Ausgang der 
Situation erwartet wird. Verhandlungen z. B. um Lohnsteigerungen oder 
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bei der Gefahr von Lohnkürzungen werden an Gewerkschaften delegiert, 
da die Mitarbeiter*innen davon ausgehen, dass diese durch Schulungen, 
Weiterbildungen, oder Unterstützung durch Rechtsbeistände besser darauf 
vorbereitet sind als man selbst. Einflussfaktoren auf die Entscheidung, 
Kontrolle zu delegieren, sind die Unsicherheit der Situation, die Schwierig­
keit, die Tätigkeit (z. B. Tarifverhandlungen) auszuführen, das Bestreben, 
Schuldzuweisungen oder negative Sanktionierungen bei einem Misserfolg 
z. B. von Tarifverhandlungen, von anderen zu vermeiden. Mitarbeiter*in­
nen verzichten auf die Ausübung von Kontrolle auch, wenn es

1) bei der Person Sorgen hervorruft, sich gegenüber anderen in unange­
nehmer Weise präsentieren zu müssen,

2) wenn es einen positiven Ausgang der Situation wahrscheinlicher wer­
den lässt,

3) wenn man es damit vermeiden kann, die Aufmerksamkeit auf die aver­
siven Aspekte der Situation zu lenken.

3. Partizipation in Organisationen – die möglichen Blickwinkel auf den 
Prozess der Partizipation

Partizipation in Organisationen kann aus verschiedenen Blickrichtungen 
betrachtet werden, die Dachler und Wilpert (1978) sowie Glew et al. (1995) 
in zwei inhaltlich überlappenden Rahmenmodellen thematisch geordnet 
haben. Beide Rahmenmodelle thematisieren sogenannte Inputfaktoren, 
Prozessfaktoren, Moderatoren sowie Outputfaktoren (IPO-Modell). Sie un­
terscheiden Werte, Annahmen, Ziele von und Motive für Partizipation, 
Merkmal von Partizipation, den kontextuellen Rahmen und/oder Grenzen 
der Partizipation, individuelle Faktoren für eine gelingende Partizipation 
sowie die möglichen Ergebnisse von Partizipation, die in Abbildung 1 in 
einem integrierten Modell dargestellt sind.
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Im Cluster der Werte, Annahmen und Ziele von Partizipationsangeboten 
geht die Demokratietheorie davon aus, dass gesellschaftliche demokratische 
Prozesse nicht nur die inhärenten Potenziale der Beteiligten nutzen, son­
dern sie auch schrittweise weiterentwickeln, indem diese demokratischen 
Prozesse weitere Impulse und eine Richtung zur Verbesserung von Ent­
scheidungen geben. Der demokratische Prozess erzieht und entwickelt, 
was impliziert, dass der Prozess in allen sozialen, wirtschaftlichen und 
politischen Organisationen stattfinden und funktionieren muss, so auch 
in Organisationen, am Arbeitsplatz, in der Familie, in Schulen und den 
politischen Institutionen. Partizipative Demokratie auf politischer Ebene 
reicht nicht aus, damit ein demokratisches System überleben kann.

Eine zentrale Annahme in der sozialistischen Literatur ist das Streben 
der Menschen, sich wirtschaftlich zu befreien (Vanek 1975). Partizipation 
ermöglicht sowohl die zunehmende Kontrolle der Produktionsprozesse 
durch die Mitglieder der Arbeiterklasse als auch die Bildung und Ent­
wicklung der Arbeitenden, die notwendig ist, damit die Arbeitenden die 
Aufgaben übernehmen können, die ursprünglich von den Managern als 
Vertretung des Kapitals wahrgenommen wurden (Vranicki 1965). Im Sinne 
der Workplace Democracy ist Partizipation ein Weg, um Macht in der 
Organisation zu (ver)teilen (Glew et al. 1995; Weber, Unterrainer, Höge 
2020).

Wachstumstheorien sehen starke Arbeitsteilung als Hindernis für die Be­
friedigung von Bedürfnissen höherer Ordnung. In dieser Sichtweise finden 
sich auch Human Relations Annahmen („Die Interessen des Managements 
und der Beschäftigten wird durch Partizipation gleichsam erfüllt“) und das 
Human Resources-Modell („Partizipation dient der Entwicklung der Be­
schäftigten“). Die Persönlichkeitsentwicklung werde in stark arbeitsteiligen 
Arbeitsprozessen auf Kosten der psychischen Gesundheit und des Wohl­
befindens der Organisationsmitglieder (insbesondere auf den unteren Ebe­
nen der Organisation) sowie der wirtschaftlichen Stabilität und Effizienz 
der Organisation behindert. Folglich plädieren Wachstumstheorien dafür, 
den intrinsischen Motivationseigenschaften der Arbeit selbst größere Be­
deutung beizumessen, indem sie den Beschäftigten durch organisatorische 
Umgestaltungsstrategien wie Job Enrichment, Job Rotation, Management 
von Zielen, mitarbeiterorientierte Supervision und Partizipation mehr Ein­
fluss, Autonomie und Verantwortung ermöglichen.

Die Theorien der Produktivität und Effizienz nutzen Partizipation in 
einem instrumentellen Verständnis, in dem der Mensch als manipulierbar 
angesehen wird, um mithilfe geeigneter Sozialtechnologien einen maxima­
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len Output zu erzielen. Diese Form von instrumentellem Management sieht 
Partizipation als Vehikel, um die Organisations- und Managementziele zu 
erreichen. Ein Beispiel dieses Mindsets verdeutlicht die Publikation von 
Coch und French (1948). Diese wird als Beispiel (und Ursprung?) und 
für die Untermauerung der These genutzt, dass Partizipation Widerstände 
abbaut (Infobox).

Widerstand gegen Veränderungen bei der Harwood Manufacturing Corporation oder: 
„Overcoming resistance to change“
Ein zentrales Problem bei der Harwood Manufacturing Corporation (Coch & 
French 1948) war der so bezeichnete Widerstand der Produktionsmitarbeitenden ge­
gen Änderungen in den Arbeitsmethoden und -aufgaben im Zuge von innerbetrieb­
lichen Transfers. Dies äußerte sich durch Beschwerden, hohe Fluktuation, geringe 
Effizienz, absichtliche Leistungsbeschränkungen und Aggressionen gegenüber dem 
Management. Im Zentrum steht der Transfer von Mitarbeitenden in einen neuen 
Arbeitsbereich mit einer neuen Arbeitsroutine. Diese werden in der zentralen Argu­
mentationslinie mit neu angelernten Mitarbeitenden verglichen.
Die zentrale Hypothese war: Die Tatsache, dass das Umlernen nach dem Wechsel zu 
einer neuen Aufgabe oft langsamer erfolgt als das initiale Lernen beim ersten Eintritt 
in die Fabrik, deutet darauf hin, dass der Widerstand gegen Veränderungen und das 
langsame Umlernen in erster Linie ein Motivationsproblem ist.
Ein Feldexperiment verglich zwei partizipative Verfahren zur Handhabung von Mit­
arbeitendentransfers: Beteiligung durch Vertreter*innen und vollständige Beteiligung 
aller Gruppenmitglieder. Die Gruppe mit vollständiger Beteiligung zeigte nach vier­
zehn Tagen deutlich bessere „Umlernkurven“ und eine kooperative Haltung, während 
die Kontrollgruppe kaum Fortschritte machte und sich feindselig verhielt.
Die Ergebnisse zeigten nach Ansicht der Autor*innen, dass höhere Beteiligung zu 
besseren Lernkurven und kooperativerem Verhalten führte, während Fluktuation 
und Aggression sanken.
Interessanterweise diskutieren die Autor*innen ebenfalls sehr ausführlich, was an den 
Ergebnissen tatsächlich auf die Partizipationsform zurückgeführt werden kann und 
welche konfundierenden Variablen im Feld ursächlich waren. Diese differenzierte 
Diskussion hat in der Management-Ausbildung wohl keine Resonanz gefunden. Es 
blieb und überlebte stattdessen der einprägsame „Slogan“: „Partizipation hilft gegen 
Widerstand“.
Heute ist sehr gut erforscht, welche vor allem auch kognitive Variablen beim Umler­
nen eine Rolle spielen (Kluge, Schüffler, Thim, Gronau 2024; Schüffler, Thim, Haase, 
Gronau, Kluge 2020).

Die Prozessfaktoren beinhalten Merkmale von Partizipation, z. B. inwieweit 
diese formal gegeben ist bzw. informell ermöglich wird, ob diese direkt 
erfolgt oder indirekt (durch gewählte Repräsentant*innen, die gewählte 
Vertretung der Beschäftigten sind), wie der Zugang zu Entscheidungen 
ermöglicht wird, und ob sich diese auf strategische oder taktische Entschei­
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dungen beziehen. Diese Perspektive bezieht sich auf die Eigenschaften 
partizipativer Systeme, d. h. auf die Strukturen und Prozesse, nach denen 
sich verschiedene Typen von Partizipationsmodellen unterscheiden kön­
nen. Die soziale Breite von Partizipation bezieht sich auf die Breite der 
Personengruppen, die involviert sind (ausgewählte Personen, bestimmte 
Gruppen oder Abteilungen) und das Ausmaß der Einbeziehung in Ent­
scheidungsprozesse (Dachler & Wilpert 1978).

Auf der individuellen Arbeitsplatzebene finden sich z. B. Partizipations­
formen hinsichtlich des Grades der Autonomie, Wahl der Arbeitsmittel, 
der Zuweisung von Arbeitstätigkeiten in der Gruppe (wie bei teilautono­
mer Gruppenarbeit) (Antoni 2016) sowie arbeitsplatznaher Gruppenpro­
zesse bspw. beim kontinuierlichen Verbesserungsprozess, bei Qualitätszir­
kel- oder Gesundheitszirkel-Arbeit. Es kann des Weiteren unterschieden 
werden, inwiefern Partizipationsangebote sporadisch oder kontinuierlich 
gestaltet sind (Glew et al., 1995). Vroom und Yetton (1973; von Rosenstiel 
et al., 1995; Kluge 2021) entscheiden sozusagen „von Fall zu Fall“, wann 
Partizipationsangebote gemacht werden sollen oder müssen. Sie unterteilen 
diese Fälle in fünf Entscheidungstypen:

A I: Die autoritäre Alleinentscheidung durch den*die Vorgesetzte*n ohne 
Rücksprache mit den Mitarbeitenden

A II: Die autoritäre Alleinentscheidung des*der Vorgesetzten nach der 
Einholung von Informationen bei den Mitarbeitenden, ohne dass 
diesen mitgeteilt wird, um welche Entscheidung es geht.

C I: Die konsultative Entscheidung nach Beratung durch einzelne Mitar­
beitende

C II: Die konsultative Entscheidung nach Beratung des Entscheidungs­
problems durch die ganze Gruppe

G II: Die Entscheidung durch die Gruppe.

Die Wahl einer der fünf Entscheidungsvarianten solle sich an folgenden 
Kriterien orientieren (Neuberger 1995):

• Die bestmögliche Qualität einer Entscheidung zu erreichen
• Die bestmögliche Akzeptanz der Entscheidung durch die Mitarbeitenden 

zu erzielen
• Die für die Entscheidung benötigte Zeit kur zuhalten (also zeiteffizient 

zu handeln, das sog. Zeit-Spar-Modell).
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Angemessen ist derjenige Führungsstil, der mit möglichst wenig Partizi­
pation eine hinreichende Qualität und Implementierung darstellt, sodass 
auf diesem Wege zugleich wenige Personen-Stunden verbraucht werden. 
Erst später haben Vroom und Yetton ein zweites Modell, ein Entwicklungs­
modell, vorgeschlagen, das nicht möglichst wenig, sondern möglichst um­
fassende Partizipation fördert, um zur Entwicklung der Mitarbeitenden 
beizutragen (Gebert & von Rosenstiel, 1996). Weder im Zeit-Spar-Modell 
noch im Entwicklungsmodell darf allerdings so entschieden werden, dass 
die Primärkriterien der Qualität und der Implementierung (Akzeptanz) 
beeinträchtigt werden (Gebert & von Rosenstiel 1996; Kluge 2021).

Die kontextuellen Einflüsse und Grenzen thematisieren einen größeren 
markt- und wirtschaftspsychologischen Kontext, den formal juristischen 
nationalen (Mitbestimmungspflichten) und internationalen Rahmen sowie 
Werten (z. B. ESG Reporting und die Nutzung von Engagement Scores) 
(Clément, Robinot, Trespeuch 2023). Sie beziehen sich auf die kontextuel­
len Grenzen, innerhalb derer Partizipation stattfindet und die das Poten­
zial partizipativer sozialer Systeme einschränken oder erhöhen. Hierzu 
gehören Größe, kollektive Fertigkeiten, Ausrichtung auf Profit sowie eine 
Partizipationskultur z. B. in Form einer eher kollektivistischen bzw. indivi­
dualistischen Kultur (Miller 1988). Ergebnisse bspw. von Park (2015) zeigen, 
dass die wahrgenommene organisationale Unterstützung die Beziehung 
zwischen der Partizipation der Beschäftigten und dem organisationalen 
Commitment mediiert, und die organisationale Strategie (prospector ver­
sus defender) als Moderator fungiert.

Auf Arbeitsplatzebene erweisen sich Gruppengröße, Aufgabeninterde­
pendenz, Aufgabenkomplexität und Leistungsstandards als relevante Prä­
diktoren für ein Partizipationsgelingen. Partizipation erweist sich (für orga­
nisationale Ergebnisse), auf der taktischen Aufgabenebene als förderlicher 
als auf der strategischen Unternehmensebene (Sagie & Koslowsky 1994). 
Aber auch Faktoren des Arbeitsmarktes spielen eine Rolle. Wenn Fachkräfte 
in Zeiten von Fachkräftemangel Ansprüche an Partizipation stellen, werden 
diese eher „gehört“ als in Zeiten von Arbeitskräfteüberschuss.

Auch die gemachten Erfahrungen mit Partizipation in Organisationen 
sind entscheidend. Wenn das Management Partizipationsformen lediglich 
dazu nutzt, die Beschäftigten dazu zu „zwingen“, ihre Sichtweise zu verste­
hen, Partizipation auf unwichtige Aspekte reduziert wird oder die Beschäf­
tigten dazu genötigt werden sollen, die Interpretation von Problemen zu 
übernehmen, dann ist das für Partizipationsgelingen nicht zuträglich (Gre­
nier & Hogler 1991).
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In der Zwischenzeit sind Ansprüche („Stakes“) zwischen Interessens­
gruppen, die vom Handeln einer Organisation betroffen sind, und die Aus­
handlung dieser ggf. konfligierenden Ansprüche eine akzeptierte „Größe“. 
Unternehmen co-kreieren mit Kunden gemeinsam Produkte oder Dienst­
leistungen, Baumaßnahmen werden mit Bürger*innenbeteiligungen ausge­
handelt, Anhörungen werden organisiert und Beteiligungen (in Form von 
Stakeholder Management oder auch in Konfliktfällen als Mediationen) in 
vielfältigen Formen erprobt.

Zu den individuellen Faktoren aufseiten der Beschäftigten, die Partizipati­
on begünstigen,  zählen Persönlichkeitsmerkmale wie das Bedürfnis nach 
Unabhängigkeit und geringem Autoritarismus, die Bereitschaft zu Partizipa­
tion,  das eigene Wachstumsbedürfnis  und ein geringeres  Bedürfnis  nach 
Dominanz. Es wird generell davon ausgegangen, dass Menschen bestrebt 
sind, Kontrolle über ihre Umgebung auszuüben und diese im Sinne ihrer 
eigenen Ziele zu beeinflussen (Spector 1986; Kluge 2021; siehe vorne SDT und 
kognizierte  Kontrolle).  Ein  interner  „Locus  of  Control“  und  eine  hohe 
Selbstwirksamkeitserwartung (auch aufgabenspezifisch) erweisen sich als 
positive Voraussetzungen auf individueller Ebene (Glew et al. 1995). Weitere 
Faktoren sind eine positive Einstellung zum Partizipationsprogramm („Ge­
fällt mir das?“) und die Länge bzw. Dauer des Programms. Zu den individu­
ellen Faktoren auf Manager*innen-Seite zählen die Überzeugung, dass die 
organisationale Kultur Partizipation der Beschäftigten fördert, die Überzeu­
gung und der Glaube,  dass Partizipation die Leistung des Managements 
verbessert und der Glaube, inwiefern die Partizipation der eigenen Beschäf­
tigten die eigene Machtposition stärkt oder schwächt (Glew et al. 1995).

Forschung zu den Ergebnissen und zum Partizipationsgelingen zeigt auf, 
wie wichtig eine differenzierte Analyse dahingehend ist, zu verstehen, „was 
das Ganze denn bringt“. Untersucht wurden als abhängige Variablen vor 
allem (individuelle) Leistung und Arbeitszufriedenheit, aber auch Absen­
tismus, Fluktuation, feindseliges Verhalten, Verletzungs- und Unfallraten, 
Kosten der Leistungserbringung, auf organisationaler Ebene (Miller & 
Monge 1986). Einige Untersuchungen zeigen dabei zwar statistisch signifi­
kante aber praktisch irrelevante Zusammenhänge auf (Wagner 1994; Wag­
ner & Gooding 1987). Auf individueller Ebene wurden arbeitsbezogene 
Einstellungen wie Commitment, Involvement, wahrgenommene Fairness, 
Motivation oder Rollenkonflikte untersucht, sowie Zusammenhänge mit 
Wohlbefinden, Stress und körperlichen Symptomen (Spector 1986). Glew 
et al. (1995) schlussfolgern aber ebenso, dass die Erwartung nicht haltbar 
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ist, dass sich Partizipationsangebote auf spezifische und generelle Einstel­
lungen auswirken.

Effekte zeigten sich aber auch auf kognitiver Ebene: Partizipation fördert 
die Qualität der Aufgabenausführung, die Klarheit von Entscheidungen. 
Locke, Schweiger, Latham (1986) betonen in diesem Sinne vor allem die 
kognitiven Outcomes von Partizipation, nämlich bessere Aufwärts- Kom­
munikation, bessere Nutzung von Informationen (vor allem dann, wenn 
die Vorgesetzten keine substanziellen Informationen besitzen, um eine 
Entscheidung von hoher Qualität zu fällen, siehe Vroom 2003), und ein 
besseres Verständnis der Beschäftigten über ihren Job und das Rational, das 
Entscheidungen zugrunde liegt.

Aus kognitiver Sicht ist relevant, dass das Potenzial der Partizipation 
nicht so sehr in den Vorteilen für die Motivation zu suchen ist, als vielmehr 
in der Unterstützung von kognitiver Entwicklung und Awareness durch 
den Informationstransfer und das Teilen von Wissen zwischen Personen, 
die dieses Wissen auf andere Weise nicht teilen würden.

Heute würde man davon sprechen, dass das kognitive Resultat von 
Partizipation ein geteiltes mentales Modell ist (ein sogenanntes Shared 
Mental Model). Die empirischen Ergebnisse hinsichtlich von verbessertem 
Informationsaustausch und besserer Aufgabenausführung überzeugen stär­
ker als die Ergebnisse zu motivationalen Resultaten durch partizipative 
Zielsetzungen (Goal Setting, Wagner Leana, Locke, Schweiger 1997). In 
diesem Sinne argumentiert auch das Stakeholder Management. Stakeholder 
Management unterstützt das Management hinsichtlich eines verbesserten 
Entscheidungsprozesses und reduziert change-bezogene Risiken (Pedrini 
& Ferri 2019).

4. Orchestrierte Partizipationsangebote im Veränderungsmanagement

Die zeitlichen Aspekte, Veränderungserfordernisse und dynamische Fähig­
keiten thematisieren abschließend zusätzliche Begleitumstände in einer 
globalisierten, dynamischen und komplexen Wirtschaftswelt. Bei diesen 
liegt weniger im Fokus, ob und wie Partizipation „hilft“, sondern durch 
welche Kombinationsangebote und in welcher Reihenfolge Autonomie so­
wie Kontrollerleben in Organisationen, trotz aller Volatilität, gelebt und 
gefördert werden kann. Die in Abbildung 1 integrierten Rahmenmodelle 
von Dachler und Wilpert (1978) sowie Glew et al. (1995) sind inzwischen 
schon einige Jahrzehnte alt und benötigten daher ein „Update“ in zweierlei 
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Hinsicht. Zum einen im Hinblick auf Partizipation in dynamischen Märk­
ten und kontinuierlicher Veränderung, zum anderen im Hinblick auf die 
(technischen) Merkmale der Partizipation, die durch die Entwicklungen 
in Bezug auf Digitalisierung, Social Media und die Nutzung des Intranets 
methodisch ergänzt werden.

Ich ergänze in diesem Beitrag deshalb einen weiteren Blickwinkel, den 
der zeitlichen Dimension von Veränderungs- und Adaptationsprozessen in 
Organisationen und den dazu notwendigen dynamischen Fähigkeiten von 
Organisationen (Dynamic capabilities). Unter dynamischen Fähigkeiten 
werden Prozesse eines Unternehmens verstanden, eigene Ressourcen und 
Kompetenzen zu integrieren, zu erneuern und neu zu schaffen, sowie die 
eigenen Kernfähigkeiten zu verbessern und umzugestalten sowie auf die 
sich verändernde Umwelt zu reagieren, um Wettbewerbsvorteile zu erzie­
len und zu erhalten (Wang & Ahmed 2007). In Bezug auf die Potenziale 
für Partizipation ergeben sich hier neue Perspektiven auf alle anderen 
Blickwinkel. Veränderungserfordernisse können dabei eine kontinuierliche 
Anpassung sein, ein „turn around“ oder eine Krise. Der Veränderungsdruck 
kann gering, moderat oder stark sein. Im Sinne der zeitlichen Notwendig­
keit kann es um eine langfristige Mobilisierung (im Sinne einer Change 
Readiness) oder um eine kurzfristige „Rettung“ gehen, die technische Vor­
aussetzungen beinhalten, wie sowohl Hardware als auch Software der Or­
ganisation als sozio-digitale Systeme (Kluge 2021).

Als Kernkompetenz einer Organisation mit dynamischen Fähigkeiten ver­
stehe ich zudem adäquate orchestrierte Prozesse von Partizipationsmöglich­
keiten und -angeboten, die an die Veränderungsphasen angepasst sind und 
die zeitlichen Veränderungsdynamiken im Hinblick auf Dringlichkeiten be­
rücksichtigen.

So müssen Partizipationsangebote in Veränderungen mit einer hohen 
Dringlichkeit (z. B. bei einem Turnaround) zunächst die Informationskon­
trolle sowie die inhaltliche und zeitliche Vorhersagbarkeit adressieren.

Im Folgenden soll es um den Anwendungsfall einer episodischen Ver­
änderung gehen. Episodische Veränderungen sind organisationale Verände­
rungen, die unregelmäßig, eher selten, geplant und beabsichtigt initiiert 
werden (Weick & Quinn 1999).

Die vorgeschlagenen Partizipationsangebote sind dabei an den in ver­
schiedenen Veränderungsmodellen (siehe Kluge, 2021) thematisierten Pha­
sen orientiert, wie in Abbildung 2 dargestellt. In die dahinter liegenden 
theoretischen Phasen sind Überlegungen von Gerkhardt und Frey (2006) 
und Stegmaier (2014) eingeflossen sowie die Veränderungsmodelle nach 
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Lewin (2012/1963), Bornewasser (2009) und auch das ADKAR-Modell 
(Prosci 2016).
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In Abbildung 3 sind Vorschläge für die Orchestrierung von Partizipati­
onsangeboten für die verschiedenen Phasen von episodischen Veränderun­
gen zusammengestellt. Ich habe diese Vorschläge für die Orchestrierung 
von Partizipationsangeboten differenziert zur Förderung von primärer 
Kontrolle (direkte Mit- und Ausgestaltung) und sekundärer Kontrolle 
(Informationskontrolle) während Veränderungsprozessen entwickelt. Die 
Optionen für Partizipationsangebote für die Förderung der primären Kon­
trolle umfassen z. B. Angebote, dass Beschäftigte Innovationen konkret 
ausprobieren (Technik-Messen und Erlebnisräume), Großgruppenveran­
staltungen (Town Hall Meetings), dialogische Formen (wie dialogische Or­
ganisationsentwicklung), Mitarbeit in Projektgruppen (Mitarbeit im Steue­
rungskreis), Kompetenzerwerb (Training, Coaching), und Entwicklungs­
formen on-the-Job (KVP/Qualitätszirkel/Gesundheitszirkelgruppen).

Optionen für Partizipationsangebote zur Förderung der sekundären 
Kontrolle (vor allem Informationskontrolle) umfassen Informationen zur 
Sensibilisierung (kontinuierliche Infos über Marktveränderungen), Lern­
landkarten, Plakate über den Veränderungsfortschritt, Aktionsforschung, 
kurze Meetings wie Weeklys, Questions & Answers im Intranet, Pulsbefra­
gung (Stimmungsbarometer) und Meeting Checks.
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In der ersten Phase der Entscheidung für eine Veränderung ist eine um­
fassende Symptombeschreibung und Diagnose der Ist-Situation, die Defini­
tion der Vision und der Ziele sowie das gemeinsame Problembewusstsein 
durch eine adressatengerechte professionelle Kommunikation wichtige Vor­
aussetzung für erlebte Kontrolle. Zu einer professionellen Information und 
Kommunikation zur Unterstützung von Informationskontrolle gehören:

• Die Berücksichtigung von Relevanz, Präzision, Rechtzeitigkeit, Reich­
weite und Wirkungstiefe als Qualitätskriterien zielgruppenspezifischer 
Kommunikation.

• Die Entwicklung eines Kommunikationsplans basierend auf der Defini­
tion von Sendenden, Empfangenden/Zielgruppe, Kanal/Medium, Bot­
schaft/Inhalt, Reichweite, angestrebte Wirkung und Zeitpunkt über den 
gesamten Veränderungsprozess hinweg.

In der zweiten Phase der Vorbereitung sind die Erfolgsfaktoren die Füh­
rungskoalition und die Treiber, das zielangemessene Zeitmanagement (ist 
ausreichend Zeit für die Konsolidierung der neuen Verhaltensweisen und 
Prozesse gegeben?) sowie eine professionelle Projektorganisation, die die 
einzelnen Projektabschnitte und deren Aktivitäten sinnvoll orchestriert.

Zu einer professionellen Steuerung der Vorbereitung der Umsetzung gehö­
ren:

• Das Programm- und Projektmanagement, d. h. die Planung von Arbeits­
paketen und Partizipationsangeboten, Zeitplänen, Ressourcen (für Parti­
zipation), Budgets und Meilensteinen, das Etablieren? eines zeitlichen, 
inhaltlich-logischen sowie ressourcenseitig Abhängigkeiten zwischen den 
Einzelprojekten berücksichtigenden Programmmanagements Umständ­
lich formuliert (Stegmaier 2014),

• die Pilotierung von Veränderungen: d. h. Auswahl von Bereichen, in de­
nen Veränderungen mit den Beschäftigten getestet werden, um Feedback 
auszuwerten,

• die Entwicklung von Eskalationsstufen: Wenn es zu Problemen und 
Konflikten kommt, die individuell nicht gelöst werden können, muss 
vorab ein bereichsübergreifendes Maßnahmenbündel zur Deeskalation 
entwickelt werden,

• die Entwicklung eines Plans zur Evaluation und Förderung von Lernpro­
zessen: Etablieren von Rückkopplungen von Beschäftigten-Feedback in 
der Organisation.
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In der dritten Phase der Umsetzung gehören zu den Partizipationsmöglich­
keiten zur Förderung der primären Kontrolle die Bereitstellung von aus­
reichenden Ressourcen für die Qualifikation on-the-job (Lernen bei der 
Arbeit und Umsetzung neuer Prozesse) und off-the job (in Qualifizierungs­
maßnahmen und Seminaren). Zu den Ressourcen gehören:

• bedarfsgerechte Trainings: Bedarfsanalyse und Trainingsbedarf (auch 
zeitlich) ermitteln, um die Beschäftigten zu befähigen,

• Multiplikator*innen: vor Ort als Ansprechpersonen bei Problemen,
• Arbeitsanweisungen und Hilfesysteme: Unterstützung durch Checklis­

ten.

Schein (1993) weist in diesem Zusammenhang darauf hin, dass in der Phase 
der Veränderung parallele Lernsysteme (parallel zur bestehenden Organi­
sationskultur) eingerichtet werden müssen, um den Organisationsmitglie­
dern eine psychologische Sicherheit und primäre Kontrolle während der 
Erprobung neuer Verhaltensweisen zu bieten. Zum parallelen Lernsystem 
gehören zentral 1) Möglichkeiten, neue Verhaltensweisen auszuprobieren 
und einzuüben, 2) Unterstützung und Ermutigung, um die Angst, dass 
Fehler passieren können, zu überwinden, 3) Coaching und Bekräftigung 
von Verhaltensweisen, die in die richtige Richtung gehen.

Weitere Partizipationsangebote im Sinne der primären Kontrolle bezie­
hen sich auf

• Mitwirkung an Projektarbeiten, Einbezug in Entscheidungsgremien. Ent­
scheidungen bezüglich Zielen, Ergebnissen, Ressourcen, Budgets,

• Ermöglichen von Rückmeldungen bezüglich der Rahmenbedingungen, 
die man aus der abstrahierten Planungssicht des Managements häufig 
übersehen hat,

• Einräumen von Freiheitsgraden beim Arbeiten nach der Implementati­
on, z. B. durch eigene Konfiguration und Umgestaltung eines neuen 
Arbeitsplatzes.

Die ersten Erfolge müssen durch die interne Kommunikation berichtet und 
bekräftigt werden (Informationskontrolle, retrospektive Kontrolle). Eine 
professionelle Projektsteuerung soll dabei auch flexibel im Prozess reagie­
ren können, wenn deutlich wird, dass einige Umsetzungsschritte mehr 
Übungszeit benötigen als andere oder unvorhersehbare äußere Einflüsse 
eine Verlangsamung der gesamten Geschwindigkeit der Veränderung erfor­
dern.
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Veränderungsprozesse sollen Feedbackprozesse beinhalten (Monitoring 
und Controlling) und eine Phase der Verankerung und Verstetigung der 
Veränderungserfolge mit einplanen, dazu gehören konkret:

• die Aktualisierung der Dokumentation der Aufbau- und Ablauforganisa­
tion und Dokumentation der gewandelten Aufgaben, Verantwortlichkei­
ten und Prozesse,

• die Berücksichtigung der Ziele und Inhalte der Veränderung im Perso­
nalmanagement, wie z. B. die Anpassung von Personalauswahlkriterien, 
Beurteilungen, Anreizsystemen und Trainingszielen,

• die Vorbildrolle des Top-Managements durch authentische Führung und 
Rollenmodelle.

Die Ergebnisse von Ullrich et al. (2023) zeigen in diesem Sinne beispielhaft, 
dass es nicht nur auf den Grad der Beteiligung ankommt, sondern auf eine 
kontextspezifische Auswahl von Maßnahmen, die Qualität ihrer Umsetzung 
sowie die tatsächliche Umsetzung der von den Mitarbeitenden entwickelten 
Vorschläge und Aktivitäten, die dazu beitragen, dass die Mitarbeitenden 
zielgerichtete Veränderungen akzeptieren und Transformationen unterstüt­
zen. Darüber hinaus müssen die Beschäftigten ausreichend Informationen 
und Zeit für ihre Beteiligung an Transformationsprozessen erhalten.

Die Ergebnisse und das Partizipationsgelingen einer episodischen Verän­
derung sollen sich dabei nicht nur auf die erfolgreiche Veränderung von 
z. B. Arbeitsstrukturen beziehen. Das Ziel episodischer Veränderung soll 
auch die „Recovery“ (Erholung/Rückgewinnung von positivem Affekt) sein 
(Marks 2003). Das bedeutet,

• die nicht-intendierten Effekte von Veränderungsprozessen zu minimie­
ren, indem die Beschäftigten auf ihre neuen Rollen und Verantwortlich­
keiten vorbereitet und befähigt werden (primäre Kontrollerleben),

• einen geteilten Sinn der Richtung, in die die Veränderung zielt, zu ent­
wickeln, um Toleranz für die „Schmerzen“ zu entwickeln, die damit 
verbunden sind, um von der alten in die neue „Logik“ zu gelangen 
(kognitive Ergebnisse von Partizipation),

• eine Einbeziehung der Führungskräfte, indem diese ihre Mitarbeitenden 
darin unterstützen, die Veränderungsprozesse zu verarbeiten (primäre 
und sekundäre Kontrolle), die neuen Rollen und Aufgaben zu verdeutli­
chen und die Motivation zum Neuanfang aufzubauen oder zu erhalten,
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• die Mitarbeitenden befähigen, zu verstehen, wie und warum sich die Or­
ganisation verändert und wie und wo sie weiterhin ein Kontrollerleben 
während und nach der Veränderung erfahren können.

Die Theorie der kognizierten Kontrolle hilft in diesem Sinne zu verdeutli­
chen, warum direkte Partizipation (primäre Kontrolle) und Kommunikati­
on (Informationskontrolle) in Veränderungsprozessen zu den entscheiden­
den Faktoren zählen. Durch Partizipation können Reaktanz und Gefühle 
der Ohnmacht vermieden und Selbstwirksamkeits- und Autonomieerleben 
durch direkte Kontrolle erhöht werden. Die Information und Kommunika­
tion tragen zusätzlich zur sekundären Kontrolle bei, indem Mitarbeitende 
Kontrolle durch zeitliche und inhaltliche Vorhersagbarkeit von Ereignissen 
kognitiv erlebbar machen.

5. Kognizierte Kontrolle und tiefe Transformation- ein Ausblick auf die 
Partizipation 2030

Die Vermutung liegt nahe, dass das Kontrollerleben mit der „Größe“ der 
Veränderung, z. B. im Sinne einer gesamtgesellschaftlichen Transformation, 
abnimmt. Man könnte meinen, dass sich das Gefühl, sich als „kleines 
Licht“ oder „kleines Rädchen“ zu sehen, zu Ohnmacht bzw. Resignation 
führt. Gleichermaßen werden die Beschäftigten spüren, dass es ebenso kei­
ne langfristige Alternative und Perspektive ist, die Transformation „auszu­
sitzen“ und darauf zu hoffen, dass sich politische Konstellationen und Ko­
alitionen verändern und der „Green Deal“ oder die Dekarbonisierung-Be­
strebungen zurückgedreht werden. „Aussitzen“, Abwarten und hoffen, dass 
„der Kelch an einem vorübergeht“, fördern ebenfalls nicht das Kontroller­
leben, sondern das Abhängigkeitserleben. Aber auch bei tiefen Transforma­
tionen können Partizipationsangebote das Erleben von Kontrolle fördern. 
Die Erfahrungen der letzten Jahre zeigen gleichwohl auf, dass in Zeiten 
wahrgenommener Unsicherheit, durch Kriege, Energie- und Coronakrise, 
die spürbaren Auswirkungen des Klimawandels, eine hohe Inflation und 
Wohlstandsverlust-Ängste, Menschen nach einer starken Führungsperson 
rufen (oder suchen), die (einfache) Lösungen präsentiert, die die indivi­
duellen Ängste nimmt, und die Unsicherheit reduziert, und dabei allein 
entscheidet und Lösungen durchsetzt. Der Ruf nach „Führung“ wird laut, 
der in diesem Kontext überwiegend gleichbedeutend ist mit der Forderung 
nach starken Persönlichkeiten, die „klare Entscheidungen“ durchsetzen 
oder politische Entscheidungen revidieren, und dabei auf Partizipation ver­
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zichten. Es werden dabei unterschiedliche „Dringlichkeiten“ bemüht, vor 
allem die Zeitknappheit oder die „Unbeherrschbarkeit“ einer Entwicklung. 
Partizipation würde einen Prozess nur unnötig verlangsamen und es brau­
che nun jemanden, der „durchgreife“. Aus individual psychologischer Sicht 
(der erhofften Spannungsreduktion) ist der Wunsch nach einer starken (al­
leinentscheidenden) Führungsperson erklärbar, aus gesellschaftspolitischer 
Sicht und auch hinsichtlich der Erreichbarkeit der Transformationsziele 
weder wünschenswert noch zielführend.

Wie können Unternehmen in der Zeit von tiefgreifenden wirtschaftli­
chen Veränderungen Partizipation und Kontrollerleben durch primäre 
und sekundäre Kontrolle ermöglichen? Ausgangspunkt kann hier eine 
frühzeitige Kommunikation (sekundäre Kontrolle /Informationskontrolle, 
d. h. „Was kommt wann in welcher Intensität?“) über die Strategie und 
Vision eines Unternehmens sein, dass es und wie dieses die Transforma­
tionserfordernisse aufgreift und welche Anpassungsstrategien entwickelt 
werden sollen. Die Kommunikation kann über klassische Medien wie 
Beschäftigtenzeitschriften und Betriebsversammlungen – aber auch Town-
Hall-Meetings erfolgen. Relevant ist hierbei, dass alle Beschäftigten an die­
sen Informationen teilhaben können, z. B. durch Intranet-Informationen, 
Mailings oder auch Aushänge für die Beschäftigten ohne E-Mail-Account, 
z. B. in der Produktion. Eine regelmäßige Information und geringe zeitliche 
Abstände können das Bewusstsein erhöhen, dass eine Veränderung stetig 
näherrückt. Der weitere Schritt wäre beispielsweise eine thematische (stra­
tegische) Eingrenzung der möglichen Zukünfte des Unternehmens (durch 
das Management) und ein großflächiges Angebot an die Beschäftigten und 
ihre Interessensvertretungen, bezüglich dieser möglichen Zukunftsbilder 
im Hinblick auf Befürchtungen und Chancen mitzudiskutieren und mitzu­
entscheiden (primäre Kontrolle). In Großgruppenveranstaltungen lassen 
sich so die Befindlichkeiten der Beschäftigten ernst nehmen und in die wei­
tere Lösungsfindung und Transformationsplanung einbeziehen. Wer nicht 
selbst teilnehmen will, kann Kontrolle delegieren (an Personal-Vertretun­
gen).

Je mehr sich die konkrete Ausgestaltung einer „Zukunft“ (aus der Viel­
zahl der Möglichen) entwickelt, werden praktische Partizipationsangebo­
te relevant – an die Personalvertretungen, an Mitarbeit in Kernteams 
und Steuerungsgruppen, sowie durch eine regelmäßige Information in 
Teammeetings verbunden mit „Questions- & Answers“-Methoden. Mit so­
genannten Puls-Checks können die Zufriedenheit mit der Partizipation 
und der Kommunikation evaluiert und im Sinne eines Feedbacks an 
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das Management rückgemeldet werden, um hinsichtlich der Qualität und 
Quantität der Informationen nachzusteuern. Neben der starken Rolle und 
Wichtigkeit der Kommunikationsabteilungen muss die HR-Abteilung pa­
rallel dazu am unternehmensbezogenen Kompetenzmanagement und des­
sen Transformationspassung arbeiten, um den Beschäftigten parallel zu den 
Zukunft-Workshops konkrete Angebote hinsichtlich ihrer Qualifizierung 
und Entwicklung zu machen und im Rahmen der Mitbestimmung gemein­
sam zu entwerfen.

Das Zusammenspiel aus Partizipationsangeboten und zielgruppenbezo­
gener Informationen sowie transformationsbezogenen Angeboten zur Wei­
terqualifizierung der Beschäftigten, die die Zukunftsfähigkeit unterstützen, 
hat hier das große Potenzial, die Transformationserfordernisse gemeinsam 
zu bewältigen, die Problemlösefähigkeit des Unternehmens langfristig zu 
erhöhen, Selbstwirksamkeitserleben der Beschäftigten nachhaltig zu erhö­
hen und die Erfahrung zu vermitteln, auch derartig großen Veränderungen 
gegenüber nicht hilflos gegenüberzustehen.
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Alternative Wege der Interessenvertretung? 
Herausforderungen der Zusammenarbeit mit anderen 
Vertretungsorganen in betrieblichen Transformationsprojekten

Alexander Ranft

Einleitung

Die betriebliche Ebene im deutschen System der industriellen Beziehungen 
– und damit die Institution des Betriebsrats (BR) – bekommt einen zuneh­
mend höheren Stellenwert. Gründe dafür sind rückläufige Deckungsgrade 
von Flächentarifverträgen, abnehmende Geltungsbereiche von Branchenta­
rifverträgen, die Einführung tariflicher Öffnungsklauseln, die Gründung 
betrieblicher Bündnisse für Arbeit sowie, damit einhergehend, abnehmen­
de Wirkungsbereiche tariflicher Normen (Ellguth 2009; Hohendanner und 
Kohaut 2024). Zeitgleich lässt sich jedoch beobachten: Der prozentuale 
Anteil der Beschäftigten in Betrieben (ab 5 Beschäftigten), welche dement­
sprechend über einen BR verfügen könnten, ist seit 2000 rückläufig (Ho­
hendanner und Kohaut 2024, S. 293). Währenddessen hat sich der Anteil 
sogenannter anderer Vertretungsorgane (AVO) (Hauser-Ditz, Hertwig und 
Pries 2006) im Zeitraum von 2003 bis 2020 in Westdeutschland um 9 % 
(2003: 5 %; 2023: 14 %) und in Ostdeutschland um 12 % (2003: 4 %; 2023: 
16 %) erhöht (Hohendanner und Kohaut 2024, S. 293). Somit werden AVO 
in der betrieblichen Praxis seit dem Beginn des Millenniums zunehmend 
präsenter.

Während BR jedoch durch die juristische Grundlage des Betriebsver­
fassungsgesetzes (BetrVG) in ihren Gründungsmechanismen sowie ihrer 
Formalstruktur über eine institutionell definierte Basis verfügen, existieren 
solche Rechtsgrundlagen für AVO nicht. Dies hat zur Folge, dass eine 
breite Masse an betrieblichen Ausgestaltungsmöglichkeiten der Interessen­
vertretung unter dem Begriff andere Vertretungsorgane (AVO) subsumiert 
werden: Sprecher*innen, runde Tische, Ältestenräte, Belegschaftsausschüs­
se oder das Konstrukt einer durchaus missverständlich bezeichneten „Mit­
arbeitervertretung" (Hauser-Ditz, Hertwig und Pries 2009, S. 138).

Im Vergleich zur empirischen Datenlage zu BR fällt diese im Bereich der 
AVO darüber hinaus eher spärlich aus bzw. fokussiert vornehmlich die Ver­
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breitung von AVO, das Verhältnis von AVO und BR sowie die Frage, welche 
Kontextfaktoren die Gründung spezifischer Formen der betrieblichen In­
teressenvertretungen fördern (vgl. Hauser-Ditz et al. 2006; Ellguth 2009; 
Ellguth und Kohaut 2013; Ertelt, Hirsch und Schnabel 2017). Hinsichtlich 
der betriebspolitischen Arbeitsfelder und der Funktionslogiken solcher 
AVO existieren allgemeine und abstrahierte Daten bezüglich der Differen­
zierung von betrieblichen Konfliktfeldern sowie den damit einhergehenden 
Lösungsansätzen im Vergleich zwischen AVO und BR (vgl. Lesch 2020). 
Einen grundlegenden Beitrag zur vertiefenden Differenzierung und Typo­
logisierung von anderen Vertretungsorganen (AVO) leistet Hertwig (2013) 
durch die Fokussierung auf die Arbeits- und Funktionsweise von anderen 
Vertretungsorganen (AVO). Dabei unterscheidet Hertwig (2013, S. 206) auf 
der Basis der Erkenntnisse von Hauser-Ditz et al. (2009) zwischen vier 
Arbeits- und Funktionsmustern von anderen Vertretungsorganen (AVO.

Abseits derartiger Analysen liegen wenig detaillierte Erkenntnisse über 
die konkrete Arbeit mit AVO vor. In diesem Beitrag wird ein solches Bei­
spiel untersucht: Beschrieben wird, wie ein AVO im Kontext der betriebli­
chen Ausgestaltung von digitalen Transformationsprojekten agiert, welche 
im Rahmen eines transdisziplinären Forschungsprojektes begleitet wurde. 
Im vorliegenden Kapitel soll durch die Beschreibung eines Vorgehensmo­
dells, welches im Forschungsprojekt FlexPro1 durch die Gemeinsame Ar­
beitsstelle RUB/IGM entwickelt wurde, ein Versuch vorgenommen werden, 
diese Lücke zu schließen.2 Dabei soll folgende Leitfrage beantwortet wer­
den: Wie können digitale Transformationsprozesse in Zusammenarbeit mit 
Gremien der betrieblichen Interessenvertretung gestaltet werden, deren Mit­
wirkungs- und Mitbestimmungsmöglichkeiten und -praxis nicht durch das 
Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG) formaljuristisch definiert ist?

Um diese Fragestellung zu beantworten, wird zunächst der Stand der 
Forschung hinsichtlich Gremien der betrieblichen Interessenvertretung 
jenseits des Betriebsverfassungsgesetzes (BetrVG) abgebildet (Abschnitt 2). 

1 Förderhinweis: Inhalte dieser Veröffentlichung wurden im Forschungsprojekt FlexPro 
(Wissensarbeit in der Produktion – Partizipative flexible Produktionsplanung auf Basis 
eines intelligenten plattformbasierten Wissensmanagements) erarbeitet, welches durch 
das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) im Programm „Zukunft 
der Wertschöpfung – Forschung zu Produktion, Dienstleistung und Arbeit“ gefördert 
und vom Projektträger Karlsruhe (PTKA) betreut wird.

2 Für eine detaillierte Darstellung der konkreten Inhalte von FlexPro und des im Rah­
men des Projektes erarbeiteten Vorgehensmodells sei an dieser Stelle auf folgende 
Veröffentlichungen verwiesen: Ranft, Wannöffel, Gorsek, Schulte, Prinz, Kuhlenkötter 
2024; Ranft, Gorsek und Stürzebecher 2024.
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Anschließend sollen die Erkenntnisse hinsichtlich der Gestaltung der parti­
zipativen Arbeit mit einem anderen Vertretungsorgan (AVO anhand eines 
Praxisbeispiels aus dem Projekt FlexPro beschrieben werden (Abschnitt 3). 
Abschließend erfolgt ein Fazit und Ausblick hinsichtlich der Arbeit mit 
anderen Vertretungsorgan (AVO vor dem Hintergrund der Perspektiven 
von Partizipation und Mitbestimmung (Abschnitt 4).

1. Betriebliche Interessenvertretung jenseits des Betriebsverfassungsgesetzes 
(BetrVG)

Die wissenschaftliche Auseinandersetzung mit Formen der betrieblichen 
Interessenvertretung jenseits der Betriebsverfassung reichen bis in die 
1990er-Jahre zurück. Die Forschung in klein- und mittelbetrieblichen 
Strukturen untersuchte bereits zu diesem Zeitpunkt andere kollektive Inter­
essenvertretungsformen sowie die betriebliche Sozialordnung (vgl. Kotthoff 
2023) – also die soziale Integration im Betrieb – in diesen Teilen der 
Unternehmenslandschaft in Deutschland (vgl. Hilbert und Sperling 1993; 
Kotthoff und Reindl 1990). Durch das gleichzeitige Aufkommen der New 
Economy (vgl. Ittermann und Niewerth, 2004) und von den damit einher­
gehenden spezifischen Betriebs- und Unternehmens- sowie Beschäftigungs- 
und Qualifizierungsstrukturen ist das Erkenntnisinteresse der Partizipati­
ons- und Mitbestimmungsforschung weiter in Richtung AVO gerückt (Er­
telt et al. 2017, S. 297; Hertwig 2013, S. 200). Die im Zuge dieser Entwick­
lung durchgeführten Studien zu betrieblicher Interessenvertretung jenseits 
der Betriebsverfassung beziehen sich in erster Linie auf die Arbeitsfelder 
der hochqualifizierten Wissensarbeit (vgl. Boes und Baukrowitz 2002). Für 
AVO sowie deren Arbeits- und Funktionsweise in der industriellen Ferti­
gung lassen sich mithilfe von Erhebungen in der IT-Branche nur in einem 
geringen Ausmaß Rückschlüsse ziehen (Hauser-Ditz et al. 2009, S. 137). 
Einerseits handelt es sich bei der IT-Branche traditionell um eine Branche 
mit einer geringen Betriebsratsdichte (vgl. Hauser-Ditz et al. 2006; Hohen­
danner und Kohaut 2024) und andererseits verfügen die Arbeitnehmenden 
in diesen Bereichen über ein erheblich höheres Maß an Primärmachtres­
sourcen (vgl. Traxel 1999; Hauser-Ditz et al. 2006) sowie auch an Potenzial, 
diese in Verhandlungen zu realisieren. Die Ergebnisse weiterer Studien (vgl. 
Baethge, Denkinger und Kadritzke 1995; Kotthoff 1997) weisen darauf hin, 
dass selbst existierende BR in einigen Betrieben dieser Branche nicht vor­
nehmlich als primärer Ansprechpartner der Arbeitnehmenden fungieren 
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(Hauser-Ditz et al. 2009, S. 138). Dies resultiert u. a. aus Vorbehalten gegen­
über der traditionellen Form der betrieblichen Interessenvertretung, sodass 
die Beschäftigten selbst bestehende BR nicht als Ort der kollektiven Interes­
sensvertretung nutzen. Weitere Betriebe hingegen besitzen keinen BR, son­
dern andere Gremien der kollektiven Interessenvertretung, deren Existenz 
jedoch nicht durch das BetrVG juristisch legitimiert ist (Hauser-Ditz et 
al. 2009, S. 138). In diesem Zusammenhang wird in der wissenschaftlichen 
Auseinandersetzung mit betrieblichen Interessenvertretungen insbesondere 
auf das Konzept der Pfadabhängigkeit (vgl. Beyer 2005) verwiesen, welches 
den Handlungsrahmen von Organisationen als abhängig von historischen 
Entscheidungen, Umwelteinflüssen, Personenkonstellationen sowie daraus 
resultierenden Institutionen ansieht. Darüber hinaus werden zur Erklärung 
der Existenz von (BR häufig transaktionskostentheoretische Überlegungen 
herangezogen (vgl. Ellguth 2005; Schnabel und Wagner 2001). Dabei 
nimmt der BR die Funktion eines klar definierten Ansprechpartners für das 
Management ein, der als Intermediär sowohl den Informationsaustausch 
als auch Aushandlungsprozesse zwischen Geschäftsführung und Beschäf­
tigten strukturiert und sicherstellt. Somit sind die Transaktionskosten für 
die bilaterale vertikale Kommunikation im Betrieb möglichst gering und 
effizient kalkuliert (Hauser-Ditz et al. 2006, S. 345).

1.1 Verbreitung von anderen Vertretungsorganen (AVO)

Die Ergebnisse des IAB Betriebspanels 2023 zeigen, dass es sich bei AVO 
um ein Phänomen handelt, das in der Realität kleinbetrieblicher Strukturen 
(ein bis vier Beschäftigte) nur eine untergeordnete Rolle spielt (Hohen­
danner und Kohaut 2024, S. 293). Bei der Betrachtung der Fallzahlen für 
Betriebe zwischen fünf bis neun Beschäftigten liegt die Verbreitung der 
AVO mit 8 % oberhalb jener von BR in dieser Betriebsgröße (2 %). Die Ver­
breitung von AVO und BR driftet jedoch mit zunehmender Betriebsgröße 
auseinander: Während in Großbetrieben (mehr als 500 Beschäftigte) 73 % 
der Betriebe über einen BR verfügen, existiert in dieser Größenordnung 
lediglich in 17 % der Betriebe ein AVO (Hohendanner und Kohaut 2024, 
S. 293).

Die Existenz von AVO in Abhängigkeit des Bestehens oder Nicht-Beste­
hens eines BR untersuchte Peter Ellguth 2009 auf Grundlage von Daten aus 
dem IAB-Betriebspanel 2007 (Ellguth 2009, S. 112). Bei den Großbetrieben 
– also Betrieben ab 501 Beschäftigten – verfügen 40 % der Betriebe ohne 
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BR über ein AVO (Ellguth 2009, S. 112). Ellguth schlussfolgert dementspre­
chend: „Von dem mit steigender Betriebsgröße immer kleiner werdenden 
Potenzial an Betrieben (und Beschäftigten) ohne eine gesetzlich legitimier­
te Interessenvertretung verfügt ein immer größer werdender Teil über 
eine ‘hausgemachte‘ Einrichtung“ (Ellguth 2009, S. 113, Hervorhebungen im 
Original).

Die Stabilität der Anteile von AVO wird zunächst anhand eines Quer­
schnittsvergleiches untersucht. Dazu sind in Tabelle 1 die Daten zu allen 
Betrieben der deutschen Privatwirtschaft ab fünf Beschäftigten, die über 
einen BR und/oder AVO verfügen, aus den Erhebungen des IAB-Betriebs­
panels seit 2004 aufgeführt. Im Querschnittsvergleich für den Zeitraum 
von 2004 bis 2023 lassen sich bei den Anteilen der Betriebe mit AVO sowie 
den dadurch abgedeckten Beschäftigten starke Schwankungen beobachten 
(siehe Tab. 1). Der Höchstwert für Betriebe mit AVO in Westdeutschland 
lag bei 18 % (2018) und in Ostdeutschland bei 16 % (2018). Der höchste 
prozentuale Anteil der westdeutschen Beschäftigten, deren Interessen von 
einem AVO vertreten wurden, lag bei 20 % (2016 und 2018) und für die 
ostdeutschen Beschäftigten bei 16 % (2016). Insbesondere im direkten Ver­
gleich zu der Verbreitung von BR auf der Ebene der Betriebe sowie dem 
prozentualen Anteil der Beschäftigten, die somit unter die betriebliche 
Mitbestimmung auf der Grundlage des BetrVG fallen, lässt sich für West­
deutschland ein leicht rückläufiger Trend beobachten: So kann für den 
Zeitabschnitt von 2004 bis 2023 ein Minuswachstum von 3 % bei den 
westdeutschen Beschäftigten (2004: 47 %; 2023: 44 %) festgestellt werden. 
Bei den ostdeutschen Beschäftigten hingegen befindet sich der Anteil im 
letztverfügbaren Erhebungszeitpunkt wieder auf dem Niveau von 2004 
(2004: 40 %; 2023: 40 %).

Zeitgleich kann – auch wenn die Anteile zwischen den einzelnen Erhe­
bungszeitpunkten größeren Schwankungen unterliegen – im selben Zeit­
raum bei den Beschäftigten in Betrieben mit AVO in Westdeutschland ein 
marginales Minuswachstum von 1 % (2004: 15 %: 2023: 14 %) und in Ost­
deutschland ein Plus von 7 % (2004: 7 %; 2023: 16 %) verzeichnet werden 
(siehe Tab. 2). Auf Grundlage der dargestellten Daten können jedoch keine 
Rückschlüsse gezogen werden, inwiefern sich die Betriebe, die über einen 
BR oder ein AVO verfügen, tatsächlich prozentual angenähert haben. So 
umfassen die Daten bezüglich der Existenz von AVO sowohl Betriebe, die 
ausschließlich über eine solche andere Form der betrieblichen Interessen­
vertretung verfügen als auch solche, deren BR durch ein AVO ergänzt wird.
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Betriebsräte und andere Formen der Mitarbeitervertretung in Betrie­
ben ab 5 Beschäftigten im Zeitraum von 2003 bis 2023 (eigene Dar­
stellung).

Betriebsrat und andere Formen der Mitarbeitervertretung in Betrieben ab 5 Beschäftigten im 
Zeitraum von 2003 bis 2024
Angaben in Prozent

  2003 2004 2005 2006 2007 2010 2012 2014 2016 2018 2020 2023

Westdeutschland

Betr.
mit 
BR

11 10 11 10 10 10 9 9 9 9 8 10

Betr.
mit 
AVO

4 12 11 7 9 11 13 15 17 18 15 9

Besch.
mit 
BR

48 47 47 46 46 45 43 43 43 42 40 44

Besch.
mit 
AVO

5 15 13 11 11 12 16 17 20 20 17 14

Ostdeutschland

Betr.
mit BR 11 9 10 10 10 10 9 9 9 10 9 10

Betr.
mit AVO 3 4 5 3 4 5 7 6 11 10 10 7

Besch.
mit BR 40 40 40 39 39 37 36 33 34 35 36 40

Besch.
mit AVO 4 7 8 7 7 7 10 10 13 16 14 16

Eigene Darstellung, basierend auf: Ellguth/Kohaut, 2008, S. 3; Ellguth, 2009, S. 114; 
Ellguth/Kohaut, 2011, S. 245; Ellguth/Kohaut, 2013, S. 285; Ellguth/Kohaut, 2015, 
S. 294; Ellguth/Kohaut, 2017, S. 283; Ellguth/Kohaut, 2019, S. 311; Ellguth/Kohaut, 
2020, S. 282; Hohendanner/Kohaut, 2024, S. 293.

1.2 Binnendifferenzierung und Typologisierung von anderen 
Vertretungsorganen (AVO)

Obwohl sich BR bspw. hinsichtlich ihrer Handlungsstrategien (vgl. Kotthoff 
und Reindl 1990; Haipeter 2018; Kotthoff 2023) und somit der Realisierung 
des rechtlichen Rahmens, den ihnen das BetrVG ermöglicht, unterschei­
den, lässt sich ihre formale Struktur dennoch als homogen bezeichnen. Das 

Tab. 1:
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Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG) präjudiziert bspw. die Gründungsvor­
aussetzungen und -mechanismen sowie die (nummerische) Zusammenset­
zung der Organisationsform BR. Da eine solche juristische Grundlage für 
AVO nicht existiert, ist die von Hauser-Ditz et al. vorgeschlagene Typologie 
von AVO anhand ihrer formalen Struktur aufschlussreich (Hauser-Ditz et 
al. 2009). Diese formale Strukturtypologie der anderen Vertretungsorgane 
(AVO) (Hauser-Ditz et al. 2009, S. 140) berücksichtigt sowohl das Einset­
zungsverfahren (gewähltes Gremium oder von der Geschäftsführung einge­
setzt) sowie die Gremienzusammensetzung (reine Arbeitnehmendenvertre­
tung oder gemeinsames Gremium mit der Geschäftsführung). Trotz einer 
strukturellen Konvergenz zwischen BR und den gewählten reinen Arbeit­
nehmendenvertretungen ist festzustellen, dass das Beteiligungsniveau bei 
AVO, die sowohl aus Arbeitnehmenden und Vertretungen der Geschäfts­
führung bestehen, höher ist (Hertwig 2013, S. 201). Während reine Arbeit­
nehmendengremien vorwiegend zur Verbesserung des Informationsflusses 
zwischen den Arbeitnehmenden und der Geschäftsführung dienen, partizi­
pieren die gemischten Gremien mitunter an strategischen Planungs- und 
Steuerungsprozessen und sind entsprechend in diese involviert (Hertwig 
2013, S. 201). Allgemein sind AVO aller vier Strukturtypen hinsichtlich 
ihres Beteiligungsniveaus breit gefächert: Während sie in einigen Fällen 
als reine Informations- und Kommunikationsorgane fungieren, handeln 
wiederum andere Vereinbarungen mit dem Management aus oder sind 
mitunter maßgeblich an betrieblichen Steuerungsprozessen beteiligt (Hert­
wig 2013, S. 201). Während einige Strukturtypen der AVO demnach als 
alternative Interessen-vertretungsstrukturen (Hertwig 2013, S. 201) typologi­
siert werden können, welche in bestimmten betrieblichen Themenfeldern 
Partizipations- und Beteiligungsmöglichkeiten für Arbeitnehmende bieten, 
handelt es sich dennoch überwiegend um Instrumente des Personalma­
nagements, welche bereits aufgrund ihrer Formalstruktur sowie des vorlie­
genden Beteiligungsniveaus nicht als literarische Alternativen zu BR einzu­
ordnen sind (Hertwig 2013, S. 201). Darüber hinaus können AVO respektive 
Muster demokratischer Partizipation (Böhm und Lücking 2006, S. 109) als 
Teil einer Betriebsratsvermeidungsstrategie des Managements interpretiert 
werden und sind dementsprechend durchaus kritisch zu betrachten. Das 
Zugeständnis demokratischer Partizipation in ausgewählten betrieblichen 
Handlungsfeldern soll die Sozialintegration der Beschäftigten dabei inso­
fern gewährleisten, als dass ihnen die Gründung eines BR nicht als notwen­
dig erscheint (Böhm und Lücking 2006, S. 109).
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Um AVO hinsichtlich ihrer Handlungs- und Strukturlogik zu unter­
suchen und basierend auf dieser zu unterscheiden, ordnet Hertwig AVO 
dichotom in die betrieblichen Kulturmuster ein: Es handelt sich einerseits 
um Elemente der betrieblichen Kultur, welche die betriebliche Interaktion 
strukturieren und zeitgleich um Resultate ebendieser betrieblichen Interak­
tionsmuster (Hertwig 2013, S. 201–202). Aufgrund dieser Einordnung in 
die betriebliche Kultur bzw. betriebliche Sozialordnung (vgl. Kotthoff 2019) 
können AVO – im fallspezifischen Vergleich – divergierende Funktionen 
besitzen (Hertwig 2013, S. 203–204).

Anhand der Fokussierung auf die Funktion der Konfliktlösung (Hertwig 
2013, S. 204) zwischen Beschäftigten und der Geschäftsführung wird deut­
lich, wie stark die fehlende Absicherung durch das BetrVG den rechtlichen 
Handlungsspielraum von AVO – im Vergleich zu BR – einschränkt. Bei 
Konflikten zwischen Beschäftigten und Geschäftsführung kann der BR 
– insofern es sich um personelle (vgl. bspw. §94 Abs. 1 und 2 BetrVG) 
oder soziale Angelegenheiten (vgl. bspw. §87 Abs. 2 BetrVG) handelt – als 
gewählte Vertretung bzw. Repräsentant der Belegschaft auf der Grundlage 
von §76 BetrVG die Einberufung einer Einigungsstelle erzwingen, wenn die 
Konfliktlösung zwischen den Betriebsparteien scheitert. Der Beschluss der 
Einigungsstelle ersetzt in diesen Fällen den Prozess der Entscheidungsfin­
dung zwischen Betriebsrat (BR) und Geschäftsführung. Dieses Prozedere 
ist laut BetrVG exklusiv dem BR vorenthalten und kann bspw. auch bei 
nicht-überbrückbaren Konflikten angewendet werden, die exklusiv die Ar­
beit des BR (vgl. bspw. §39 Abs. 1 BetrVG) betreffen. Ist kein BR vorhanden, 
so besteht darüber hinaus aufgrund der Abstinenz eines Klägers im Sinne 
des BetrVG keine Möglichkeit zum Abschluss von Betriebsvereinbarungen 
(§77 BetrVG).

Außerdem können (AVO den Zweck der Legitimation der betriebli­
chen Partizipationsmöglichkeiten besitzen. Dabei werden gegenüber den 
Beschäftigten (intern) oder anderen Unternehmen und Vergleichsgruppen 
(extern) die Fortschrittlichkeit der Partizipationsmöglichkeiten unter dem 
Verweis auf betriebliche Sondermodelle suggeriert und somit unter Um­
ständen Betriebsratsgründungsinitiativen präveniert (Hertwig 2013, S. 204). 
Den Aspekt der Beteiligung bzw. Partizipation nutzt Hertwig zur vertieften 
Ausdifferenzierung der AVO-Typen und unterscheidet dabei zwischen vier 
Subtypen:

1. Beraterstab: Gemeinsames Gremium aus der Geschäftsleitung und den 
von der Geschäftsleitung ausgewählten Beschäftigten. Bei den AVO-Mit­
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gliedern handelt es sich somit um Berater, die von der Geschäftsführung 
konsultiert werden, um über anstehende Entscheidungen zu diskutieren. 
Bei diesem Subtyp handelt es sich nach Hertwig um ein Instrument im 
Leistungsprozess (Hertwig 2013, S. 207–209).

2. Zusätzliche Leistungsebene. Gründung eines reinen Arbeitnehmenden­
gremiums auf Initiative der Geschäftsführung als Reaktion auf die zu­
nehmende Komplexität des Unternehmens, mit dem Ziel bestimmte 
Aufgaben aus dem Bereich des Personalmanagements an die zusätzliche 
Leistungsebene zu übertragen und somit den eigenen Workload zu redu­
zieren. Auch hierbei handelt es sich um ein Instrument im Leistungspro­
zess (Hertwig 2013, S. 207–209).

3. Interessenvertretungsgremium: Der erste AVO-Subtypus in der Katego­
rie des Beteiligungsorgans. Es handelt sich hierbei um reine Beschäftig­
tenvertretungen, welche – ebenso wie Betriebsräte (BR) – direkt von 
den Beschäftigten gewählt werden. Der AVO-Subtypus des Interessenver­
tretungsgremiums agiert losgelöst von der Geschäftsführung und über­
nimmt ausschließlich Aufgaben im Bereich der Bündelung und Artikula­
tion von Beschäftigteninteressen (Hertwig 2013, S. 209–211).

4. Sprecher: Der Sprecher stellt den zweiten AVO-Subtypus der Beteili­
gungsorgane dar. Dabei handelt es sich um einzelne oder mehrere Be­
schäftigte, die auf Anfrage von Mitarbeiter*innen als Interessenvertre­
ter*innen aktiv werden und deren Anliegen an die Geschäftsführung 
herantragen. Die Besonderheit dieses AVO-Subtypus liegt darin, dass 
sich spezifische Mitarbeiter*innen als Sprecher in der betrieblichen all­
täglichen Praxis herausbilden (Hertwig 2013, S. 210–211).

Die wissenschaftliche Auseinandersetzung in insbesondere hochqualifizier­
te Wissensarbeitsfelder und die IT-Branche hat gezeigt, dass AVO eine 
bedeutende Rolle spielen können, dabei jedoch in ihrer Verbreitung, Struk­
tur und Funktionsweise stark variieren. Die Varianz hinsichtlich der Struk­
tur und Funktionsweise von AVO ist in erster Linie auf den fehlenden 
Geltungsrahmen des BetrVG zurückzuführen. Durch das Ausbleiben der 
rechtlichen Absicherung von AVO durch das BetrVG unterliegen diese 
somit auch explizit nicht den Mitwirkungs- und Mitbestimmungsrechten, 
die das BetrVG BR im Kontext von betrieblichen Transformationsprozessen 
eröffnet. Dementsprechend soll im folgenden Abschnitt ein partizipatives 
Vorgehensmodell vorgestellt werden, das in Zusammenarbeit mit einem 
AVO im Rahmen des Projekts FlexPro entwickelt wurde. Die Einbindung 
dieses Gremiums soll aufzeigen, dass AVO erfolgreich in Transformations­
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prozesse integriert werden können, um u. a. die Akzeptanz und Beteiligung 
der Beschäftigten für das Projektvorhaben zu fördern.

2. Bericht aus der Praxis: Partizipative Arbeit mit einem anderen 
Vertretungsorgan (AVO)

Im Folgenden wird das erarbeitete und umgesetzte Vorgehen im Zuge 
des, durch das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) 
im Zeitraum von September 2021 bis November 2024, geförderten Pro­
jekts FlexPro beschrieben. Die Gemeinsame Arbeitsstelle RUB/IGM entwi­
ckelte in FlexPro einen partizipationsorientierten Ansatz zur Einführung 
und Nutzung einer intelligenten und flexiblen Personaleinsatzplanung in 
der Produktion unter Berücksichtigung mitbestimmungs- und datenschutz­
rechtlicher Grundlagen. Auf Grundlage einer Arbeits- und Anforderungs­
analyse zur Identifizierung von Belastungs- und Beanspruchungsfaktoren 
wurden Pilotbereiche partizipativ – also in Zusammenarbeit mit den re­
levanten betrieblichen Stakeholdern – abgeleitet. Dafür wurde zunächst 
ein Workshop mit Vertreter*innen dieser betrieblichen Akteursgruppen 
bei den beiden Anwendungspartnern durchgeführt und daran anschlie­
ßend die Gründung von sogenannten innerbetrieblichen Projektteams ini­
tiiert. Diese innerbetrieblichen Projektteams bildeten den betrieblichen 
Austauschpartner, mit denen die Methoden, Vorgehensweisen und Tools 
erarbeitet wurden, die im Kontext von FlexPro zur Erreichung des Projekt­
ziels pilotiert wurden. Einer der Praxispartner verfügte dabei über ein AVO, 
welches gezielt in die Bearbeitung von FlexPro involviert wurde.

Um das im Rahmen von FlexPro erarbeite Vorgehensmodell zur par­
tizipativen Ausgestaltung von digitalen Transformationsprojekten in den 
notwendigen Kontext zu setzen, soll das Gremium zunächst vor dem Hin­
tergrund der AVO-Partizipationsmuster nach Hertwig (2013) eingeordnet 
werden: Bei der Betrachtung der formellen Konstitution des vorliegenden 
AVO handelt es sich um einen Hybrid, welcher verschiedene Elemente der 
AVO-Subtypen des Interessenvertretungsgremiums und der zusätzlichen 
Leistungsebene enthält. In Anbetracht der Legitimation des AVO und der 
Zusammensetzung des Gremiums handelt es sich um eine gewählte reine 
Arbeitnehmervertretung (Hauser-Ditz et al. 2009, S. 140), die somit den 
AVO-Subtypen des Interessenvertretungsgremiums entspricht. Die Quali­
tät der Arbeit des AVO ist jedoch nicht monotypisch einzuordnen. Ei­
nerseits stellt das AVO in seiner Primärfunktion eine „Brücke“ für den 
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Informationsfluss zwischen den Beschäftigten und der Geschäftsführung 
sowie vice versa dar (Interessenvertretungsgremium) und andererseits ist 
das Gremium – bis zu einer gewissen Eskalationsstufe – eine mehr oder 
weniger autonome Vermittlungs- und Lösungsinstanz für Konflikte inner­
halb der Belegschaft bzw. zwischen Beschäftigten und deren vorgesetzten 
Personen (zusätzliche Leistungsebene). Diesen Umständen entsprechend 
ist die Reichweite der Thematiken, mit denen dieses AVO konfrontiert 
wird, vergleichsweise breit (Interessenvertretungsgremium). Die personelle 
Reichweite der Partizipation des AVO ist eindeutig einem Interessenvertre­
tungsgremium zuzuordnen. So handelt es sich um ein gewähltes Gremium, 
dessen Wahl ausschließlich von den Beschäftigten organisiert und – sowohl 
aktiv als auch passiv – von den Beschäftigten durchgeführt wird. Darüber 
hinaus verfügt das AVO über eine Satzung, in welcher explizit erwähnt 
wird, dass das Gremium die Interessen der Gesamtbelegschaft artikuliert 
und repräsentiert. Die Logik der Beteiligung umfasst darüber hinaus Cha­
rakteristika der zusätzlichen Leistungsebene. Auf der einen Seite wurde die 
Gründung des AVO gezielt durch die Geschäftsführung als Reaktion auf 
das stetige Wachstum und den damit einhergehenden transaktionskosten­
theoretischen Vorteilen eines kollektiven Vertretungsgremiums initiiert (zu­
sätzliche Leistungsebene), auf der anderen Seite existiert das AVO seit über 
15 Jahren durchgängig und beinahe unverändert in der Ursprungsform, 
welche von der Geschäftsführung zum Gründungszeitpunkt intendiert war 
(Interessenvertretungsgremium).

Jedoch konnte im Rahmen des Projektes FlexPro und der damit zusam­
menhängenden Auseinandersetzung mit dem AVO festgestellt werden, dass 
neben dieser formellen Konstitution des Gremiums insbesondere informel­
le Aspekte wie die Arbeits- und Funktionsweise des Gremiums und damit 
einhergehend auch die Möglichkeiten zur Partizipation an der Ausgestal­
tung von Transformationsprozessen prädisponiert werden. Demnach ist die 
Zuordnung des AVO nicht imperativ durch formale Strukturen – wie eine 
Satzung – bestimmt, sondern in gewisser Weise als fluide und dynamisch 
vor dem Hintergrund bestehender informeller Strukturen einzuordnen. 
Diese informellen Strukturen werden maßgeblich durch die Existenz oder 
Nicht-Existenz von Wissensbeständen der beteiligten Akteure über die 
betriebliche Sozialordnung des Fallunternehmens beeinflusst, die sich in 
deren Verhaltensweisen widerspiegeln. Somit kann in diesem Fall nicht nur 
ein Zusammenhang zwischen AVO und der betrieblichen Sozialordnung 
festgestellt werden, sondern es liegt auch eine gewisse Inhärenz dieser 
beiden vor. Diese Inhärenz ist jedoch axiomatisch an die erforderlichen – 
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insbesondere informellen – Wissensbestände der beteiligten betrieblichen 
Akteure über die betriebliche Sozialordnung und den damit einhergehen­
den Implikationen bezüglich der konkreten Praxis des Leistungsregimes, 
der betrieblichen Beschäftigungs- und Sozialpolitik, der Führungspraxis 
und dem Umgangsstil, der Praxis der Interessenkommunikation – und 
somit auch hinsichtlich der formalen und informellen Strukturen des AVO 
– geknüpft.

2.1 Grundlagen für die partizipative Gestaltung der Pilotbereiche

Die Konzeptionierung und Realisierung des FlexPro-Workshop Konzepts 
war das Resultat der Analyse und Evaluation zweier ex ante durchgeführter 
Prozessschritte. Zunächst wurde eine explorative Literaturrecherche durch­
geführt, deren Fokus die Identifizierung bestehender Konzepte und Good-
Practice-Beispiele zur mitarbeiterorientierten und partizipativen Einfüh­
rung von digitalisierten Technikinnovationen im Kontext der Flexibilisie­
rung von Produktionsarbeit unter der Berücksichtigung des soziotechni­
schen Systemansatzes bildete (vgl. Ittermann, Niehaus und Hirsch-Krein­
sen, Dregger, Hompel. 2016). Diese gilt es nun anhand der Beschreibung 
des Vorgehens bei der Konzeptionierung und Durchführung des FlexPro-
Workshops exemplarisch zu beschreiben.

2.1.1 Workshop

Der für die Gestaltung des partizipativen Workshop-Konzepts gewählte 
Forschungsansatz ist in Abb. 2 dargestellt.
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In der ersten und zweiten Analysephase wurden Interviews und Fragebö­
gen mit Mitarbeiter*innen zweier Unternehmen durchgeführt (detaillierte 
Informationen vgl. Prinz, Schulte, Gorsek, Kuhlenkötter, Haase, Hauptvo­
gel, Berndt 2022; Stürzebecher, Gorsek, Hauptvogel, Haase, Prinz, Kuh­
lenkötter 2023; Gorsek, Prinz, Kuhlenkötter, Ranft, Wannöffel, Stürzebe­
cher, Haase, Hauptvogel 2023). In der dritten Analysephase wurde eine 
explorative Literaturrecherche durchgeführt, die sich auf die Identifikation 
bestehender Konzepte und Good-Practice-Beispiele für die mitarbeiterori­
entierte und partizipative Einführung digitalisierter technologischer Inno­
vationen im Kontext der Flexibilisierung der Produktionsarbeit unter Be­
rücksichtigung des sozio-technischen Systemansatzes von Hirsch-Kreinsen 
konzentrierte. Insgesamt lassen sich die Ergebnisse der Phase 3 unter zwei 
Themenschwerpunkten zusammenfassen: (1) arbeitnehmerorientierte und 
partizipative Konzepte zur Einführung digitaler technologischer Innovatio­
nen und zur Flexibilisierung der Produktionsarbeit und (2) betriebliche 
Mitbestimmung im Kontext der Digitalisierung auf der anderen Seite.

Konzepte der Flexibilisierung der Produktionsarbeit in Digitalisie­
rung.

Projekt Lauf­
zeit

partizipativer/
mitarbeiter*in­
nenorientierter 

Ansatz

Erkenntnisse für FlexPro-Vorhaben

APRODI – 
Arbeits- und 
prozessori­
entierte Di­
gitalisierung 
in Industrie­
unterneh­
men

2017–
2020

Soziotechnische 
Erschließung 
neuer Wege einer 
partizipativen, in­
tegrierten und 
ganzheitlichen 
Gestaltung von 
IT-unterstützten 
Arbeitssystemen 
in betrieblichen 
Teilvorhaben

Durch die Beteiligung aller Akteur*in­
nengruppen bei der Formulierung der 
Anforderungen sowie Kriterien, die mit 
der Implementierung eines Digitalen 
Zwillings einhergehen, kann der Grund­
stein zur mitarbeiterorientierten Reali­
sierung des Technikvorhaben gelegt wer­
den. Außerdem bieten soziotechnische 
Heuristiken eine niederschwellige und 
effiziente Evaluationsmöglichkeit

Tab. 2:
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Projekt Lauf­
zeit

partizipativer/
mitarbeiter*in­
nenorientierter 

Ansatz

Erkenntnisse für FlexPro-Vorhaben

ADAPTION 
– Reifegrad­
basierte Mig­
ration zum 
CPPS

2016–
2019

Entwicklung ei­
nes reifegradba­
sierten Migrati­
onsmodells zur 
Ergründung ge­
eigneter Maßnah­
men zur organisa­
torischen, techni­
schen und perso­
nellen betriebli­
chen Weiterent­
wicklung in Rich­
tung CPPS

Bei der Gestaltung von betrieblichen 
Veränderungsprozessen in KMU fünf 
Chancen und Barrieren im ADAPTION-
Kontext erschlossen:

1) Strukturelle Merkmale von KMU
2) Auswahl der Projektverantwortlichen
3) richtigen Zeitpunkt wählen
4) Ressourcen einplanen
5) Diversität anstreben

Rückgriff auf ein Reifegradmodell er­
scheint im FlexPro-Kontext nicht sinn­
voll, da Basis für Digitalisierungsvorha­
ben bereits vorhanden

SOPHIE – 
Synchrone 
Produktion 
durch teilau­
tonome Pla­
nung und 
humanzen­
trierte Ent­
scheidungs­
unterstüt­
zung

2014–
2017

Kopplung zwi­
schen Digitaler 
Fabrik und realer 
Produktion auf 
der Basis eines 
agentenbasierten 
Schnittstellenkon­
zepts, um IT-Sys­
teme mit Materi­
alflusssimulatio­
nen zu verbinden

Insbesondere der Aspekt des Daten­
schutzes im Vordergrund. Darüber hi­
naus partizipieren die Beschäftigten ak­
tiv an der Auswahl der Endgeräte zur Be­
nutzerinteraktion. Der Fokus liegt hier 
somit auf der Gestaltung der Schnitt­
stelle zwischen Mensch und Maschine. 
Die wichtigsten datenschutzrechtlichen 
Aspekte als Check-Liste (für eine Be­
triebsvereinbarung) festgehalten

Die wichtigsten Ergebnisse des ersten Themas der Literaturrecherche (siehe 
Tab. 3) sind die folgenden:

• Die Einbeziehung aller betrieblichen Akteur*innen in die Formulierung 
der Anforderungen und Kriterien, die mit der Umsetzung digitaler Inno­
vationen verbunden sind, kann die Grundlage für eine mitarbeitenden-
zentrierte Umsetzung des Technologieprojekts legen (z.B. Bendel 2021; 
Gerst, Köpp, Bartels Bendel, Held, Kötter, Latniak, Lennings 2019; Herr­
mann und Nierhoff 2019; Schmid, Henneman, Müller, Thönis, Bahlow, 
Kötter, Roth, Lennings, Terstegen, Beck, Schlink, Vollborth, Bendel, Lat­
niak, Bartels 2020).

• Es wurden fünf Chancen und Barrieren für die Gestaltung betriebli­
cher Veränderungsprozesse in KMU identifiziert, die sich auch auf die 
strukturellen Merkmale von KMU beziehen (z. B. Abel, Leineweber und 
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Wienbruch 2019a; Abel, Leineweber und Wienbruch 2019b; Abel und 
Virgillito 2019; Gebauer und Kühnapfel 2019; Kirsch, Jacobi, Minnig, 
Reiner, Tranz, Wanke, Weber, Wenzel 2019).

• Betonung der Einbeziehung der Mitarbeiter*innen in die Gestaltung 
der Mensch-Maschine-Schnittstelle und des Datenschutzes (z. B. Hau­
ser-Ditz 2018; Milszus 2018; Rodner 2018; Unge 2018).

Betriebliche Mitbestimmung im Kontext der Digitalisierung.

Projekt Lauf­
zeit

partizipativer/
mitarbeiter*in­
nenorientierter 

Ansatz

Erkenntnisse für FlexPro-Vorhaben

Arbeit+
Innovation

2016–
2019

Qualifizierungs­
reihe zur Aktivie­
rung von Be­
triebsräten, um 
Digitalisierungs­
vorhaben proaktiv 
zu initiieren und 
zu gestalten

Qualifizierungsbedarf bei den beteilig­
ten Akteur*innen erkennen und an die­
sen Stellen gezielt ansetzen. Umso för­
derlicher, desto mehr ein direkter Pra­
xisbezug besteht sowie ein Zuschnitt 
auf die betriebliche Realität der Teilneh­
menden gelegt wird. Fördert eine nach­
haltige und kooperative Umsetzung von 
Digitalisierungsvorhaben zur Folge und 
positioniert die Betriebsrät*innen und 
übrigen Akteur*innen als fachlich kom­
petente Gestaltungspartner für zukünfti­
ge Veränderungsprozesse

Arbeit 2020 
in NRW

2015–
2019

Erstellung einer 
sog. „Betriebs­
landkarte“ in Ko­
operation mit Be­
triebsrät*innen, 
Management, Be­
schäftigten sowie 
externen Ex­
pert*innen, um 
den Digitalisie­
rungsstand der 
einzelnen Abtei­
lungen zu eruie­
ren

Erstellung der Betriebslandkarte als 
Mittel der Informationsbeschaffung 
dient dazu, den Digitalisierungsstand 
der einzelnen Abteilungen aufzudecken. 
Allerdings ist bei FlexPro die Basis 
für Digitalisierungsvorhaben bereits 
vorhanden. Auf der Grundlage dieser 
Informationen können anschließend 
Strategien zur Ausgestaltung zukünftiger 
Veränderungsprozesse entwickelt und in 
sozialpartnerschaftlichen Projekten rea­
lisiert werden. Der Abschluss von Zu­
kunftsvereinbarungen zur Sicherung der 
Ergebnisse und deren Nachhaltigkeit.

In Bezug auf das zweite Thema (siehe Tab. 3) wurden folgende Ergebnisse 
ermittelt:

Tab. 3:
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• Erkennen und Eingehen auf die Qualifikationsbedürfnisse der betriebli­
chen Akteure durch Schaffung eines hohen Praxisbezugs. Dies fördert 
die kollaborative Umsetzung von Digitalisierungsprojekten, was die be­
trieblichen Akteure – und insbesondere die Mitglieder des AV) – als 
fachlich kompetente Gestaltungspartner für zukünftige Veränderungs­
prozesse positioniert (z. B. Heyer, Reuter und Oberc 2018; Pawlicki, 
Heyer und Klippert 2017; Pawlicki, Klippert, Heyer, Schäfers 2017).

• Auf Basis von abteilungsinternen Vorstudien können Strategien für die 
Gestaltung zukünftiger Veränderungsprozesse entwickelt und in laufen­
den und zukünftigen Projekten umgesetzt werden (z. B. Bromberg, Loos, 
Mierich, Werner 2019; Denecke, Boßmann, Göckling, Schulz 2020; Kor­
flür, Loos und Schilling 2017; Korflür, Loos, Schilling, Wichmann, Gehr­
ke 2018; IG Metall Bezirksleitung 2018).

Entsprechend wurde festgestellt, dass einerseits die frühzeitige und umfas­
sende Einbindung der relevanten betrieblichen Akteursgruppen – wie dem 
AVO – die Grundlage für eine menschengerechte Gestaltung und Einführung 
digitaler Technologien bildet und dass andererseits die Beteiligung dieser 
betrieblichen Akteursgruppen eine besonders wichtige Rolle dabei spielt, dass 
die Beschäftigten, die in ihrer täglichen Arbeit direkt mit den Technologien 
interagieren, angemessen in die Gestaltungsprozesse einbezogen werden und 
ihre Kriterien und Anforderungen berücksichtigt werden. Dies ist der Schlüs­
selfaktor für die Akzeptanz von technologischen Veränderungen im Rahmen 
des FlexPro-Projekts. Akzeptanz meint in diesem Zusammenhang „[...] die 
Eigenschaft einer Innovation, bei ihrer Einführung positive Reaktionen der 
davon Betroffenen zu erreichen“ (Endruweit und Trommsdorff 2002, S. 6) 
und  kann  in  zwei  Merkmalsdimensionen  (Einstellungsakzeptanz/Hand­
lungsakzeptanz)  unterteilt  werden  (Schäfer  und  Keppler  2013,  S. 6).  Im 
Gegensatz zu klassischen Einführungsprozessen, bei denen Akzeptanz in 
erster Linie durch entsprechende Qualifikationsmaßnahmen hergestellt wur­
de, handelte es sich bei den Veränderungen im Kontext der Realisierung von 
FlexPro  um  arbeitsorganisatorisch  weitreichende  Veränderungen,  deren 
Reichweite  durch  formale  Qualifikationsmaßnahmen  nicht  in  Gänze  zu 
erfassen waren. Dementsprechend bedurfte es – in Anlehnung an den sozio­
technischen  Systemansatz  –  einer  tiefergehenden Ausdifferenzierung  des 
Begriffes der Akzeptanz entlang der Dimensionen Subjekt (Mensch), Objekt 
(Technologie)  und  Kontext  (organisationale  Rahmenbedingungen)  (vgl. 
Lucke 1995).
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Unter Berücksichtigung der Schnittstellen zwischen den Teilsystemen 
im sozio-technischen Systemansatz und den drei Dimensionen der Akzep­
tanz schlagen Abel et al. (2019) verschiedene Wege zur Herstellung und 
Sicherung von Akzeptanz in technologischen Projekten im Kontext der 
Digitalisierung vor. Diesem Verständnis folgend wurde der Workshop ent­
wickelt und durchgeführt. Der Workshop bildet den Übergang zwischen 
der konzeptionellen Vorarbeit und der partizipativen Umsetzung der Tech­
nologien, die im FlexPro-Kontext implementiert wurden und bildete die 
partizipative Grundlage für die gemeinsame Entwicklung des notwendigen 
methodischen Ansatzes und stabilisierte diesen Ansatz durch die Etablie­
rung des innerbetrieblichen Projektteams. Das innerbetriebliche Projekt­
team wirkte zudem als Multiplikator für die Akzeptanz in der gesamten 
Belegschaft und stellt eine Evaluationsinstanz im Rahmen der Pilotierung 
der FlexPro-Technologien im Betrieb dar.

Für die Durchführung des FlexPro-Workshops konnten insgesamt drei 
Schwerpunktthemen unterschieden werden: Wissens-HUB und Assistenz­
systeme für Mitarbeitende (Block 3 in Abb. 2), Belastung und Beanspru­
chung (Block 5) und Planungsmodul für flexiblen Mitarbeitereinsatz 
(Block 6) wurden zunächst aus den einzelnen Aspekten des Projekts ab­
geleitet und bilden die Grundstruktur des Workshops. Darüber hinaus 
wurden bei der Konzeption des Workshops und seiner Agenda weitere 
Themen identifiziert. Dazu gehörten die Vermittlung von Basiswissen über 
das Projektziel und ein Überblick über die bisherigen Projektergebnisse 
(Block 1), die Vorstellung zentraler Begriffe (Block 2), die Reflexion und 
Vertiefung der Tagesergebnisse (Block 4) und die Bildung eines innerbe­
trieblichen Projektteams sowie eine abschließende Bewertung und Rück­
meldung (Block 7). Der zweitägige Workshop wurde vor Ort bei den 
Praxispartnern durchgeführt. An dem Workshop nahmen insgesamt acht 
Personen aus den bisher im Projekt identifizierten Pilotbereichen sowie 
jeweils ein Mitglied des IT-Teams, des Lean/Prozessoptimierungs-Teams 
und des AVO des Unternehmens teil. Der Workshop wurde in allen sechs 
Bereichen nach einer dreistufigen Methodik organisiert: Erstens: Vermitt­
lung von Informationen/Grundlagenwissen anhand von betrieblichen oder 
praktischen Beispielen. Zweitens: Diskussion der zuvor präsentierten Inhal­
te, geleitet von Leitfragen, in zwei gemischten, getrennten Gruppen und 
drittens: Präsentation des Austauschs zwischen den beiden Gruppen mit 
anschließender Diskussion im Plenum. Die Abfolge der Themenblöcke des 
Workshops ist in Abbildung 2 im Detail dargestellt.
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Zu Beginn (Block 1) wurden die Teilnehmenden mit einem Vortrag an 
das Thema Wissen herangeführt. Insbesondere die Mitarbeitenden in den 
Pilotbereichen wurden dafür sensibilisiert, dass ihr Produktions- und Er­
fahrungswissen eine zentrale Ressource für den Unternehmenserfolg und 
die Realisierung der Projektziele ist (Block 3). Anschließend wurden ver­
schiedene Methoden zur Identifizierung von Wissen und zur anschließen­
den Analyse des so generierten Materials vorgestellt, z. B. die entwickelte 
Methodik eines kombinierten Einsatzes von Video-Analyse und Triaden-
Diskussion zur Vertiefung des Verständnisses und der Umsetzung des Pro­
zess- und Erfahrungswissens der Mitarbeitenden (Block 3 und Block 5). 
Beispielhafte Anwendungsfälle wurden anhand von Videos oder Bildern 
gezeigt, die in der Lern- und Forschungsfabrik3 des Lehrstuhls für Produk­
tionssysteme der Ruhr-Universität Bochum (RUB) in einem praktischen 
Umfeld – in diesem Fall an manuellen Montagearbeitsplätzen – entstanden 
waren. Hier bietet die Lernfabrik mit ihrer Struktur die Möglichkeit, die 
Arbeitsumgebung an den Montagearbeitsplätzen der Praxispartner nachzu­
bilden und so die Kluft zwischen den wissenschaftlichen Ansätzen und der 
betrieblichen Realität der Arbeitenden zu verringern. Das Plenum wurde 
dann in zwei gemischte, getrennte Gruppen aufgeteilt, um die Methoden 
im Austausch anhand von Leitfragen vor dem Hintergrund ihrer spezifi­
schen arbeitsplatz- bzw. tätigkeitsspezifischen Perspektiven zu bewerten. Es 
folgte ein Austausch zwischen den beiden Gruppen im Plenum.

Auf diese Weise wurden die Teilnehmenden als Akzeptanzsubjekte 
(Abel et al. 2019, S. 7–8) einbezogen. Sie erleben einen Austausch, bei 
dem sie sich auf Augenhöhe mit verschiedenen Abteilungen begegneten. 
Diese positiven Partizipationserfahrungen bildeten die Grundlage für die 
Beteiligung von betrieblichen Akteuren im innerbetrieblichen Projektteam. 
Das Verständnis der Teilnehmenden für das Gestaltungspotenzial, das 
bereits im Einführungsprozess digitalisierter Technologien vorhanden ist, 
sollte bei der technischen Umsetzung der Systeme und Technologien 

3 Der Lehrstuhl für Produktionssysteme betreibt die Lern- und Forschungsfabrik (LFF) 
und hat durch zahlreiche wissenschaftliche und industrielle Kooperationen ein breites 
Kompetenzspektrum aufgebaut. Neben der Forschung und der Lehre werden dort 
Mitarbeitende aus der Industrie in verschiedenen Themenbereichen (z. B. Lean Ma­
nagement, Digitalisierung, Künstlicher Intelligenz (KI) und Mensch-Roboter-Kollabo­
ration) qualifiziert. Zusätzlich werden in der LFF industrielle Anwendungsszenarien 
in Zusammenarbeit mit Unternehmen erprobt und anschließend in die Unternehmen 
zurückgeführt. Die auf diese Weise gewonnenen Erkenntnisse werden außerdem auch 
in die universitäre Lehre transferiert.
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wieder aufgegriffen werden. Durch den Abbau von Skepsis und 
Hemmnissen und die Möglichkeit, verschiedene methodische Szenarien 
und Gestaltungsoptionen bei der Umsetzung zu diskutieren, wurde den 
Beteiligten frühzeitig die Perspektive einer ֦nutzerorientierten Gestaltung" 
(Abel et al. 2019, S. 10) des Akzeptanzobjekts geboten. Dies betraf nicht nur 
die Schnittstelle Mensch-Technik, sondern generierte durch den Austausch 
in den gemischten Gruppen ein unternehmensweites Verständnis für das 
Digitalisierungskonzept. Die gewonnenen Erkenntnisse über das Gestal­
tungspotenzial der Schnittstelle Technik-Organisation und der gesetzte 
Rahmen für den gesamtbetrieblichen Akzeptanzkontext wurden durch das 
im Anschluss an den Workshop gegründete innerbetriebliche Projektteam 
vertieft.

Am Ende des ersten Workshoptages wurden die Inhalte und Methoden 
reflektiert und ausgewertet (Block 4 in Abb. 2). Am zweiten Workshoptag 
standen als weitere Schwerpunktthemen die Themen Stress und Belastung 
(Block 5) und Planungsbaustein für flexiblen Mitarbeitereinsatz (Block 
6) auf der Agenda. Der gesamte Workshop endete mit der Bildung eines 
innerbetrieblichen Projektteams unter Mitgliedschaft eines Vertreters des 
AVO sowie einer abschließenden Auswertung und Rückmeldung (Block 7). 
Im Rahmen dieser Abschlussevaluierung wurde besonders hervorgehoben, 
dass der Workshop den Nutzen des gesamten Projektansatzes aus Sicht 
der Mitarbeitenden verdeutlichte und somit zum Abbau von Unsicherhei­
ten beitrug. Andererseits regte die offene Diskussion der mit dem Projekt 
verbundenen Fragen und der vorgestellten Methoden dazu an, Barrieren 
abzubauen, ein tieferes Verständnis für sie zu gewinnen und ihre Vor- und 
Nachteile im konkreten betrieblichen Anwendungskontext abzuwägen.

2.1.2 Innerbetriebliches Projektteam

Bei dem BMBF-Projekt FlexPro handelte es sich – in Anlehnung an Küster, 
Bachmann und Huber et al. (2019, S. 5) – vorrangig um ein Potentialpro­
jekt. In den in Zusammenarbeit mit den Beschäftigten der Anwendungs­
partner sowie in Absprache mit dem Projektkonsortium festgelegten Pilot­
bereichen wurden Technologien entwickelt und pilotiert. Dabei handelte es 
sich einerseits um ein intelligentes, KI-gestütztes Wissensmanagement auf 
der Grundlage eines mittels Assistenzsystems angesteuerten Wissens-HUB 
und andererseits um eine Anwendung zur partizipativen und flexiblen Per­
sonaleinsatzplanung unter der Berücksichtigung von Beanspruchungs- & 
Belastungsfaktoren in Verknüpfung mit einer Qualifikationsmatrix. Dem­
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entsprechend wurde im Projektverlauf an „[...] offenen Fragestellungen, 
die jedoch mit dem Projektumfeld (noch) wenig vernetzt und diesbezüg­
lich wenig risikoreich sind“ (Küster et al. 2019, S. 6). In Anbetracht der 
Verstetigung der Projektergebnisse und einer damit verbundenen mögli­
chen betriebsübergreifenden Ausweitung der FlexPro-Systeme bei den Pra­
xispartnern wurde FlexPro perspektivisch als Pionierprojekt assoziiert. 
„Pionierprojekte sind folgenreiche Eingriffe in die Organisation, übergrei­
fen mehrere Bereiche, haben hohen Neuigkeitsgehalt und sind für viele 
Betroffene bedrohlich und risikoreich. Der Aufgabenumfang ist schwer 
abzuschätzen“, so Küster et al. (Küster et al. 2019, S. 6). Insbesondere hin­
sichtlich etwaiger Risiken und Bedrohungen, welche die Beschäftigten der 
Praxispartner mit den FlexPro-Systemen assoziieren könnten, wurde der 
Fokus in der gemeinsamen Erarbeitung der Lösungen in FlexPro frühzeitig 
auf Partizipation als Grundlage für die Akzeptanz der technischen und 
(arbeits-)organisatorischen Veränderungsprozesse gelegt.

Während der FlexPro-Workshop in erster Linie dazu diente, die Mit­
glieder der relevanten Akteursgruppen durch ausführliches Informieren, 
Präsentieren und Diskutieren zu aktivieren, gilt es die somit eröffneten Ge­
staltungs- und Partizipationspotenziale durch die anschließende Gründung 
des innerbetrieblichen Projektteams zu verstetigen. Nach Bergmann und 
Garrecht (2021) umfasst ein Projektteam drei Aspekte: Es besteht erstens 
aus internen Spezialist*innen, die über Methodenwissen zur Gestaltung 
von organisationalen Prozessen verfügen, zweitens aus mit dem notwendi­
gen Spezialwissen ausgestatteten Beschäftigten aus den betroffenen Berei­
chen und drittens aus externen oder anderen Organisationsbereichen zuge­
hörigen Spezialist*innen, welche bei Bedarf hinzugezogen werden können 
(Bergmann und Garrecht 2021, S. 325).

Auch wenn das innerbetriebliche Projektteam auf Grundlage der Emp­
fehlungen von Bergmann und Garrecht (2021) bewusst klein gehalten 
wurde, wurden dennoch zwei Beschäftigte aus den Pilotbereichen in die 
innerbetrieblichen Projektteams aufgenommen. Diese Entscheidung basiert 
auf der Komplexität des FlexPro-Vorhabens und der Notwendigkeit, die 
Perspektiven beider Arbeitsplätze, die Job-Rotation erproben sollten, abzu­
bilden. Darüber hinaus bestand das innerbetriebliche Projektteam aus Mit­
gliedern der IT, Industrial Engineering, des AVO und dem FlexPro-Projekt­
verantwortlichen des Anwendungspartners und konnte fallspezifisch von 
weiteren betrieblichen Expert*innen unterstützt werden. Mittels dieser Zu­
sammensetzung wurde sichergestellt, dass alle relevanten Akteursgruppen 
vertreten sind und fördert den Dialog zwischen den Beschäftigtengruppen.
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Um einen zielgerichteten Arbeitsauftakt zu ermöglichen, wurde dem in­
nerbetrieblichen Projektteam ein thematischer Handlungseinstieg bereitge­
stellt, der die formale Strukturierung und den thematischen Arbeitsauftakt 
umfasste. Dieser Leitfaden berücksichtigte die unterschiedlichen Erfahrun­
gen der Teammitglieder mit projektorganisierter Arbeit und thematisierte 
unter anderem die Teamstruktur, Rollenverteilung und erste Aufgabenstel­
lungen des innerbetrieblichen Projektteams. Die Ergebnisse dieser ersten 
Aufgabenstellungen – zu deren Dokumentation Tools für die Teamarbeit 
vorgestellt wurden – wurden dokumentiert und mit dem FlexPro-Konsorti­
um geteilt. Auf diese Weise konnte das innerbetriebliche Projektteam als 
Ansprechpartner etabliert werden.

3. Fazit und Ausblick Mitbestimmung 2030

Bei der Einordnung der auf den letzten Seiten beschriebenen Ausführun­
gen zu anderen Vertretungsorganen und den Erfahrungen, die in der Arbeit 
in der partizipativen Ausgestaltung von Transformationsprojekten mit Gre­
mien der betrieblichen Interessenvertretung jenseits des BetrVG generiert 
wurden, ergibt sich vor dem Hintergrund der übergeordneten Fragestellung 
dieses Sammelbandes hinsichtlich der Perspektive auf die Zukunft der be­
trieblichen Mitbestimmung ein diverses Bild.

Bei AVO handelt es sich – im Sinne des deutschen Systems der industri­
ellen Beziehungen – nicht um Gremien der betrieblichen Mitbestimmung 
im rechtlichen Sinne. Die fehlende formaljuristische Einbettung in den 
Handlungsrahmen des BetrVG und der daraus für BR resultierende Positio­
nierung in der Ausgestaltung und Regulierung von digitalen Transformati­
onsprozessen hat zur Folge, dass die tatsächliche Mitgestaltungsmöglichkeit 
durch diese Formen der betrieblichen Interessenvertretung unmittelbar 
durch die Mitwirkungsrahmen vorgegeben ist, den die Arbeitgeberseite den 
Gremien gewährt.

Dementsprechend bedarf es für die gemeinsame Arbeit an Transforma­
tionsprozessen mit AVO zukünftig einer tiefergehenden Fokussierung auf 
die Betrachtung und die Auseinandersetzung mit den Gremien. Um die 
formale und insbesondere informelle Funktions-, Arbeits- und Partizipa­
tionslogik eines spezifischen AVO zu verstehen und es effektiv in die 
Ausgestaltung von betrieblichen Veränderungen zu involvieren, muss sich 
zuvor ausführlich mit der betrieblichen Sozialordnung des Unternehmens 
und den daraus resultierenden Implikationen für das betriebliche Eigenver­
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ständnis des AVO und seines Stellenwertes innerhalb des Unternehmens 
auseinandergesetzt werden. Dies gilt nicht nur für Formen von AVO, die 
– wie im hier beschriebenen Praxisbeispiel – durchgängig existieren und 
in ihrer Formalstruktur Ähnlichkeiten zum BR aufweisen. Auch temporär 
und themenspezifisch installierte AVO-Gremien, wie runde Tische oder 
Beratungsgremien, können aus der Perspektive der Beschäftigten unter 
Umständen partiell eine Interessenvertretungslogik einnehmen und eine 
ausreichende Realisierung deren Sekundärmachtpotenzials darstellen.

Allgemeingültige Aussagen darüber, inwiefern es sich bei AVO pauschal 
um wortwörtliche Alternativen zu BR handelt, können somit nicht getä­
tigt werden. Dies gilt insbesondere vor dem Hintergrund der fehlenden 
arbeitsrechtlichen Absicherung dieser Gremien. Während BR beispielswei­
se im Kontext von Betriebsänderungen (§111 BetrVG) in der Regel mitbe­
stimmungspflichtig sind, können AVO – auch wenn sie entsprechend der 
Typologie von Hertwig als Interessenvertretungsgremien einzuordnen wä­
ren – einseitig durch den Arbeitgeber aufgelöst werden. Ferner besäße ein 
anderes Vertretungsorgan (AVO) in einer solchen Situation ebenfalls keine 
juristische Grundlage zur Erzwingung eines Sozialplans (§112 BetrVG). In­
wiefern ein AVO in einer solchen existenziellen Bedrohungssituation für 
den Betrieb die Repräsentations- und Interessenvertretungsfunktion erfül­
len kann, welche die Beschäftigten möglicherweise durch das Gremium 
realisiert sehen, tatsächlich erfüllen kann, muss vor diesem Hintergrund 
angezweifelt werden. Eine weitere interessante Fragestellung in diesem Zu­
sammenhang ist die Fragestellung, inwiefern die Partizipation von AVO 
an konkreten betrieblichen Transformationsprojekten, wie im Beispiel Flex­
Pro, den Versuch zur Gründung eines BR initiieren kann. Die gezielte 
Einbindung von AVO in ebendiese Prozesse könnte dazu beitragen, die 
Mitarbeiterbeteiligung langfristig zu stärken und in Form der Gründung 
eines BR auch formaljuristisch zu institutionalisieren. Auf diese Weise 
könnten einerseits die Mitwirkungs- und Mitbestimmungsrechte der Be­
schäftigten formalisiert werden und andererseits die Stabilität des Systems 
der betrieblichen Mitbestimmung in Deutschland langfristig gestärkt wer­
den. Jedoch sollte in diesem Zusammenhang nicht unterschlagen werden, 
dass die gezielte Einbindung von AVO auch eine Schwächung ebendieses 
Systems der betrieblichen Mitbestimmung zur Folge haben könnte: Sollten 
sich AVO – insbesondere hinsichtlich der Interessenvertretungslogik aus 
der Perspektive der Beschäftigten – als wortwörtliche Alternativen zum BR 
im Kontext von Transformationsprojekten im Kontext der Digitalisierung 
beweisen, könnte die Institution BR an Legitimation verlieren.
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Dennoch muss die arbeitssoziologisch orientierte Transferforschung in 
der Auseinandersetzung mit Partizipation und Mitwirkung von Beschäftig­
ten im Kontext der Ausgestaltung der Arbeitswelt der Zukunft die betriebli­
che Eigenlogik von Interessenvertretungslogiken jenseits des BetrVG vertie­
fend in den Blick nehmen. Auch wenn es sich bei dem Phänomen der AVO 
um einen Sammelbegriff für ein äußerst heterogenes Untersuchungsfeld 
verschiedener Formen von Institutionen handelt – welche jeweils spezifisch 
mehr oder weniger einer tatsächlichen Interessenvertretungslogik folgen – 
so sind dennoch 14 % der abhängig Beschäftigten in Betrieben mit einem 
AVO beschäftigt. Um auch diesen Beschäftigten eine Möglichkeit zur Parti­
zipation an den sie betreffenden Transformationsprozessen zu ermöglichen, 
müssen weitere möglichst niederschwellige und adaptierbare Vorgehensmo­
delle entwickelt werden, die eine hohe Responsivität hinsichtlich der be­
trieblichen Praxis und der damit einhergehenden AVO-Logiken besitzen. 
Dies gilt selbstverständlich auch für die Fortentwicklung des im Rahmen 
dieser Darstellung beschriebenen Ansatzes, der im Forschungsprojekt Flex­
Pro in Zusammenarbeit mit einem AVO erarbeitet wurde, welches hinsicht­
lich dessen Formalstruktur aber insbesondere mit Blick auf die personen­
konstellationsspezifischen und informellen Funktions- und Arbeitspraxis, 
Ähnlichkeiten zu einem BR besitzt.

Dies gilt vor allem im Hinblick auf die allgemeine Zukunft des Systems 
der industriellen Beziehungen in Deutschland: In Anbetracht einer zuneh­
menden Abkehr vom Normalarbeitsverhältnis, der zunehmenden Hetero­
genisierung von Beschäftigungsverhältnissen und Erwerbsbiografien sowie 
einer damit einhergehenden Erosion des Betriebes als Sozialraum bleibt 
abzuwarten, wie sich diese Faktoren zukünftig auf die Verbreitung von BR 
und somit auch den reellen Einfluss der betrieblichen Mitbestimmung auf 
Grundlage des BetrVG für die Beschäftigten in Deutschland auswirken.

Das zentrale Ergebnis hinsichtlich der Beantwortung der eingangs for­
mulierten Leitfrage nach Gestaltungsmöglichkeiten digitaler Transforma­
tionsprozesse unter Mitwirkung von AVO ist, dass die erfolgreiche Ge­
staltung stark von der Berücksichtigung der formellen und informellen 
Strukturen dieser Gremien sowie der betrieblichen Sozialordnung abhängt. 
Das Praxisbeispiel aus dem Projekt FlexPro verdeutlicht, dass eine partizi­
pative Zusammenarbeit mit AVO dann möglich und effektiv sein kann, 
wenn die spezifischen Gegebenheiten und die betriebliche Eigenlogik des 
Unternehmens berücksichtigt werden. Unter diesen Umständen können 
digitale Transformationsprozesse in Zusammenarbeit mit AVO erfolgreich 
gestaltet werden, da aufgrund der somit sichergestellten Einbindung der 
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Beschäftigten und ihrer Vertretungen innovative Lösungen entwickelt und 
die Akzeptanz für die Veränderungen erhöht werden können.
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Die „soziale Welt“ von Start-ups – ein explorativer Blick auf 
Partizipationsmuster in Betrieben ohne Mitbestimmung

Lara Obereiner

1. Einleitung

Die Arbeit in Start-ups ist getrieben von einer Begeisterung für eine 
neuartige Geschäftsidee – die „unternehmerische Leidenschaft“ der Grün­
der*innen färbt sich auf die dort Beschäftigten ab (Hubner-Benz 2022). 
Neben wirtschaftlichen Ambitionen wollen die Gründer*innen mit ihrer 
Innovation gesellschaftliche Herausforderungen (etwa mit Blick auf sozia­
len Zusammenhalt und Teilhabe) adressieren (Kollmann, Hirschfeld, Gil­
de, Walk, Pröpper 2023, S. 32). Doch schlagen sich diese sozialen Ambitio­
nen auch in einer partizipativen Beteiligung ihrer Mitarbeitenden nieder? 
Während deutsche Großunternehmen historisch gewachsen oft institutio­
nalisierte Interessenvertretungen haben, bestehen v. a. in klein- und mittel­
ständischen Betrieben oft mitbestimmungsfreie Zonen (Hohendanner und 
Kohaut 2024).

Insbesondere im Start-up-Kontext werden Betriebsräte als schwerfällig 
und überholt betrachtet (Däubler, Kilavuz, Kneer 2023). Start-ups wollen 
schnell und dynamisch bestenfalls disruptive Innovationen auf den Markt 
bringen, welche oftmals ein effizienteres Wirtschaften von Ressourcen be­
zwecken und dabei häufig visionär die Lösung gesellschaftlicher Probleme 
anstreben. Zeitgleich sind Start-ups überwiegend als Kleinst- oder Kleinun­
ternehmen einzuordnen, die eine produktbezogene Nähe zur sogenannten 
New Economy (Ittermann und Niewerth 2004) besitzen. Somit befinden 
sich Start-ups häufig außerhalb der Pfadabhängigkeiten in Bezug auf die 
Neigungen zur Betriebsratsgründung, wie sie beispielsweise in der verar­
beitenden Industrie vorliegen (Eichhorst, Füner, Gottschalk, Rinne 2024). 
Dennoch adressieren viele Gründer*innen ökologische sowie soziale Ver­
antwortung, u. a. in Form guter Arbeitsbedingungen1 und adressieren somit 

1 Gerade vor dem Hintergrund der omnipräsenten Fachkräfteknappheit sowie einge­
schränkter finanzieller Ressourcen der Start-ups, müssen Arbeitgeber ein besonders 
attraktives Image vermitteln (Hirschfeld et al. 2024).
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Themen, die insbesondere mit betrieblicher Mitbestimmung assoziiert wer­
den (Hirschfeld, Kollmann, Gilde, Walk, Ansorge 2024)2.

Dieses Kapitel setzt sich mit folgenden Fragestellungen auseinander: 
Welche soziale Verantwortung nehmen Gründer*innen bzw. Geschäftsfüh­
rer*innen von Start-ups wahr und in welcher Form manifestieren sich dort 
Beteiligungs- und Mitspracherechte von Beschäftigten? Oder treiben Start-
ups aufgrund ihrer organisationalen Strukturen und disruptiven Einflüsse 
am Markt wohlmöglich gesellschaftliche Erosionstendenzen voran? Diese 
Leitfragen werden im Kontext der untersuchten Fallbeispiele im Hinblick 
auf die Studienlage zu der deutschen Start-up-Szene und mit Bezug auf 
den Forschungsstand zu „Mitbestimmungsalternativen“ adressiert. Die Er­
gebnisse der Studie werden in einem Fazit diskutiert, wobei ein Ausblick 
auf die Herausforderungen sowie Entwicklungspotenziale für Partizipati­
onsmuster und Mitbestimmungsstrukturen in deutschen Start-ups folgt.

2. Stand der Forschung

Bereits Ende der 1980er-Jahre wurden in der Arbeitssoziologie Partizipati­
onsmuster jenseits des großbetrieblichen Segmentes eruiert: So untersuch­
ten Kothoff und Reindl (1990) die Betriebliche Sozialordnung sowie die 
damit verbundenen Partizipationsmuster in klein- und mittelständischen 
Unternehmen der Old Economy (vgl. Abschnitt 2). Seit den 1990er-Jahren 
beschäftigen sich Forschende im Kontext von klein- und mittelständischen 
Betrieben zunehmend mit dem Phänomen von „anderen Vertretungsorga­
nen“ (AVO)3. Gehören große Konzerne gemäß der „drei Welten der Ar­
beitsbeziehungen“ nach Wolfang Schröder (2016) i.d.R. der ersten Welt an, 
in welcher organisationsfähige Kollektivakteure gegeneinander antreten, 
befinden sich mittelgroße Betriebe zumeist in der ambivalenten zweiten 
Welt, deren kooperative Gestaltungsperspektive maßgeblich von der ersten 
Welt abhängt. Die dritte Welt beschreibt eine großflächige Absenz von In­
stitutionen der Sozialpartner in einem Spektrum vom Niedriglohnbereich 
bis zu hochqualifizierten Arbeitsbereichen (Schröder 2016).

2 Ähnlich wie im Vorjahr liegt der Wert, der den Anteil an Gründer*innen beschreibt, 
welche sich mit ihren Lösungen an gesellschaftlichen Problemstellungen orientieren 
und sich dem Bereich „Social Entrepreneurship“ zuordnen, mit 45,6 % auf einem sehr 
hohen Niveau (Hirschfeld et al. 2024).

3 Siehe hierzu u. a. Hauser-Ditz, Hertwig und Pries (2006) sowie Ranft (in diesem Band) 
für einen besseren Überblick.
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Zu Beginn des 21. Jahrhunderts bildete sich in Deutschland die sog. 
New Economy heraus, welche von der Überzeugung lebte, dass der Produk­
tivitätsgewinn, getrieben von technologischem Fortschritt (zu diesem Zeit­
punkt: das Internet sowie zugehörige Soft- und Hardware) den typischen 
Verlauf der Konjunkturzyklen einschließlich der Rezession überwinde (ifo 
2024). In der New Economy, auch als „digitale Wirtschaft“ beschrieben, 
spiegeln sich die Entwicklungslinien der Wissens- und Informationsgesell­
schaft wider. Nicht nur die konjunkturellen Gesetzmäßigkeiten schienen in 
der New Economy nicht länger Bestand zu haben: Ebenso überholt schie­
nen die institutionell erprobten Formen der Mitbestimmung, welche in 
vielen der „neuen Unternehmen“ nicht länger erforderlich schienen (Itter­
mann 2009). Damit rückte die Ausdifferenzierung von Partizipationsstruk­
turen auf betrieblicher Ebene, abseits der institutionalisierten Mitbestim­
mung, in den Fokus der Partizipations- und Mitbestimmungsforschung 
(Ittermann 2009)4. Mit Blick in die USA wurde auch in Deutschland in 
viele der aus dem Boden schießenden Dotcom-Firmen investiert – bis im 
Jahr 2000 die Blase mit einem großen Börsencrash platzte (ifo 2024).

Pries, Ittermann und Niewerth (2005) untersuchten die Veränderungen 
von Partizipationsmustern innerhalb der digitalen Wirtschaft und bilan­
zierten über die Existenz von Mitbestimmungsalternativen: Eine institutio­
nalisierte Interessenvertretungsarbeit stoße an die Grenzen des ausgepräg­
ten Selbstvertretungsmusters vieler Mitarbeitender der digitalen Wirtschaft, 
weshalb direkte Partizipation die favorisierte Mitbestimmungsmöglichkeit 
der Beschäftigten darstelle. Diese Art von Beteiligung beruhe auf einer 
stark vertrauensbasierten und familiären Arbeits- und Unternehmenskul­
tur (Pries, Ittermann, Niewerth 2005). Darüber hinaus konnte mit Blick 
auf die Beschäftigtenstruktur der Unternehmen der digitalen Wirtschaft 
festgehalten werden, dass es sich vorrangig um Akademiker*innen han­
delt. Verknüpft mit der Tatsache, dass die New Economy aufgrund ihrer 
Neuartigkeit nicht der historischen Tradition (Pfadabhängigkeit) der Groß­
betriebe der Old Economy hinsichtlich der Prägung der Mitbestimmung 
als Konfliktpartnerschaft (Müller-Jentsch 1993) im Aushandlungsprozess 
zwischen Kapital und Arbeit folgt, bietet die New Economy einen Nährbo­
den für Partizipationsmuster abseits der formaljuristischen Verbriefung auf 
Grundlage des Betriebsverfassungsgesetzes (BetrVG). Hier bildeten sich 
sogennante „mitbestimmungsfreie Zonen“ heraus, die ein breites Spektrum 

4 Vgl. Ittermann (2009) für einen umfassenden Überblick.
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an informellen und betriebsspezifischen Partizipationsmöglichkeiten abde­
cken (Ittermann 2009).

Im Gegensatz zu den Unternehmen der New Economy bewegt sich die 
heutige Start-up-Szene (in Deutschland) in einer diversifizierten Branchen­
landschaft und kann auf die Möglichkeiten einer transitorischen Entwick­
lung des technologischen Fortschritts sowie dessen modifizierte Infrastruk­
tur zugreifen. Zeitgleich richten insbesondere deutsche Start-ups ihr Ge­
schäftsmodell zunehmend mit einem Fokus auf Nachhaltigkeit aus (Hirsch­
feld et al. 2024). Start-ups schaffen als „Standortfaktor“ Arbeitsplätze und 
Agglomerations- sowie Wettbewerbsvorteile (Wallisch 2024). Derzeit exis­
tieren in Deutschland etwa 33 sog. Unicorns5, was ihr Wachstums- und 
damit einhergehend Beschäftigungspotenzial unterstreicht (Bocksch 2024). 
Studien, die Aussagen über die Entwicklung des Gründungsgeschehens in 
Deutschland treffen, beziehen sich oftmals auf Daten aus dem Handelsre­
gister oder repräsentative Bevölkerungsumfragen6 zu der Gründungsaktivi­
tät in Deutschland. Als umfassendste Erhebung mit der größten Reichweite 
wird der deutsche Start-up-Monitor (DSM), der seit 2013 jährlich vom 
deutschen Start-up-Verband (BVDS) in Kooperation mit der Pricewater­
houseCoopers GmbH (PwC) veröffentlicht wird, gehandelt. Der bereinigte 
Datensatz umfasste zum Untersuchungszeitpunkt 2023 die Rückmeldungen 
von etwa 1.825 Gründer*innen7.

Obwohl Start-ups sich in Bezug auf ihre durchschnittliche Größe qua 
Empfehlung der EU-Richtlinie 2003/361 oftmals den kleinen und mittel­
ständischen Unternehmen (KMU) zuordnen lassen, weisen sie darüber 
hinaus differenzierende Merkmale auf. Aufgrund der unscharfen Begriffs­
definition von Start-ups sowie der dynamischen Entwicklung dieser Unter­
nehmensformen (z. B. durch Exits8) können keine validen Aussagen zu 
einer Grundgesamtheit in Deutschland getroffen werden. Im vorliegenden 

5 Der sog. Unicorn-Status bezieht sich auf eine Unternehmensbewertung von mindes­
tens 1 Milliarde US- Dollar (Hirschfeld et al., 2024). Verschiedene Datenquellen kom­
men bei der Auszählung zu einer unterschiedlichen Anzahl.

6 Zu nennen sind hier u. a. das IAB/ZEW Gründungspanel, der Kf W-Gründungsmoni­
tor sowie der startupdetectorreport.

7 An dieser Stelle sei darauf hingewiesen, dass sich akute Vergleichspunkte zwischen der 
vorliegenden eigenen Erhebung aus dem Jahr 2023 und den Studien zur Entwicklung 
des Gründungsgeschehens in Deutschland ebenfalls auf die zu diesem Zeitpunkt aktu­
elle Datenlage (2023) beziehen, wenn nicht anders gekennzeichnet.

8 Unter diesem Begriff werden verschiedene Strategien des Finanzierungskreislaufs bei 
Start-ups gefasst: Neben dem Börsengang kann das z. B. der Verkauf des Start-ups sein 
(DSM 2024).
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Beitrag wird die Definition des Deutschen Start-up-Monitor (DSM) ge­
nutzt. Start-ups sind jünger als zehn Jahre, verzeichnen ein signifikantes 
Beschäftigten- und/oder Umsatzwachstum (oder streben dies in absehba­
rer Zukunft an) und/oder haben ein (hoch) innovatives Geschäftsmodell 
(DSM 2023, S. 6).

Der DSM gewährt auf Grundlage seiner umfassenden, bundesweiten 
Datenerhebung u. a. Einblicke in die Verteilung von Start-ups auf unter­
schiedliche Standorte und Branchen sowie einen kurzen Überblick über 
die Beschaffenheit und Merkmalsausprägungen dieser. Im Rahmen der 
aktuellsten Befragung (2023) lassen sich 92,9 % der Teilnehmenden mit 
Hauptsitz in Deutschland identifizieren: Dabei bilden sich mit (20,8 %) 
in Berlin, (18,7 %) in Nordrhein-Westfalen und (7,2 %) in München regio­
nale „Hotspots“ in der Start-up-Landschaft heraus. Bei der Verteilung der 
Geschäftsmodelle innerhalb der Branchen stehen seit mehreren Jahren 
die Informations- und Kommunikationstechnologie (31,9 %) dicht gefolgt 
von dem Gesundheitssektor (9,2 %) an der Spitze, kurz nach dem Gesund­
heitswesen folgen Nahrungsmittel und Konsumgüter (8,6 %). Der Report 
des startupdetectors erfasst und analysiert die Start-up-Neugründungen 
in Deutschland mithilfe der Aufbereitung von Handelsregisterdaten. Laut 
der aktuellen Auswertung wurden im Jahr 2023 2.558 neue Start-ups 
in Deutschland gegründet (startupdetector 2024). Damit sinkt die Grün­
dungsaktivität im Vergleich zum Vorjahr um 10 % und folgt dabei dem seit 
2021 anhaltenden Abwärtstrend. Die Auswertung des ersten Quartals 2024 
hingegen vermeldet einen neuerlichen Aufschwung: mit 658 neu gegründe­
ten Start-ups steigt die Gründungsaktivität im Vergleich zum Quartal davor 
um 17 % (startupdetector 2024).

Als bedeutende Hemmnisse für eine Entrepreneurial Culture in Deutsch­
land nennt Röhl (2016) in seiner Gesamtschau u.a. eine hohe Risikoaver­
sion in der Gesellschaft (sowohl von Kapitalgebenden als auch potenziel­
len Gründer*innen); eine Vernachlässigung gründungsbezogener Bildung; 
einen enormen Fokus auf den regulierenden Staat sowie das Fehlen einer 
Kultur des Scheiterns (Röhl 2016)9. Demgegenüber belegt eine aktuelle 
Studie, dass sich 40 % der Befragten (n = 1.532) zwischen 14 und 25 Jah­
ren vorstellen können, zu gründen, allerdings wird hierbei nicht zwischen 
Unternehmens- oder Existenzgründungen differenziert (Bürger, Romeria, 
Schüler, Andrade 2024).

9 Siehe hierzu u. a. GEM (Global Entrepreneurship Monitor) (2023).
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Internationales Vorbild für die wirtschaftliche Bedeutung von Start-ups 
stellt das sogenannte Silicon Valley dar, welches als ein Symbolbild der 
technologischen Revolution zu verstehen ist, da dort – oftmals potenziell 
disruptive – Technologien weiterentwickelt, kommerzialisiert und popula­
risiert wurden. Es gilt darüber hinaus als Geburtsort der sog. Start-ups, 
womit zu dieser Zeit insbesondere die vielen neu gegründeten, technologie­
orientierten Unternehmen in der Region beschrieben wurden (Rao 2013). 
In den 1980er-/90er-Jahren fand der Begriff über die Technologiebranche 
hinaus eine allgemeinere Verwendung für eine branchenübergreifende Be­
zeichnung von Unternehmen (Venczel, Berényi, Krisztián 2024), welche 
sich durch eine innovative Geschäftsidee und schnelles Wachstumspotenzi­
al auszeichneten (Brown und Manson 2017). Weltweit gab und gibt es viele 
Versuche, ähnliche Innovationszentren wie das Silicon Valley zu schaffen 
– wobei Unternehmertum sich in Europa grundsätzlich nach anderen Para­
metern (big government, big labor, and big corporations) ausrichtet (Rao 
2013). Während das Silicon Valley-Modell v. a. auf schnelles Wachstum 
und externe Finanzierung setzt, zeichnet sich der deutsche Mittelstand ins­
besondere durch eine Werte- und vertrauensbasierte Unternehmenskultur 
sowie seine regionale Verankerung aus. Pahnke und Welter (2018) demen­
tieren dennoch die weitverbreitete Annahme, dass der deutsche Mittelstand 
die Antithese des Silicon Valleys sei. Der deutsche Mittelstand ist tief in 
der deutschen Geschichte und Wirtschaft verwurzelt und die Zugehörigkeit 
von Unternehmen wird oftmals quantitativ an Parametern wie der Unter­
nehmensgröße sowie der Höhe des Umsatzes gemessen, die Autoren rufen 
wiederrum dazu auf, die Vielfalt und Heterogenität des Mittelstandes anzu­
erkennen, welcher durch Gemeinsamkeiten wie langfristige Orientierung, 
emotionale Bindung und gesellschaftliches Verantwortungsbewusstsein ge­
eint wird. Vor dem Hintergrund von wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit 
und langfristiger Orientierung leisten kleine und mittlere Unternehmen 
(KMU) darüber hinaus innovative und wachstumsorientierte Beiträge für 
die Gesellschaft (Pahnke und Welter 2018). Mit einem Anteil von über 
99 %10 der Unternehmen in Deutschland werden kleine und mittlere Unter­
nehmen (KMU) als das Rückgrat der deutschen Wirtschaft bezeichnet.

Klein- und Kleinstunternehmen, welchen sich ein Großteil der Start-ups 
in Deutschland zuordnen lassen, werden im Kontext dieses Forschungs­

10 „Mit 3,1 Millionen zählte 2022 die überwiegende Mehrheit (99,3 %) der Unternehmen 
zu den KMU. 2,6 Millionen galten als Kleinstunternehmen [...]“ (Statistisches Bundes­
amt (Destatis) 2024).
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stranges wenig bis gar nicht berücksichtigt. Anfang 2024 erschien ein For­
schungsbericht vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS), 
der die quantitative Verbreitung von Betriebsräten in deutschen Start-ups 
fokussierte11. Die Verbreitung ist so gering, dass sie sich nahe an der Mess­
barkeitsschwelle bewegt: Die Quote von Betriebsräten in Start-ups, gemes­
sen an betriebsratsfähigen Unternehmen, liegt bei 0,41 % (IZA, 2024). Ein 
weiterer, qualitativer Forschungsbericht befasste sich u. a. mit Mitbestim­
mungspraktiken in deutschen KI-Start-ups12. Diese nutzen Partizipations­
prozesse bei der ethischen Entscheidungsfindung sowie insbesondere als 
Instrument zur Gewinnung und Bindung von Talenten als auch zur Diffe­
renzierung von Mitbewerbern (Sloane 2022).

Darüber hinaus existiert jedoch eine Forschungslücke hinsichtlich der 
Gestaltung von Partizipationsmustern innerhalb deutscher Start-ups. Ne­
ben einer schwierigen Fassbarkeit (aufgrund der uneindeutigen Definition 
des Begriffs „Start-up“) und Erreichbarkeit (bezüglich der Teilnahmequo­
ten von Start-ups an empirischen Studien) sind insbesondere in Kleinst­
unternehmen oftmals „regulierungsunwillige Akteure“ (Schröder 2016) an­
zutreffen. Die Arbeitgeber und Gründer*innen betrachten Interessenvertre­
tungsorgane häufig als schwerfällig und innovationshemmend (Däubler, 
Kilavuz, Kneer 2023), darüber hinaus sind das Gründungsteam und die 
anfängliche Kernbelegschaft der Meinung, dass für hochqualifizierte Ar­
beitskräfte als Leistungsträger die direkte Interessenvertretung die bestmög­
liche Lösung sei (Ittermann 2009). Spätestens im Wachstum treten ohne 
geregelte Interessenvertretung häufig Schwierigkeiten auf: Es bilden sich 
„Zwei-Klassen-Gesellschaften“, die Lohnentwicklung ist intransparent und 
verlässliche Arbeitsbedingungen werden einer zunehmend diverseren Be­
legschaft immer wichtiger (Schwär 2024; Beitzer 2020).

3. Die Betriebliche Sozialordnung (BSO) – ein konzeptioneller Zugriff

Die impliziten sozialmoralischen Aspekte, die einem Arbeitnehmer-Arbeit­
geber-Verhältnis zugrunde liegen und über den formal geschlossenen Ar­
beitsvertrag hinausgehen, drücken sich in Form der Sozialintegration im 

11 Eine qualitative Nachbefragung scheiterte an geringer Antwortbereitschaft (Eichhorst 
et al. 2024).

12 Diese Studie basiert auf 66 qualitativen Interviews mit Akteuren in deutschen 
KI-Start-ups oder deutschen KI-Branchenverbänden und fokussiert das Thema „KI-
Ethik“ (Slonae 2022).
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Betrieb und damit im Konzept der Betrieblichen Sozialordnung (BSO) 
aus (Kotthoff 2023). Oft unter dem umgangssprachlichen respektive aus 
der Managementliteratur entliehenen Begriff „Unternehmenskultur“ ver­
wendet, wird die Betriebliche Sozialordnung (BSO) fälschlicherweise als 
sogenannte „Firmenideologie“ begriffen, die sich jedoch grundlegend von 
der eigentlichen reziproken Beziehungsarbeit und Interaktion zwischen Ar­
beitgeber*innen und Arbeitnehmer*innen sowie von kollektiven Deutungs­
mustern vor dem Hintergrund der Sozialordnung des Betriebes unterschei­
det (Kotthoff 2023). Insbesondere die unmittelbar an eine oder wenige 
Personen gekoppelte Betriebsführung innerhalb der BSO wird als Parame­
ter für das Vorhandensein und die Ausprägung betrieblicher Interessenver­
tretungen herangezogen (Hauser-Ditz, Hertwig, Pries 2006).

Kotthoff und Reindl gelten mit ihrer Studie über die soziale Organisation 
von mittelständischen Eigentümer-Betrieben (1990) als Wegbereiter der 
Erforschung des Sozialverhaltens in KMU. Vor inzwischen über dreißig 
Jahren erfolgte damit eine erste grundlegende Auseinandersetzung mit den 
Arbeitsstrukturen und -bedingungen sowie sozialen Beziehungen innerhalb 
kleiner und mittlerer Betriebe (Kotthoff und Reindl 2019). Die zugrunde 
liegende Kernfrage nach der sozialen Einbettung wirtschaftlichen Handelns 
in der Landschaft klein- und mittelständischer Betriebe wurde aus Sicht der 
Autoren in der Forschung bis dato nicht stringent aufgegriffen (Kotthoff 
und Reindl 2019). Das Vorwort zur zweiten unveränderten Auflage (2019) 
knüpft mit der Frage nach dem Gelingen einer wirtschaftlichen Kontinuität 
sichernden Form von neuer Sozialordnung vor dem Hintergrund aktuel­
ler Stabilisierungsmuster an die damalige Fragestellung an (Kotthoff und 
Reindl 2019).

Die sich in dieser Zeitspanne parallel entwickelnde Landschaft sog. 
Start-ups bricht auf den ersten Blick heutzutage weitestgehend mit dama­
ligen Wertvorstellungen des kleinbetrieblichen Soziallebens. Dementspre­
chend orientiert sich die Betriebliche Sozialordnung (BSO) gleichermaßen 
an modifizierten Stabilisierungsmustern. Anstelle von organisch wachsen­
den Familienunternehmen, geprägt durch regionale Nähe und Verbunden­
heit, setzen Start-ups auf innovative, wissensbasierte Geschäftsmodelle und 
dynamisches Unternehmenswachstum. Entlang der Auswertungskategorien 
der explorativen Studie (4.1. Genese; 4.2 Werte; 4.3 Partizipationsmuster 
und 4.4 Verantwortung) wird anschließend an die Vorstellung des For­
schungsdesigns die BSO der befragten Fallunternehmen eruiert und in 
Bezug auf unternehmerisches Verantwortungsbewusstsein sowie etwaige 
Partizipationsmuster untersucht. In Anlehnung an die Typenbildung von 
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Kotthoff und Reindl (1990) lässt sich in vielen Aspekten eine Analogie 
zu dem Archetyp der „Pragmatischen Produktionsgemeinschaften“ (PP) 
erkennen. Darüber hinaus lassen sich, wie im ersten Kapitel bereits aufge­
griffen, Vergleichspunkte zu Mitbestimmungsalternativen ausmachen. Wel­
che Gemeinsamkeiten und/oder Unterschiede bestehen und inwiefern sich 
mittlerweile Formen neuer Sozialordnung herausbilden, die sich an aktuel­
len Stabilisierungsmustern orientieren, wird im folgenden Ergebnisteil und 
vor dem Hintergrund des aktuellen Forschungsstandes diskutiert.

4. Forschungsdesign

Während bereits einige Studien zu AVO in KMU existieren, werden dabei 
die Besonderheiten von Start-ups kaum bis gar nicht berücksichtigt13. Mit 
der vorliegenden Studie sollen daher Erkenntnisse über die dünn besiedel­
te Forschungsgrundlage zu der Betrieblichen Sozialordnung (BSO) sowie 
Partizipationsmustern in Start-ups gewonnen werden. Grundlage bildet 
dabei eine explorative Untersuchung in Form von qualitativen Interviews 
(2023) mit vier Gründern und gleichzeitig Geschäftsführern von Start-ups 
in Deutschland. Die Unternehmen sind gegründet und verfügen bereits 
über Beschäftigte. Flankiert werden die Erkenntnisse der eigenen Erhebung 
durch zum Untersuchungszeitpunkt aktuelle Befunde der deutschlandwei­
ten Befragung des deutschen Start-up-Monitors (2023), um hinsichtlich 
der Genese von Start-ups eine aussagekräftige Vergleichsebene (N=1825)14 

zu schaffen und infolgedessen die subjektive Sichtweise der Befragten ein­
zuordnen. Die teil-narrativen, leitfadengestützten Interviews der zugrunde 
liegenden Erhebung thematisieren die Genese der Start-ups und im Spezi­
ellen in Bezug auf das Beschäftigtenwachstum sowie das Vorhandensein 
und die Gestaltung von Partizipationsprozessen. Die organisationsinternen 
Prozesse in Gänze sind seitens der Gründer vor dem Hintergrund der Ka­
tegorie „Verantwortungsbewusstsein“ kontextualisiert worden. Abb. 1 bietet 
einen kurzen Überblick über die Start-ups (Fallgruppen) zur Einordnung 
der interviewten Gründer sowie ihrer Unternehmen. Im weiteren Verlauf 
werden den Fallgruppen die Befragten mithilfe des Kürzels „B“ sowie einer 
fortlaufenden Kennnummer zugeordnet (z.B. Fall 1 → B1).

13 Vgl. Abschnitt 1.
14 Die Studie erhebt keinen Anspruch auf Repräsentativität, gilt aber u. a. aufgrund 

der Erhebungsmethode deutschlandweit als detaillierteste Befragung (Kollmann et al. 
2023).
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Darstellung der interviewten Start-ups. Quelle: eigene Darstellung.

Fall-
gruppen

Gründungs­
jahr Branche Anzahl

Gründer
Anzahl 

MA
geplantes 
Wachstum

Fall 1 2023 (1J) Technologie 3 7 bis zu 25
Fall 2 2023 (1J) Technologie 3 6 bis zu 10+
Fall 3 2021 (<3J) Technologie 4 >20 geplant (o. A.)
Fall 4 2019 (<5J) Instandhaltung 4 7 o. A.

Anfang 2024 wurde das Vorkommen von Betriebsräten in Start-ups quan­
titativ vermessen, diese zahlenbasierten Erkenntnisse sind vor dem Hinter­
grund ihrer geringen Datenlage jedoch wenig aussagekräftig (Eichhorst 
et al. 2024), weshalb eine qualitative Erhebungsmethode gewählt wurde, 
um die besonderen Attribute der Betrieblichen Sozialordnung sowie der 
Beschaffenheit von Partizipationsmustern und ggf. des Vorkommens von 
anderen Vertretungsorganen (AVO) innerhalb von Start-ups zu erfassen 
(Kuckartz und Rädiker 2022). Im Rahmen der offenen Interviewsituati­
on konnte die subjektive Sichtweise vor dem Hintergrund der konkreten 
Fragestellungen eingefangen werden (Flick 2021). Die transkribierten und 
anonymisierten Daten wurden mithilfe einer inhaltlich strukturierenden 
Analyse in der Software MAXQDA ausgewertet, woraufhin in einem mehr­
stufigen Analyseverfahren ein Kategoriensystem etabliert wurde. Die Er­
kenntnisse werden im Folgenden entlang der Kategorien thematisch geclus­
tert dargestellt und vor dem Hintergrund der o. a. Studien zu AVO und der 
Betrieblichen Sozialordnung (BSO) in Bezug gesetzt und kontrastiert.

5. Ergebnisse

5.1 Genese und Arbeitsweise der Start-up-Teams

Start-ups werden laut DSM als „Jobmotor“ für die deutsche Wirtschaft 
bezeichnet; im Bundesdurchschnitt beschäftigen die im DSM befragten 
Start-ups 18,9 Mitarbeitende und planen innerhalb des kommenden Jahres 
im Durchschnitt acht Neueinstellungen, wobei sich eine deutliche Zunah­
me seit dem pandemiebedingten Rückgang und darüber hinaus trotz vo­
latiler wirtschaftlicher Lage eine gewisse Stabilität verzeichnen lässt (Koll­
mann et al. 2023). Die im Rahmen einer eigenen explorativen Erhebung 
(2023) befragten und zum Teil noch sehr jungen Fallunternehmen liegen 

Tabelle 1:
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entsprechend mit im Schnitt etwa zehn Beschäftigten unter dem vom DSM 
erhobenen Bundesdurchschnitt, befinden sich jedoch bis auf einen Ausnah­
mefall erkennbar in einer Wachstumsphase und planen bzgl. ihrer Neu­
einstellungen ähnlichen oder gar größeren Zuwachs als im Bundesdurch­
schnitt. Damit lassen sich die befragten Fallunternehmen anders als die im 
Archetyp PP beschriebenen Kleinunternehmen den Kleinstunternehmen 
zuordnen (vgl. Abschnitt 2).

Ähnlich den PP steht die Entwicklung eines anspruchsvollen (Indus­
trie-)Produktes bzw. einer anspruchsvollen (industriellen) Dienstleistung 
im Mittelpunkt des operativen Tagesgeschäfts sowie strategischer Entschei­
dungen. Darüber hinaus stehen bei allen Befragten der explorativen Studie 
der Wunsch danach, durch die Unternehmensgründung Dinge selbst ent­
scheiden zu können, das eigene Arbeitsumfeld gestalten sowie den eigenen 
Impact bestimmen zu können, im Vordergrund:

Ich glaube aber auch, dass dieser Gedanke daran, auf einer grünen Wiese 
starten zu können und etwas selber zu bauen mit allem, was dazu gehört, 
hat uns alle drei gereizt (Fall 1, Pos. 30).

Dem familiär eingebetteten Kleinunternehmer15 mit handwerklich-fachli­
cher Berufsbiografie von Kotthoff und Reindl steht das Gründungsteam 
innerhalb des Start-ups, bestehend aus drei bis vier Personen mit über­
wiegend technischem Hintergrund gegenüber, das einerseits ideengebend 
und andererseits geschäftsführend agiert. Erhebungen des DSM (2023) 
verzeichnen eine durchschnittliche Größe des Gründungsteams von 2,5, 
wobei 48,5 % der Gründer*innen einen akademischen Abschluss sowie 
jede*r Zweite einen MINT-Abschluss besitzt (Kollmann et al. 2023). Im 
Gegensatz zu der Schlüsselposition des im Betrieb mitarbeitenden Kleinun­
ternehmers fällt die in allen Fallunternehmen gleichartige Segmentierung 
in drei Hierarchieebenen, die nach Verantwortungsebenen gegliedert sind, 
auf.

Den Kern bildet dabei in allen Fallbeispielen das Gründungsteam, das 
gleichermaßen aus drei bis vier Gründern16 besteht, die in den meisten 
Fällen bereits aus beruflichen oder akademischen Kontexten miteinander 

15 Da im Rahmen der Beobachtungen von Kotthoff und Reindl überwiegend männlich 
gelesene Unternehmer auftauchen, wird in Bezug auf die Ausgangsstudie das generi­
sche Maskulinum verwendet.

16 Da im Rahmen der vorliegenden Erhebung nur männlich gelesene Gründer bzw. 
Geschäftsführer interviewt wurden, wird in Bezug auf die Empirie das generische 
Maskulinum verwendet.
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vertraut sind und deren Verhältnis auf einem freundschaftlichen, harmoni­
schen Klima sowie gegenseitigem Vertrauen fußt. In allen Fallunternehmen 
befasst sich das gesamte Gründungsteam mit der strategischen Ausrichtung 
des Unternehmens, setzt Maßstäbe für Wertevorstellungen, Arbeitskultur 
sowie den Gestaltungsrahmen des Arbeitsumfeldes und fungiert in wichti­
gen Entscheidungen als letzte Instanz, da es potenzielle Konsequenzen zu 
verantworten hat.

Auf jeden Fall ist die persönliche Komponente sehr wichtig. […] in dem 
Prozess, einen passenden Mitgründer zu finden, war das ein wesentlicher 
Teil sogar, dass man eben schaut, was ist neben Fähigkeiten mit persön­
lichen Wertvorstellungen, Arbeitskultur etc., versteht man sich auf einer 
persönlichen Ebene, weil man im Gründungsteam sehr, sehr eng zusam­
menarbeitet, muss man sich gut verstehen (Fall 2, Pos. 46).

In Unterscheidung zur PP benennen die Gründungsteams in Form von 
‚Chief-Titeln‘ eine inhärente hierarchische Abgrenzung zu den übrigen Be­
schäftigten, die zwar von dem Großteil der Befragten als „lächerlich“ (Fall 
1, Pos. 22) empfunden wird, dennoch aber klar im Außenauftritt sowie in 
Form von abzugrenzenden Verantwortungsbereichen kommuniziert wird. 
Direkt an die Gründungsteams angegliedert ist das Kernteam, welches 
aus den ersten angestellten Mitarbeitenden besteht. Einer der Befragten 
beziffert die Größe dieses Kernteams auf die Anzahl von bis zu ca. 15 Per­
sonen. Dies markiere die Grenze, an dem eine weitere Managementebene 
eingeführt werden müsse – alle weiteren Mitarbeitenden bildeten dement­
sprechend das erweiterte Team. Die in Start-ups inhärente Mentalität zum 
Generalismus bildet eine Parallele zur Couleur der PP „Das Tätigkeitsspek­
trum des Chefs ist außerordentlich vielseitig. Er ist ‚Mädchen für alles‘“ 
(Kotthoff und Reindl 2019, S. 95).

Eine weitere Analogie lässt sich in dem Stellenwert, welchen das Unter­
nehmen für die Gründungspersönlichkeiten hat, erkennen: Sie verstehen 
den Betrieb als ihr eigenes Werk, das sie mit ihrem Einfluss selbst lenken 
und steuern können und dessen Fortbestehen sie demnach einen Großteil 
ihrer Lebenszeit verschreiben, sodass Privatleben und Arbeitszeit zuneh­
mend verschmelzen

[…] und man muss auch ein gewisses Maß – vielleicht eher persönlich Lust 
haben, das Start-up als mehr als nur als Arbeitsplatz zu betrachten […] 
(Fall 2, Pos. 48).
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Dieses Selbstverständnis wirkt sich mitreißend auf die Mitarbeitenden und 
ihre Arbeitsweise aus. Davon abgesehen unterliegt die Auswahl neuer Mit­
arbeitender in Start-ups in Form von langatmigen, selektiven Bewerbungs­
prozessen ebendiesen Kriterien von Hingabe und Engagement.

Aber nicht nur auf Co-founder-Ebene, sondern eben auch beim Thema 
Mitarbeitende haben wir auch im Bewerbungsprozess immer einige Fra­
gen, die gar nicht fachlicher Natur sind, sondern sich eher auf Persönliches 
beziehen, auf Einstellungen, Unternehmenskultur-Fragen, weil das für uns 
sehr wichtig ist (Fall 2, Pos. 46).

Während sich in PP mit dem zeitlichen Verlauf ein Flow ergibt, der mit 
dem Faktor Zeit von der Gründerpersönlichkeit auf die Belegschaft über­
schwappt, tritt in Start-ups anstelle dessen bereits zu Beginn des Bewer­
bungs- und Einstellungsprozesses das Streben nach Selbstwirksamkeit und 
Sinnerfüllung – dieses Image wird bewusst von den Gründern von vor­
neherein aufgebaut. Im Gegensatz zum unauffälligen Auftreten des Klein­
unternehmers in der Außendarstellung kehrt i.d.R. zumindest ein*e Grün­
der*in von Start-ups oftmals dessen Persönlichkeit (Heß 2021) und die 
damit verbundene Arbeitsweise und Wertekultur im Unternehmen öffent­
lichkeitswirksam nach außen. Trotz einer gleichsam inhärenten Notwen­
digkeit zum sparsamen Umgang mit Ressourcen, spielen die Gründer*in­
nen von Start-ps im Gegensatz zum „handfesten“ Kleinunternehmer auf 
Risiko, da die Grundlage ihrer innovativen Geschäftsidee unweigerlich bis­
her unerprobt ist und sie – sowohl von Investor*innen als auch von ihren 
Beschäftigten – einen Vertrauensvorsprung benötigen. Aufgrund der bereits 
beschriebenen, noch geringeren Betriebsgröße von Start-ups versuchen sie 
Bürokratie ebenso wie PP zu vermeiden und mit geringem Personaleinsatz 
zu planen.

Regionale Nähe und Einbettung spielen sowohl für Start-ups als auch 
PP eine große Rolle, wobei der Kleinunternehmer letzterer einen größeren 
(emotionalen) Bezug zur Gemeinde besitzt, erstere hingegen beteiligen 
sich v. a. an Veranstaltungen und Wettbewerben in der Gründerszene, um 
ihre Reputation zu erhöhen, aber auch, um zukünftige Gründer*innen mit 
ihrem Know-how zu unterstützen (Haag 2021). Auch sie besitzen oftmals 
eine gewisse Verbundenheit zur Region, ziehen aber in vielen Fällen auch 
die Möglichkeit einer Standortverlagerung in Betracht.
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Ich kenne viele, gerade auch aus den Start-up-Kontext, die verlassen 
Deutschland/Europa bereits, weil einfach die Angebote international deut­
lich attraktiver sind (Fall 4, Pos. 22).

Sowohl die befragten Fallbetriebe als auch die PP zeichnen sich durch 
flache Hierarchien sowie ein ‚harmonisches Miteinander‘ und transparente 
Prozesse aus und verstehen sich als „überschaubare Einheiten“ (Kotthoff 
und Reindl 2019, S. 99). Trotz geringerer Betriebsgröße scheinen sich in 
Start-ups früher hierarchische Elemente herauszubilden, die sich ebenfalls 
in der Segmentierung des Teams widerspiegeln.

5.2 Werte und Merkmale der Beschäftigten und ihrer Arbeitswelt

Während sich die Gründungsteams aller Befragten im beruflichen und/
oder akademischen Kontext kennengelernt haben und dort zumeist ihre 
ersten Mitarbeitenden rekrutieren, sind dem Kleinunternehmer der PP 
seine Beschäftigten oft seit Jahrzehnten aus einem dörflichen Umfeld be­
kannt oder er ist gar mit ihnen verwandt (Kotthoff und Reindl 2019, S. 96–
97). Sowohl in PP als auch in den Fallgruppen der befragten Start-ups 
herrscht organisational eine große horizontale Durchlässigkeit, die mit 
viel Transparenz sowie einer Zusammenarbeit auf Augenhöhe einhergeht: 
Diese Umstände scheinen sich in beiden Fällen aus einem jeweils relativ 
homogenen Sozialisationsmilieu zu ergeben. Darüber hinaus haben die 
Gründerteams der Start-ups ein gemeinsam festgelegtes Wertegerüst und 
suchen bei neuen Mitarbeitenden v. a. nach Selbstständigkeit, Ambitionen 
und Passion entlang ihrer Vision sowie gegenseitigem Vertrauen (Fall 3, 
Pos. 57; Fall 4, Pos. 47). Neben dem hochakademisierten Background 
des Gründungsteams erfordern vakante Stellen im Start-up v. a. in der 
Startphase eine besondere persönliche und fachliche Eignung (Fall 4, Pos. 
54). In PP ist, wenn überhaupt, der Kleinunternehmer häufig „der einzig 
studierte“ und steht „wissenschaftlichem Management“ ebenso wie die rest­
liche Belegschaft kritisch gegenüber (Kotthoff und Reindl 2019, S. 98). Auf­
grund der horizontalen Durchlässigkeit innerhalb der Belegschaft besteht 
für langjährige Beschäftigte die Möglichkeit des ‚Hocharbeitens‘ (Kotthoff 
und Reindl 2019). Den Prinzipien der Seniorität und der Leistung rund 
um das (wirtschaftliche) Wohlbefinden des Betriebes wird dabei häufig 
eine größere Bedeutung beigemessen als formalen (schulischen oder beruf­
lichen) Abschlüssen (Kotthoff und Reindl 2019).
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Um die Suche nach adäquaten Mitarbeitenden zu verkürzen, versuchen 
die Start-up Gründer ein gutes Arbeitsumfeld zu schaffen und insofern das 
Bild eines attraktiven Arbeitgebers zu vermitteln, da sie a) anfangs häufig 
noch nicht in der Lage sind, hohe Gehälter zu zahlen (Fall 1, Pos. 24) b) 
die Arbeitsweise in Start-ups oft chaotisch ist und von kontinuierlichen 
Lernprozessen begleitet wird (Fall 1, Pos. 30) und es sich c) um eine risiko­
reiche Anstellung handelt, da jederzeit die Finanzierungen auslaufen oder 
der Erfolg ausbleiben könnte (Fall 3, Pos. 38). Um diese inhärenten Defi­
zite zu entkräften, ist ihre wesentliche Rekrutierungsstrategie dementspre­
chend, ein Arbeitsumfeld zu schaffen, welches durch die Möglichkeit zur 
flexiblen Arbeitsorganisation, z. T. durch die Möglichkeit von Mitarbeiten­
denbeteiligung, eine gute Feedback- und Fehlerkultur, flache Hierarchien, 
Sozialevents und Teamplay (Fall 2, Pos. 54), (wenn möglich) angemessene 
Bezahlung sowie die Perspektive auf sinnvolle Arbeit mit Zukunft, geprägt 
ist.

Das heißt, wir versuchen auch, unsere Mitarbeiter entsprechend gut aus­
kömmlich zu vergüten und auch eine gewisse Perspektive zu bieten im 
Sinne von: Was passiert, wenn das Unternehmen mal gekauft wird (Fall 4, 
Pos. 54).

Nach eigener Aussage bieten die Geschäftsführenden potenziellen Bewer­
ber*innen die Aussicht auf eine sinnstiftende Tätigkeit „Aber grundsätzlich 
kann man das so runterbrechen, dass wir möglichst echte Probleme lösen 
wollen, die einen Mehrwert für möglichst viele Leute bieten. Und das eben 
mit innovativen Ideen“ (Fall 2, Pos. 34) im Rahmen einer „familiären“ 
(Fall 1, Pos. 30) Umgebung, die von wertschätzendem Umgang geprägt ist 
und in der jeder für die Idee ‚brennt‘ (vgl. Fall 2, Pos. 48). Im Gegensatz 
dazu wird der Begriff der „Betriebsfamilie“ – trotz der engen Verbindung 
zwischen Betrieb und Belegschaft – bei den PP – insbesondere vonseiten 
der Belegschaft – abgelehnt. Ein Erklärungsansatz dafür könnte die bereits 
angeführte Historizität der Aushandlungskämpfe zwischen Kapital und Ar­
beit in der Old Economy sein (Schröder 2016).

Jungen Unternehmen wie Start-ups läge generell ein komplett anderes 
„Fundament, wie Innovation entsteht“ (Fall 4, Pos. 26) zugrunde, sodass 
ihre „DNA“ viel eher zu den Anforderungen und Herausforderungen der 
heutigen Zeit passe, denn

[…] viele Unternehmen, die wir hier in Deutschland haben, die auch unse­
re Wirtschaft nach wie vorziehen. Ich denke da an die Automobilbranche, 
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an die Maschinenbauer, die sind halt zumindest deutlich älter als 30, 40, 
50 Jahre. Und auch die Entwicklungshistorie dieser Unternehmen kommt 
halt aus dieser Zeit. Und damals war es halt einfach eine deutlich andere 
Zeit, als es heute ist (Fall 4, Pos. 26).

Viele Charakteristika von Start-ups, wie der Innovationsgedanke, Ge­
schwindigkeit und Kreativitätsförderung ließen sich auch in „etablierten“ 
Unternehmen umsetzen. Derartiges müsste aber organisch wachsen und 
ließe sich der Organisationskultur Jahrzehnte alter Unternehmen nicht ein­
fach überstülpen (Fall 4, Pos. 26). Um diesen Ansprüchen zu genügen, 
wachsen Start-ups ausgewählter (aufgrund von restriktiven Ressourcen) 
und spezifizieren ihr Anforderungsprofil bezogen auf potenzielle Beschäf­
tigte zeitgleich anhand dezidierter qualitativer Ansprüche. Gesucht werden 
dabei in erster Linie Beschäftigte mit akademischen Abschlüssen, meist 
direkt von der Uni17. Dementsprechend besteht ihre Belegschaft besonders 
zu Beginn v. a. aus Beschäftigten, die über ein hohes Primärmachtpotenzial 
verfügen und sich damit in einer guten Verhandlungsposition bezüglich 
der – nicht nur monetären – Verkaufsbedingungen ihrer Arbeitskraft befin­
den. So tragen diese Beschäftigten bspw. auch im Hinblick auf die persön­
liche Karriere einen bestimmten Innovations- und Wachstumsgedanken 
der Start-ups mit und wiegen diesen ggf. gegenüber temporären monetä­
ren Einbußen auf. Besonders zu Beginn bestehen Start-ups somit oftmals 
aus hochqualifizierten Fachkräften, wobei das Gründungsteam zunächst 
einigen Aufwand betreiben muss, sowohl, um geeignete Mitarbeitende zu 
finden, als auch zu binden.

5.3 Partizipationsmuster in Start-ups

Je kleiner der Betrieb, desto geringer ist die Wahrscheinlichkeit, dass ein 
Betriebsrat, ein Personalrat oder ein anderes Vertretungsorgan als Interes­
sensvertretung der Beschäftigten eingesetzt wird. Nach dem Betriebsverfas­
sungsgesetz (BetrVG) ist ein Betrieb ab einer Anzahl von fünf in Vollzeit 

17 „Bei mir war es ein komplett fließender Übergang während des Masterstudiums, 
angefangen als Nebentätigkeit und nach Beendigung des Masters direkt quasi in 
Vollzeit selbstständig am Start-up gearbeitet“ (Fall 2, Pos. 48).
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beschäftigten Mitarbeitenden18 betriebsratsfähig. Laut einer aktuellen Stu­
die des IAB-Betriebspanels (2023) existiert in weniger als jedem zehnten 
Betrieb mit einer Größe von zwischen 10 bis 20 Beschäftigten (7 %) ein 
Betriebs- oder Personalrat, besonders hier ist der Anteil der Betriebe, 
in denen ein anderes Vertretungsorgan existiert (13 %), fast doppelt so 
hoch (Hohendanner und Kohaut 2024). Entlang der Wachstumsrate der 
Beschäftigten nimmt die Dichte der Betriebs- und Personalräte stetig zu, 
ab einer Betriebsgröße von 201 und mehr Beschäftigten verfügen beinahe 
drei Viertel (73 %) über einen Betriebs- bzw. Personalrat (Hohendanner 
und Kohaut 2024). Eine aktuelle Umfrage des IAB/ZEW-Panels stellt ein 
praktisch nicht erwähnenswertes Vorkommen (0,15 %) von formalen Inter­
essenvertretungen in Start-ups fest19.

Die sogenannten „anderen Vertretungsorgane“ (AVO) werden seit Be­
ginn der Jahrtausendwende besonders in KMU zunehmend präsenter (vgl. 
dazu Ranft in diesem Band). Ein breites Spektrum an betrieblichen Ausge­
staltungsmöglichkeiten von Partizipationsmustern oder Beteiligungschan­
cen (wie runde Tische, Sprecher*innen, Ältestenrate etc.) werden nach 
Hertwig (2013) in unterschiedliche AVO-Typen eingeordnet, welche im 
Gegensatz zu Betriebsräten (BR) über keine Rechtsgrundlagen analog zum 
BetrVG verfügen (Hertwig 2013). Im direkten Vergleich lassen sich im 
Kontext der explorativen Untersuchung sowohl zu direkten Partizipations­
mustern (v. a. New Economy) als auch zu dem Phänomen der AVO (v. a. 
Old Economy) Bezüge herstellen.

Alle befragten Geschäftsführer schreiben den als harmonisch und ver­
trauensvoll empfundenen Umgang in ihren Unternehmen als Eigenart der 
geringen Größe eines Start-ups zu – „Ich glaube als Start-up kannst du 
so ein bisschen besser auf die individuellen Wünsche deiner Mitarbeiter 
eingehen. Und du bist halt näher dran, aber auch nur, wenn du es willst, 
natürlich“ (Fall 1, Pos. 69) –, welche es erlaube, Ideen und Feedback aus der 
Belegschaft in bestimmte Entscheidungsprozesse miteinzubeziehen:

Wir sind natürlich auch in der Lage, da wir mitunter kleinere Organisa­
tionsstrukturen haben, mehr Perspektiven in so einem Entwicklungsvorha­

18 Ab fünf ständigen wahlberechtigten Arbeitnehmer*innen (älter als 16 Jahre), von 
denen drei wählbar (älter als 18 Jahre und mehr als 6 Monate im Betrieb) sind, kann 
ein Betriebsrat gegründet werden (BetrVG).

19 Von den betriebsratsfähigen Unternehmen, die von 3.900 befragten Start-ups einen 
Anteil von 1.460 ausmachen, gaben lediglich 0,41 % an, über einen BR zu verfügen 
(Eichhorst et al. 2024).
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ben einfließen zu lassen, zum Beispiel durch weniger existierende Hierar­
chien, durch mehr Mitarbeiterbeteiligung, durch mehr Kreativitätsförde­
rung, weil es einfach kleiner ist, man schneller ist und auch Ideen – also bei 
einem kleinen Team zählt halt jede Idee von jedem (Fall 4, Pos. 24).

Anstelle von institutionalisierten Interessenvertretungen, die darüber verfü­
gen, rechtlich verankerte Mitbestimmungsrechte umzusetzen, lassen sich 
in den befragten Fallunternehmen größtenteils direkte Partizipationsmuster 
ausmachen, da diese aufgrund der vergleichsweise geringen Größe der 
Start-ups mit niedrigen Transaktionskosten verbunden sind. Die Befragten 
betonen in diesem Kontext gleichermaßen die Wichtigkeit von regelmäßi­
gem Austausch sowie iterativer Feedbackprozesse:

Von daher wäre es, glaube ich, fatal, wenn man nicht Mitarbeitende mit­
einbezieht, mit ihren Ideen und Feedback (Fall 3, Pos. 52).

Während zu diesem Zwecke unterschiedliche Feedbackmechanismen20 ge­
nutzt werden, existiert in Fallunternehmen 3 eine Gruppe von wenigen 
„Vertrauenspersonen“ der Mitarbeitenden, welche regelmäßig Rückmeldun­
gen der übrigen Belegschaft sammeln und anonymisiert weitergeben, wobei 
eine Person zuletzt sogar eine Mitarbeitendenversammlung ins Leben geru­
fen hat:

„Also einer war sowieso die Person – wir haben so zwei, drei, die auch mal 
andere fragen, wie es geht und das dann mal anonymisiert weitergeben 
oder halt denken, das, was sie vielleicht öfter hören, von sich aus weiterge­
ben. Einfach nur, dass wir da auch immer was hören. Und von einer dieser 
Personen kam dann jetzt die Initiative, da vielleicht auch mal komplett 
eine große Session zu machen und da nochmal Dinge anzusprechen“ (Fall 
3, Pos. 66).

Hier lässt sich eine Analogie zu anderen Vertretungsorganen erkennen, 
insbesondere zum Typus „Sprecher“ (Hertwig 2013, S. 210–211)21. Im Ge­
gensatz zu der Charakterisierung nach Hertwig kann jedoch festgestellt 
werden, dass es sich bei dem Fallunternehmen um eine – wenn auch 

20 z. B. „Wir machen alle zwei Wochen eine Stimmungsumfrage in unserem Huddle, 
wo wir 5 Themen abfragen: wie Happy ist jemand, wie gestresst, wie motiviert, wie 
produktiv und wie frustriert? Das ist immer eine Skala von 0 bis 10“ (Fall 3, Pos. 62).

21 Bei dem AVO-Subtypus „Sprecher“ handelt es sich um einzelne oder mehrere Be­
schäftigte, die als fortwährende Ansprechperson(en) der Mitarbeiter*innen konsul­
tiert werden und die Anliegen der Belegschaft an die Geschäftsführung herantragen 
(Hertwig 2013, S. 210–211).
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wenig Beschäftigte umfassende – Gruppe und nicht um eine Einzelperson 
handelt. Darüber hinaus weicht die Logik der Beteiligung im Fallunterneh­
men 3 ab, da es sich hierbei um eine eigeninitiative Beteiligung aus der 
Belegschaft handelt, die von Beginn an durch die Gründer unterstützt 
wird. In diesem Fall kann dementsprechend eine interessante Konstellation 
festgestellt werden, die es in der weiteren Auseinandersetzung mit dem 
Thema der Beteiligungsmuster in Start-ups zu untersuchen gilt. Somit lässt 
sich im Hinblick auf die Empirie schlussfolgern, dass sich mit zunehmen­
der Betriebsgröße (>10 Beschäftigte) eine Annäherungstendenz der Beteili­
gungsmuster von Start-ups zu denen von KMU feststellen lässt. Auch wenn 
das AVO-Gremium aufgrund der andersartigen Beschäftigtenkonstellation 
– bspw. eines hohen Primärmachtpotenzials, direkter Partizipationsmuster, 
eines innovativen Geschäftsumfeldes etc. – unter Umständen einer anderer 
Logik folgt, könnte diese Beobachtung auf die Pfadabhängigkeit eines den 
Gründer*innen und Beschäftigten durch deren Sozialisation inhärenten 
Verständnisses von Beteiligung in Deutschland hinweisen, welches auf die 
Unternehmens- und Organisationsform des Start-ups einwirkt.

In welchen Bereichen den Mitarbeitenden grundsätzlich ein Mitsprache­
recht zugestanden wird und wie viel Gewicht das Votum aus dem Grün­
dungsteam in Relation hat, variiert nach Kompetenzprofil und persönlicher 
Betroffenheit des Mitarbeitenden sowie der Tragweite der Entscheidung 
für die gesamte Belegschaft. Generell werde aufgrund von mangelnden zeit­
lichen Kapazitäten sowie einer hohen Spezialisierung innerhalb der Teams 
in den meisten Fällen ein Großteil der operativen, inhaltlichen Arbeit an 
die Mitarbeitenden ausgelagert:

[…] hier hat keiner Zeit zu sagen: Heute machst du das, morgen das, 
morgen das. Das funktioniert nicht. Das heißt, du brauchst eigentlich sehr 
selbstbestimmte Mitarbeiter, die da aktiv mitarbeiten“ (Fall 4, Pos. 34). 
Darüber hinaus bewirkten eigene Verantwortungsbereiche, dass „[…] ein 
Verantwortungsgefühl beim Mitarbeiter entsteht, die Arbeit auch deutlich 
besser und selbstständiger abläuft (Fall 4, Pos. 34).

Den Mitarbeitenden werden dementsprechend je nach Kompetenzprofil ei­
gene Verantwortungsbereiche mit einem erheblichen Gestaltungsspielraum 
zugewiesen:

Wenn ich beispielsweise jemandem aus dem Team den Fachbereich HR 
zugestehe und sich die Person in das Thema einarbeitet und dann faktisch 
mehr Kompetenzen als ich hat, dann kann zumindest zu inhaltlichen 

Die „soziale Welt“ von Start-ups – ein explorativer Blick auf Partizipationsmuster

345

https://doi.org/10.5771/9783748953081 https://www.inlibra.com/de/page/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/9783748953081 
https://www.inlibra.com/de/page/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


Sachen da drin die Person auch einfach mehr beitragen als ich selbst. Und 
dann obliegt es auch der Person, dann eine inhaltliche Gestaltung selbst zu 
bestimmen (Fall 2, Pos. 56).

Grundlegende, die Arbeitsweise betreffende oder schwerwiegende, die Aus­
richtung des Unternehmens betreffende Entscheidungen werden ebenfalls 
nicht ohne Partizipation der Belegschaft getroffen:

Das ist so eine Sache. Die diskutieren wir tatsächlich dann im Rüstungsfall 
immer von Einzelfall zu Einzelfall, weil wir da sagen, da brauchen wir 
einen Konsens im Unternehmen, da ist es nicht gut, wenn es da einzelne 
Leute gibt, die wirklich sagen, ich kann das nicht unterstützen, dass wir die 
dann übergehen, das funktioniert nicht gut (Fall 4, Pos. 38).

Gleichermaßen werden in den Fallunternehmen den Arbeitsbereich betref­
fende Mitarbeitende in den Recruitingprozess miteinbezogen. Darüber hi­
naus sei es üblich, die Mitarbeitenden eines Start-ups in gewisser Art und 
Weise am Erfolg des Unternehmens zu beteiligen:

Und klar, die Mitarbeiteranteile gibt es bei uns auch. Die motivieren na­
türlich auch, weil alle Mitarbeiter, die Anteile haben, am Unternehmenser­
folg beteiligt sind. So sind vielleicht alle so ein bisschen Mini-Geschäftsfüh­
rer dadurch oder Anteilseigner (Fall 3, Pos. 56).

Dies lässt sich ebenfalls als Maßnahme zur Förderung von Innovationsbe­
reitschaft einordnen und erhöht weiterhin die Arbeitgeberattraktivität.

Während den Beschäftigten demnach in verschiedenen Bereichen und in 
unterschiedlicher Intensität ein Mitspracherecht obliegt, geben die Gründer 
den „Nordstern“ (Fall 3, Pos. 54) vor und beanspruchen letztlich auch 
das finale Votum „Das letzte Wort haben wir am Ende“ (Fall 1, Pos. 36), 
da sie im strategischen Geschäft immer das wirtschaftliche Kalkül in ihre 
Entscheidungsgrundlage einbeziehen müssen:

Das ist halt mein Job dann als Geschäftsführer, ich muss das dann verant­
worten. Ganz praktisch läuft das häufig so ab: Ich entwickle Ideen, wie so 
eine strategische Richtung aussehen kann, einfach aus den Erfahrungen, 
was ich sehe, was ich merke, was passiert, was am Markt passiert und trage 
diese Idee dann ins Team und hole mir dann halt aktiv Feedback ein (Fall 
4, Pos. 46).

In allen befragten Fallunternehmen herrschen demnach informelle Struk­
turen der direkten Partizipation von Mitarbeitenden, eine formale Interes­
senvertretung existiert hingegen nicht. Wo die Gründer keine Beteiligungs­

Lara Obereiner

346

https://doi.org/10.5771/9783748953081 https://www.inlibra.com/de/page/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/9783748953081 
https://www.inlibra.com/de/page/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


möglichkeiten sehen (z. B. bei der Planung von Finanzierungsrunden) set­
zen sie auf klare Informierung der Belegschaft

Ansonsten Transparenz ist – eigentlich versuchen wir das in allen Berei­
chen zu leben, also jegliche Entscheidungen, die wir unabhängig von den 
Mitarbeitern treffen, so transparent zu machen, dass sie verstehen, wieso 
das gemacht wird, auch wenn sie es vielleicht nicht gut finden. Dass es 
verstanden wird (Fall 1, Pos. 38).

Die Befragten betonen die Besonderheiten von Start-ups und verweisen 
darauf, dass eine formale Interessenvertretung erst ab einer gewissen Größe 
des Unternehmens notwendig würde – welche Größe das Unternehmen da­
für erreichen müsste, bleibt offen. Zudem wird deutlich, dass diese hierbei 
nicht zwingend an einen Betriebsrat denken, sondern Interessenvertretung 
als Ansprechperson(en) der Belegschaft verstehen (und diese bspw. im 
HR-Bereich verorten).

Auch wenn es so in Richtung Arbeitszeiten, Arbeitszeiterfassung, Überstun­
denvergütungen usw. geht, würde ich auch immer eine Person mit drin ha­
ben, wenn man richtig groß ist. Aber. Ich weiß gar nicht, ob wir überhaupt 
so groß werden wollen […] (Fall 1, Pos. 55).

Als weitere Gründe für eine absente Interessenvertretung werden – ana­
log zu interessenvertretungskritischen Argumentationen aus anderen Berei­
chen (Müller 2018) – die Einschränkung von Flexibilität, langatmige Ent­
scheidungsprozesse, vermeidbare Kosten, die Gefahr von „Overengineering“ 
(Fall 2, Pos. 64) sowie die Bevormundung von Mitarbeitenden genannt. 
Demgegenüber ist z. T. eine Art Reflexion über den korrekten Zeitpunkt 
der möglichen Einführung einer formalisierten Interessenvertretung zu er­
kennen:

Bislang läuft es, glaube ich, informell ganz gut. Und wenn es irgendwann 
institutionalisiert werden müsste, weil man merkt, dass die Mitarbeiter 
unzufrieden sind und kündigen, spätestens dann muss man sich, muss 
man vielleicht auch Dinge institutionalisieren oder ein paar Schritte davor, 
wenn man merkt, dass da irgendwie Unmut da ist (Fall 3, Pos. 72).

Wie es auch oft bei anderen Vertretungsorganen (AVO) in kleineren und 
mittleren Unternehmen (KMU) der Fall ist, ist die Persistenz der Betrieb­
lichen Sozialordnung (BSO) inkl. Partizipationsmustern an bestimmte 
Schlüsselpersonen – wie die Gründer*innen und Beschäftigte aus der 
Gründungsphase des Unternehmens – gebunden, fraglich bleibt, ob u. a. 
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die Art der Beschäftigtenvertretung nach Ausscheiden dieser Person(en) 
von anderen weitergeführt werden würde. Auch direkte Partizipationsstra­
tegien geraten schnell an ihre Grenzen, wenn das Start-up (z. B. im Rah­
men eines Beschäftigtenwachstums) unabhängiger von einzelnen Beschäf­
tigten wird und diesen folglich entsprechende Verhandlungsmacht fehlt. 
Im Gegensatz zu institutionalisierten Interessenvertretungen, deren Hand­
lungsmacht durch das BetrVG einklagbar ist, können informelle Partizipa­
tionsmuster – bspw. bei Entlassungen oder der Schließung von Betriebstei­
len – an ihre Grenzen geraten, da sie weder reguliert noch aushandlungsfä­
hig sind.

5.4 Verantwortung als Unternehmer

Die soziale Verantwortung von Unternehmen ist ein wichtiges Kriterium 
für die Einbeziehung wirtschaftlicher, sozialer und ökologischer Belange: 
Djaouida Bellaa (2023) argumentiert, dass die Wahrnehmung sozialer Ver­
antwortung eine wichtige Rolle für die Entwicklung von Start-ups spie­
le, insbesondere, um langfristige Beziehungen zu Kund*innen und Inves­
tor*innen aufzubauen. Darüber hinaus wollten viele Arbeitnehmer*innen 
zunehmend in Unternehmen mit sogenanntem purpose arbeiten und er­
warteten dabei transparente Werteversprechen zu gesellschaftspolitischen 
Themen (Taylor 2024). Intransparenz, Misskommunikation und falsche 
Versprechen hingegen führten zu Frustration und z. T. öffentlichkeitswirk­
samen Gegenreaktionen der Belegschaft. Laut Taylor (2024) sei es ein 
Lösungsansatz, Mitarbeitende frühzeitig und stärker in den Prozess der 
Festlegung von Unternehmensinteressen miteinzubeziehen.

Im Kontext der zugrunde liegenden Befragung haben sich zwei auf die 
Rolle eines Unternehmers bezogene soziale Verantwortungsdimensionen 
herausgebildet, die sich den o. a. Aspekten zuordnen lassen – diese werden 
hier als „überbetriebliche“ und „betriebliche“ Verantwortung gekennzeich­
net.

1. Die Übernahme überbetrieblicher Verantwortung als Unternehmer eines 
Start-ups, dem inhärent ein innovativer Gedanke zugrunde liegt. In drei 
von vier der befragten Fallunternehmen liegt der Sinn und Zweck des 
Unternehmens darin, ein gesamtgesellschaftliches Problem zu lösen oder 
zumindest zu verbessern, um einen gesellschaftlichen Mehrwert zu erzie­
len.
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2. Die Übernahme betrieblicher Verantwortung als Geschäftsführer gegen­
über den Mitarbeitenden im eigenen Unternehmen. Alle befragten Grün­
der sehen die Verantwortung der Geschäftsführung darin, den Überblick 
über das Unternehmen zu behalten sowie Verantwortung für getroffene 
Entscheidungen zu übernehmen und zu tragen sowie dabei das Unter­
nehmen insgesamt so nach Profitabilität auszurichten, dass die Existen­
zen der Mitarbeitenden gesichert sind.

Drei der Fallunternehmen kommunizieren diese überbetriebliche Verant­
wortung in irgendeiner Form nach außen, unterdessen wird die betriebli­
che Verantwortung sowie der Fokus auf „people“ von allen Fallunternehmen 
im Recruitingprozess kommuniziert:

[…] einer der drei Werte und der erste, den wir immer nennen, ist people 
(Fall 3, Pos. 56). […] also gerade people, das sind ja das Wichtigste unseres 
Unternehmens (Fall 3, Pos. 78).

Während sich die zweite Dimension der „betrieblichen Verantwortung“ 
genauso und noch stärker ausgeprägt in dem Archetyp der PP wiederfinden 
lässt, bezieht sich dessen Wahrnehmung von „überbetrieblicher Verantwor­
tung“ eher auf lokale und regionale Bereiche, als auf die gesamtgesellschaft­
liche Ebene. Der Habitus und das Auftreten des Kleinunternehmers sind 
unauffällig und grundsolide, er möchte weder mit extravagantem Lebensstil 
noch mit „Vorgesetztenallüren“ (Kotthoff und Reindl 2019, S. 99), sondern 
aufgrund seines guten Produktes und seines gut funktionierenden Betrie­
bes herausstechen, kurz – seine überbetriebliche Verantwortung gestaltet 
sich insofern, dass er sich mit seinem Betrieb nahtlos in das Gemeindele­
ben einfügt und auf Augenhöhe mit den Bewohnern und ihm lange Be­
kannten zusammenarbeitet (Kotthoff und Reindl 2019). Dadurch, dass der 
Kleinunternehmer in der Regel direkt in nahezu alle Prozesse des Betriebes 
involviert ist und das Unternehmen als „Lebenswerk“ ansieht, dass es zu 
schützen gilt, trifft die zweite Dimension der betrieblichen Verantwortung 
gänzlich auf ihn zu „Der Betrieb ist eingebettet in den gesamten Lebens­
zusammenhang. Er ist ein Familienprojekt und lebt mit der Familie. […] 
Die wirtschaftlichen Verhaltensmaximen sind hauswirtschaftlich beeinflußt“ 
(Kotthoff und Reindl 2019, S. 96).

Die befragten Gründer stimmen überein, dass es ihre Hauptaufgabe 
als Unternehmer sei, gute Arbeitsplätze nach deutschen Konditionen mit 
sinnvoller Arbeit zu schaffen – auch das scheinen sie mit dem Kleinunter­
nehmertypus der PP gemeinsam zu haben.
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Zwei der Gründer stellen darüber hinaus fest, dass Unternehmer in 
Deutschland kein gutes Standing hätten, da ihnen auf der einen Seite viel 
Verantwortung zugewiesen werde, ihnen auf der anderen Seite hingegen 
„Profitgier“ (Fall 1) und „permanente Selbstbereicherung“ (Fall 4) unterstellt 
würde, wobei die Wertschätzung für ihren Gesellschaftsdienst oft hinten­
über falle „Und wir sind gut darin, den Unternehmern sehr, sehr viele Aufga­
ben mitzugeben, wie sie sich verhalten sollen, vergessen aber, dass sie schon 
eine Hauptaufgabe permanent lösen, nämlich dass sie Arbeitsplätze und gute 
Arbeitsplätze schaffen“ (Fall 4, Pos. 22). Der befragte Gründer des vierten 
Fallunternehmens macht diese Haltung an zwei Erklärungsansätzen fest: 1. 
Deutschland sei eine Angestelltennation, die Unternehmertum nicht ausrei­
chend unterstütze, sondern in einer „Sinnkrise des Wertes von Arbeit stecke“ 
(Fall 4, Pos. 30) und 2.In der Wahrnehmung überbetrieblicher Verantwor­
tung lässt sich bei Start-ups im Gegensatz zu PP eine Verschiebung von 
einer regionalen Fokussierung hin zu einer gesamtgesellschaftlichen Ebene 
feststellen. Die Idee hinter den Start-ups ist innovativer und wird entspre­
chend größer gedacht – trotz einer gewissen „Heimatverbundenheit“22 exis­
tiert keine regionale Beschränkung, da jegliches Wachstumspotenzial i.d.R. 
(auch überregional bzw. international23) ausgeschöpft wird. Eine Gemein­
samkeit zwischen den Start-ups und den PP ist die enge Bindung und 
Beziehung v. a. zu den ersten Mitarbeitenden – ob diese Beziehung einem 
dynamischen Wachstum standhält und eine einheitliche Arbeitswelt der 
Beschäftigten weiterhin bestehen bleiben kann, ist fraglich.

6. Fazit und Ausblick

Start-ups finden sich vielfach in der dritten Welt der Arbeitsbeziehungen 
nach Wolfgang Schröder (2016): Sowohl Gründer*innen als auch Mitar­
beitende lassen sich dem Stand der Forschung sowie nach Aussage der 
befragten Geschäftsführer größtenteils als „regulierungsunwillige Akteure“ 
bezeichnen: Viele der in Start-ups Beteiligten haben noch keine Erfahrun­
gen mit formalen Interessenvertretungen gemacht (da sie entweder noch 
nie selbst einer abhängigen Beschäftigung nachgegangen sind oder aus 
einem mitbestimmungsfreien Unternehmen kommen) oder bringen nicht 

22 „[…] dass man sich auf so eine gewisse Verbundenheit mit der Heimat beruft, die dann 
Leute wie mich dazu bringen, hierzubleiben“ (Fall 4, Pos. 22).

23 „[…] wir wollen das Ding wirklich weltweit aufziehen und nicht nur aus Bochum 
heraus“ (Fall 3, Pos. 78).
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selten Vorbehalte hinsichtlich der Kompatibilität mit der Start-up-Kultur 
(z. T. auf vorherigen Anstellungsverhältnissen beruhend) mit. Das bedeutet 
aber nicht, dass ihnen gute Arbeitsbedingungen und Partizipationsrech­
te unwichtig wären: Während insbesondere im Einstellungsprozess der 
‚Mindset-Fit‘ akribisch berücksichtigt wird, bilden sich in Fall 3 bereits 
Ansätze eines anderen Vertretungsorganes aus der Belegschaft heraus. Ei­
nig sind sich alle Befragten, dass eben nicht alle Beschäftigten bei allen 
Themen mitentscheiden können – sie verstehen Beteiligung daher v. a. als 
finanzielle Teilhabe, durch die Vergabe von Anteilen ist jede*r ein wenig 
„Mini-Geschäftsführer“ (Fall 3, Pos. 56) und gleichzeitig lässt sich so ein An­
reiz für frühphasige Mitarbeitende setzen, wenn noch keine angemessene 
Bezahlung möglich ist. Hier drückt sich eine missverständliche Vorstellung 
von Mitbestimmung aus.

Darüber hinaus pflegen alle Fallunternehmen eine transparente und di­
rekte Kommunikationsstruktur, die in Form einer Feedbackkultur sowohl 
strategische als auch persönliche Angelegenheiten abdecken bzw. auffangen 
sollen. Bei der geringen Belegschaftsgröße lohne sich ein offizielles Mit­
bestimmungsgremium noch nicht – bis auf eine Ausnahme planten alle 
Fallunternehmen ein starkes Unternehmenswachstum in naher Zukunft. 
Welche Herausforderungen einer solch schlagartigen Vergrößerung folgen 
können, wird oftmals nicht einkalkuliert: Berühmte Beispiele für strate­
gische Fehlkalkulationen im Wachstum und darauffolgend Mobilisierung 
und Widerstand aus der Belegschaft in Form von Betriebsratsgründungen 
sind in der deutschen Szene z. B. Lieferando, N26, Flaschenpost und Bab­
bel (Münster 2020; Netzhammer 2020). Ein Großteil der Unternehmen, in 
denen erst in akuten Krisenzeiten ein Betriebsrat gegründet wird, lehnt die­
sen ab und betreibt Verhinderungsstrategien und/oder sogar Union Busting 
wie z. B. im Fall von HelloFresh (ifb 2022). Dabei zeigt die Empirie, dass 
auch langjährige, informelle Kooperationskulturen zwischen Management 
und Belegschaft nicht vor den Folgen exogener Schockereignisse gefeit sind 
und u. a. eine frühzeitige Mitbestimmungsnähe den Status quo besser zu 
schützen wüsste (Artus, Kratesch, Röbenack 2016).

Da in neu gegründeten Start-ups so gut wie nie Betriebsräte vorkommen 
(es sich also vornehmlich um mitbestimmungsfreie Zonen handelt), kon­
zentrieren Gewerkschaften ihre Aufmerksamkeit insbesondere auf Spin-offs 
oder solche, die inzwischen zu Großunternehmen herangewachsen sind 
und durch den „Kampf der Beschäftigten“ gegen prekäre Arbeitsbedingun­
gen und/oder Kündigungswellen in der medialen Berichterstattung beson­
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ders präsent sind24. Darüber hinaus finden sich vereinzelte Beratungsan­
gebote von Gewerkschaftssekretär*innen, die überwiegend in Metropolre­
gionen bzw. Start-up-„Hotspots“ wie Berlin oder München agieren. Insbe­
sondere in Wachstumsphasen und Krisenzeiten merkten Beschäftigte laut 
Oliver Hauser (ver.di-Gewerkschaftssekretär) „[...] dass der Elfenbeinturm 
nicht mehr so stabil ist“ (Schwär 2022): Sei es durch die Herausbildung 
einer „Zwei-Klassen-Gesellschaft“ oder scheinbar willkürliche Kündigungs­
wellen (Beitzer 2020). Mit dem älter werdenden Unternehmen ändern sich 
zumeist auch die Ansprüche der Belegschaft zur Arbeitsorganisation und 
-gestaltung.

In diesem Beitrag konnte herausgestellt werden, dass die betrachteten 
Start-ups sich in Wachstumsphasen mit ihrer BSO eher an den Werten 
und der Struktur des Mittelstandes orientieren, als am Silicon Valley-Image. 
Ebenfalls der Pfadabhängigkeit von kleineren und mittleren Unternehmen 
(KMU) folgend, existieren überwiegend kaum bis gar keine Berührungs­
punkte zwischen betrieblicher Mitbestimmung und den Gründern bzw. 
Geschäftsführern der Start-ups.

In der medialen Öffentlichkeit werden hauptsächlich Negativ-Schlagzei­
len über die Unerwünschtheit von Betriebsräten in der Start-up-Szene dis­
kutiert (u. a. Münster 2020; Schwär 2022). Dennoch ist davon auszugehen, 
dass zumindest informelle Partizipationsmuster (häufig in Form von Feed­
backmechanismen und transparenten Kommunikationsstrukturen) und in 
Unternehmen mit zweistelligen Belegschaftszahlen sogar z. T. andere Ver­
tretungsorgane existieren (Hohendanner und Kohaut 2024). Es stellt sich 
die Frage, ob andere Vertretungsorgane (AVO) besonders in vornehmlich 
mitbestimmungsfreien Zonen ein gewisses Potenzial für die Annäherung 
an formalisierte Interessenvertretungsstrukturen bieten können. Denn die­
se Art der informellen Mitbestimmung ist oftmals personengebunden sowie 
im Ernstfall (z. B. bei großen Reorganisationen) nicht einklagbar.

Junge und dynamische deutsche Start-ups setzen auf der einen Seite 
heutzutage mehr denn je auf verantwortungsbewusstes Unternehmertum 
und stellen „people“ in den Fokus, auf der anderen Seite kämpfen sie in 
der frühen Phase ums ‚nackte Überleben‘ und begründen damit auch spä­
ter noch gerne die Absenz einer Interessenvertretung. U. a. die Anzahl an 
Unicorns in Deutschland verdeutlicht das Erfolgs- und Beschäftigungspo­
tenzial deutscher Start-ups: Junge Unternehmer*innen können schnell zu 

24 Zu nennen ist hier z. B. die Unterstützung von Grass-Root-Bewegungen wie im Fall 
von „Gorillas“ (Ver.di 2021).
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den Arbeitgebern von morgen heranwachsen, ohne jemals die in Deutsch­
land historisch gewachsene Stärke von Mitbestimmung selbst erlebt oder 
erfahren zu haben. Um diese größtenteils mitbestimmungsfreien Zonen 
und deren Entwicklung im Blick zu behalten, bleibt die Erforschung von 
Partizipationsmustern und die Sensibilisierung für betriebliche Mitbestim­
mungsakteure in kleinen und Kleinstunternehmen – insbesondere in der 
Start-up-Szene, aber auch im Hinblick auf Kooperationen zwischen Start-
ups und etablierten Unternehmen – essenziell. Dabei sollten in weiterfüh­
renden Forschungsbestrebungen v. a. die Beschäftigten von Start-ups mehr 
in den Blick genommen werden.
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Hürdenlauf: Interessenvertretung bei hybrider Plattformarbeit

Fabian Hoose und Sabrina Glanz

1. Einleitung

Am 11.11.2024 wurde im Amtsblatt der Europäischen Union die Richtlinie 
zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen in der Plattformarbeit veröffent­
licht. Nachdem die Arbeitsbedingungen in der Plattformökonomie zuvor 
jahrelang in der Diskussion – und der Kritik – standen und über die 
Regulierungsnotwendigkeit gerungen wurde, sind die europäischen Natio­
nalstaaten seit Dezember 2024 aufgefordert, die Richtlinie innerhalb von 
zwei Jahren in nationales Recht umzusetzen. Dass es nach langen Ver­
handlungen überhaupt zu einer Einigung auf eine Version der Richtlinie 
kam, wurde vom Deutschen Gewerkschaftsbund sowie jenen seiner Mit­
gliedsgewerkschaften, die sich bereits stärker mit dem Phänomen der Platt­
formarbeit auseinandergesetzt haben (also ver.di, IG Metall und NGG), 
einhellig begrüßt. Die Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen auf digita­
len Plattformen seien bislang gekennzeichnet durch ein von den Plattform­
unternehmen praktiziertes „Geschäftsmodell prekäre Arbeit“ (Ver.di 2024), 
welches bei einer ausbleibenden Regulierung zu einem „online-basierten 
Parallelarbeitsmarkt“ (IG Metall 2023) führen könne – zum Nachteil auch 
von Arbeitnehmenden über die Grenzen der Plattformökonomie hinaus.

Die Richtlinie sei insbesondere deshalb ein „wichtiger Meilenstein“ 
(NGG 2024), weil sie dazu beitragen könne, etwaige Scheinselbstständig­
keiten in der Plattformökonomie zu verhindern. Das bisherige Vorgehen 
vieler Plattformunternehmen, sich selbst nicht als Arbeitgeber, sondern 
lediglich als Vermittler von Tätigkeiten zu verstehen, habe dabei bislang 
den schlechten Arbeitsbedingungen in der Plattformarbeit Vorschub ge­
leistet. Indem gezielt rechtliche Grauzonen genutzt wurden, hätten die 
Plattformunternehmen einseitig z. B. davon profitieren können, dass sie 
Kostenvorteile durch ausbleibende Sozialabgaben für Arbeitnehmer nutz­
ten. Als Selbstständige müssen sich Plattformarbeitende individuell um 
ihre Sicherung bspw. hinsichtlich Alter oder Krankheit kümmern. Mit dem 
Modus Operandi der Verteilung von kurzfristig zu erledigenden Gigs an 
Selbstständige wird den Plattformarbeitenden darüber hinaus der Zugang 
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zu betrieblichen Mitbestimmungsrechten vorenthalten und Informations­
pflichten werden umgangen.

Die Vorenthaltung eines Arbeitsvertrags kann für Plattformarbeitende 
somit erhebliche Nachteile mit sich bringen, wie den Verlust von Ansprü­
chen auf Sozialversicherungsleistungen oder den fehlenden Schutz durch 
arbeitsrechtliche Regelungen, beispielsweise in Bezug auf Kündigungs­
schutz, Mindestlohn oder Arbeitszeitgesetze. Um Derartiges zu verhindern, 
ist ein zentraler Aspekt der EU-Richtlinie das Prinzip der Beweislastum­
kehr: Nach der neuen Regelung wird zunächst von einer abhängigen Be­
schäftigung ausgegangen. Es liegt demnach an den Plattformunternehmen, 
im Zweifelsfall nachzuweisen, dass keine solche Beschäftigung vorliegt. 
Dieses Prinzip wird aus gewerkschaftlicher Perspektive als wichtige Maß­
nahme zum Ausgleich der Macht zwischen Plattformen und Plattformar­
beitenden angesehen (ETUC 2024). Die Richtlinie hat jedoch nicht allein 
die Stoßrichtung der Statusfeststellung, sondern sieht darüber hinaus ein 
digitales Zugangsrecht für Gewerkschaften zu den Plattformbetreibern vor 
und verpflichtet diese, sichere und nicht kontrollierbare Kommunikations­
kanäle für die Plattformbeschäftigten bereitzustellen.

Die Plattformökonomie hat sich in den letzten Jahren zu einem zentralen 
Feld des digitalisierungsgetriebenen Wandels von Arbeit entwickelt. Die Art 
und Weise, wie in ihr Plattformunternehmen wirtschaften, wie sie Produk­
tion und Verteilung von Waren und Dienstleistungen erstellen, transfor­
miert nicht nur die Organisation und Verteilung von Arbeit, sondern stellt, 
wie das Beispiel der EU-Plattformrichtlinie verdeutlicht, die etablierten 
Institutionen der Arbeits- und Sozialregulierung vor grundlegende Heraus­
forderungen. Plattformarbeit, die sowohl ortsgebundene Tätigkeiten (Gig­
work) als auch ortsunabhängige Aufgaben (Crowdwork) umfasst, zeichnet 
sich durch atypische Erwerbsformen aus, die sich von den traditionellen 
Normalarbeitsverhältnissen deutlich unterscheiden. Diese Entwicklungen 
begünstigen neue Erwerbsmodelle, bei denen Arbeitnehmer ihre Tätigkeit 
häufig in hybride Beschäftigungsverhältnisse einbetten – eine Kombination 
aus Plattformarbeit und weiteren Erwerbsformen.

Im Rahmen des Projekts „Plattformökonomie und soziale Sicherung“ 
wurden diese dynamischen Veränderungen und ihre Auswirkungen auf Ar­
beitsbedingungen, soziale Sicherung sowie Interessenvertretungsstrukturen 
erforscht. Ziel des vorliegenden Beitrags ist es, basierend auf theoretischen 
Analysen und empirischen Daten, die Herausforderungen und Chancen 
gewerkschaftlicher Organisationsfähigkeit in der Plattformökonomie zu be­
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leuchten. Insbesondere wird untersucht, wie hybride Erwerbsmuster die 
Bereitschaft und Möglichkeiten zur Interessenvertretung beeinflussen.

Das Thema gewinnt zunehmend an Relevanz, da Plattformunternehmen 
wie beschrieben neue Machtasymmetrien schaffen, soziale Risiken indi­
vidualisieren und dadurch die kollektive Interessenvertretung erheblich 
erschweren. Vor diesem Hintergrund adressiert dieser Beitrag folgende For­
schungsfragen:

• Wie verbreitet sind hybride Erwerbsmuster in der Plattformökonomie, 
welche Motivationen stehen hinter deren Aufnahme und welche Arbeits­
bedingungen sind hier anzutreffen?

• Wie beeinflussen diese Rahmenbedingungen die Einstellungen von Platt­
formarbeitenden zur Interessenvertretung?

• Welche strategischen Implikationen ergeben sich für Gewerkschaften 
und andere Akteure im Bereich der Interessenvertretung?

Der Beitrag ist wie folgt gegliedert: Nach der Darstellung der Verbrei­
tung von Plattformarbeit (Abschnitt 2) werden die spezifischen Arbeits­
bedingungen und Motivationen von Plattformarbeitenden beleuchtet (Ab­
schnitt 3). Abschnitt 4 erläutert die methodischen Ansätze und die empiri­
schen Grundlagen des Projekts. Anschließend folgt eine Analyse hybrider 
Erwerbsmuster unter Plattformarbeitenden, von deren Motivationen und 
Arbeitsbedingungen sowie von deren Einfluss auf Motive und Einstellun­
gen zur Interessenvertretung (Abschnitt 5). Den Abschluss bildet ein Fa­
zit, das die Herausforderungen und möglichen Ansätze für eine effektive 
gewerkschaftliche Organisation in der Plattformökonomie zusammenfasst 
(Abschnitt 6).

2. Status quo der Plattformarbeit

In den meisten europäischen Ländern ist bereits seit geraumer Zeit ein 
Anstieg von Erwerbskonstellationen festzustellen, in denen Erwerbstätige 
verschiedene Einnahmequellen miteinander kombinieren. Lag die Zahl der 
Mehrfachbeschäftigten im Jahr 1991 noch bei rund 1,2 Millionen, so weist 
die IAB-Arbeitszeitrechnung für das dritte Quartal 2024 einen Anstieg 
auf ca. 4,6 Millionen Beschäftigte aus, die einer Nebentätigkeit nachgehen 
(IAB 2024). Plattformarbeit ist ein zentraler Bestandteil dieses Trends zu 
mehr Nebenjobs: Hybride Erwerbsformen haben vor allem im Kontext 
der Plattformökonomie erheblich zugenommen: Studien schätzen, dass in 
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Deutschland etwa 5,7 % der erwerbsfähigen Bevölkerung regelmäßig Platt­
formarbeit leisten (Urzì Brancati, Pesole, Férnández- 2020) – was einer 
Zahl von rund 2,5 Millionen Plattformarbeitenden entspricht. Insgesamt ist 
die Landschaft der Plattformarbeit in Deutschland dabei als sehr vielfältig 
zu bezeichnen. Dies gilt nicht nur in Bezug auf die Plattformen, die genutzt 
werden, sondern auch für die Tätigkeiten, die dort konkret erledigt werden.

Plattformarbeit bezeichnet die Vermittlung von Angebot und Nachfrage 
nach bezahlter Arbeit über Online-Plattformen. Aufgrund der Vielfalt und 
der dynamischen Entwicklung dieses Phänomens existiert in der deutsch­
sprachigen Forschungslandschaft bislang keine einheitliche Terminologie 
(Huws, Spencer, Syrdal, Holts 2017, S. 13; Vallas und Schor 2020, S. 274). 
Um die Vielfältigkeit der über digitale Plattformen organisierten Tätigkei­
ten abzubilden empfiehlt sich der Begriff „Plattformarbeit“ als Oberbegriff 
(Ellmer, Herr, Klaus, Gegenhuber 2019, S. 11–13), auch wenn er in der 
Literatur nicht immer konsistent verwendet wird. In Deutschland wird 
Plattformarbeit häufig in zwei Hauptkategorien unterteilt: Einerseits das 
sogenannte „Gigwork“, also digital über Plattformen vermittelte, dann aber 
lokal erbrachte Dienstleistungen (wie Essenslieferungen, Handwerkstätig­
keiten oder auch haushaltsnahe Dienstleistungen). Davon unterschieden 
wird das sogenannte Cloud- oder Crowdworking. Damit werden plattform­
vermittelte Tätigkeiten bezeichnet, die nicht nur digital vermittelt, sondern 
zudem online erbracht werden. Der Begriff „Crowdwork“ betont hierbei die 
Ausschreibung von Aufgaben an eine undefinierte Menge („Crowd“) poten­
zieller Arbeitskräfte. Diese Unterscheidung nach dem Grad der Ortsabhän­
gigkeit und anderen Merkmalen erlaubt es, spezifische Eigenschaften und 
Regulierungsanforderungen der jeweiligen Arbeitsform zu analysieren. So 
zeichnet sich Crowdwork durch Ortsunabhängigkeit aus, was theoretisch 
eine zeit- und ortsflexible Arbeit ermöglicht, gleichzeitig jedoch soziale In­
teraktionen und kollektive Organisierung erschwert (Haipeter und Hoose 
2019).

Wie die Plattformen und Plattformtätigkeiten, ist auch die Gruppe der 
Plattformarbeitenden selbst (Rosenbohm und Hoose 2022) sehr hetero­
gen. Unter ihnen sind Studierende, Rentner*innen und Personen, die 
Plattformarbeit als Nebenjob ausüben ebenso vertreten wie Selbstständige, 
die mit Plattformarbeit ihren Lebensunterhalt verdienen oder sich einen 
neuen Marktzugang verschaffen wollen. Verschiedene Studien unterstrei­
chen, dass nur eine Minderheit der Plattformarbeitenden in Deutschland 
hauptberuflich auf solchen Plattformen tätig ist, sondern Plattformarbeit in 
erster Linie eine Ergänzung zu anderen Einkünften darstellt (Leimeister, 
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Durward, Zogaj 2016; Schwarz 2019). Damit scheinen diese Tätigkeiten 
eher als sekundäre Einkommensquelle neben Vollzeit- oder Teilzeitbeschäf­
tigung zu fungieren – zum Beispiel im Rahmen einer Hochschulausbil­
dung (Pongratz 2019; Krzywdzinski und Gerber 2020). Die Kombination 
aus Plattformarbeit und anderen Erwerbsformen ermöglicht insbesondere 
Menschen mit unsicheren oder prekären Arbeitsverhältnissen den Zugang 
zu zusätzlichen Einkommensquellen (Beckmann und Hoose 2023).

Plattformunternehmen fördern diesen Trend durch algorithmisch ge­
steuerte Arbeitsorganisation, die flexible Arbeitszeiten und ortsungebunde­
ne Tätigkeiten begünstigt. Diese Entwicklungen reflektieren eine tiefgrei­
fende „Entbetrieblichung“ von Arbeit, da Plattformarbeit weitgehend ohne 
physische oder soziale Verankerung im Betrieb stattfindet (Nullmeier 2022; 
Latniak und Rosenbohm 2021).

Die Hauptmotive für Plattformarbeit umfassen finanzielle Absicherung, 
zeitliche Flexibilität und die Möglichkeit, neue Qualifikationen zu erwer­
ben (Hoose und Beckmann 2024). Neben monetären Aspekten wird Platt­
formarbeit auch als Möglichkeit zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
geschätzt, was insbesondere für Frauen von Bedeutung ist, die fast die 
Hälfte der Plattformarbeitenden stellen (EIGE 2021). Gleichzeitig zeigt die 
Forschung, dass Plattformarbeitende oft ein hohes Maß an Autonomie 
erleben, was ihre Entscheidung für diese Erwerbsform beeinflusst (Piasna 
und Zwysen 2022).

Hybride Erwerbsmuster werfen jedoch eine Reihe von Herausforderun­
gen auf. Plattformarbeitende stehen vor unsicheren Einkommen, einer ge­
ringen sozialen Absicherung und dem Risiko von Scheinselbstständigkeit 
(Beckmann und Hoose 2022). Dies liegt nicht zuletzt an der Weigerung der 
Plattformunternehmen, die Rolle von Arbeitgebern zu übernehmen, ob­
wohl sie die Arbeitsorganisation entscheidend prägen (Duggan, Sherman, 
Carbery, McDonnell 2020). Die Entgrenzung von Arbeit und die Individua­
lisierung der Erwerbsrisiken führen zudem zu einem zunehmenden Verlust 
kollektiver Interessenvertretung. In der Plattformökonomie fehlen bisher 
etablierte Strukturen der Mitbestimmung und der sozialen Absicherung, 
wie sie im deutschen System der Arbeitsbeziehungen zentral sind (Hoose 
und Haipeter 2021).
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3. Arbeitsbedingungen in der Plattformökonomie

Plattformarbeit hat in den letzten Jahren nicht nur an quantitativer Be­
deutung gewonnen, sondern auch grundlegende Diskussionen über Ar­
beits- und Beschäftigungsbedingungen, Erwerbsmodelle sowie soziale Ab­
sicherung angestoßen. Der Blick auf die Arbeitsbedingungen in der Platt­
formökonomie verdeutlicht, dass diese durch ein Bündel diverser Prozesse 
der De-Standardisierung von Arbeit charakterisiert ist. Die Arbeit in der 
Plattformökonomie ist dabei durch eine Vielzahl unterschiedlicher Tätig­
keitsfelder geprägt. Insbesondere in ihren ortsunabhängigen Formen ist 
Plattformarbeit häufig durch eine formal als (Solo-)Selbstständigkeit aus­
gestaltete, organisational und vertraglich entgrenzte Beschäftigungsform 
gekennzeichnet. Diese ist zugleich räumlich von betrieblichen Strukturen 
losgelöst und somit sozial isoliert (Schor und Vallas 2023). Da die zentra­
len Bezugspunkte betriebsgebundener, abhängiger Beschäftigung fehlen, 
entfalten die beiden tragenden Säulen der institutionalisierten Solidarität 
des deutschen Erwerbsmodells – das duale System der Arbeitsbeziehungen 
und die Sozialversicherungen – bislang kaum Wirkung in den Märkten für 
Plattformarbeit (Beckmann und Hoose 2022). Kollektive Problemlagen wie 
niedrige Vergütungen, fehlende soziale Absicherung sowie intransparente 
Steuerungsmechanismen und Machtasymmetrien zugunsten der Plattform­
betreiber treffen daher auf individuelle Interessen und oft stark atomisierte 
Beschäftigungsstrukturen der Plattformarbeitenden.

Durch die häufige Einstufung der Arbeitenden als Selbstständige, fallen 
diese aus dem Schutzbereich traditioneller arbeits- und sozialrechtlicher 
Regelungen heraus (s.o.). Es steht die Kritik im Raum, dass diese Form der 
Selbstständigkeit von den Plattformunternehmen gezielt gefördert wird, da 
ihnen diese Strategie ermöglicht, sich von Arbeitgeberpflichten zu distan­
zieren sowie Kosten und Risiken auf die (Plattform)Arbeitenden zu über­
tragen. Die Ausübung von Plattformtätigkeiten in Selbstständigkeit wird 
von den Plattformunternehmen oft als vorteilhaft dargestellt, da dies den 
Arbeitenden Autonomie und unternehmerische Freiheit biete (Hoose und 
Kramer 2024). Diese Perspektive wird jedoch kritisch hinterfragt (Heiland 
2020). Tatsächlich sind viele Plattformarbeitende durch unsichere Einkom­
mensquellen, schwankende Auftragslagen und eine fehlende soziale Absi­
cherung belastet. Diese Unsicherheiten machen Plattformarbeit für viele 
zu einer prekären Erwerbsform, die oft nur in Kombination mit anderen 
Tätigkeiten finanzielle Stabilität bietet.
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Ein zentrales Thema der Kritik der Arbeitsbedingungen in der Platt­
formökonomie ist somit die mangelnde soziale Absicherung. Bezogen 
auf den Erwerbsstatus wird auch im internationalen Vergleich auf eine 
unzureichende soziale Absicherung der Plattformarbeitenden verwiesen 
(International Labour Office [ILO] 2021; Joyce, Stuart, Forde, Valizade 
2019). Dies gilt im Besonderen für Wohlfahrtsregime wie dem deutschen, 
deren soziale Sicherungsinstitutionen auf abhängiger Beschäftigung beru­
hen. Durch ihren formalen Erwerbsstatus als (Solo‐)Selbstständige hat das 
Gros der Plattformarbeitenden keinen oder erschwerten Zugang zu den 
gesetzlichen Sozialversicherungen, wodurch die Verantwortlichkeit für so­
ziale Sicherung individualisiert oder auf andere sozialversicherungspflichti­
ge Beschäftigungsverhältnisse externalisiert wird (Beckmann und Hoose 
2022). Da die meisten Plattformarbeitenden formal als Selbstständige gel­
ten, haben sie keinen Zugang zu arbeitsrechtlichen Schutzmechanismen 
wie Kündigungsschutz, bezahltem Urlaub oder Krankengeld. Zudem sind 
sie für ihre soziale Absicherung – wie Renten- und Krankenversicherungs­
beiträge – selbst verantwortlich, was ihre finanzielle Belastung erhöht. Dies 
führt dazu, dass viele Plattformarbeitende ihre sozialen Sicherheiten aus 
anderen Erwerbsverhältnissen ableiten müssen, wenn sie neben der Platt­
formarbeit noch einer regulären Beschäftigung nachgehen. Dieses Modell 
der ‚externen Subventionierung‘ von Plattformarbeit durch andere Einkom­
mensquellen wird von Plattformunternehmen gezielt für ihre Geschäftsmo­
delle genutzt (Beckmann und Hoose 2022).

Das algorithmische Management, welches eine zentrale Rolle in der 
Organisation von Plattformarbeit spielt, trägt wesentlich zu diesen Heraus­
forderungen bei (Kellogg, Valentine, Christin 2020). Durch intransparente 
Bewertungs- und Rankingsysteme üben Plattformen eine subtile, aber ef­
fektive Kontrolle über die Arbeitenden aus. Diese Mechanismen beeinflus­
sen nicht nur, welche Aufträge vergeben werden, sondern auch, wie die 
Arbeit bewertet und entlohnt wird. Plattformarbeitende berichten häufig, 
dass sie sich gezwungen fühlen, nahezu jederzeit verfügbar zu sein, um ihre 
Chancen auf zukünftige Aufträge zu erhöhen. Diese ständige Verfügbarkeit 
führt zu einer Entgrenzung von Arbeit und Freizeit, die besonders in der 
digitalen Arbeitswelt als problematisch empfunden wird.

Ein weiterer zentraler Kritikpunkt ist die niedrige Vergütung vieler Platt­
formtätigkeiten (ILO 2021). Während einige hochqualifizierte Arbeitende 
in Bereichen wie IT oder Grafikdesign ansehnliche Einkommen erzielen 
können, sind die meisten Plattformtätigkeiten durch geringe und volati­
le Vergütungen gekennzeichnet. Vor allem bei Tätigkeiten mit niedrigen 
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Qualifikationsanforderungen, wie Mikrojobs oder Lieferdiensten, berichten 
viele Arbeitende von Stundenlöhnen, die unter dem gesetzlichen Mindest­
lohn liegen. Diese Einkommensunsicherheiten werden durch intransparen­
te Zahlungsmodalitäten verstärkt, die es den Plattformen erlauben, Arbei­
tende ohne klare Nachvollziehbarkeit zu vergüten. Fälle unbezahlter Arbeit, 
etwa durch zurückgehaltene oder nicht überwiesene Zahlungen, sind keine 
Seltenheit und waren in der wissenschaftlichen und öffentlichen Debatte 
Anlass für erhebliche Kritik (Gerber 2020).

Trotz dieser negativen Aspekte bietet Plattformarbeit auch Anreize, 
die viele dazu bewegen, diese Erwerbsform aufzunehmen. Besonders her­
vorzuheben ist die Flexibilität, die es den Arbeitenden ermöglicht, ihre 
Arbeitszeiten individuell zu gestalten und Erwerbstätigkeit mit anderen 
Lebensbereichen – etwa Familie, Studium oder anderen Jobs – zu verein­
baren (Huws et al. 2017). Diese Flexibilität wird besonders von Gruppen 
geschätzt, die auf unregelmäßige Arbeitszeiten angewiesen sind, wie Allein­
erziehende oder Studierende. Für viele ist Plattformarbeit zudem eine Mög­
lichkeit, zusätzliche Einnahmen zu generieren, ohne langfristige Verpflich­
tungen eingehen zu müssen.

Neben finanziellen und organisatorischen Vorteilen sehen manche Platt­
formarbeitende in dieser Form der Erwerbstätigkeit auch Chancen zur 
Selbstverwirklichung (Kramer 2024). Dies gilt insbesondere für Tätigkei­
ten, die Kreativität und Eigeninitiative fördern, wie freiberufliche Arbeit in 
den Bereichen Design, Textproduktion oder Marketing. Die Plattformöko­
nomie ermöglicht es Arbeitenden, auf globalen Märkten präsent zu sein 
und neue Kunden zu erreichen, was in traditionellen Erwerbsformen oft 
nicht möglich wäre.

Die ambivalente Wahrnehmung der Plattformarbeit verdeutlicht die 
Vielschichtigkeit dieser Erwerbsform. Auf der einen Seite stehen Flexibi­
lität und Autonomie, die viele Plattformarbeitende als positiv bewerten, 
auf der anderen Seite die strukturellen Unsicherheiten und die Machtasym­
metrien zugunsten der Plattformunternehmen, die zunehmend kritisiert 
werden. Vor diesem Hintergrund bleibt die Frage nach einer angemessenen 
Regulierung der Plattformökonomie zentral, um die Arbeitsbedingungen 
zu verbessern und gleichzeitig die Vorteile der Flexibilität und Autonomie 
zu bewahren. Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, inwiefern hy­
bride Erwerbsmuster und Arbeitsbedingungen in der Plattformarbeit die 
Einstellungen zu Interessenvertretung prägen und welche strategischen Im­
plikationen sich für Gewerkschaften und andere Akteure im Bereich der 
Interessenvertretung ergeben.
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4. Methodik und Empirie

Die Grundlage dieses Beitrags sind empirische Erhebungen, die im 
Rahmen des Forschungsprojekts ֦Plattformökonomie und soziale Siche­
rung"1 durchgeführt wurden. Ziel der Untersuchung war es, die Erwerbs­
realitäten von Plattformarbeitenden zu analysieren und ein fundiertes Ver­
ständnis ihrer Arbeitsbedingungen, Motivationen und Einstellungen zu 
entwickeln. Das Forschungsdesign kombinierte quantitative und qualitative 
Methoden, um sowohl breitere Muster als auch individuelle Perspektiven 
abzubilden. Die Untersuchung der Plattformökonomie bringt spezifische 
methodische Herausforderungen mit sich. Einerseits erschwert die Diversi­
tät der Tätigkeiten und Plattformtypen die Vergleichbarkeit der Ergebnisse. 
Andererseits führen die flexiblen und oft informellen Strukturen der Platt­
formarbeit zu Problemen bei der Datenerhebung, etwa durch die fehlende 
offizielle Erfassung von Plattformarbeit in Arbeitsmarktstatistiken (Hoose 
und Rosenbohm 2022). Zudem ist die hohe Fluktuation der Plattformar­
beitenden ein Faktor, der langfristige Analysen erschwert. Viele Personen 
wechseln zwischen verschiedenen Plattformen oder beenden ihre Tätigkeit 
nach kurzer Zeit, was die Untersuchung stabiler Muster und Entwicklun­
gen kompliziert macht. Um diesen Herausforderungen zu begegnen, wurde 
ein Mixed-Methods-Ansatz gewählt, der quantitative Breite mit qualitativer 
Tiefe kombiniert und so ein möglichst umfassendes Bild der Plattformar­
beit liefert.

Erster und zentraler Bestandteil der Studie war eine Online-Befragung 
von 719 Plattformselbstständigen in Deutschland, welche im Dezember 
2022 durchgeführt wurde. Die Online-Befragung umfasste Fragen zu den 
soziodemografischen Merkmalen, zu Arbeitsbedingungen, Einkommens­
quellen, Arbeitszeiten sowie den Wahrnehmungen und Präferenzen im 
Hinblick auf soziale Absicherung und Interessenvertretung.

Für die Durchführung der Befragung wurde ein Online-Access-Panel 
genutzt, über das Plattformselbstständige akquiriert wurden. Voraussetzung 
für eine Teilnahme an der Befragung war, dass die Befragten in den letzten 
zwölf Monaten zum Zwecke des Gelderwerbs das Internet oder eine App 
nutzen und dies durch (1) Vermietung von Wohnraum, (2) den Verkauf 

1 Das am Institut Arbeit und Qualifikation der Universität Duisburg-Essen sowie an der 
Gemeinsamen Arbeitsstelle RUB/IGM an der Ruhr-Universität Bochum durchgeführte 
Projekt hatte eine Laufzeit von Dezember 2021 bis November 2024. Es wurde gefördert 
im Rahmen des Fördernetzwerkes für Interdisziplinäre Sozialpolitikforschung (FIS) 
des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales (BMAS).
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von selbst hergestellten, gebrauchten oder neuen Waren, (3) bezahlte Ar­
beitsaufträge über Online-Plattformen oder (4) die Erstellung von eigenem 
Content über Social-Media-Plattformen erfolgte. Zudem musste diese Tä­
tigkeit auf selbstständiger Basis ausgeführt werden, also ohne Arbeitsver­
trag mit einer Plattform.

Das gewählte Vorgehen ist als explorativ einzustufen. Aufgrund der auch 
in anderen Studien beschriebenen schwierigen Zugänge zum Feld (vgl. Pe­
sole, Férnández-Macías, Urzì Brancati, Gómez Herrera 2019) erscheint eine 
explorative Erschließung über ein ISO-zertifiziertes Online-Access-Panel 
jedoch als gewinnbringend. Mit vertretbarem Aufwand können Personen 
erreicht werden, die mit dem Gegenstand der Befragung – monetär ent­
lohnte Tätigkeiten auf Online-Plattformen – mit hoher Wahrscheinlichkeit 
vertraut sind. Zudem ermöglichte diese Methode eine detaillierte Abfrage 
der Bedingungen der sozialen Sicherung der Plattformselbstständigen. Zu­
gleich ist das gewählte Vorgehen jedoch auch mit spezifischen Einschrän­
kungen verbunden. So können keine Aussagen über die Repräsentativität 
der erhobenen Daten getroffen werden. Dafür fehlen verlässliche Informa­
tionen über die Grundgesamtheit der in Deutschland tätigen Plattform­
selbstständigen (s.o.). Darüber hinaus ist unklar, inwieweit das Online-Ac­
cess-Panel diese Grundgesamtheit repräsentiert oder ob systematische Ver­
zerrungen vorliegen, etwa durch eine überproportionale Repräsentation 
bestimmter Tätigkeitsbereiche. Ob und in welchem Umfang sich hier Selek­
tionseffekte in den erhobenen Daten abbilden, lässt sich nicht abschließend 
beantworten. Das gewählte methodische Vorgehen bei der quantitativen 
Ausleuchtung von Plattformselbstständigkeit bietet dennoch zwei wesentli­
che Vorteile. Einerseits ermöglicht der Zugang über ein Online-Access-Pa­
nel einen gezielten Zuschnitt auf internetaffine Personen, was angesichts 
der im Fokus stehenden neuen Arbeitsformen in der Plattformökonomie 
ein Vorteil gegenüber analogen Rekrutierungsverfahren ist. Andererseits 
wird durch diesen Ansatz die Bandbreite von Plattformarbeit umfassender 
abgebildet, als dies bei Untersuchungen der Fall ist, die den Zugang über 
einzelne Arbeitsplattformen wählen und dadurch nur bestimmte Teilberei­
che beleuchten.

Die Stichprobe weist eine große Bandbreite hinsichtlich Alter, Ge­
schlecht, Bildungsstand und Tätigkeitsbereichen auf, was Rückschlüsse 
auf zentrale Muster in der Plattformökonomie erlaubt. Die Ergebnisse der 
quantitativen Erhebung zeigen, dass die Mehrheit der Plattformarbeitenden 
zwischen 20 und 40 Jahre alt ist und einen hohen Bildungsgrad aufweist. 
Frauen stellen einen signifikanten Anteil der Teilnehmenden, insbesonde­
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re in Tätigkeiten wie Content-Erstellung und kreativen Dienstleistungen. 
Einkommensverhältnisse und Arbeitszeiten variieren stark, wobei niedrig­
schwellige Tätigkeiten wie Lieferdienste oder Mikrojobs häufig mit prekä­
ren Bedingungen einhergehen.

Ergänzend zur quantitativen Befragung wurden zwischen März und 
November 2023 qualitative Tiefeninterviews mit insgesamt 20 Plattformar­
beitenden durchgeführt. Ziel war es, detaillierte Einblicke in individuelle 
Erfahrungen und Wahrnehmungen zu gewinnen. Die Interviews umfassten 
Themen wie die Motivation zur Aufnahme von Plattformarbeit, Herausfor­
derungen im Arbeitsalltag, Strategien zur Bewältigung von Unsicherheiten 
und die Einstellung zur Interessenvertretung. Die Rekrutierung der Inter­
viewteilnehmenden erfolgte über verschiedene Plattformen und soziale 
Netzwerke, um eine möglichst heterogene Stichprobe zu gewährleisten. 
Die Auswahl der Interviewpartner*innen erfolgte gezielt nach verschiede­
nen Erwerbsmustern und Tätigkeitsbereichen: So wurden letztlich Perso­
nen interviewt, die ausschließlich von Plattformarbeit leben, sowie solche, 
die diese als Nebenerwerb nutzen. Ebenso wurden unterschiedliche Platt­
formtypen berücksichtigt, von ortsgebundener Gigwork bis hin zu orts­
unabhängiger Crowdwork. Die 20 Interviewten verteilten sich somit auf 
vier Teilbereiche der Plattformökonomie: Haushaltsnahe Dienstleistungen 
(vier Personen), Clickwork (insbesondere Softwaretests) (fünf Personen), 
freiberufliche Tätigkeiten (vor allem IT) (sechs Personen) sowie Content 
Creation über soziale Medien wie YouTube, Twitch, TikTok usw. (fünf Per­
sonen). Die Interviews wurden transkribiert und mittels einer thematischen 
Inhaltsanalyse ausgewertet. Dabei wurde besonderer Wert auf die Identifi­
kation von Mustern und Abweichungen gelegt, um die Heterogenität der 
Plattformarbeitenden und ihre unterschiedlichen Perspektiven zu erfassen.

Im Gegensatz zu den Hauptmerkmalen der quantitativen Befragung zeigt 
sich in der qualitativen Stichprobe ein höherer Anteil an Plattformselbst­
ständigen, welche diese Tätigkeit als Hauptberuf ausüben oder sie als stabi­
len Bestandteil ihrer individuellen Erwerbsarrangements integrieren. Dies 
ist für die weitere Analyse von Bedeutung, da damit ein größerer Anteil der 
qualitativ Interviewten in gewissem Maße von ihren Plattformaktivitäten 
abhängig zu sein scheint. Dies unterstreicht die Relevanz der von uns 
untersuchten Fragen nach Regulierung und Interessenvertretung.

Die gewonnenen Daten bilden die Grundlage für die Analyse der 
Arbeitsbedingungen und der Motivlagen der Plattformarbeitenden sowie 
ihrer Einstellungen zu Interessenvertretung und sozialer Absicherung. Da­
bei wurde besonders darauf geachtet, die individuellen Erfahrungen in den 
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breiteren Kontext der Plattformökonomie und ihrer strukturellen Heraus­
forderungen einzuordnen.

Dieser methodische Ansatz erlaubt es nicht nur, zentrale Herausforde­
rungen der Plattformarbeit zu identifizieren, sondern auch differenzierte 
Einblicke in die Vielfalt der Erwerbsrealitäten und die damit verbundenen 
Spannungen zwischen Flexibilität und Prekarität zu gewinnen. Die Ergeb­
nisse liefern somit wichtige Anknüpfungspunkte für die Analyse gewerk­
schaftlicher Organisationspotenziale in einem zunehmend individualisier­
ten und entgrenzten Arbeitsmarkt.

5. Interessenlagen von Plattformarbeitenden im Kontext von 
Mehrfachbeschäftigung

Die Analyse der erhobenen Daten zeigt, dass die Gruppe der Plattform­
selbstständigen sehr heterogen zusammengesetzt ist und dass ihre Erwerbs­
situation durch die Einbettung von Plattformarbeit in Mehrfachbeschäfti­
gungsstrukturen gekennzeichnet ist. In der quantitativen Befragung zeigt 
sich eine große Vielfalt an Beschäftigungsmustern: Nur knapp über ein 
Viertel der Befragten (26 %) haben neben den Einnahmen aus der Platt­
formarbeit kein weiteres Einkommen, wohingegen 35 % die Plattformtätig­
keit zusätzlich zu einer regulären Vollzeitbeschäftigung ausüben, 11 % eine 
reguläre Teilzeitbeschäftigung haben und 6 % als Beamt*innen in Voll- 
oder Teilzeit tätig sind. Darüber hinaus sind 8 % in ihrem Hauptberuf 
(vollzeit-)selbstständig, und 2 % arbeiten in einem Minijob. Zusätzlich gibt 
es eine Vielzahl unterschiedlicher Beschäftigungsmuster und Mischformen 
von Beschäftigungsarten: 16 % der Befragten berichten, mehr als zwei Jobs 
zu haben. Insgesamt 65 % der Befragten sind zusätzlich zur Plattformarbeit 
in einer abhängigen Beschäftigung tätig, die der Sozialversicherungspflicht 
unterliegt.

Von den 26 % Plattformselbstständigen ohne weiteres Einkommen sind 
30 % Rentner*innen, 14 % Studierende, 9 % Schüler*innen, 8 % Hausfrauen 
oder Hausmänner und 5 % sind offiziell arbeitslos gemeldet. Viele dieser 
Personen gehen somit neben der Plattformarbeit weiteren Tätigkeiten au­
ßerhalb der Erwerbsarbeit, wie einer Ausbildung, der Schule oder dem 
Studium, nach. Es kann davon ausgegangen werden, dass die Plattform­
selbstständigkeit für viele dieser Personen nicht im Mittelpunkt einer lang­
fristigen beruflichen Karriere steht. Dies dürfte ihre Ansprüche an die 
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Arbeitsbedingungen sowie an die Möglichkeiten einer Interessenvertretung 
in der Plattformarbeit beeinflussen.

Auch hinsichtlich der Segmente der Plattformökonomie, in denen die 
Befragten tätig sind, zeigt sich eine große Bandbreite. Zusätzlich geben 
viele der Befragten an, auf mehreren Plattformen aktiv zu sein. Aufgrund 
dieser großen Heterogenität wurden die Tätigkeitsbereiche für die weitere 
Analyse in fünf Gruppen eingeteilt, die sich an den jeweiligen Arbeitsinhal­
ten und Qualifikationsanforderungen der Plattformselbstständigen sowie in 
ihrem Zuschnitt auch an anderen bestehenden Ansätzen orientieren (vgl. 
Beckmann und Hoose 2024, S. 168 sowie Pesole, Urzì Brancati, Férnández-
Macías, Biagi, González Vázquez 2018; Piasna, Zwysen, Drahokoupil 2022; 
Vallas und Schor 2020): Expert*innen führen komplexe, wissensintensive 
Tätigkeiten wie IT- und Softwareentwicklung aus. Administrative Dienst­
leistungen umfassen verwaltende Aufgaben, etwa in der Buchhaltung. Unter 
Content-Erstellung fallen monetarisierte Tätigkeiten auf Social-Media-Platt­
formen, die auf eigenen Inhalten basieren, wie Influencermarketing. Stan­
dardisierte Tätigkeiten sind Micro-Tasks, die keine spezifischen Qualifika­
tionen erfordern, wie Clickwork. Die Kategorie Sellers & Renters umfasst 
schließlich jene Personen, die über Plattformen Waren verkaufen oder 
Wohnraum vermieten.

Plattformarbeit wird von den meisten Plattformselbstständigen, unab­
hängig vom Tätigkeitsbereich, nicht als regelmäßiger Hauptverdienst ausge­
übt. Insbesondere in den Bereichen Sellers & Renters sowie bei standardi­
sierten Tätigkeiten handelt es sich überwiegend um einen unregelmäßigen 
Nebenerwerb. Dies zeigt sich in der geringen durchschnittlichen Arbeitszeit 
von 10 bis 15 Stunden pro Monat und den niedrigen monatlichen Einkom­
men von 100 bis 150 Euro. Viele Befragte üben diese Tätigkeiten nur selten 
aus. Anders verhält es sich bei Expert*innen, administrativen Dienstleistun­
gen und der Content-Erstellung. Hier ist der zeitliche Aufwand höher, mit 
durchschnittlich 20 bis 30 Stunden monatlich, ebenso wie das Einkommen, 
das bei 400 bis 888 Euro liegt. Diese Tätigkeiten werden häufiger mehrmals 
pro Woche oder täglich ausgeführt. Entsprechend spielt das mit der Platt­
formselbstständigkeit erzielte Einkommen in diesen Bereichen eine größere 
Rolle: Während bei Sellers & Renters rund 78 % der Befragten angeben, 
dass dies weniger als 20 % ihres Gesamteinkommens ausmacht, erzielt bei 
Expert*innen etwa die Hälfte zwischen 20 und 50 %, und 14 % generieren 
sogar mehr als die Hälfte ihres Einkommens über Plattformtätigkeiten.

Diese Ergebnisse verdeutlichen nochmals die große Bandbreite und 
Heterogenität von Plattformselbstständigkeiten. Besonders in Bereichen 
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mit höheren und regelmäßigeren Einkünften, wie bei Expert*innen und 
der Content-Erstellung, zeigt sich eine ausgeprägte Diversifizierung der 
Einkommensquellen. Plattformarbeit kann dabei als „digitale Bastelexis­
tenz“ (Hoose 2019) verstanden werden, bei der unterschiedliche Einkom­
mensströme flexibel miteinander kombiniert werden. Diese mosaikartigen 
Selbstständigkeitsmodelle sind dabei dynamisch und volatil, abhängig von 
den genutzten Plattformen und individuellen Strategien.

So unterschiedlich sich die Erwerbskonstellationen, in denen Plattform­
selbstständigkeit geleistet wird, darstellen, so verschieden gestalten sich 
auch die Motivlagen, aus denen heraus diese Einkommensmöglichkeit rea­
lisiert wird: Die überwiegende Mehrheit (86 %) zieht es vor, weiterhin 
auf selbstständiger Basis Plattformtätigkeiten auszuüben und lehnt einen 
festen Arbeitsvertrag bzw. eine Anstellung bei der Plattform ab. Finanziel­
le Gründe stehen häufig im Vordergrund, insbesondere die Möglichkeit, 
zusätzliche Einnahmen zu generieren, um bestehende Einkommenslücken 
zu schließen oder unvorhergesehene Ausgaben zu decken. Dies betrifft 
besonders diejenigen, die in prekären oder geringfügigen Beschäftigungen 
tätig sind. Für diese Gruppe stellt Plattformarbeit eine flexible und niedrig­
schwellige Möglichkeit dar, ihr Einkommen aufzubessern, ohne langfristige 
Verpflichtungen einzugehen. Ein weiteres zentrales Motiv ist die Autono­
mie, die Plattformarbeit vermeintlich bietet. Als attraktiver Gegensatz zu 
den starren Strukturen traditioneller Beschäftigungsverhältnisse wird von 
vielen die Möglichkeit wahrgenommen, selbstständig Arbeitszeiten (Anga­
be von 48 % der Befragten) zu bestimmen und in der Plattformarbeit ‚der 
eigene Chef/die eigene Chefin‘ (42 %) sein zu können. Die Analyse der 
qualitativen Interviews legt zudem offen, dass Plattformselbstständigkeit 
mitunter als eine Form der Selbstverwirklichung gesehen wird: Kreative 
Tätigkeiten wie Design, Schreiben oder Videoproduktion bieten die Gele­
genheit, persönliche Interessen mit beruflichen Zielen zu verbinden.

Wie bereits ausgeführt wurde, klassifizieren die Plattformunternehmen 
die auf ihnen Tätigen als Selbstständige und etablieren zugleich ein System 
digitaler Kontrolle der ausgeübten Tätigkeiten, das auf Ratings und Ran­
kings basiert und durch algorithmisches Management von Arbeit gesteuert 
wird. Die Kontrolle über die eingesetzten Algorithmen, die beispielswei­
se Arbeitsaufträge (und damit Verdienstmöglichkeiten) zuweisen, schafft 
dabei eine starke Machtasymmetrie zwischen Plattformen und Plattform­
selbstständigen. Diese erschwert es den Plattformselbstständigen, Einfluss 
auf Arbeitsbedingungen zu nehmen. Mit Blick auf die Befragten Plattform­
selbstständigen ist allerdings zu konstatieren, dass der Anteil derjenigen, 
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die eine solche Abhängigkeit von den Plattformen angeben, insgesamt 
im Sample in der Minderheit ist: Weniger als ein Drittel der Befragten 
stimmen der Aussage „Ich habe das Gefühl, von der Plattform abhängig 
zu sein“ (29 %) zu, wohingegen über die Hälfte der Befragten (53 %) eine 
solche Aussage negieren. Wenn der Blick jedoch auf die verschiedenen 
Tätigkeitsbereiche gelenkt wird, zeigt sich, dass sich derartige Angaben 
zwischen verschiedenen Segmenten zum Teil deutlich voneinander unter­
scheiden: Die wahrgenommene Abhängigkeit von Plattformen ist in den 
Bereichen Selling & Renting und Standardisierte Tätigkeiten, die durch 
geringes Arbeitsvolumen und marginale Verdienste gekennzeichnet sind, 
vergleichsweise gering. In Bereichen mit höherem Zeitaufwand und Ein­
kommen, wie der Content Creation, wird hingegen eine stärkere Abhängig­
keit wahrgenommen. Insgesamt zeigt sich: Je mehr Zeit Plattformarbeit in 
individuellen Erwerbskonstellationen beansprucht und je bedeutender das 
daraus erzielte Einkommen ist, desto größer wird die Abhängigkeit von 
Plattformen wahrgenommen.

Es stellt sich somit die Frage, ob und inwieweit die Plattformselbststän­
digen Ansprüche entwickeln, ihre Interessen zu bündeln, sich ggf. sogar 
zu Berufsverbänden oder Gewerkschaften zusammenzutun und Anliegen 
kollektiv an die Plattformunternehmen heranzutragen. Die Befragung der 
Plattformarbeitenden offenbarte ein ambivalentes Verhältnis zur kollekti­
ven Interessenvertretung: Einerseits besteht ein weitverbreitetes Bewusst­
sein für die Herausforderungen und Unsicherheiten der Plattformarbeit, 
insbesondere in Bezug auf soziale Absicherung und faire Entlohnung. Vie­
le Plattformselbstständige sehen die Notwendigkeit gemeinschaftlicher Lö­
sungen und Regulationen, um die Machtasymmetrien zwischen Plattform­
unternehmen und Arbeitenden auszugleichen. So wurden Forderungen 
nach klareren rechtlichen Rahmenbedingungen, einer stärkeren Regulie­
rung algorithmischer Steuerung und dem Zugang zu sozialen Sicherungs­
systemen insbesondere in den qualitativen Interviews mehrfach betont.

Andererseits zeigen die Ergebnisse auch eine weitgehende Skepsis ge­
genüber traditionellen gewerkschaftlichen Strukturen. Plattformarbeitende 
empfinden diese oft als zu unflexibel und nicht auf die spezifischen Be­
dürfnisse ihrer Erwerbsform zugeschnitten. Besonders Selbstständige, die 
bewusst die Plattformökonomie gewählt haben, äußern Vorbehalte gegen­
über kollektivistischen Ansätzen. Sie fürchten, dass kollektive Regelungen 
ihre Autonomie und die Vorteile der Flexibilität einschränken könnten. Die 
qualitative Auswertung der Interviews zeigt zudem, dass viele Plattformar­
beitende das Gefühl haben, dass ihre individuelle Stimme in großen Orga­
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nisationen untergeht. Gleichzeitig fehlen aber auch alternative Strukturen, 
die ihre spezifischen Interessen vertreten könnten. Einige Befragte äußer­
ten daher den Wunsch nach neuen, speziell für die Plattformökonomie 
entwickelten Formen der Interessenvertretung, die flexibler und weniger 
hierarchisch organisiert sind.

Ein zentrales Spannungsfeld, das aus den Interviews hervorgeht, liegt 
in der Dichotomie zwischen individueller Autonomie und kollektiver Soli­
darität. Plattformarbeitende schätzen die Freiheiten, die mit ihrer Erwerbs­
form einhergehen, lehnen aber gleichzeitig die Prekarität und Unsicherhei­
ten ab, die diese Freiheiten oft begleiten. Diese Ambivalenz erschwert die 
Mobilisierung für kollektive Interessenvertretung erheblich, da die Arbei­
tenden einerseits die Notwendigkeit gemeinsamer Regelungen anerkennen, 
andererseits aber nur ungern auf die Vorteile der Individualität verzich­
ten möchten. Dieses Spannungsfeld zeigt sich auch in der Wahrnehmung 
von Gewerkschaften. Während einige Plattformarbeitende die Idee von kol­
lektiv verhandelten Mindeststandards befürworten, lehnen andere eine ge­
werkschaftliche Beteiligung kategorisch ab, da sie diese mit traditionellen, 
hierarchischen Strukturen assoziieren, die wenig Spielraum für individuelle 
Gestaltung lassen.

Auch die Segmentierung der Plattformökonomie hat erhebliche Auswir­
kungen auf mögliche Strategien kollektiver Interessenvertretung für diese 
Personen. Diejenigen Plattformselbstständigen in hochqualifizierten Tätig­
keiten sehen oft keine Notwendigkeit für einen Zusammenschluss mit 
anderen, da sie von einer ausgeprägten Selbstwirksamkeit ausgehen und 
ihre Interessen am liebsten in eigener Person vortragen. Diese Gruppe 
betrachtet kollektive Ansätze vielfach als Eingriff in ihre Autonomie.

Im Gegensatz dazu zeigt sich in den niedrigqualifizierten und oft 
prekär entlohnten Bereichen ein erheblich größeres Bedürfnis nach kol­
lektiven Lösungen. Hier stehen Themen wie faire Entlohnung, Transpa­
renz der algorithmischen Steuerung und soziale Absicherung im Vorder­
grund. Plattformarbeitende, die in diesen Bereichen tätig sind, fordern 
verstärkt Mindeststandards und Regelungen, die ihre Rechte stärken und 
die Machtasymmetrien zwischen Arbeitenden und Plattformunternehmen 
verringern.

Die Auswertung der hier analysierten Befragungs- und Interviewdaten 
zeigt, dass traditionelle Gewerkschaften vor der Herausforderung stehen, 
ihre Strukturen und Ansätze an die Besonderheiten der Plattformökonomie 
anzupassen. Plattformarbeitende fordern weniger rigide und bürokratische 
Organisationsmodelle, die ihre spezifischen Bedürfnisse und Erwartungen 
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berücksichtigen. Flexibilität und niedrigschwellige Angebote werden als 
Schlüssel für eine erfolgreiche Ansprache dieser Gruppe angesehen. 
Um diese heterogenen Bedürfnisse zu adressieren bedarf es hybrider 
Organisationsmodelle, die sowohl Elemente traditioneller Gewerkschafts­
arbeit als auch innovative, technologiegestützte Ansätze umfassen 
(Beckmann und Hoose 2023). Damit wäre es möglich, digitale 
Plattformtechnologien möglichst ‚auf Augenhöhe‘ mit den international 
tätigen Tech-Konzernen auch zur Vernetzung und Organisation von 
Plattformselbstständigen zu nutzen, ähnlich den Ansätzen, die Initiativen 
wie ֦Fairtube" verfolgen (Haipeter und Hoose 2019 sowie Hertwig und 
Witzak in diesem Band). Auch Peer-to-Peer-Ansätze, bei denen Arbeitende 
selbst Initiativen zur Interessenvertretung ergreifen, könnten ein wirksames 
Mittel sein, um Vertrauen aufzubauen und eine Basis für kollektives Han­
deln zu schaffen. Der Erfolg gewerkschaftlicher Organisationen wird davon 
abhängen, inwieweit sie bereit und in der Lage sind, solche innovativen 
und flexiblen Ansätze zu entwickeln, die den Besonderheiten der Plattform­
arbeit gerecht werden. Einiges spricht dafür, der Komplexität der Platt­
formökonomie sowohl mit kurzfristigen als auch langfristigen Strategien 
zur Regulierung und Interessenvertretung zu begegnen. Kurzfristig könnten 
Initiativen zur Schaffung von Mindeststandards und zur Regulierung algo­
rithmischer Steuerungsmechanismen helfen, die dringendsten Probleme zu 
adressieren – auch wenn die Zahl derjenigen, die derzeit bereits ihr Ein­
kommen allein aus Plattformselbstständigkeit bestreiten (noch) gering ist. 
Langfristig gilt es darüber hinaus, neue Modelle der Interessenvertretung 
zu etablieren, die sowohl die Flexibilität der Plattformarbeit berücksichti­
gen als auch ihre strukturellen Unsicherheiten abbauen.

6. Fazit: hybride Erwerbskonstellationen als Herausforderung für 
Interessenvertretung in der Plattformökonomie

Die Plattformökonomie stellt traditionelle Ansätze der Arbeitsregulierung 
und Interessenvertretung vor erhebliche Herausforderungen. Die Analyse 
zeigt, dass die spezifischen Merkmale dieser Erwerbsform – darunter die 
Individualisierung der Erwerbsverhältnisse, die algorithmische Steuerung 
und die Entkopplung von betrieblichen Strukturen – eine umfassende 
Neuausrichtung gewerkschaftlicher Strategien erfordern. Gleichzeitig bietet 
die Plattformökonomie Ansätze für innovative Formen der Organisation, 
die sowohl die Flexibilität als auch die Unsicherheiten dieser Arbeitswelt 
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berücksichtigen. Ein zentrales Spannungsfeld in der Plattformarbeit ist da­
bei die Dichotomie zwischen individueller Autonomie und kollektiver So­
lidarität. Plattformselbstständige schätzen die Flexibilität und Selbstbestim­
mung, die mit ihrer Erwerbsform einhergehen, möchten aber gleichzeitig 
die Unsicherheiten und Prekaritätsrisiken reduzieren, die diese Flexibilität 
begleiten. Beides miteinander in Einklang zu bringen, gelingt vor allem 
jenen Plattformselbstständigen mit hohen Primärmachtpotentialen. Diese 
Ambivalenz erschwert die Mobilisierung für kollektive Interessenvertretung 
erheblich.

Die strukturelle Heterogenität der Plattformökonomie verstärkt somit 
die Herausforderungen für kollektive Interessenvertretung. Während hoch­
qualifizierte Plattformarbeitende oft keinen Bedarf an gewerkschaftlicher 
Unterstützung sehen, ist in niedrigqualifizierten Tätigkeiten der Bedarf an 
Schutz und Regulation ausgeprägter. Diese Segmentierung macht es not­
wendig, differenzierte Ansätze zu entwickeln, die die jeweiligen Bedürfnisse 
der verschiedenen Gruppen adressieren.

Ein weiteres zentrales Problem der derzeitigen Organisation und Regu­
lierung von Plattformarbeit zeigt sich insbesondere am Beispiel der sozia­
len Sicherung (Beckmann, Glanz, Hoose, Topal 2024). Als Selbstständige 
haben sie keinen Zugang zu sozialen Sicherungssystemen, die auf abhängi­
ge Beschäftigung ausgerichtet sind. Dies führt zu einer Externalisierung 
sozialer Risiken, die häufig durch andere Erwerbsverhältnisse oder priva­
te Netzwerke kompensiert werden. Gleichzeitig verweigern Plattformunter­
nehmen systematisch die Übernahme von Verantwortung als Arbeitgeber, 
obwohl sie durch algorithmische Steuerungsmechanismen und intranspa­
rente Vergütungsstrukturen erheblichen Einfluss auf die Arbeitsbedingun­
gen ausüben.

Für Gewerkschaften und andere Akteure der Interessenvertretung be­
deutet dies, dass sie ihre Strategien an die spezifischen Anforderungen 
der Plattformökonomie anpassen müssen. Traditionelle Ansätze, die auf 
festen betrieblichen Strukturen und hierarchischen Organisationsmodellen 
basieren, greifen hier nicht mehr. Stattdessen sind innovative und flexible 
Lösungen gefragt, die die Individualität der Plattformarbeit berücksichtigen 
und gleichzeitig kollektive Interessen fördern.

Ein vielversprechender Ansatz ist die Schaffung digitaler Plattformen, die 
Plattformarbeitende miteinander vernetzen und den Austausch von Infor­
mationen sowie die Koordination kollektiver Aktionen ermöglichen. Solche 
Plattformen könnten als virtuelle Gewerkschaften fungieren und dabei hel­
fen, die Fragmentierung der Plattformökonomie zu überwinden. Gleichzei­
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tig könnten sie niedrigschwellige Angebote bereitstellen, etwa in Form von 
Rechtsberatung, Fortbildungen oder gemeinschaftlich organisierten Versi­
cherungen. Ein weiteres Modell sind hybride Organisationsformen, die 
Elemente traditioneller Gewerkschaften mit Peer-to-Peer-Ansätzen kombi­
nieren. Diese könnten auf lokal begrenzte Initiativen aufbauen, die spezifi­
sche Probleme in bestimmten Branchen oder Plattformen adressieren, und 
gleichzeitig globale Netzwerke schaffen, um die transnationale Dimension 
der Plattformökonomie zu berücksichtigen.

Neben gewerkschaftlichen Anpassungen ist auch der Blick auf die Flan­
kierung dieser Anstrengungen durch staatliche Regulierung erforderlich. 
Hierzu zählen insbesondere Regelungen zur sozialen Absicherung, zur Ein­
haltung von Mindeststandards und zur Transparenz der algorithmischen 
Steuerung. Sie sollen mit der eingangs erwähnten Verabschiedung der 
europäischen Richtlinie zur Regulierung von Plattformarbeit (Richtlinie 
(EU) 2024/2831 des europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Okto­
ber 2024 zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen in der Plattformarbeit 
2024) bis Ende 2026 auch in nationales deutsches Recht umgesetzt wer­
den. Solche Regelungen können dazu beitragen, die Machtasymmetrien 
zwischen Plattformarbeitenden und Plattformunternehmen zu verringern 
und die soziale Absicherung der Arbeitenden zu stärken.

Auf nationaler Ebene sind zudem institutionelle Reformen erforderlich, 
um hybride Erwerbsformen besser in bestehende Systeme der Regulierung 
von Arbeit zu integrieren. Dies könnte etwa durch die Einführung von 
flexibleren Sozialversicherungssystemen geschehen, die sowohl abhängige 
als auch selbstständige Erwerbsformen abdecken. Auch die Förderung von 
Tarifverträgen, die speziell auf die Plattformökonomie zugeschnitten sind, 
könnte dazu beitragen, faire Arbeitsbedingungen zu gewährleisten.

Die Plattformökonomie zeigt eindrucksvoll, wie tiefgreifend sich Arbeit 
und Erwerbsformen im digitalen Zeitalter wandeln. Für Gewerkschaften 
und andere Akteure der Interessenvertretung bedeutet dies, dass sie sich 
von traditionellen Modellen lösen und neue, innovative Ansätze entwickeln 
müssen. Andernfalls besteht die Gefahr, dass sich mitbestimmungsfreie Zo­
nen von Arbeit ausweiten und verfestigen und sich immer mehr Erwerbs­
biografien aus Teilen zusammensetzen, in denen Arbeitsbedingungen nach­
teilig für Arbeitnehmende sind. Die Gewerkschaften sind daher gefragt, 
die hier skizzierten Aufgaben anzugehen und in den kommenden Jahren 
neue Strategien in einem sich verändernden Arbeitsmarkt zu etablieren, um 
Mitbestimmung und Partizipation auch in Zukunft zu sichern. Dabei ist 
es entscheidend, die spezifischen Bedürfnisse der Plattformarbeitenden zu 
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berücksichtigen und gleichzeitig langfristige Lösungen für die strukturellen 
Unsicherheiten dieser Arbeitsform zu entwickeln. Die Plattformökonomie 
bietet nicht nur Herausforderungen, sondern auch Chancen. Sie eröffnet 
neue Möglichkeiten für Flexibilität, Autonomie und die Verbindung von 
Arbeit und Leben. Gleichzeitig erfordert sie ein Umdenken in Bezug auf die 
Interessenvertretung von hybrid Beschäftigten, um diesen Arbeitenden eine 
nachhaltige und faire Teilhabe zu ermöglichen.
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Entwicklungsperspektiven der Mitbestimmung im digitalen 
Zeitalter.
Der „FairTube e.V.“ als Strategiemodell der Gewerkschaften im Feld der 
Plattformarbeit?

Markus Hertwig und Patrick Witzak

1. Einleitung1

Die Gründung der „Gewerkschaft“ der YouTuber*innen – der selbsternann­
ten „Youtubers Union“ (YTU) – im Jahr 2018 hat vor allem medial be­
merkenswerte Aufmerksamkeit erhalten (Niebler 2020; Hertwig/Witzak 
2022). Ihre Gründung geht darauf zurück, dass der Internetgigant YouTube 
die Vergütungsmodalitäten für Videos änderte, die Accounts mancher Nut­
zer*innen abschaltete und Zahlungen stellenweise einstellte, wodurch zahl­
reiche YouTuber*innen zum Teil gravierende Einkommensverluste erlitten.

Dass die „YouTubers Union“ (YTU) keine ֦Gewerkschaft“ im (zumindest 
bundesdeutschen) rechtlichen Sinne ist, wurde auch von den 
Protagonist*innen der Bewegung nie bestritten. Obgleich die Regulierung 
von Vergütungsansprüchen im Zentrum der Initiative stand, fasste die 
„YouTubers Union“ (YTU) zu keinem Zeitpunkt ein der Tariffunktion 
traditioneller Gewerkschaften vergleichbares Leistungsspektrum ins Auge. 
Im weiteren Sinne kann die „YouTubers Union“ (YTU) aber durchaus 
als ֦Union“ begriffen werden, die zunächst als Internetbewegung entstand, 
geteilte Interessenlagen der YouTuber*innen identifizierte und sich erfolg­
reich durchsetzte und über die Formalisierung als Verein bei der IG Metall 
(IGM) eine auf Dauer gestellte Einrichtung wurde.

Nachfolgend untersuchen wir den Entwicklungsverlauf der ֦YouTubers 
Union“ (YTU) von ihrer Gründung als Internetbewegung bis hin zur For­
malisierung des FairTube e.V. als eingetragener Verein nach deutschem 
Recht.

Der Beitrag argumentiert, dass die Plattformwirtschaft nicht per se 
gänzlich neue oder vorindustrielle Interessenvertretungspraktiken erfordert 

1 Wir danken Sarah-Laureen Musalf für das hilfreiche Redigieren des Textes. Für redak­
tionelle Bearbeitung danken wir Enrico Floris und Monika Molski.
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(Vallas und Schor 2020; Griesbach, Reich, Elliott-Negri, Milkman 2019; 
Milkman, Elliott-Negri, Griesbach, Reich 2020). Letztlich geht es einer­
seits darum, Rückhalt und Legitimität der Betroffenen für Interessenver­
tretungsstrategien zu gewinnen; andererseits muss die Kooperation von 
Organisationen ermöglicht werden, die die Machtquellen besitzen, das Ver­
handlungsgegenüber zu Zugeständnissen zu zwingen. Die IG Metall-YTU-
Kooperation in der FairTube-Kampagne ist ein eindrückliches Beispiel für 
die Erfolgschancen derartiger Strategien. Ob dies durch traditionelle Ge­
werkschaften, soziale Bewegungen oder spontane Aktionen bewerkstelligt 
werden kann, ist fallabhängig. Trotz der Erfolge der Kooperation haben es 
die Gewerkschaften bislang versäumt, die FairTube-Kampagne als Vorlage 
für die Regulierung weiterer Bereiche in Anschlag zu bringen.

Im Folgenden werden zunächst aktuelle Entwicklungen im Feld der 
Plattformwirtschaft nachgezeichnet. Danach wird ein chronologischer 
Überblick, ausgehend von der Gründung der „YouTubers Union“ (YTU) 
über die Kooperation mit der IG Metall (IGM) bis zur Gründung von 
FairTube e.V., gegeben. Darauf aufbauend wird entlang der aktuellen wis­
senschaftlichen Debatte diskutiert, inwiefern FairTube als Alternative zur 
gewerkschaftlichen Interessenvertretung angesehen werden kann. Abschlie­
ßend resümiert und reflektiert der Beitrag die aktuellen Forschungsergeb­
nisse.

2. Arbeit und kollektive Interessen in der Plattformwirtschaft

Die Ausweitung der digitalen Plattformökonomie geht mit Veränderungen 
von Arbeit und Beschäftigung einher, die gravierende Auswirkungen so­
wohl auf die in diesem neuen Segment tätigen Crowdworker*innen als 
auch auf nationale Strukturen der Erwerbsregulierung besitzen (Graham, 
Hjort, Lehdonvirta 2017). Crowdwork ist in aller Regel eine prekäre Be­
schäftigungsform, bei der die Erwerbstätigen weder ein auskömmliches 
Einkommen noch Zugangsrechte zu sozialen Sicherungssystemen erwer­
ben. Als Ursache wird in der Literatur gemeinhin die Marktmacht großer 
Plattformunternehmen betrachtet, die in der Lage sind, diese Marktmacht 
auf weitgehend unregulierten Online-Arbeitsmärkten („Plattformen“) zu­
lasten der Leistungserbringenden einzusetzen. Die Schutzbedürftigkeit der 
Crowdworker*innen wird durch staatliche und verbandliche Ansätze bis­
lang kaum adressiert. Zum einen sind Crowdworker*innen in der Regel 
Solo-Selbständige; arbeitsrechtliche Bestimmungen, die abhängig Beschäf­
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tigten ein gewisses Schutzniveau gewähren, greifen in diesem Segment 
daher meist nicht (Hensel, Schönefeld, Kocher, Schwarz, Koch 2019). Zum 
anderen wird die kollektiv-verbandliche Organisation sozial aber auch 
rechtlich erschwert. Dies zeigt sich in besonderer Weise daran, dass die 
klassischen Bedingungen für die Entstehung von Solidarität und kollektiver 
Interessenvertretung, wenn überhaupt, nur stark eingeschränkt vorhanden 
sind. Erstens ist eine Betriebsorganisation, in der Beschäftigte sozial-räum­
lich dauerhaft interagieren und sich tagtäglich als „Kollektiv“ erleben, nicht 
vorhanden. Zweitens fehlt die eindeutige Zugehörigkeit zu einem Beruf, 
der eine gemeinsame Identität stiftet und geteilte Erfahrungen von Miss­
ständen in der konkreten Arbeit erfahrbar macht. In diesem besagten Feld 
ist die Bildung von Verbänden unter kartell- bzw. wettbewerbsrechtlichen 
Gesichtspunkten zudem schwierig und die Gründung einer Gewerkschaft 
ist für YouTuber*innen (Selbstständige) nicht möglich. Drittens erschweren 
Strategien der Plattformen die Kommunikation und Interessenformierung 
unter den Crowdworker*innen. Viertens finden sich verbandliche „Organi­
sationshilfen“ bislang nur in sehr geringem Ausmaß.

Ungeachtet dessen sind in den letzten Jahren vielfältige Formen kollek­
tiver Gegenbewegungen bzw. Interessenvertretungen entstanden (Heiland 
2020). Hierzu zählen die Gründung von Betriebsräten (BR) bei Kurier­
diensten oder die Ausdehnung gewerkschaftlicher (Beratungs-) Angebote 
für Plattformarbeit (Haipeter und Hoose 2019). Auch finden sich gänz­
lich neue Praktiken der Interessenwahrnehmung, die zum Teil selbst auf 
Plattformen basieren und sich jenseits der etablierten Institutionen des 
deutschen dualen Systems der Interessenvertretung konstituieren (z. B. In­
ternetforen oder technische Plug-Ins) (Irani und Silberman 2013; FairTube 
2019). Obgleich bereits einige Analysen zu derartigen Initiativen vorliegen, 
ist bislang nur wenig über die Entstehungsbedingungen und Erfolgschan­
cen kollektiver Interessenvertretung in der Plattformökonomie bekannt. 
Dies betrifft insbesondere das Wechselspiel zwischen Gewerkschaften und 
neuen Formen der Interessenvertretung.

Vor diesem Hintergrund thematisiert der Beitrag die Bedingungen, 
Praktiken und Wirkungen emergierender kollektiver Interessenvertretungs­
strukturen von Erwerbstätigen, die als Solo-Selbständige ihre Arbeitskraft 
auf digitalen Plattformen anbieten. Im Zentrum steht die im Jahr 2018 
gegründete „YouTubers Union“ (YTU) als neue Form der Interessenvertre­
tung der „Content Creators“ und die ein Jahr später initiierte Kooperation 
mit der IG Metall (IGM), die zwischenzeitlich kaum zu erwartende Erfolge 
verzeichnete.
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Der Fall ist in zweierlei Hinsicht bemerkenswert: Erstens sind aufgrund 
der Beschäftigungsform, der Arbeitsorganisation und der Orientierungen 
der Creators kollektive Aktionen kaum zu erwarten. Denn die Creators 
sind Solo-Selbständige, die sich oft als kreative „Avantgarde“ oder Künst­
ler*innen begreifen und sich in hohem Maße mit ihrer Arbeit (Videopro­
duktion und Videos) identifizieren. Bezüglich der Beschäftigungsform agie­
ren sie dezentral und ohne Kontakt zueinander, konkurrieren aber um die 
Aufmerksamkeit der Video-Konsumierenden und um finanzielle Ausschüt­
tungen der Plattform – zentrale Bedingungen für die Herausbildung kol­
lektiver Interessenvertretungen oder Solidarität liegen hier nicht vor. Eine 
kollektive Organisation als Gewerkschaft ist aufgrund ihrer Solo-Selbstän­
digkeit (fehlender Arbeitnehmerstatus) nicht möglich und eine verbandli­
che Organisation wettbewerbs- und kartellrechtlich erschwert (Mohr 2019).

Zweitens handelt es sich um eine eher ungewöhnliche und durchaus ris­
kante Kooperation. Denn die IG Metall (IGM) bewegt sich recht eindeutig 
in der Sphäre der Kreativwirtschaft und demnach außerhalb der eigenen 
Domäne; die YouTubers Union kooperiert mit einer bürokratischen Inter­
essenorganisation des ausgehenden Industriezeitalters. Für beide Organisa­
tionen birgt es Gefahren für die Legitimität und den Rückhalt ihrer Basis, 
Ressourcen in eine Kooperation mit ungewissen Folgen zu investieren.

Während die grundlegenden Strukturen der YouTubers Union und 
die Kooperation mit der IG Metall (IGM) und das Kooperationsprojekt 
„FairTube“ bereits betrachtet wurden (Niebler und Kern 2020; Hertwig 
und Witzak 2022), hat die konkrete Arbeitsweise, Leistung und Einordnung 
der Organisation FairTube wenig Aufmerksamkeit erhalten. Der Beitrag 
untersucht daher die folgenden Fragestellungen: Ist der FairTube e.V. ein er­
folgversprechendes Modell für die Interessenvertretung und Verbesserung 
der Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen der Content Creators – und 
darüber hinaus sogar im weiteren Feld der Plattformarbeit?

Zur Beantwortung der Fragestellung(en) greifen wir auf bestehende Stu­
dien zum thematischen Bereich sowie auf unsere eigene Primärerhebung 
von 56 Online Artikeln zurück (in deutscher, spanischer und englischer 
Sprache), die aus dem Pressearchiv der FairTube-Kampagne gewonnen 
und zwischen dem 26. Juli 2019 (Veröffentlichung der Forderungen auf 
YouTube) und dem 29. Mai 2020 (Verflachung der medialen Debatte) 
veröffentlicht wurden. In einem weiteren Schritt wurden die Daten aus 
dem Publikationsarchiv auf Lücken und mögliche politische Filter geprüft. 
Des Weiteren haben wir sieben Expert*inneninterviews (IG Metall (IGM), 
FairTube e. V., Youtubers Union und WBS Legal Rechtsanwaltsgesellschaft) 
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zwischen 2019 und 2023 mit einer Dauer von 30 bis 80 Minuten erhoben, 
die wir inhaltsanalytisch ausgewertet haben. Außerdem analysierten wir die 
Texte von zwei Präsentationen, die unsere befragten Expert*innen gehalten 
hatten. Die Datensammlung umfasste auch 15 für unsere Forschungsfra­
ge relevante Videos der YouTube-Kanäle „Slingshotchannel“ und „FairTu­
beeV“ sowie zusätzliche Kontextinformationen von der FairTube-Kampa­
gnenwebsite und der Facebook-Gruppe FairTube/The YouTubers Union.

3. Chronologie: von der Kooperation hin zur Organisation

Als Ausgangspunkt für die Gründung der YouTubers Union kann die 
sogenannte „Adpocalypse“, ergo die Veränderung der (algorithmischen) 
Steuerung der Video-Plattform YouTube, identifiziert werden. Zwischen der 
Plattform YouTube und den Creators besteht zwar prinzipiell eine wechsel­
seitige Abhängigkeit. Ein deutliches Machtungleichgewicht zugunsten der 
Plattform resultiert jedoch daraus, dass YouTube in der Lage ist, die Regeln 
und damit auch die Zahlungsbedingungen festzulegen. So wurden und 
werden Videos zum Teil ohne Vorankündigung als „für Werbung nicht 
geeignet“ eingestuft ergo demonetarisiert, zensiert oder gelöscht. Dieser 
Prozess bahnte sich bereits im September 2016 an und gipfelte im März 
2017 in der sogenannten „Adpocalypse“, die letztlich massive Einnahme­
verluste bei zahlreichen Creators bewirkte. Ausgangspunkt war ein Eklat, 
der dadurch entstand, dass mehrere Werbeanzeigen von Unternehmen in 
antisemitischen oder rassistischen Videos geschaltet wurden. Durch die 
folgenden Kündigungen von Werbeanzeigen büßte YouTube in erheblichem 
Maße Werbeeinnahmen ein und entschied sich für eine Verschärfung der 
Video-Kontrolle. Diese neuartige, für die Creators weitestgehend intrans­
parente Überprüfung beinhaltete eine indirekte Inhaltsmoderation, die 
unmittelbar den Erfolg eines Videos beeinflusste und zu massiven Einnah­
meverlusten oder gar Kanalabschaltungen bei Creators führte. Versuche 
der Creators, mit YouTube in Kontakt zu treten, um beispielsweise eine 
Überprüfung pauschaler Ausschlüsse der Kanalabschaltung zu erwirken, 
blieben erfolglos (Hertwig und Witzak 2022).

Ein deutscher Creator gründete im März 2018 die Facebook-Gruppe der 
YouTubers Union, der in kurzer Zeit über 15. 000 Personen beitraten (Stand 
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2025:  25.443  Personen2).  Mitglieder  der  Gruppe  waren  Creators  sowie 
YouTube-Zuschauer*innen. Gemeinsam sollten auf dieser Basis Strategien 
gegen die Maßnahmen von YouTube erörtert werden. Dabei übernahm der 
YouTubers Union-Gründer die Administration und die Vertretung der Grup­
pe nach außen. Ein erster (Teil-)Erfolg waren Gespräche mit YouTube am 
Schweizer und am US-amerikanischen Hauptsitz des Unternehmens,  die 
jedoch  lediglich  zu  informellen  Zugeständnissen  führten  (E01_igm; 
E02_ytu).

Ein bedeutsames Ereignis war die Labor.A-Konferenz der Hans-Böck­
ler-Stiftung im September 2018, bei der es zum Kontakt zwischen dem 
Y֦ouTubers Union“ (YTU)-Gründer und der IG Metall (IGM) kam 
(E01_igm, E02_ytu).3 Ausgehend von dieser ersten Vernetzung fanden wei­
tere Gespräche statt, und am 22. Juli 2019 wurde die gemeinsame Kampa­
gne FairTube offiziell bekannt gegeben.

Im Anschluss daran übermittelte die Kampagne am 26. Juli 2019 ein 
gemeinsames Schreiben mit Forderungen und einer Rückmeldungsfrist 
bis zum 28. August 2019 an YouTube. Gleichzeitig stellte FairTube ein 
YouTube-Video ein, in dem der „YouTubers Union“ (YTU)-Gründer, die 
damalige zweite Vorsitzende der IG Metall (IGM) und ein Arbeitsrechtler 
aus dem gewerkschaftsnahen Hugo-Sinzheimer-Institut die an YouTube 
adressierten Forderungen erläuterten (E06_Hugo_Sinzheimer_Institut). 
Die erste Forderung bezog sich auf transparente Entscheidungskriterien, 
die eine Auswirkung auf die Sichtbarkeit, Zensur und Monetarisierung 
von Videos haben. Zweitens wurden begründete Regeln gefordert, die 
es ermöglichen, Einzelentscheidungen nachzuvollziehen. Drittens sollte 
YouTube menschliche Ansprechpartner*innen für die Creators bereitstel­
len. Die vierte Forderung bezog sich auf die Einrichtung einer unabhän­
gigen Schlichtungsstelle, und die fünfte fokussierte die Partizipation der 
Creators in der Form eines Beirates.

Diese Forderungen wurden mit drei Sanktionsoptionen für den Fall der 
Weigerung YouTubes, in Gespräche einzutreten, unterfüttert. Erstens droh­
te die Kampagne mit einer Klage gegen YouTube aufgrund des Verdachts 
der Scheinselbstständigkeit der Creators. Der zweite Punkt bezog sich auf 
eine Klage wegen des Verstoßes gegen die europäische Datenschutzgrund­
verordnung. Drittens drohte die Kampagne mit massiver öffentlicher Kritik 
in Form eines „Shitstorms“ (E01_igm; E02_ytu).

2 https://www.facebook.com/groups/youtuberunion/; letzter Zugriff: 13.1.2025.
3 https://youtu.be/ztgx8UTfRkQ?si=SkvtFwgEW-HafTJX.
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Erstmalig reagierte YouTube auf diese Forderungen in einer ausführlichen 
Stellungnahme am 30. Juli 2019, gefolgt von einer Antwort des Mutterunter­
nehmens Google am 28. August 2019. Die Einladung zu einem Gespräch 
wurde seitens der IG Metall (IGM) und „YouTubers Union“ (YTU) ange­
nommen. Eine Woche vor dem geplanten Termin sagte YouTube/Google 
Deutschland das Gespräch jedoch mit der Begründung ab, die „YouTubers 
Union“ (YTU) besäße keinen offiziellen Gewerkschaftsstatus, und die Crea­
tors seien keine Arbeitnehmer*innen (E01_igm; E02_ytu):

Die Begründung war, das sei formal keine Gewerkschaft. Die würden 
auch formal keine Tarifverhandlungen führen, weil das keine Arbeitneh­
mer sind. Sie haben die Legitimität der Facebookgruppe bestritten […] 
Sie haben auch Ansinnen unsererseits verneint, wo wir gesagt haben: 
Sollen wir denn einen anderen YouTuber mitbringen? Das wollten sie 
auch nicht. (E01_igm).

In Anbetracht dessen führte die Kampagne FairTube am 17. und 18.10.2019 
eine Abstimmung in der Facebookgruppe der „YouTubers Union“ (YTU) 
durch. Gegenstand der Abstimmung war die Frage, ob das Gespräch 
mit Google Deutschland auch ohne Teilnahme von Vertreter*innen der 
„YouTubers Union“ (YTU) stattfinden sollte. Hier entschieden sich die 
Mitglieder mehrheitlich gegen die Teilnahme an dem Gespräch (E01_igm; 
E02_ytu). Als Konsequenz bereitete die Kampagne die angedrohten Kla­
gen vor und organisierte mehrere Aktionen gegen die Plattform, darunter 
vor allem eine breite Öffentlichkeitsarbeit, Streikformen der Creators so­
wie einen „Shitstorm“, bei dem mehrere Hundert Teilnehmende ab dem 
11.11.2019 postalische Einschreiben an die YouTube-Zentrale verschickten 
(E02_ytu).

Diese Maßnahmen zeigten Wirkung: Am 9.3.2020 gab FairTube die Auf­
nahme von Gesprächen mit YouTube bekannt. Zu den Themenbereichen 
wurde eine Liste mit einfachen und konkreten Vorschlägen erarbeitet und mit 
den Verantwortlichen bei YouTube diskutiert. Mehrere Folgegespräche, an 
denen verschiedene weitere Creators teilnahmen, führten letztlich zu (Teil-) 
Erfolgen in den bezeichneten Themenfeldern und zur  Umsetzung vieler 
Forderungen, was das folgende Zitat und Tabelle 1 nochmals verdeutlichen:

Wir hatten ja fünf ursprüngliche Forderungen gestellt. […] Also in eini­
gen Punkten haben wir fast einhundert Prozent Erfolg, gerade in einem 
Punkt haben wir im Prinzip unsere Forderungen komplett durchsetzen 
können und in anderen Punkten haben wir zumindestens Fortschritte, 
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auch wenn wir da noch nicht am Ziel sind, aber zumindestens hat 
es Bewegung gegeben. Daher haben wir eigentlich bisher ein positives 
Resümee gezogen. […] Und da waren wir natürlich auch massiv betei­
ligt, immer wieder auch die Creators dazu geholt, die betroffen sind. 
(E02_ytu).

Kritik und Forderungen der YTU sowie Zugeständnisse seitens YT

Kritik Situation 
vor FairTube-Kam­
pagne

Umsetzung der For­
derungen während 
der FairTube-Kam-
pagne

Relevanz im 
FairTube e.V. 
(ab ca. 2021)

1 Fehlende 
Transpa­
renz

Regeln, Kategori­
sierungen, Bewer­
tungen, Algorith­
men, Zahlungsströ­
me sind intranspa­
rent (z. B. Subscri­
ber werden nicht 
benachrichtigt, Ana­
lytics unzureichend)

Algorithmen werden 
umfangreich erläutert
Subscriber-֦Bugs“ wur­
den auf Feedback der 
„YouTubers Union“ 
(YTU) hin gefunden 
und beseitigt, Analytics 
wurde erweitert

Transparente Regeln 
etabliert

2 Klare 
Regeln

Regelwerke im Hin­
blick auf „erlaub­
te“ und monetari­
sierbare Videoinhal­
te vage („Gummi­
paragrafen“), keine 
Beispiele/ Begrün­
dungen

Massive Erweiterung 
der Monetarisierungs­
richtlinie (unter Mit­
wirkung der ֦YouTubers 
Union“ (YTU)), An­
kündigung von Ände­
rungen Selbstzertifizie­
rungen mit Feedback

Für die meisten 
Creators sind ak­
zeptable Regeln eta­
bliert und werden 
umgesetzt

3 Kommuni­
kation / 
menschli­
che An­
sprech- 
partner

Verantwortliche 
„ducken sich weg“; 
keine Kommunika­
tion mit YT möglich

Ariel Bardin (Former 
VP Creator Products) 
und andere Manager 
stellen sich öffentlich 
vor und beantworten 
Fragen (gegenwärtig 
nicht mehr)
YT betreut Creators 
öffentlich auf Twitter
„YouTubers Union“ 
(YTU)-Gründer fun­
giert als „Ombuds­
mann“ und Vermitt­
ler (gegenwärtig nicht 
mehr)

Kommunikations­
kanäle funktio­
nieren, menschli­
che Ansprechpart­
ner*innen eingesetzt

Tabelle 1:
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Kritik Situation 
vor FairTube-Kam­
pagne

Umsetzung der For­
derungen während 
der FairTube-Kam­
pagne

Relevanz im 
FairTube e.V. 
(ab ca. 2021)

4 Unabhän­
gige 
Schlich­
tung

Keinerlei Einfluss­
nahme auf fina­
le Entscheidungen 
bzgl. Löschungen 
und Demonetarisie­
rungen

Direkten Zugriff auf 
Top-Level Entschei­
dungsträger und „Se­
nior Raters“ (gegen­
wärtig nicht mehr)
„YouTubers Union“ 
(YTU) ist eine 
neue Instanz zur Prü­
fung unfairer Ent­
scheidungen

Zentrales Aktionsfeld 
des Vereins:
FairTube e.V. und 
WBS Legal als neue 
Instanzen zur Bear­
beitung von Streitfäl­
len (Kontaktaufnah­
me mit YT)

5 Mitsprache YT stellt die Crea­
tors vor vollendete 
Tatsachen (Diskus­
sion unerwünscht), 
keine Mitbestim­
mung, kein beraten­
des Gremium von 
Creators

YT ist Mitglied 
der Facebook-Grup­
pe geworden (und er­
hält offiziell Informa­
tionen, die in der 
Gruppe geteilt wer­
den)
YT bittet YTU vor 
Entscheidungen offi­
ziell um Feedback 
bzgl. Neuerungen

Der Verein ist aktuell 
dabei, einen Beirat zu 
gründen, welcher ein 
beratendes Gremium 
für YT sein soll.

6 Weiterbil­
dung und 
Rechts-
beratung

Keine sichtbaren 
Anlaufstellen für 
rechtliche Beratung 
und Weiterbildung 
im Bereich der 
Plattformökonomie 
für Creators durch 
kollektive Akteure

Etablierung Beratung 
für Creators durch 
die IGM und die 
YTU

Individuelle Beratung 
für Creators durch 
den Verein
Weiterführende 
(Rechts-) Beratung 
durch Partner (WBS 
Legal)
Web-Seminare zum 
Thema Content 
Creation oder Platt­
formarbeit für Ver­
einsmitglieder

Quelle: Präsentation YTU vom Juli 2020; E02_ytu; E03_ytu; E04_igm und 
E07_WBS_Legal (eigene Erhebungen).

Mittlerweile hat die Kooperation im Februar des Jahres 2021 einen gleich­
namigen Verein, den FairTube e.V., nach deutschem Recht gegründet und 
ihre Strukturen dadurch formalisiert. Sitz des Vereins ist die IG Metall 
(IGM)-Zentrale in Frankfurt am Main. Kontaktweg ist die Website, in der 

Entwicklungsperspektiven der Mitbestimmung im digitalen Zeitalter.

389

https://doi.org/10.5771/9783748953081 https://www.inlibra.com/de/page/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/9783748953081 
https://www.inlibra.com/de/page/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


Creators Hilfestellungen in Anspruch nehmen können. In der Anfangspha­
se verfügte der Verein bereits über 12. 000 Mitglieder aus verschiedenen 
Ländern (E04_igm). Die Gründung sollte zum einen eine hybride Struktur 
der Interessenvertretung im Feld verankern und zum anderen die Vorteile 
einer Gewerkschaft und einer sozialen Internetbewegung verbinden, was 
sich nochmals an den beiden folgenden Zitaten dokumentiert:

YouTube USA würde halt nie mit einer Gewerkschaft reden und Google 
Deutschland nie mit der YouTubers Union reden, dies ist sehr genau 
der Punkt, weshalb wir sagen, gut, dann verschmelzen wir halt alles auf 
FairTube. (E04_igm).

Nur ist es eben nicht die IG Metall (IGM) selbst, sondern eben ein 
eingetragener Verein, eben weil man da andere Möglichkeiten hat zum 
Beispiel und dass man international auftreten darf. Das darf die IG Me­
tall (IGM) nicht. Die IG Metall (IGM) ist ja ein zutiefst deutsches Unter­
nehmen und darf sich als Gewerkschaft im Ausland nicht betätigen. Das 
ist bei so einem FairTube e.V. natürlich anders. (E05_former_ytu)

Der Verein FairTube möchte, nach seinen eigenen Angaben, für Fairness, 
Transparenz, Rechenschaftspflicht, Dialog, Diskriminierungsfreiheit und 
demokratische Teilhabe für alle Plattformarbeiter*innen stehen, ergo über 
nationale Grenzen hinweg (E03_ytu). Dabei bietet die Organisation ihren 
Mitgliedern drei wesentliche Serviceleistungen. Erstens eine Unterstützung 
bei Problemen, wie der Demonetarisierung eines Videos, eines Kanals oder 
bei Verwarnungen wegen eines Verstoßes gegen die Community-Richtli­
nien auf YouTube (Strike). Zweitens eine juristische Erstberatung nach 
deutschem Recht in Kooperation mit der Kanzlei WILDE BEUGER SOL­
MECKE (WBS Legal) und drittens Web-Seminare zu den Themen „Platt­
formarbeit“ und „Content Creation“ (E07_WBS_Legal; E03_ytu). Die Ko­
operation wurde im Jahr 2021 mit einem Kooperationsvertrag zwischen der 
Kanzlei und FairTube gestartet. Dabei war WBS Legal für FairTube ein 
attraktiver Partner, denn der deutsche Rechtsanwalt und Partner bei WBS 
Legal Christian Solmecke ist ebenso ein sehr erfolgreicher und etablierter 
YouTube Creator (1,03 Millionen Abonnenten, 4.275 Videos seit 2010). Die­
ser Schritt war für FairTube besonders wichtig, da sie in ihrer Konstitution 
als Verein nicht vollumfänglich rechtlich beraten dürfen. Hierbei reicht das 
Spektrum von kleinen juristischen Fragen bspw. zum Urheberrecht bis hin 
zu Klagen und einer juristischen Vertretung vor Gericht. Die Bezahlung für 
kleinere juristische Arbeiten der Kanzlei erfolgt nach festgelegten Pauscha­

Markus Hertwig und Patrick Witzak

390

https://doi.org/10.5771/9783748953081 https://www.inlibra.com/de/page/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/9783748953081 
https://www.inlibra.com/de/page/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


len über FairTube. Umfangreiche juristische Verfahren und Klagen eines 
FairTube-Mitglieds/Madant*in können nach Absprache zwischen FairTube 
und WBS Legal finanziell von FairTube unterstützt werden. Wobei die ur­
sprünglichen Problematiken wie bspw. die Kommunikation über menschli­
che Ansprechpersonen seit dem Erlass des Gesetzes über digitale Dienste 
der Europäischen Union deutlich weniger geworden sind (E07_WBS_Le­
gal).

Im April des Jahres 2021 wurde bekannt, dass Christoph Krachten 
(deutscher Autor, Journalist und YouTube-Unternehmer sowie Webvideo­
produzent) die Rolle des ehemaligen „YouTubers Union“ (YTU)-Gründers 
übernehmen wird. Der ehemalige Gründer der „YouTubers Union“ (YTU) 
schied in diesem Zuge aus der Organisation aus. Hintergrund waren eini­
ge Spannungen im Verhältnis zwischen der IG Metall (IGM) und ihm 
hinsichtlich seiner von manchen als kontrovers eingeschätzten Tätigkeit als 
„Waffenhändler“ und Influencer in diesem Bereich:

ich habe mir dann überlegt, was ich jetzt tun soll. Also man hätte na­
türlich auch sagen können, dass ich da weiter mitmache. Aber dann 
hätte ich die ganze Sache gefährdet. Dann habe ich mir gedacht, also 
dann zieh mich da zurück. Es war ja auch so, dass auf dem Wege eine 
Spaltung möglich gewesen wäre, wieder zurückzukehren zu den alten 
Strukturen. Das war aber für mich von der Arbeit her alleine nicht mehr 
zu gewinnen. Das war einfach mittlerweile so viel geworden, dass ich das 
ganz alleine auch nicht mehr stemmen konnte. (E05_former_ytu).

Der ehemalige Gründer nimmt eher eine protektionistische Sichtweise ge­
genüber den geschaffenen Intressenvertretungsstrukturen ein, was er sich 
angesichts seiner Reichweite auf YouTube in der Kombination mit seinem 
Waffenhandel ohne finanzielle Probleme erlauben kann (E05_former_ytu). 
Mit dem Ausscheiden verzeichnete sich eine deutliche Verschiebung in 
der medialen Aktivität von FairTube. So werden kaum medial wirksame 
Aktionen vorgenommen, sondern vielmehr eingereichte Problemfälle der 
FairTube Mitglieder bearbeitet.

Vor diesem Hintergrund arbeitete FairTube zwischen September 2021 
und März 2022 30 von insgesamt 41 eingereichten Fällen ihrer Mitglieder 
ab. Hierbei prüft FairTube bei einer Anfrage zunächst, ob diese einen 
genuinen Grund beinhaltet, um einzuschreiten. Falls kein genuiner Grund 
vorliegt, wird der Fall abgelehnt. Ebenso endet die Bearbeitung, wenn 
der jeweilige Creator, der seinen Fall eingereicht hat, einige Zeit nicht 
mehr auf die Korrespondenz mit FairTube reagiert, unzureichende Infor­
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mationen geteilt werden oder Falschinformationen auffallen. Ein wichti­
ger Prüfschritt bezieht sich auf den Kompetenzrahmen, den FairTube als 
Organisation bieten kann. Dies bezieht sich bspw. auf die bereits oben 
erwähnten speziellen rechtlichen Aspekte oder Klagevorhaben, die die Or­
ganisation nicht allein durchführen kann. In diesen Fällen wird die Kanzlei 
WBS Legal kontaktiert und der Fall an diese übergeben, was im letzten 
Berichtszeitraum in drei Fällen vorkam. Insgesamt konnte bei 11 Fällen eine 
Entscheidung zugunsten des jeweiligen Creator erreicht werden. Hiervon 
wurden drei Fälle bereits ohne die Mediation durch FairTube von YouTube 
eigenständig gelöst (E03_ytu). Diese Erfolge waren möglich, obwohl die 
ursprünglich eingerichteten Kontakte des ehemaligen YTU-Gründers zum 
mittleren Management (Senior-Reviewers) bei YouTube weggebrochen 
sind. So funktioniert die Korrespondenz mit YouTube für WBS Legal so­
wie für FairTube über die herkömmlichen Kontaktmöglichkeiten (Creator-
Support), die auch die Creators haben (E07_WBS_Legal; E04_igm).

Kern der Problemfälle betraf den am häufigsten vorkommenden Grund 
der Demonetarisierung von Videos und die fehlende sowie unzureichende 
Kommunikation mit YouTube bezüglich dieses Sachverhaltes. Des Weiteren 
wurden Fälle im Bereich der Belästigung bearbeitet (bspw. Mobbing oder 
Rufschädigung), Verstöße gegen die Community-Richtlinien oder externe 
ungültige Zugriffe auf Kanäle und damit verbundene Sperrungen und Ver­
warnungen (Strikes).

Eine der letzten medial wirksamen Aktionen der Organisation war die 
Beschwerde gegen YouTube wegen diskriminierender Shadowbans von In­
halten privater Creators bei der Medienanstalt in Deutschland, was von 
FairTube auf der re:publica Konferenz im Jahr 2022 nochmals vorgestellt 
wurde. Die für die Regulierung von Medienplattformen zuständige deut­
sche Medienanstalt fordert eine diskriminierungsfreie Auffindbarkeit jour­
nalistisch-redaktioneller Inhalte. Seit November 2020 gilt für YouTube in 
Deutschland ein Transparenzgebot und ein Diskriminierungsverbot, das 
eine faire Behandlung sicherstellen soll. FairTube kritisiert, dass YouTube 
bei der Schlagwortsuche Inhalte großer Medienunternehmen bevorzugt 
und private Kreative benachteiligt, was den Kern der Beschwerde ausmacht 
(E03_ytu). Unsere aktuelle Recherche, einschließlich der E-Mail-Abfrage, 
ergab, dass es zum jetzigen Zeitpunkt kein Ergebnis bezüglich dieser Be­
schwerde gibt und sich im oben beschriebenen Arbeitsmodus von FairTube 
e.V. nichts Auffälliges geändert hat.
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Chronologie

Datum Ereignis
9/2016 „Adpocalypse“

3/2018 Gründung YTU als Facebookgruppe

9/2018 „Labora“-Tagung – Zusammentreffen von 
„YouTubers Union“ (YTU) und IG Metall (IGM)

7/2019 Start der FairTube-Kampagne

8/2019 Erste Kontakte mit YouTube-Plattform

11/2019 Shitstorm (Briefaktion an YouTube Stammsitz)

1/2021 „YouTubers Union“ (YTU) ca. 27.600 Mitglieder auf 
Facebook

2/2021 Gründung des Vereins „FairTube e.V.“

3/2022 FairTube bearbeitet 30 von insgesamt 41 eingereich­
ten Problemfällen ihrer Mitglieder

9/2022 FairTube legt Beschwerde gegenüber YouTube wegen 
Shadowbans ein

Quelle: Eigene Darstellung auf der Grundlage der Datenauswertung.

4. Fazit: FairTube als Alternative zur gewerkschaftlichen 
Interessenvertretung?

Die ֦YouTubers Union“ (YTU) und die FairTube-Kampagne belegen die Er­
folgschancen von Interessenvertretung in der digitalen Plattformwirtschaft. 
Schauen wir auf die Erfolgsfaktoren der untersuchten Bewegung, so lässt 
sich konstatieren: Die Erfolgsrezepte der digitalen Ära sind die gleichen wie 
im Fordismus und Postfordismus: Sie liegen darin, die Unterstützung der 
betroffenen (Plattform-) Arbeitenden zu gewinnen und die Machtquellen 
zu aktivieren, die den Verhandlungspartner zu Zugeständnissen bewegen. 
Unbestritten ist aber auch, dass diese Bedingungen in der digitalen Wirt­
schaft ungleich schwieriger herbeizuführen sind:

• Auf der Seite der (Plattform-) Arbeitenden ist es notwendig, die 
mannigfaltigen Fragmentierungen zu überwinden, die das Feld 
charakterisieren: hierzu zählen räumliche, nationale, sprachliche und 
berufskulturelle Barrieren. Der „YouTubers Union“ (YTU) gelang es vor 
allem durch das Engagement des ֦YouTubers Union“ (YTU)-Gründers, 
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die Interessen der Creators zu adressieren, die Öffentlichkeit zu mobili­
sieren und eine soziale Bewegung zu formieren (vgl. Kelly 1998). Der 
Rückhalt der Bewegung manifestierte sich vor allem in der Mitglieder­
zahl der Facebookgruppe und in der Beteiligung an kollektiven Aktionen 
wie dem Shitstorm.

• Die Aktivierung ausreichender Machtquellen wäre ohne die Kooperation 
zwischen IG Metall (IGM) und ֦YouTubers Union“ (YTU) nicht möglich 
gewesen. Die Kooperation ermöglichte es, die Limitationen der beiden 
Organisationen zu kompensieren: Die IG Metall (IGM) konnte ihre 
weitreichenden gesellschaftlichen Machtquellen mobilisieren und eine 
plausible Drohkulisse entfalten. Die „YouTubers Union“ (YTU) konnte 
die Creators aktivieren, was für die IG Metall (IGM) – als Organisation 
aus einer völlig anderen Domäne – kaum möglich gewesen wäre.

Anders als andere soziale Bewegungen ist die FairTube-Kampagne nicht 
֦im Sande verlaufen“, was für andere Bewegungen, die in einer aktivis­
tisch-zivilgesellschaftlichen Umwelt der Regulierung von Arbeit aktiv sind, 
durchaus charakteristisch ist (Witzak 2024). Die Formalisierung in Form 
eines Vereins markiert den Übergang ins ֦Alltagsgeschäft“, in dem auf Basis 
erkämpfter Regeln der Zusammenarbeit zwischen YT und Creators selektiv 
auftretende Problemfälle bearbeitet werden.

Darüber hinaus bietet der Verein selektive Anreize (Olson 2016), wie 
individuelle Beratung oder die Teilnahme an Web-Seminaren, die die Mit­
gliedsentscheidungen positiv beeinflussen sollen. Der Einbezug der Kanzlei 
WBS Legal stellt eine weitere Ausdifferenzierung der Kooperation dar, die 
auf die Relevanz rechtlicher Beratungsleistungen zurückgeht. In diesem 
Stadium sind nicht mehr Drohkulissen und Öffentlichkeitsarbeit gefragt, 
sondern Expertise und Vermittlung bei Streitfällen.

Diese Organisationsform bietet den Vorteil, dass die Bewegung im Be­
darfsfall einfach reaktiviert werden könnte. Denn wie in der traditionellen 
Wirtschaft gilt auch hier: Es gibt keine Garantie, dass einmal erstrittene 
Verbesserungen auf Ewigkeit gelten; ungeachtet guter Verhandlungsergeb­
nisse, die in Vereinbarungen niedergelegt sind, können Arbeitgebende oder 
das Management Entscheidungen treffen, die die Interessen von Beschäf­
tigten nachhaltig tangieren. In diesen Fällen ist eine Reaktivierung der 
Bewegung erforderlich.

Die FairTube-Kampagne belegt, dass die Gewerkschaften auch im Kon­
text neuer Beschäftigungsstrategien innerhalb der Plattformwirtschaft kei­
neswegs an Bedeutung verlieren. Im Gegenteil: Als Organisationen und 
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Institutionen sind sie in vielfältige Netzwerke involviert; ihre Machtquellen 
und Einflusskanäle erlauben es ihnen, Macht auch für Belange zu akti­
vieren, die außerhalb ihrer Kerndomänen liegen. Dies sind unerlässliche 
Voraussetzungen, um die Lage der Arbeitenden in der digitalen Plattform­
wirtschaft zu verbessern. Allerdings: Gelingt es den Gewerkschaften nicht, 
die Arbeitenden direkt zu adressieren und ihren Rückhalt zu gewinnen, so 
müssen sie sich von ihrem Alleinvertretungsanspruch lösen. Denn dann 
sind andere Organisationen oder Bewegungen gefragt, die den sozialen 
Kontakt zur Basis herstellen. Auch dies illustriert unsere Studie: Die Mo­
bilisierung der YouTuber*innen gelang allein über die „YouTubers Union“ 
(YTU).

Die FairTube-Kampagne kann insofern ein Modell, ein Vorbild für Stra­
tegien zur erfolgreichen Regulierung innerhalb der Plattformwirtschaft dar­
stellen. Eine Herausforderung liegt darin, das Modell in andere Bereiche 
zu übertragen. Die Notwendigkeit, in diesem Feld aktiv zu werden, liegt 
auf der Hand und wurde auch erkannt (s. bereits Benner 2014), sie wird 
aber zu wenig in die Praxis umgesetzt. Die Zunahme von Plattformarbeit 
tangiert auch Bereiche der traditionellen Wirtschaft, die durch Outsourcing 
– Crowdsourcing – aus den gut regulierten Feldern der tradierten Wirt­
schaft verschwinden; diese üben Druck auf die Beschäftigten auch in gut 
regulierten Branchen aus.

Hier besteht für die Gewerkschaften Handlungsbedarf, als Initiatoren 
zu fungieren, die engagierte Akteure in den jeweiligen Feldern identifizie­
ren und aktivieren. Engagierte Crowdworker*innen im Feld, die man z. B. 
über ihre Aktivitäten in sozialen Medien oder Internetforen identifizieren 
kann (Hertwig, Holz, Lorig 2023), könnten den Rückhalt der Arbeitenden 
gewinnen. Dabei geht es nicht nur darum, Probleme zu identifizieren. Auch 
desaströse Arbeitsbedingungen werden von Arbeitenden oft gar nicht als 
solche erkannt und den Verursachenden zugeschrieben (Kelly, 1998). Hier 
muss ebenfalls Aufklärungsarbeit geleistet werden.

Gerade die deutschen Gewerkschaften verfügen – im Vergleich zu ande­
ren Akteuren, die für eine Regulierung im Feld in Betracht kommen – 
über bemerkenswerte Ressourcen, Know-how und Macht. Diese sollten sie 
nutzen, um als Initiatorinnen und als Koordinatorinnen aufzutreten und 
die Möglichkeiten der Regulierung auch für andere Plattformen auszuloten.
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Die Förderlinie Transformation der Hans-Böckler-Stiftung: 
wissenschaftsgestützte Praxisprojekte

Claudia Bogedan, Manuela Maschke und Christina Schildmann

1. Kontext und Ausgangspunkt

Digitale Transformation, Klimawandel, Energiekosten, Fachkräftebedarf, 
De-Industrialisierung – es gibt gegenwärtig viele Treiber und Dynamiken 
von Transformationsprozessen in der Arbeitswelt. Die Liste ließe sich 
beliebig fortsetzen. Was Ursachen und was Auswirkungen sind und wel­
che Ziele mit welchen Handlungskonsequenzen abzuleiten sind, darüber 
gehen die politischen Konzepte und Positionen weit auseinander (Mau, 
Lux, Westheuser 2023). Wir erleben gegenwärtig, wie Demokratie unter 
Druck gerät. Auch am Arbeitsplatz steht Mitbestimmung stark unter Druck 
(Dukes und Streeck 2023). Welche Sichtweisen sich durchsetzen, hängt 
nicht zuletzt von der Fähigkeit ab, sich in Diskurse einzubringen, sie zu 
gestalten. Es herrscht ein hoher Veränderungsdruck in Betrieben, Branchen 
und Regionen, was Menschen einerseits verunsichert und sie zugleich klare 
Erwartungshaltungen formulieren lässt (Schulz und Trappmann 2023).

Die ökologischen Klimaziele haben weitreichende Veränderungen in 
Wirtschaft und Gesellschaft zur Folge. Unser Ziel ist, die Auswirkungen in 
Arbeitswelt, Wirtschaft und Gesellschaft ganzheitlich zu denken, um eine 
grünere, sozialere und demokratischere Zukunft zu erreichen. Dabei muss 
der Wandel aktiv gestaltet werden: demokratisch, mitbestimmt und fair. 
Die gegenwärtigen Transformationsprozesse unterscheiden sich von bishe­
rigen Wandlungsprozessen, da sie zeitgleich viele gesellschaftliche Bereiche 
erfassen und miteinander verbinden und sehr dynamisch sind. In der For­
schung muss es daher darum gehen, das Besondere in den Transformati­
onsprozessen analytisch fassbar zu machen und die Art und Weise, wie da­
zu geforscht wird, hinsichtlich der sozialen Dimension zu beeinflussen. Die 
Transformation gelingt nur, wenn sie demokratisch, sozial und nachhaltig 
gestaltet wird. Davon sind wir überzeugt. Daher sind die Dimensionen 
Ökologie, Ökonomie und Soziales prinzipiell gleichrangig, wenngleich die 
Gleichrangigkeit realpolitisch immer wieder herausfordernd ist. Wenn es 
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um konkrete nachhaltige Gestaltung geht, treten Ziel- und Machtkonflikte 
auf.

In der Hans-Böckler-Stiftung geben wir der sozialen Dimension beson­
dere Aufmerksamkeit, weil (1) nachhaltige Veränderungen voraussetzen, 
dass es die gesellschaftlichen Rahmenbedingungen und Infrastrukturen 
ermöglichen, klimaneutral zu arbeiten und zu leben. (2) Veränderungen 
dürfen bestehende Verteilungsprobleme nicht verschärfen, weil ein steigen­
der Druck auf den sozialen Zusammenhalt zu beobachten ist. Außerdem 
müssen die Akteure der Mitbestimmung (3) frühzeitig unterstützt werden, 
um sich aktiv in die Gestaltung der Transformation einzubringen, bevor 
Entscheidungen getroffen wurden gegen die Belegschaften.

Der Rahmen für die sozial-ökologische Transformation ist daher auch 
so zu gestalten, dass demokratische Willensbildungs- und Entscheidungs­
prozesse breiter werden: Das ist mit Bezug zu Verhandlungsmechanismen 
der Arbeitswelt besonders wichtig. Wir sehen in ihnen auch einen in­
stitutionellen Erfolgsfaktor: Aufbauend auf der Organisationsstärke von 
Gewerkschaften, stehen mit der verfassten Mitbestimmung auf Betriebs- 
und Unternehmensebene und den tariflichen Regelwerken Instrumente zur 
Verfügung, um Veränderungsprozesse in Unternehmen und Branchen an­
zustoßen und zu gestalten sowie Verteilungsfragen auszuhandeln. Willens­
bildungs- und Entscheidungsprozesse beziehen sich darüber hinaus auch 
auf die politische Ebene, zivilgesellschaftliche Akteure, Organisationen und 
Verbände von der lokalen bis in die internationale Ebene. Die Leitthemen 
der Hans-Böckler-Stiftung transportieren den Wertebezug. Die Forschung 
selbst ist an den Standards wissenschaftlichen Arbeitens ausgerichtet, wie 
auch die Beratung Leitlinien wissenschaftlicher Politikberatung folgt.

Wie lassen sich die vielfältigen wirtschaftlichen, sozialen und gesell­
schaftlichen Veränderungsprozesse der Gegenwart gestalten? In welcher 
Weise lassen sich gesetzliche, tarifliche und betriebliche Handlungs- und 
Machtressourcen der Beschäftigten und ihrer Interessenvertretungen als 
Potenziale für den sozial-ökologischen Entwicklungspfad nutzen? Welche 
Anpassungen sind notwendig?

Die angedeuteten Umbrüche in vielfältiger Hinsicht haben Rückwirkun­
gen auf die Art der Wissensproduktion und auf das Wissenschaftssystem. 
Welchen Beitrag leistet „die“ Wissenschaft im Kontext von Transformati­
onsanforderungen? Welchen Beitrag leistet die Förderung von Forschung, 
um „richtige“ und „relevante“ Forschungsprojekte zu fördern? Angesichts 
der Vielschichtigkeit sind neue wissenschaftliche Praxen unabdingbar, die 
den Rückfluss wissenschaftlicher Erkenntnisse in die Gesellschaft ermögli­
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chen, sich stärker an Grundsätzen agiler Wissensproduktion orientieren 
und Ergebnisse nicht erst am Ende des Forschungsprozesses zur Verfügung 
stellen.

2014 machten Schneidewind und Singer-Brodowski „Reformvorschläge 
für eine ‚Nachhaltige Wissenschaft‘“ und nannten die notwendige Wissen­
schaft „Transformative Wissenschaft“. Als Bedingungen nannten sie u. a. 
„die Verbindung von praktischen Umsetzungsprojekten und wissenschaft­
lichem Input und Reflexion im Sinne eines transdisziplinären Prozesses“ 
(Schneidewind und Singer-Brodowski 2014, S. 130). Dies sollte „sowohl mit 
den wissenschaftlichen als auch den praktisch gestaltenden Akteuren aktiv 
eingeübt und erlernt werden. Jedes Reallabor wird damit für die Akteurin­
nen und Akteure auch zu einem methodischen Labor“ (Schneidewind und 
Singer-Brodowski 2014, S. 130). Nichts weniger als bestehende Strukturen 
zu überwinden und neue Organisations- und Kooperationsmuster zu eta­
blieren würde notwendig. Stiftungen kommt demnach eine besondere Rol­
le als Forschungsförderer zu, indem sie den Platz als Risiko-Kapitalgeber 
einnehmen können.

Das Erfahrungswissen aus der Praxis bereits im Arbeitsprozess der For­
schung einzubeziehen und das möglichst von Beginn an ist anspruchsvoll. 
Wie kann es gelingen, Problemstellungen und Erfahrungen aus der Praxis 
auf die Forschungsfrage zu beziehen, um einen möglichst hohen Mehrwert 
für die Praxis zu erreichen, ohne sich dem Vorwurf der Parteilichkeit 
und der Unwissenschaftlichkeit auszusetzen? Beim Konzept der arbeitneh­
merorientierten Forschung und der Aktionsforschung war das über viele 
Jahrzehnte der Fall (Bosch 1980; Fricke, Fricke, Schönwalder, Stiegler 1981; 
Schumann 2014; Maschke und Wannöffel 2021).

2. Spezifik und Rahmen der Förderung durch die Hans-Böckler-Stiftung

Die Hans-Böckler-Stiftung als gemeinnützige Stiftung des Deutschen Ge­
werkschaftsbundes hat in der Vergangenheit mit unterschiedlichen Forma­
ten der Forschungsförderung gute Erfahrungen machen dürfen. An diesen 
wurde mit der Förderlinie Transformation angeknüpft.

Die Erwartungen, die sich an Förderung von Forschung durch gemein­
nützige Stiftungen wie die Hans-Böckler-Stiftung richten, gehen in höchst 
unterschiedliche Richtungen. Einerseits wird erwartet, dass Forschungspro­
jekte mit ihren Ergebnissen eine hohe Reichweite im wissenschaftlichen, im 
medialen Diskurs und im Politikbetrieb anstreben und erreichen sollten. 
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Zugleich wird erwartet, dass Projekte dabei helfen, die konkreten Fragen 
in Betrieben und vor Ort kurzfristig und konkret zu bearbeiten; hier steht 
wissenschaftliche, mediale und politische Reichweite nicht im Fokus. Wenn 
die Sphärengrenzen von Forschung und sozialer Praxis verschwimmen, 
wird die Passung zwischen Erwartung und Ergebnis besonders wichtig. 
Dabei kann der Transfer von vorhandenen wissenschaftlichen Erkenntnis­
sen in die Praxis gestärkt und die Position der Arbeitnehmer*innen in 
konkreten Transformationsprozessen inhaltlich unterstützt werden. Die Er­
gebnisse praxisnaher Forschung tragen dazu bei, in der Gesamtschau das 
Wissen über Transformationsprozesse und Ansatzpunkte für eine nachhal­
tige Steuerung zu stärken.

Bis Forschungsprojekte Ergebnisse liefern können, vergehen nicht selten 
Jahre. Veränderungsdynamiken und die Aufmerksamkeit im politischen 
und gesellschaftlichen Diskurs für Fragestellungen, die heute aktuell sind, 
sind in drei Jahren womöglich nur noch in der wissenschaftlichen Arena 
aktuell. „Man muss Analyse und Umsetzung sehr viel stärker verschränken. 
Nicht abstrakt diskutieren, sondern sich mit ganz konkreten Zukunftsfel­
dern beschäftigen – und bereit sein, gemeinsam schlauer zu werden. Im 
Projektteam, aber auch durch Beteiligung der Beschäftigten. Vertrauen ist 
wichtig. Transformation kann nicht von oben angeordnet werden.“ (Tornau 
2024).

Diese Überlegungen wurden auch bei der Konzeption der Förderlinie 
Transformation antizipiert. Ziel ist es, durch kurzformatige Projekte in der 
Forschungsförderung dem hohen Veränderungsdruck besser Rechnung zu 
tragen. Für die Projekte werden Forscherinnen und Forscher, die bereits zu 
verwandten Themen gearbeitet haben, gewonnen. Sie begleiten spezifische 
Prozesse und Diskurse im betrieblichen, regionalen oder im Branchenzu­
sammenhang. Im Zentrum steht: Wir bringen wissenschaftliche Expertise 
und gute Praxis unkompliziert und lösungsorientiert zusammen. Praxisnah 
und zielgerichtet unterstützt werden Projekte in mitbestimmten Betrieben 
und Einrichtungen mit drängenden Handlungsthemen in Veränderungs­
prozessen. Mit Betriebs-, Personal- oder Aufsichtsratsmitgliedern sowie 
Sozialpartnern vor Ort, denen ein betriebliches oder regionales Thema 
unter den Nägeln brennt, werden Ideen geschmiedet. Es entsteht ein zeit­
lich überschaubares Projekt und im besten Fall ein fruchtbarer Boden für 
gute und praktikable Lösungen. Hier wiederum ist auch Raum, um neue 
Forschungsfragen kreieren zu können. Die hinreichenden formalen Förder­
kriterien lauten zusammengefasst:
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• Praxisrelevanz des Anliegens bzw. der Fragestellung
• Aktive Beteiligung des mitbestimmten Unternehmens/ der Organisation 

bzw. einer Region
• verbindliches Commitment der beteiligten Praxispartner sowie
• Gemeinnützigkeit des Vorhabens.

Gefördert werden Praxisprojekte, die im Ansatz lösungsorientiert sind und 
sich einer sehr konkreten Umsetzungsfrage mit wissenschaftlicher Experti­
se widmen. Das Projekt wird gemeinsam von Forschenden, Praxispartnern 
(Betriebsräten, Gewerkschaftssekretären) und der Hans-Böckler-Stiftung 
entwickelt. Das betriebliche oder regionale Anliegen ist der Dreh- und 
Angelpunkt für ein Projekt. Dieser Aspekt macht Praxisprojekte attraktiv 
für die mitbestimmte Arbeitswelt. Zugleich können Praxisprojekte auch die 
Brücke bilden zwischen dem Abschluss eines Forschungsprojektes, einer 
noch zu implementierenden Erprobung und ggf. einer neuen Forschungs­
frage sein. Auf diese Weise kann eine Konkretisierung von Ergebnissen, 
ein Reallabor oder auch eine „Erdung“ von Forschung stattfinden. Diese 
Aspekte machen Praxisprojekte attraktiv für Forschende.

Weil Forschende adressiert werden, stehen wissens- und wissenschafts­
basierte Ansätze im Vordergrund. Die Prüffrage lautet daher: Trifft die 
forschungsgebende Leitfrage im Projekt tatsächlich auf das Problem der 
Praxis und wie werden Beforschte aktive Begleiter und Nutznießer unserer 
Förderung? Benötigt werden daher Konzepte, die Erfahrungswissen aus 
der Praxis bereits im Arbeitsprozess der Forschung einbeziehen und das 
möglichst von Beginn an. Ansätze liefern Konzepte, die versuchen, die 
Anwendungsorientierung wissenschaftlicher Erkenntnisse nicht von der 
sozialen Praxis abzukoppeln (siehe auch den Beitrag von Wannöffel im 
Sammelband).

Erfahrungswissen und akademisches Wissen aufeinander zu beziehen ist 
voraussetzungsvoll (Pfeiffer 2014). Die Forschenden- und die Arbeitswelt-
Perspektiven unterscheiden sich deutlich. Nicht jede*r Praktiker*in bringt 
akademische Nähe mit. Was hat der Betrieb davon, begleitet zu werden? 
Passt das Anliegen aus der Praxis zur Forschung? In den Praxisprojekten 
brauchen Forschende eine Passung ihrer Motivation zum Anliegen im Be­
trieb. Zugleich ist ein Praxisprojekt eine Form von wissenschaftsgestützter 
Beratung. So kann Raum jenseits des akademischen Mainstream-Diskurses 
entstehen, um Impulse zu erhalten und Expertise einzubringen. Und im 
besten Fall wächst gesellschaftliche Akzeptanz von Forschung im Betrieb. 
Ein wissenschaftsgestütztes Praxisprojekt sollte jedoch nicht mit einem 
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klassischen Beratungsprojekt verwechselt werden, bei dem externe Experti­
se und eine definierte Beratungsleistung vom Betriebsrat eingekauft werden 
(z. B. BetrVG § 80 Abs. 3). In der Regel bieten Beratungsunternehmen ihre 
Leistungen nicht an, um verallgemeinerungsfähige Ableitungen zu erarbei­
ten.

Mit Praxisprojekten der Förderlinie können die beteiligten Partner 
schnell in die Umsetzung kommen, zum passenden Zeitpunkt, am rich­
tigen Ort. Es besteht die Chance, dass Resonanz im Betrieb, bei Gewerk­
schaften und Sozialpartnern vor Ort erzeugt wird: Im Betrieb entsteht 
ein Gesprächsprozess zwischen bekannten und neu hinzukommenden ex­
ternen Akteuren entlang einer Sachfrage. Der Mitbestimmung eröffnen 
sich im betrieblichen Aushandlungsprozess Optionen, sachorientiert an 
Entscheidungen zu partizipieren. „Es gab einen Push im Betrieb, allein 
durch das Tun zum richtigen Zeitpunkt. Wir können Sachen leichter ansto­
ßen, weil es keiner Zustimmung durch den Arbeitgeber als Voraussetzung 
für das Projekt bedarf. Dadurch waren wir sehr schnell.“ So fasst es ein 
Betriebsrat zusammen.

Um von einer Idee zur Projektskizze zu gelangen, werden gemeinsam 
und frühzeitig die relevanten Akteure miteinander vernetzt. Somit wird 
in der Entstehung des Projektes Zeit investiert, um vier Perspektiven und 
Handlungslogiken – Forschende/Berater, Gewerkschaft, BR/PR, HBS – 
aufeinander zu beziehen. Auf diese Weise kann sich bestenfalls jede Seite 
im Projekt wiederfinden mit dem Ziel, eine fokussierte Leitfrage bzw. ein 
fokussiertes Anliegen zu entwickeln.

Dass Perspektiven verschieden sind, wird u. a. an Zeithorizonten deut­
lich. Im universitären Betrieb ist das Denken in Mittelbaustellen, mittelfris­
tigen Laufzeiten sowie langen Bewilligungsverfahren und administrativen 
Verfahren üblich. In der operativen Praxis z. B. von Unternehmen sind eher 
akute Problem-Lösung-Schemata mit kurzfristigen Zeiträumen in Quarta­
len an der Tagesordnung. Im Projektkontext gilt: Alle Beteiligten müssen 
sich aufeinander zubewegen und die Beteiligten müssen einen Outcome ge­
nerieren können. Gelingt dies, dann sind diese Projekte „schnelle Beiboote“ 
für die Forschungsförderung und beweglich. Die Erfahrung der letzten 
zwei Jahre zeigt, dass es gelingen kann, in weniger als sechs Monaten ein 
Projekt an den Start zu bringen, zielgenau mit beteiligten Akteuren die Idee 
zu entwickeln und zu einer schlüssigen Projektplanung zu kommen. Der 
konsequente beteiligungsorientierte Ansatz mit Fokus auf Praxisanliegen 
benötigt dabei das Commitment aller Beteiligter. Weil das konkrete Anlie­
gen aus der Praxis nicht immer auf den ersten Blick ersichtlich ist, sind 
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mehrere Gesprächsrunden nötig, um die Zielfindung zu erreichen. Hierin 
liegt eine zeitliche Investition aller Beteiligten vor dem Projektstart.

Output im Transferprozess wird von Beginn an mitgedacht, um den 
praktischen Nutzen von Projekten erlebbar zu machen. Nicht zuletzt ist aus 
Gründen der Gemeinnützigkeit notwendig, verallgemeinerbare Ergebnisse 
zu erzielen. Eine Frage in jedem Praxisprojekt lautet: Wer nimmt die Ergeb­
nisse entgegen und arbeitet damit weiter? Adressaten des Transfers sind 
zunächst die direkt im Projekt beteiligten Akteure und ihre Netzwerke. Da­
rüber hinaus können Branchen-Impulse entstehen, übertragbare Prozess­
dynamiken erkennbar werden und Erfahrungen in andere Projektkontexte 
hereingetragen werden. Wie erfolgreich ein Projekt ist, zeigt sich an drei 
Faktoren: a) ziel- und lösungsorientierte Projektergebnisse, b) nachhaltiger 
Wert für die Mitbestimmung in der Branche sowie c) potenzielle Über­
tragbarkeit und Inspiration für die Forschung. Die „Blackbox Betrieb“ als 
soziales Gefüge von Technik, Arbeit und Organisation ist für Forschende 
interessant.

Transformations- und Veränderungsprozesse bringen viele Unsicherhei­
ten für Beschäftigte mit sich. Was treibt die Menschen im Betrieb um? 
Es zeigt sich nicht selten, dass Verantwortungsdiffusion und Skepsis einer­
seits sowie das drängende Bedürfnis gestalten zu wollen, nah beieinander­
liegen. Ein Praxisprojekt kann Impulse für die konkrete Bewegung setzen. 
An dieser Stelle kommt der Institution Betriebsrat eine besondere Bedeu­
tung zu. Betriebsräte sind mit vielen Themen im Transformationskontext 
konfrontiert. Sie stoßen, ggfs. mit Unterstützung ihrer Gewerkschaften, 
betriebliche und regionale Prozesse zur Gestaltung der Transformation an. 
Hierbei entsteht der regelmäßige und direkte Bedarf nach wissenschaftli­
cher Beratung und Unterstützung. Wenn umgekehrt Wissenschaftler*innen 
das Interesse haben, ihre Expertise in der realen Praxis der Arbeitswelt 
anzuwenden, entstehen Win-win-Situationen: Das Erfahrungswissen von 
Arbeitnehmer*innen in Veränderungsprozessen und das akademische Wis­
sen von Forschenden macht im Zusammenwirken der konkreten Projekt­
anliegen den Mehrwert aus.

Wenn es darum geht, Ziele zu definieren und Wege dorthin zu finden, 
macht es einen Unterschied, wie intensiv Gerechtigkeits- und Nachhaltig­
keitsgründe als berechtigte Anliegen auf wissenschaftlicher Expertise fußen. 
Die Hans-Böckler-Stiftung unterstützt und agiert auch als Übersetzerin in 
diesen Prozessen, um die jeweiligen Bedarfe formulieren und adressieren 
zu können. Insofern sind folgende Ziele für die Praxisprojekte relevant, die 
zugleich als Erfolgsfaktoren dienen:
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• Resonanz erzeugen und konkrete Impulse setzen im Betrieb durch das 
jeweilige Projekt,

• informelles Lernen und Professionalisierung bei betrieblichen Akteuren 
fördern,

• Entscheidungsunterstützung sowie Beteiligung und Demokratie fördern,
• Konkrete Anreize für Forschende setzen und fördern, Kompetenz in 

Praxisprojekten fördern,
• akademisches Wissen mit Erfahrungswissen verschränken sowie Analyse 

und Umsetzung näher zueinander bringen,
• Rahmenbedingungen für die Förderung an erfolgreichen Projekten er­

proben und etablieren,
• Hohe Geschwindigkeit in der Bewilligung und geringe Zutrittsbarrieren 

für die Mitbestimmung erreichen.

3. Beispiele für Projekte der Förderlinie Transformation

Die ursprüngliche Laufzeit der Förderlinie Transformation belief sich auf 
24 Monate, von Sommer 2022–2024. Zwischen Januar 2023 und Dezember 
2024 konnten über 30 Projekte entwickelt und bewilligt werden. Etwa zwei 
Drittel der Projekte gehören zum Schwerpunkt „betrieblich“, ein Drittel 
zum Schwerpunkt „regional“. Zum Zeitpunkt des Entstehens dieses Textes 
sind die meisten Projekte noch in der Umsetzung. Was eine sehr große 
Übereinstimmung in den Projekten bildet, ist, dass sie sich mit inhaltlichen 
Fragen befassen, die zugleich einen prozesshaften Charakter der Beteili­
gung tragen: Wie gelingt es, ein Ziel partizipativ zu erreichen? Wie lassen 
sich partizipativ die Erfahrungen der Beschäftigten einholen und fruchtbar 
machen, um Beschäftigung zu sichern? Wie können Wege zum Ziel so 
angelegt werden, dass Beteiligung sichergestellt und organisierbar ist?

Die beteiligten Unternehmen und Organisationen stammen aus höchst 
unterschiedlichen Branchen und sind auch in der Beschäftigtenanzahl sehr 
verschieden: Vom familiengeführten mittelständischen Automobilzulieferer 
aus ländlicher Region, über Krankenhausgesellschaften, öffentliche Verwal­
tungen bis hin zum Chemie-Großkonzern. Im Folgenden werden einige 
Beispiele für erfolgreich entwickelte Projekte präsentiert. Übersichten und 
Informationen zu den Projekten sind auf www.boeckler.de/foerderlinie-tra
nsformation zu finden.

• Automobilzulieferer in der Transformation: Mit der Dekarbonisierung 
des Antriebs und der Neugestaltung der Software und Elektronik im 
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Fahrzeug stehen Automobilzulieferer vor enormen Herausforderungen. 
Sie müssen neue Produkte und Kompetenzen erschließen, um langfristig 
stabile Zukunftsaussichten für Unternehmen und Beschäftigte zu schaf­
fen. Im Projekt werden die Sozialpartner in zwei Automobilzulieferern 
auf diesem Weg begleitet. Projektende: 31.08.2025

• Transformation im Maschinenbau: Der Maschinen‐ und Anlagenbau 
steht unter Druck. Es wird vor einer Deindustrialisierung gewarnt. Kri­
sen kombinieren sich mit dauerhaften Wandlungsprozessen und Stand­
orte geraten unter Rationalisierungs‐ und Innovationsdruck. Im Projekt 
werden die Sozialpartner in zwei Maschinenbauunternehmen begleitet, 
Transformationsstrategien und Lösungen zu entwickeln, um die Standor­
te nachhaltig zu sichern. Projektende: 31.08.2025

• Gesundheit und Mitbestimmung in der Transformation stärken: Im Pro­
jekt soll der Frage nachgegangen werden, wie Mitarbeitergesundheit und 
Mitbestimmung bei betrieblichen Transformationsprozessen zukünftig 
proaktiv und beteiligungsorientiert gestärkt werden können. Dazu wird 
das Instrumentarium der Gefährdungsbeurteilung in einem Unterneh­
men neu erprobt. Eine Handlungshilfe zur Umsetzung von anlassbezoge­
nen Gefährdungsbeurteilungen wird entwickelt. Projektende: 31.01.2025

• Transformation im Mittelstand: Mit der Digitalisierung und dem Kli­
mawandel stehen viele KMU vor der Herausforderung, neue Produkte 
und Kompetenzen zu erschließen, um stabile Zukunftsaussichten für 
Unternehmen und Beschäftigte zu schaffen. Im Projekt werden die Sozi­
alpartner eines Automobilzulieferers auf diesem Weg begleitet und ein 
Vorgehensmodell für die partizipative Gestaltung von Transformation 
im Mittelstand entwickelt. Projektende: 28.02.2024 (Ziegler und Locher 
2024).

• Chief Qualification Officer: Das Ziel des Projektes ist „betriebliche 
Fachkräfte für Qualifikationsentwicklung“ exemplarisch in einem Unter­
nehmen in Süddeutschland zu implementieren und ein entsprechendes 
Konzept zu entwickeln. Auf diese Weise sollen Weiterbildungsbedarfe im 
Betrieb systematisch erkannt und Weiterbildung entsprechend realisiert 
werden. Projektende: 29.02.2024 (Hofmann und Scheidler 2024).

• STAY-Praxisprojekt zu Fachkräfteeinwanderung: Fachkräfteeinwande­
rung im Gesundheitswesen ist ein wichtiger Baustein zur Aufrechter­
haltung der Versorgungsstruktur, das Gelingen betrieblicher Integration 
jedoch keine Selbstverständlichkeit. In Kooperation mit einem Klinik­
verbund werden Lösungsansätze entwickelt, um die langfristige Bindung 
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von Pflegefachkräften, die Entfaltung ihrer fachlichen Potenziale und 
kollegiale Zusammenarbeit zu stärken. Projektende: 30.04.2025.

• Vom Start-up zum Unternehmen im Unternehmen: Das Projekt hat 
zum Ziel, den Prozess einer erfolgreichen Start-up-Gründung als ‚Un­
ternehmen im Unternehmen‘ zu begleiten, ohne dass dieses Start-up 
ausgegründet wird. Der Prozess wird wissenschaftlich begleitet und be­
teiligungsorientiert umgesetzt. Für den Betriebsrat und die Geschäftsfüh­
rung sind diese Vorgehensweisen sehr relevant. Projektende: 31.12.2024.

• Resiliente Regionen als Zielbestimmung: Im Projekt soll herausgefun­
den werden, welche regionalen Faktoren die Region stabilisieren und 
was Anhaltspunkte sein können, um regionale Krisenfestigkeit oder Re­
silienz zu stärken und die Region nachhaltig und zukunftsfähig zu ma­
chen. D. h. der spezifische Transformationsanpassungsdruck der Region 
aus der Perspektive der Resilienzforschung wird analysiert. Projektende 
31.01.2025.

• Regionale Fachkräftebedarfsanalyse am Beispiel einer Region: Das Pro­
jekt analysiert das quantitative Ausmaß, die berufsgruppenspezifische 
und regionale Betroffenheit von Fachkräfteengpässen sowie deren Ursa­
chen am Beispiel der Region. Das Ziel ist, politische Schlussfolgerungen 
ableiten zu können. Kern des Projektes ist die Erstellung einer regionalen 
Kurzstudie sowie die Durchführung einer regionalen Tagung. Projekten­
de: 28.02.2025.

Die Anzahl betrieblicher Projekte im Vergleich zu regionalen Projekten und 
die Dynamiken der jeweiligen Projektentstehung weichen in den beiden 
Schwerpunkten deutlich voneinander ab. Während die Zielfindung und 
Interessenlagen in betrieblichen Projekten relativ fokussiert sind, erschwert 
die Vielfalt der regionalen Akteure und ihre Interessenheterogenität, bei 
regionalen Projekten auf einen Nenner zu kommen (West, Hilpert, Sandul­
li 2024). Hinzu kommt, dass Projektmittel aus unterschiedlichen Struktur­
förderungstöpfen regional nicht selten miteinander in Konkurrenz stehen. 
Und: Branchen mit sehr viel Projektmitteln stehen Branchen weitgehend 
ohne Projektmitteln gegenüber. Ein Weg, Synergien innerhalb der Förderli­
nie Transformation zu nutzen, besteht gegenwärtig darin, die Energie aus 
erfolgreichen betrieblichen Projekten auf regionale Fragestellungen auszu­
weiten.
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Thematisch lassen sich die bewilligten Projekte wie folgt clustern:

• Human Ressource Management: Fachkräfte, Bildung, Qualifizierung, Ar­
beitsschutz/ Gesundheit, Integration von Fachkräften, Entgelt, Arbeits­
zeit

• Prozesse und Arbeitsorganisation: Prozessmanagement, Arbeitsorganisa­
tion, Capability/ Enaibling, New Work, Künstliche Intelligenz (KI) am 
Arbeitsplatz

• Beschäftigungssicherung: Beschäftigung sichern durch neue Geschäfts­
modelle, Standortsicherung, Verfahrensweisen und Prozesse finden, um 
Zukunftsprodukte entwickeln zu können

• Demokratie im Betrieb stärken: mit Beteiligung von Beschäftigten Reso­
nanz im Betrieb erzeugen, Mitbestimmung fördern

• Lokale Arbeitsmärkte: Verschränkung von lokalen Daten mit lokalen 
Diskursen der Stakeholder, Betriebsprojekte mit Fragen zu internen und 
regionalen externen Arbeitsmärkten verschränken.

Die jeweiligen Fragestellungen in den betrieblichen Projekten sind operati­
ver betriebsspezifischer Natur. Betriebliche Akteure können durch fundier­
te Analysen und Beschreibungen der gewonnenen Erkenntnisse in ihrer be­
trieblichen Praxis deutlich unterstützt und für die strategische Diskussion 
am Standort gestärkt werden. Es geht nicht selten darum, Verfahrensweisen 
zu finden, um mit dem Arbeitgeber sachorientiert eine relevante betriebli­
che Debatte zu führen (Ziegler und Locher 2024). Darüber hinaus werden 
in den Projekten die erfolgreichen Prozesse dokumentiert, lassen sich im 
besten Fall verallgemeinern und auf andere Situationen übertragen. Ein gu­
tes Beispiel hierfür ist die Lernreise Zukunftsprodukte (Ziegler und Locher 
2024). Der Bedarf nach niederschwelligen und systematischen Vorgehens­
weisen, um das Erfahrungswissen der Beschäftigten und ihrer Betriebsräte 
gebührend in die dynamischen Veränderungsprozesse einzubinden, ist auf­
seiten der Interessenvertretungen groß. In den Projekten überwiegt das 
Erkunden und Ausprobieren beteiligungsorientierter Prozesse in Form von 
z. B. Lernreisen, Szenario-Prozessen, fokussierten Workshop-Reihen etc. 
zu abgezirkelten Schwerpunktthemen. Nicht nur die Ergebnisse selbst, son­
dern das Lernen in mitbestimmten Prozessen sind die verallgemeinerungs­
fähigen Tools.

Wenn das betriebliche Zeitfenster für Impulse, die von fokussierten 
beteiligungsorientierten Projekten ausgehen können, da ist, dann besteht 
die Chance z. B. für ein strategisches Umdenken und den gedanklichen 
Durchbruch für eine partizipativ angelegte Veränderung. Das setzt zumeist 
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einen in Teilen vertrauensvollen Umgang miteinander voraus. Das kommt 
nicht oft vor. Und nach dem Projekt kommt erst die Bewährungsprobe 
in der Zeit. Das betriebliche Alltagsgeschäft überlagert nicht selten die 
getroffenen Ansätze. Daher sind Fokussierung, eng gesteckter zeitlicher 
Ablauf, sachorientierte Fragestellung, die Auswahl der Beteiligten und klare 
Zuständigkeiten kritische Faktoren. Nicht zuletzt sind Netzwerke notwen­
dig und interdisziplinäre Perspektiven, um soziale Innovationen erreichen 
zu können. Unsichere Beschäftigungsverhältnisse und wirtschaftliche Not­
lagen sind Gefährdungspotenziale für die Demokratie, partizipativ angeleg­
te Praxisprojekte können Akzente setzen, um bei Menschen das Gestalten-
Wollen und das Gestalten-Können zu stärken.

Nicht selten wird die Mitbestimmung erst spät beteiligt, wenn große 
Veränderungsprozesse in Unternehmen anstehen. In den hier skizzierten 
Praxisprojekten sind Betriebsrät*innen und Gewerkschafter*innen von Be­
ginn an in die Projektentwicklung involviert. Aber ein solches Projekt 
entsteht nicht auf der grünen Wiese, sondern baut auf einer Reihe von 
Faktoren und Rahmenbedingungen auf, die für erfolgreiche Verläufe von 
Praxisprojekten relevant sind: Organisationskultur, Mitbestimmungsklima, 
Machtrelation, Rollenverständnis von Betriebsräten etc. (Kotthoff 1994). 
Wir wissen, dass diese Faktoren relevant sind für die Qualität der Mitbe­
stimmung. Diese Faktoren sind auch relevant, wenn man generell mehr 
über den Zustand von Mitbestimmung erfahren möchte. Wir erforschen in 
den Projekten nicht systematisch das konkrete betriebliche Mikroklima in 
den teilnehmenden Betrieben oder die Art der Beteiligungskultur, sei sie 
sozialpartnerschaftlich, quasi vertrauensvoll auf Augenhöhe, vorwiegend 
konfliktär oder ganz anders. Wir wissen wenig über die Art, wie Betriebs­
räte dort ihre Rolle konkret ausüben können und z. B. Unternehmer ihre 
Macht. Erhebungen zum betrieblichen Mikroklima sind nicht Gegenstand 
der Projekte. Gegenstand ist die wissenschaftsgestützte Förderung von Pro­
jekten, die auf mitbestimmte Lösungen in Veränderungsprozessen abzielen.

Dabei gilt: Das Spektrum der betrieblichen Mitbestimmung und indus­
triellen Beziehungen in Deutschland ist weit, wie das Konzept der Konflikt­
partnerschaft trotz aller Veränderungsdynamiken immer noch verdeutlicht 
(Müller-Jentsch 2016). „Stellen wir uns Konfliktpartnerschaft als ein Spek­
trum vor, dann bilden einerseits Anerkennungskampf und feindseliger Ver­
teilungskampf (ohne Partnerschaft) und andererseits Sozialpartnerschaft 
[…] (ohne Konflikt) die Extrempole“ (Müller-Jentsch 2016, S. 520). Gleich­
zeitig schreitet die „Ausdifferenzierung der industriellen Beziehungen in 
Segmente unterschiedlicher Spielarten“ weiter voran (Müller-Jentsch 2016, 
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S. 524). Die geförderten Praxisprojekte markieren sehr unterschiedliche 
Punkte entlang dieses Spektrums möglicher Mitbestimmungsvarianten und 
-spielarten. Gemeinsam ist vielen Projekten der Charakter des informellen 
Lernens, das prozesshafte Vorgehen und das Demokratieerleben im Betrieb. 
Lernen in mitbestimmten Prozessen.

4. Die Rolle der Hans-Böckler-Stiftung

Die Stärke der Hans-Böckler-Stiftung liegt darin, dass sie unter ihrem 
Dach u. a. betriebswirtschaftliche, volkswirtschaftliche, juristische und so­
zialwissenschaftliche Kompetenz vereint. Interdisziplinarität spielt bei der 
Lösung komplexer Herausforderungen eine große Rolle. Gleichzeitig hat 
die Forschung der Hans-Böckler-Stiftung in weiten Teilen einen starken 
Anwendungsbezug. Dabei gilt es, einerseits bereits laufende Entwicklungen 
zu begleiten und zu evaluieren, andererseits zu antizipieren, welche Prozes­
se auf gewerkschaftliche und betriebliche Akteur*innen in den nächsten 
Jahren zukommen. Über Zugänge in Betriebe und auf Unternehmensebene 
können Erkenntnisse nicht nur ex-post gewonnen werden, sondern in Ko­
produktion mit der Praxis. Es geht darum, gemeinsame Schnittstellen aus 
Forschung und Praxis zu nutzen, praktisches Erfahrungswissen sehr früh 
in den Kontext der Entstehung von Forschungsfragen einzubeziehen. Also 
transdisziplinär, nicht nur über die Akteure forschen, sondern mit ihnen 
in den Forschungsprozess eintreten. Daraus können neue Lösungs- und 
Handlungswege entstehen.

Wenn der ökologische Umbau sozial und demokratisch gestaltet werden 
soll, dann ist es nötig, schnell zu handeln. Es wird daher nicht nur darum 
gehen, neues Wissen zu generieren, sondern auch darum, vorhandene 
Erkenntnisse für die Debatte zu nutzen, um den sozial-ökologischen Um­
bau von Wirtschaft und Gesellschaft nutzbar zu machen, Forschung und 
Praxis zusammenzubringen und wirkmächtige Wege der Forschung und 
Forschungsförderung zu beschreiten.
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Gestaltungsorientierte Berufsbildung, innovative Arbeitspolitik 
und Partizipation

Timo Gayer und Bernd Kaßebaum

1. Fragestellung

In diesem Text geht es um den Stellenwert von beruflicher Bildung in 
ökologischen und sozialen Transformationsprozessen. Wir sehen ein Wech­
selverhältnis von Bildungsprozessen und Transformation. Erstens spiegeln 
sich in ihnen wesentliche Folgen der Transformationsprozesse auf Indivi­
duen und Gesellschaft; zweitens ist Bildung hierbei selbst Gegenstand der 
Veränderung wie Medium ihrer Gestaltung. Dieses Verhältnis drückt sich 
nach unserer Ansicht sowohl in den Strukturen von Bildung wie in ihren 
Inhalten aus.

Wir beziehen uns maßgeblich auf berufliche Bildung, sehen diese aller­
dings in einem engen Verhältnis zur allgemeinen Bildung. Überdies gehen 
wir von einem „Dreiecksverhältnis“ von beruflicher Bildung, innovativer, 
lernförderlicher Arbeit und Partizipationsmöglichkeiten für die Beschäftig­
ten und deren Interessenvertretung aus.

Konkret geht es uns in diesem Text um folgende Fragen:

• Wie ist berufliche Bildung mit den Transformationsprozessen verwoben?
• Was kann berufliche Bildung inhaltlich, methodisch und strukturell leis­

ten, um Menschen zu befähigen, sich kompetent und mitgestaltend in 
der Transformation zu bewegen?

• Welche Konsequenzen sehen wir insbesondere für die berufliche Bil­
dungspolitik?

Wir halten den schon von Oskar Negt geprägten Begriff der Erosionskri­
se für nach wie vor aktuell, um die sozialen, politischen und kulturellen 
Probleme der Gegenwartskrisen zu verstehen. Für Oskar Negt war „die 
gegenwärtige Gesellschaftskrise (…) eine kulturelle Erosionskrise. Alte Wer­
te, Normen, Sollensbestimmungen haben ihre Selbstverständlichkeit tradi­
tionsvermittelter Geltung verloren, neue Orientierungen befinden sich im 
Status von Suchbewegungen“ (Negt 2010, S. 544).

415

https://doi.org/10.5771/9783748953081 https://www.inlibra.com/de/page/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/9783748953081 
https://www.inlibra.com/de/page/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


Es fällt nicht schwer, die strukturellen Veränderungen zu benennen, 
die für diese emotionalen und kognitiven Verunsicherungen und zu den 
Reaktionen großer Teile der Gesellschaft führen. Wir möchten die Verände­
rungen in der Arbeit herausheben und uns hierbei auf die Digitalisierung 
und den Einsatz von Künstlicher Intelligenz (KI) sowie auf die Anforde­
rungen durch die Klimakrise konzentrieren. Diese Polykrise hat tiefgehen­
de Auswirkungen auf Beschäftigung, auf berufliche Ausbildungsinhalte und 
-strukturen sowie auf Arbeitsbedingungen und Arbeitsinhalte.

Für Oskar Negt ist politische Bildung die zentrale pädagogische Antwort. 
Im Kern steht hierbei sein Plädoyer für „Demokratie als Lebensform“:

Das Schicksal einer lebendigen demokratischen Gesellschaftsordnung 
hängt davon ab, in welchem Maße die Menschen dafür Sorge tragen, 
dass das Gemeinwesen nicht beschädigt wird, in welchem Maße sie 
bereit sind, politische Verantwortung für das Wohlergehen des Ganzen 
zu übernehmen. (Negt 2010, S. 13).

Pädagogisch bindet Negt dieses Plädoyer an eine Didaktik politischer 
Bildung, die Klafki (1995) folgend, kompetenzbasierte Schlüsselqualifikatio­
nen formuliert, für das Prinzip des exemplarischen und erfahrungsorien­
tierten Lernens eintritt sowie individuelles Lernen und gesellschaftliche 
Lernprozesse vernunftgeleitet aufeinander bezieht.

Wir wollen Negts Plädoyer des Demokratielernens auf die Erwerbsarbeit 
beziehen und dafür argumentieren, diesen Lebensbereich in Bezug auf 
die Mitwirkung von Auszubildenden und Beschäftigten zu hinterfragen. 
Demokratie als Lebensform zu verstehen hat eine große Bedeutung für das 
Verhältnis von allgemeiner und beruflicher Bildung, unserem Verständnis 
von (erweiterter) Beruflichkeit und dem daran gebundenen Konzept von 
Handlungskompetenz. Es findet sein Pendant in der Berufsbildungstheorie 
in dem revitalisierten Konzept der „gestaltungsorientierten Berufsbildung“.

Basierend auf Gedanken von Felix Rauner u. a. (z. B. Rauner 1988) wur­
de zuletzt von Andreas Fischer und Thomas Vollmer darauf Bezug genom­
men. Andreas Fischer definiert den inhaltlichen Anspruch wie folgt:

Gestaltungsorientierte Berufsbildung fragt danach, welche Bedeutung 
die stattfindenden industriellen Entwicklungen für das (Arbeits-) Leben 
der (angehenden) Fachkräfte haben und welche Alternativen denkbar 
sind. (…) Da aber der Wandel der Arbeitswelt erstens nicht vorherbar ist 
(…), weil er zweitens durch jede und jeden (aktiv oder passiv) mitbeein­
flusst wird, ist es noch wichtiger, jungen Menschen die Frage vorzulegen, 
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wie der Wandel der Arbeitswelt aussehen soll und welchen Beitrag sie 
dazu leisten sollen und wollen. (Fischer 2023, S. 18 pdf ).

Bezogen auf die Funktion der Berufsschule in der beruflichen Bildung und 
hier insbesondere auch in Bezug auf die gestaltungsorientierte Berufsbildung 
zitiert Thomas Vollmer die Kultusministerkonferenz. Die Berufsschule

arbeitet als gleichberechtigter Partner mit anderen an der Berufsbildung 
Beteiligten zusammen und hat die Aufgabe, den Schülern und Schülerin­
nen die Stärkung berufsbezogener und berufsübergreifender Handlungs­
kompetenzen zu ermöglichen. Damit werden die Schüler und Schülerin­
nen zur Erfüllung der Aufgaben im Beruf sowie zur nachhaltigen Mitge­
staltung der Arbeitswelt und der Gesellschaft in sozialer, ökonomischer 
und individueller Verantwortung, insbesondere vor dem Hintergrund 
sich wandelnder Anforderungen, befähigt. (KMK 2021, S. 14, zitiert nach 
Vollmer 2024, S. 511).

Gestaltungsorientierte Berufsbildung kann zur Verstärkung demokratieför­
dernder Elemente in der Berufsbildung beitragen. Sie schafft zudem eine 
Verbindung zwischen einer partizipativ konzipierten Ausbildung, der Ent­
wicklung von Gestaltungs- oder Interventionskompetenz und der indivi­
duellen, erwerbsbiografischen und kollektiven Gestaltung von Arbeit und 
Qualifikation.

Die berufliche Organisation der Arbeit ist Voraussetzung, Bedingung 
und Gegenstand innovativer Arbeitspolitik und als ein wesentlicher Be­
standteil der guten Arbeit auch Bedingung für den Bestand und die weitere 
Entwicklung von Facharbeit. Beide – die berufliche Qualifikation wie die 
Arbeitsbedingungen der Beschäftigten – bedürfen der Gestaltung. Sie sind 
Dimensionen und Felder von Gewerkschaftspolitik, namentlich ihrer Ar­
beits-, Bildungs- und Betriebspolitik. Sie bedürfen des Dialogs mit arbeits­
orientierter Wissenschaft. Sie beziehen sich sowohl auf die Strukturen wie 
auch auf die Inhalte beruflicher Bildung.

Wir sehen zwei Dimensionen von Beteiligungs- und Gestaltungskompe­
tenz: auf der individuellen Ebene sind Beschäftigte in großem Maße aufge­
fordert, mit den Wechselverhältnissen von Erwerbsarbeit, Erwerbsbiografie 
und eigenem Lernprozess gestaltend umzugehen. Dies setzt das Vermögen 
voraus, die eigene berufliche Biografie zu reflektieren und berufliche Quali­
fizierung vorausschauend zu gestalten. Die berufsbiografische Gestaltungs­
kompetenz gewinnt in Ausbildung und Studium an Gewicht. Sie muss sich 
auch in den Strukturen von beruflicher Aus- und Weiterbildung abbilden. 
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Auf der kollektiven Ebene, auf der Ebene des Arbeitssystems besteht die 
Herausforderung, Arbeit als lernförderlich zu organisieren, zu gestalten 
oder als lernförderlich zu erhalten.

2. Digitalisierung und Künstliche Intelligenz (KI)

Die aktuelle Diskussion über Künstliche Intelligenz (KI) ist geprägt von 
weitreichenden Visionen über die zukünftigen Ressourcen und Auswirkun­
gen dieser Technologie. Dabei reichen die Szenarien von Fortschrittsver­
sprechen bis hin zu dystopischen Ausblicken. Vorhergesagt werden enorme 
Produktivitätssteigerungen, eine neue Humanisierungswelle, die umfang­
reiche Ersetzung menschlicher Arbeit sowie die perfekte Überwachung 
und Steuerung der Beschäftigten. Betrachtet man jedoch die Studienlage, 
erscheinen diese Szenarien weitgehend überzogen und unrealistisch. Dies 
lässt sich dadurch erklären, dass Künstlicher Intelligenz (KI)-Technologi­
en derzeit maximale Aufmerksamkeit genießen (vgl. Gartner 2024). Mit 
Sicherheit lässt sich jedoch sagen, dass Künstliche Intelligenz (KI) mit 
großem Tempo für immer mehr Anwendungsfelder entwickelt und in 
Unternehmen eingesetzt wird. Dies wird Arbeit erheblich verändern und 
wie jede Veränderung birgt sie sowohl Chancen als auch Risiken für die 
Beschäftigten, auf die auch die berufliche Bildung reagiert bzw. reagieren 
muss.1

Es ist zu erwarten, dass auf die meisten Beschäftigten erhöhte und erwei­
terte fachliche Anforderungen zukommen. Dies bietet die Möglichkeit, den 
Wert der Arbeit zu steigern und sie stärker als positive berufliche Herausfor­
derung erlebbar zu machen. Gleichzeitig steigen jedoch im Zuge technischer 
Modernisierungen die Arbeitsbelastungen. In der Arbeitsforschung wird dies 
gerne als  ֦Technikstress”  bezeichnet.  Ein weiteres  Risiko der Künstlichen 
Intelligenz (KI) besteht darin, dass sie auch zur verstärkten Steuerung (und 
Überwachung) der Beschäftigten eingesetzt werden kann, was De-Qualifi­
zierungsrisiken birgt. Die Flexibilisierung der Arbeit und die Projektorien­
tierung, die auch mit den Entwicklungen von Künstlicher Intelligenz (KI) 
verbunden werden können, führen Sabine Pfeiffer folgend zu einer Erosion 
klarer beruflicher Identitäten und Karrierewege, was wiederum die berufliche 
Orientierung und die langfristige Bindung an einen bestimmten Beruf er­
schwere (Pfeiffer 2024).

1 https://humaine.info/ [abgerufen am 25.02.2025].

Timo Gayer und Bernd Kaßebaum

418

https://doi.org/10.5771/9783748953081 https://www.inlibra.com/de/page/agb - Open Access - 

https://humaine.info/
https://doi.org/10.5771/9783748953081 
https://www.inlibra.com/de/page/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


Um Fachkräfte zu sichern und die Beschäftigungsfähigkeit zu erhalten, 
ist es notwendig, Weiterbildung zu intensivieren und Bildungsmaßnahmen 
qualitativ weiterzuentwickeln. Die Arbeit mit Künstlicher Intelligenz (KI) 
erfordert nicht nur technisches Wissen. Beschäftigte benötigen die Kompe­
tenz, auch kritisch mit den neuen Instrumenten umzugehen. Sie sollten die 
Funktionsweise und möglichen Fehlerquellen verstehen und in der Lage 
sein, automatisch-generierte Ergebnisse zu bewerten. Angesichts der Dyna­
mik und der Vielzahl neuer Anforderungen sollte die Kompetenzentwick­
lung auf ein ganzheitliches Verständnis von beruflicher Bildung abzielen 
und den oben skizzierten Erosionsprozessen entgegenwirken. Aus- und 
Weiterbildung müssen diese Themen stärker integrieren. Bildungsmaßnah­
men sollten darauf abzielen, die erforderlichen Kompetenzen in ihren Zu­
sammenhängen zu vermitteln, anstatt sie in isolierte Bereiche aufzuteilen.

Vor diesem Hintergrund ist es wesentlich, die betrieblichen Verände­
rungsprozesse mitzugestalten. Dabei geht es nicht nur darum, Technik 
zu gestalten, sondern das gesamte Arbeitssystem an einem Leitbild guter 
Arbeit auszurichten.

3. Konkrete Entwicklungen in der beruflichen Bildung

Während es zu Industrie 4.0 eine Reihe empirischer Studien gibt, welche 
die qualifikatorischen Dimensionen digitaler Arbeit untersuchen und ge­
wisse Schlussfolgerungen für Arbeits- und Bildungsinhalte sowie neue Tä­
tigkeitszuschnitte bieten (Becker, Spöttl, Windelband 2021, Pfeiffer 2024, 
Meyer 2019, Schröter 2021) steckt die Diskussion über Künstliche Intelli­
genz (KI), Arbeit und Gestaltung, wie zuvor erwähnt, noch in den Anfän­
gen (Haipeter und Wannöffel et al 2024). Daher besteht eine Gestaltungs­
offenheit, abhängig von den betrieblichen und technischen Entwicklungs­
wegen, die betriebs- bzw. arbeitspolitisch für die Arbeitsgestaltung genutzt 
werden sollte. Diese ist als „antizipierende vorausschauende Arbeitsgestal­
tung zu konzipieren“ (Schröter 2021).

In der Berufsbildung haben die Sozialpartner während der Hochphase 
des „Hypes“ um Industrie 4.0 mit einer Reihe von Maßnahmen reagiert, die 
bis heute weitergeführt wurden und weiterentwickelt werden. Dreh- und 
Angelpunkt der berufsbildungspolitischen Aktivitäten war die Modernisie­
rung der Ausbildungsberufe im Bereich Metall- und Elektroberufe. Neben 
der klassischen Anpassung der Ausbildungsinhalte waren zwei Neuerungen 
von besonderer Bedeutung. Zum einen wurde eine neue integrative Berufs­
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bildposition „Digitalisierung der Arbeit, Datenschutz und Informationssi­
cherheit“ geschaffen, die wiederum in den 2021 modernisierten Standard­
berufsbildpositionen (BIBB 2021) aufgegangen sind. Diese Entwicklungsli­
nie zielte frühzeitig auf ein erweitertes Verständnis von beruflicher Bildung, 
in dessen Kern Persönlichkeitsbildung eine wesentliche Rolle spielt. Resili­
enz, Team- und Kommunikationsfähigkeit sowie kritisches Denken gelten 
hier als Schlüsselkompetenzen in einer digitalen Arbeitswelt.

Die zweite wesentliche Neuerung waren bundeseinheitliche Zusatzqua­
lifikationen (kurz ZQ), die den Betrieben und den Auszubildenden eine 
hohe Flexibilität, aber auch einen Innovationsimpuls geben sollten. Dabei 
wagten sich die Sozialpartner über die reine Ausbildung hinaus und kon­
zipierten diese ZQs auch als qualitätsgesicherte Anpassungsqualifizierung 
für Fachkräfte, deren Arbeitsplätze von Veränderungen betroffen sind. Die 
zurückhaltende Nachfrage nach den formalen Anpassungsqualifizierungen 
sollte dabei nicht als Misserfolg gedeutet werden, denn die Betriebe bieten 
sie vorrangig intern als non-formale Weiterbildungen an. Diese Entwick­
lung ist vielmehr ein Ausdruck eines neuen Selbstverständnisses, welches 
Aus- und Fortbildung stärker aufeinander bezieht und den handelnden be­
trieblichen Akteuren mehr Orientierung und Gestaltungsoptionen ermögli­
chen soll.

Weitere Schritte sind jedoch notwendig, um die berufliche Bildung zu­
kunftsfähig zu gestalten. Die Entwicklung von vertikalen und horizonta­
len Laufbahnkonzepten, die eine langfristige Orientierung zum einen und 
flexiblere Bildungsmöglichkeiten zum anderen ermöglichen, ist aus gewerk­
schaftlicher Perspektive wichtig. Ebenso die Stärkung einer gestaltungsori­
entierten Berufsbildung, welche die Lernenden dazu befähigt, ihre Arbeits- 
und Bildungsprozesse aktiv und kreativ mitzugestalten. Dies erfordert eine 
stärkere Integration von Projektarbeit und praxisorientierten Lernformen, 
die die Selbstwirksamkeit und Problemlösekompetenzen der Lernenden 
stärken.

Ebenso wichtig wird die Qualifizierung des haupt- und ehrenamtlichen 
Bildungspersonals sowie von den Lehrkräften an den berufsbildenden 
Schulen. Ihnen muss die Möglichkeit eröffnet werden, sich kontinuierlich 
weiterzubilden, um die neuen Technologien und didaktischen Ansätze ef­
fektiv in die Bildungsprozesse integrieren zu können (Becker et al 2021).

Berufsorientierung, heute vor allem auf die Schnittstelle zwischen Schule 
und Betrieb und dort aus gutem Grund auf die Vermittlung von Schulab­
schlüssen und Lehrstellen bezogen, sollte angesichts des Erfordernisses, 
sich im gesamten Erwerbsleben beruflich weiterzubilden, zu einer Dauer­
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aufgabe für Beschäftigte, Betriebe und Bildungsinstitutionen werden. Be­
rufsorientierung wird damit ein „biografisches Langzeitprojekt“ „zur Vor­
bereitung und Begleitung beruflicher Umorientierung und Weiterbildung“ 
(Ertl 2023).

4. Klimakrise und Nachhaltigkeit

Während sich die Stimmen aus Wissenschaft und Verbänden mehren, wel­
che die Erreichung der Klimaziele in der verabredeten Zeit skeptisch beur­
teilen oder sie aufgrund der sozialen und politischen Beharrungstendenzen 
und Gegenkräfte für ganz und gar undurchführbar erachten, nehmen kli­
matische Extremereignisse zu, und die Klimaentwicklung hat längst die 
befürchteten „Kipppunkte” erreicht. Auch wenn die letzte Bundesregierung 
insgesamt ein positives Bild der Wirkungen der beschlossenen Maßnah­
men zeigen wollte, konnte sie nicht verhehlen, dass die entsprechenden 
Berichte des Bundesumweltamtes und vor allem das Monitoring der von 
der Bundesregierung beschlossenen Maßnahmen ein beunruhigendes Bild 
der Zielerreichung zeigen. Ein gleiches Bild zeigt sich auch in der Bewer­
tung der Zielerreichung der verabredeten 17 Nachhaltigkeitsziele der UN, 
welche die Staatengemeinschaft verpflichtet, diese „als globale(n) Plan zur 
Förderung nachhaltigen Friedens und Wohlstands und zum Schutz unseres 
Planeten” (aus einer Selbstdarstellung der UN) bis 2030 umzusetzen.2

Die Klimakrise darf als zweite große Herausforderung für die Arbeitswelt 
verstanden werden. Nora Räthzel kritisiert zu Recht, dass die Fixierung 
auf die Energiekrise auch bei den Gewerkschaften nur einen Aspekt der 
umfassenden Klimakrise benennt. (Räthzel 2024). Welchen Stellenwert die 
Klimapolitik in Zukunft im Kontext von ökonomischer Krise haben wird, 
steht derzeit in den Sternen.

Arbeits- und Produktionsprozesse und ganze Industrien stehen vor mas­
siven Veränderungen. Der Umstieg der Automobilindustrie auf die E-Mo­
bilität führt innerhalb der Branchen und der Unternehmen zu neuen 
Wertschöpfungsketten, zu weitreichenden Produktveränderungen und zu 
einer massiven Veränderung der Fertigungstiefen oder, ein anderes Beispiel, 
in der Stahlindustrie über die Dekarbonisierung durch den Wechsel auf 
Wasserstoff zu großen Wirkungen auf Beschäftigung. Eingebettet sind die­
se Prozesse innerhalb der Branchen und zwischen den Unternehmen auf 

2 https://unric.org/de/17ziele/ [abgerufen am 07.08.2024].
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nationaler und insbesondere auf internationaler Ebene in massive ökono­
mische Krisen. Berufe verändern sich, neue Berufe und Berufszuschnitte 
sind vonnöten. Gleichzeitig versuchen starke gesellschaftliche Kräfte den 
Weg in die Dekarbonisierung aufzuhalten.

Die Transformation ist unter den Beschäftigten nicht unumstritten. Man 
darf die These wagen, dass es oft nicht die ökologische Transformation an 
sich, sondern, dass es die mit ihren Konsequenzen verbundenen sozialen 
und ökonomischen Unsicherheiten sind, die dazu führen, dass sich viele 
Beschäftigte aufgrund befürchteter und realer Folgen für Einkommen, Ar­
beitsverhältnisse, Karrierewege, Arbeitsinhalte und Qualifikationsanforde­
rungen immens herausgefordert fühlen und nicht selten von rechten und 
populistischen Positionen angezogen werden. Dies war auch ein Ergebnis 
der Befragung von Klaus Dörre u. a. in Betrieben der Metallindustrie. (Dör­
re, Köster, Holzschuh, Sittel 2022, siehe auch den Beitrag von Hans-Jürgen 
Urban in diesem Band).

Im Zentrum der Bildungsmaßnahmen steht auf nationaler Ebene die 
„Bildung für Nachhaltige Entwicklung (BNE)” und als Teil davon die 
„Berufsbildung für Nachhaltige Entwicklung (BBNE)”. Die aktuellen vom 
Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) koordinierten Aktivitäten werden 
von verschiedenen Autor*innen z. B. in der entsprechenden Ausgabe des 
Online-Magazins DENK-doch-MAL diskutiert (Ahrens 2024; Ciolek 2024; 
Heitzhausen und Dück 2024).

Bis heute wirkt die 1987 vorgelegte Definition der sogenannten Brund­
landt-Kommission nach: Sie definiert „nachhaltige Entwicklung“ als Aufga­
be, die die Bedürfnisse der Gegenwart befriedigt, ohne die Spielräume der 
Bedürfnisdeckung folgender Generationen einzuschränken. Nachhaltigkeit 
wird in der beruflichen Bildung als ein umfassendes, vom Arbeitsprozess 
bis ins Privatleben reichendes Konzept verstanden, das als lebenslanger 
Bildungsprozess zu definieren ist, in dem die beruflich Lernenden befähigt 
werden sollen, „sich mit aktuellen und künftigen Herausforderungen in 
beruflichen, gesellschaftlichen und privaten Situationen auseinanderzuset­
zen.“ (Melzig, Hemkes, Caruncho 2018, S. 35).

Beinhaltete in der Vergangenheit das Thema Umweltlernen im Betrieb 
maßgeblich unmittelbar ausbildungs- bzw. arbeitsplatzbezogene Maßnah­
men, öffnet sich der Blick gefördert über die Modellprojekte des Bundes­
institut für Berufsbildung (BIBB) wie über die neu formulierten Standard­
berufsbildpositionen auf die Einbeziehung der vor- und nachgelagerten 
Bereiche und tendenziell über den gesamten Betrieb bis hin zum Alltags­
verhalten und in die Gesellschaft.
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Als Themen werden, erläuternd zu den Standardberufspositionen u. a. 
genannt: die rationelle Energie- und Ressourcenverwendung, die Wieder­
verwertung z. B. von Werkstoffen im Recycling, durch Reparatur und Wie­
derverwendung, die Reduzierung des ökologischen Fußabdrucks von Pro­
dukten, Dienstleistungen und Wertschöpfungsprozessen bis hin zu Fragen 
der Optimierung und der Handlungsalternativen für den eigenen Hand­
lungsbereich (IG Metall 2024; Kaiser 2024).

Damit wird allerdings der Blick auf ein erhebliches Problem von „Bil­
dung für Nachhaltige Entwicklung (BNE)” aufmerksam. Es zeigt sich 
ein deutliches Spannungsverhältnis zwischen ihren programmatischen 
Ansprüchen, d. h. den Formulierungen, den für die Berufsbildung vom 
Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) geschaffenen Materialien und 
Arbeitshilfen bis hin zu den Empfehlungen der Kultusministerkonferenz 
einerseits und der realen Umsetzung in vielen konkreten betrieblichen Aus­
bildungsprojekten andererseits. Das „Bildung für Nachhaltige Entwicklung 
(BNE)”verbleibt letztlich normativ auf einer Handlungsebene, die entschei­
dende strukturelle Aspekte nachhaltiger Arbeit nicht hinterfragt.

Auf diesen Widerspruch zwischen der normativen Gewichtung vom „Bil­
dung für Nachhaltige Entwicklung (BNE)” und ihren real eingeschränkten 
Möglichkeiten machen auch Nina Blasse und Jürgen Budde bezogen auf die 
schulische Befassung mit dem Thema aufmerksam. Von den geschilderten 
Hinweisen wollen wir drei herausgreifen, weil sie auch für die berufliche 
Bildung von Bedeutung sind: Erstens ist die Gefahr einer ungewollten 
Entpolitisierung der Nachhaltigkeitsproblematik nicht von der Hand zu 
weisen, weil das „Bildung für Nachhaltige Entwicklung (BNE)” intensiv 
eine individuelle Handlungsebene mittels eines individuell verstandenen 
Kompetenzbegriffs in ihr Zentrum stellt und zweitens, weil sie das Thema 
„pädagogisiert“, was für die Autor*innen bedeutet, dass sie Nachhaltigkeit 
im Unterricht thematisiert, ohne die gesellschaftlichen Rahmenbedingun­
gen und die dahinter liegenden Interessenlagen ausreichend zu reflektieren. 
Und damit wird drittens auch der Widerspruch einer notwendigerweise 
emphatischen Bildung für Nachhaltigkeit und der Realität einer „schuli­
schen Leistungsideologie“ nicht wirklich thematisiert. Und doch – so fol­
gern sie – ist das „Bildung für Nachhaltige Entwicklung (BNE)” (wie ana­
log die „Berufsbildung für Nachhaltige Entwicklung (BBNE)”) wichtiger 
und notwendiger Bestandteil einer auch durch Bildungsprozesse unterleg­
ten Transformation. „Pädagogik ist als Lösung für politische Prozesse nicht 
geeignet und doch in gewisser Weise notwendig, da Schule nicht außerhalb 
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gesellschaftlicher Verhältnisse steht und insofern politische Probleme not­
wendigerweise thematisieren sollte“ (Budde und Blasse 2023, S. 12).

Diese Kritik wird auch von Franz Kaiser geteilt, der sich mit den 
Möglichkeiten einer an Nachhaltigkeit orientierten Berufsbildung in einer 
nicht nachhaltigen Arbeitswelt und Ökonomie befasst. Er würdigt die Maß­
nahmen der Berufsbildung, nennt auch die Standardberufsbildpositionen 
einen „Meilenstein“, gleichwohl sind sie nach seiner Meinung „zaghaft“, weil 
sie zu sehr dem Status quo verhaftet bleiben. Sein Vorschlag ist, den „Drei­
klang von Fach-, Human- und Sozialkompetenz“, der weite Bereiche der 
Berufsbildungsdebatte bestimmt, um eine weitere Dimension zu erweitern, 
die er „die Verbundenheit (…) mit der Umgebung“ nennt, die auch die 
„globalen Naturzusammenhänge“ umfasst (Kaiser 2024).

Die Frage bleibt, wie sich ein in diesem Sinn erweitertes Verständnis 
von Berufsbildung mit realen Möglichkeiten entsprechender Änderungen 
in der Arbeitswelt verbinden lässt. Relevante Ansatzpunkte gibt es in der 
Bildungskonzeption selbst, sei es das Verständnis von Handlungskompe­
tenz, sei es die zunehmende Bedeutung der biografischen Gestaltungskom­
petenz. Mit dem Bezug auf Negts Vorstellung der „Demokratie als Lebens­
form“ oder den oben genannten Überlegungen einer gestaltungsorientier­
ten Berufsbildung stehen wichtige Türen offen für die Verbindung von 
Berufsbildung und Arbeitsgestaltung.

Um zusätzlich das arbeitspolitische Feld einer sozialen und ökologischen 
Transformation zu beschreiben, hat Hans-Jürgen Urban den Begriff der 
Arbeitsökologie zur Diskussion gestellt. Mit dem Konzept der Arbeitsöko­
logie lassen sich nach seinen Vorstellungen drei elementare Reproduktions­
zusammenhänge verbinden: die Reproduktion der Arbeitskraft, der Gesell­
schaft und der Natur. Es ließen sich damit sowohl Schlussfolgerungen 
für die Makroebene der Gesellschaft ziehen, etwa in Anforderungen an 
Wirtschafts- und Sozialpolitik oder in Bezug auf die Unternehmen, auf der 
Mesoebene, z. B. in der ökologischen Weiterentwicklung von Mitwirkungs­
rechten von Betriebsräten oder in Bezug auf die Rechte von Arbeitneh­
mer*innenvertretungen in den Aufsichtsräten wie auf der Mikroebenen die 
Mitwirkungsmöglichkeiten der Beschäftigten (innerhalb der betrieblichen 
Mitbestimmung) (Urban 2024).
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5. Impulse für die Weiterentwicklung beruflicher Bildung

Die berufliche Bildung steht grundsätzlich unter einem Veränderungsdruck 
und birgt, getragen durch die Sozialpartner, auch eine hohe Veränderungs­
bereitschaft. Dies bezieht sich in der Regel auf die Anpassung der Aus- und 
Fortbildungsverordnungen. In gewissen Zyklen vollzieht das System der 
beruflichen Bildung aber auch grundlegende Entwicklungen, die sich pro­
zesshaft über mehrere Jahre bis Jahrzehnte vollziehen. Vielen Ausbilder*in­
nen und Berufsschullehrkräften noch in Erinnerung ist die sogenannte 
„arbeitsorientierte Wende“ (Fischer 2003) in den 1980er- und 1990er-Jah­
ren. In dieser Zeit wurde u. a. über die Modernisierung der Metall- und 
Elektroberufe das Modell der vollständigen Handlung (selbstständiges Pla­
nen, Durchführen und Bewerten beruflicher Arbeitsaufgaben) implemen­
tiert. Kurz darauf führte die Kultusministerkonferenz in den Berufsschulen 
ergänzend das Lernfeldkonzept3 ein, das ebenfalls berufliche Handlungs­
abläufe fokussiert. Wenn wir den Blick ein wenig weiten, lässt sich die 
Einführung der gestuften Studiengänge mit dem Bachelor als ersten berufs­
qualifizierenden Abschluss (Bolognaprozess) auch als Reformschritt des 
Berufsbildungssystems verstehen. Inzwischen agieren die Hochschulen im 
Bereich des dualen Studiums und der wissenschaftlichen Weiterbildung 
explizit als Anbieter von beruflicher Bildung und betrieblicher Qualifizie­
rungen.

25 Jahre nach der arbeitsorientierten Wende zeichnet sich im Kontext 
der zuvor beschriebenen Herausforderungen ein neuer Entwicklungsschritt 
ab. Das Verhältnis von Flexibilität und Sicherheit im Berufsbildungssystem 
tariert sich neu aus. Wobei sich Flexibilität vorrangig über die Etablierung 
kleinerer, verwert- und anrechenbarer Lerneinheiten sowie individualisier­
bare Lernformate abbildet und der Sicherheitsaspekt über die Abschlussbe­
zogenheit dieser Lerneinheiten und über die Ganzheitlichkeit der Aus- und 
Fortbildungsgänge definiert wird (werden muss). Über die Novellierungen 
des Berufsbildungsgesetzes wurde bereits in den letzten Jahren die Mög­
lichkeit geschaffen, dass zwei- und dreijährige Berufe aufeinanderaufbauen 
können – die Umsetzung obliegt den Sozialpartnern über die Gestaltung 
der Ausbildungsverordnungen. Auch wurde die Teilzeitausbildung und das 

3 „Lernfelder sind durch Ziel, Inhalte und Zeitrichtwerte beschriebene thematische Ein­
heiten, die an beruflichen Aufgabenstellungen und Handlungsfeldern orientiert sind 
und den Arbeits- und Geschäftsprozess reflektieren. Aus der Gesamtheit aller Lernfel­
der ergibt sich der Beitrag der Berufsschule zur Berufsqualifikation.“ (KMK 2007, S.17).
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dreigestufte Fortbildungssystem mit den neuen (ergänzenden) Bezeichnun­
gen „Berufsspezialist, Bachelorprofessional und Masterprofessional“ einge­
führt. 2024 folgte die rechtliche Klarstellung, dass mobile Ausbildungspha­
sen möglich sind und die Validierung wurde als neues Anerkennungsin­
strument für berufliche Handlungsfähigkeit geschaffen. Darüber hinaus ist 
die Frage, welche Relevanz Teilqualifikationen im System der beruflichen 
Bildung erhalten und welche Qualitätskriterien sie erfüllen müssen, bereits 
im Aushandlungsprozess der Stakeholder aufgegriffen.4

Aus gewerkschaftlicher Perspektive wollen wir an dieser Stelle zwei Ziel­
bilder skizzieren, die ein neues Gleichgewicht von Flexibilität und Sicher­
heit erlauben würden.

6. Ein System, das zum Berufsleben passt

Zwei grundlegende Aspekte müssen wir vorab anerkennen: (1) Unser Be­
rufsbildungssystem bietet bereits heute vielfältige Möglichkeiten zur Indivi­
dualisierung. Ausbildungszeiten können verkürzt und verlängert werden. 
Leistungsstärkeren Auszubildenden stehen u. a. Zusatzqualifikationen of­
fen und für Leistungsschwächere gibt es Unterstützungsmöglichkeiten. Ab­
schlüsse können ohne klassische Ausbildung über eine Externenprüfung 
abgelegt werden und in der Fortbildung gibt es keinen Zwang, einen 
Lehrgang zu besuchen. Lediglich die Prüfung muss bestanden werden. 
(2) Diese Möglichkeiten werden aber nicht ausreichend genutzt. Fast 20 % 
unserer jungen Erwachsenen sind ohne Berufsabschluss5, Karrierewege 
von Un- und Angelernten stagnieren im Betrieb und die Teilnahmequote 
an Weiterbildung liegt in Deutschland bei 8 % (4 Prozentpunkte unter dem 
EU-Durchschnitt).6

Dieser Sachverhalt wurde auch von den Delegierten des 25. Ordentlichen 
Gewerkschaftstages der IG Metall, der 2023 in Frankfurt am Main durch­

4 Vgl. Stellungnahme des Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) Hauptausschusses, 
https://www.bibb.de/dokumente/pdf/stellungnahmezumbbb2024.pdf [abgerufen am 
25.02.2025].

5 2022 waren dies 2,86 Millionen Personen im Alter zwischen 20 und 34. Das entspricht 
19,1 % der Alterskohorte, https://www.bibb.de/de/pressemitteilung_189134.php 
[abgerufen am 25.02.2025].

6 Erfasst wurden hierbei alle 25- bis 64-Jährigen, die innerhalb der letzten vier Wochen 
vor der Erhebung an einer solchen Weiterbildungsmaßnahme teilnahmen, www.destati
s.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Bildung-Forschung-Kultur/Weiterbildung/_in
halt.html- [abgerufen am 25.02.2025].
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geführt wurde, aufgegriffen. Sie haben einen Beschluss gefasst, der den 
Bildungspolitiker*innen folgenden Auftrag erteilt:

Im Grundsatz ist eine zusammenhängende Berufsausbildung anzustre­
ben. Trotzdem bedarf es jedoch auch anderer Modelle. Die IG Metall 
setzt sich dafür ein, dass die Berufsausbildung zur Berücksichtigung 
individueller Lebenslagen nicht zwingend zeitlich zusammenhängend 
stattfinden muss. (IG Metall 2023).

Diesem Beschluss folgend benötigen wir ein transparentes, rechts- und 
qualitätsgesichertes sowie für weitere Entwicklungsschritte verwertbares 
Instrument zur Individualisierung beruflicher Bildungswege. Die Debatte 
um Teilqualifikationen kann hier einen Lösungsansatz liefern. Vorausset­
zung ist, dass deren Entwicklung in die reguläre Ordnungsarbeit (also 
die Modernisierung der Aus- und Fortbildungsberufe) integriert werden 
kann. Die jeweiligen Berufsbildpositionen in den Ausbildungsverordnun­
gen bzw. im Ausbildungsrahmenplan bieten konkrete Anknüpfungspunkte. 
In ihnen werden die spezifischen, beruflichen Handlungskompetenzen be­
schrieben, die zu einem gewissen Zeitpunkt und in einem vorgegebenen 
Zeitumfang vermittelt werden sollen. In aktuellen Fortbildungsverordnun­
gen sind in den berufsspezifischen Prüfungsbereichen ebenfalls Kompe­
tenzbeschreibungen enthalten, an die angeknüpft werden kann. Im Sinne 
einer bundeseinheitlichen Qualitätssicherung müsste der Gesetzgeber die 
Fortbildungsverordnung jedoch noch um einen Zeitrahmen ergänzen, an 
dem sich Betriebe und Bildungsanbieter orientieren. Da sich in der hier 
beschriebenen Logik Teilqualifikationen auch auf landesrechtliche, evtl. 
auch auf kammerrechtliche Verordnungen stützen, bedarf es unabdingbar 
noch zweier Regulative: Ein Recht auf eine ganzheitliche Ausbildung für 
Personen unter 25 Jahren und ohne Berufsabschluss sowie den Deutschen 
Qualifikationsrahmen. Seine Verrechtlichung würde die Vergleichbarkeit 
und damit die Durchlässigkeit entsprechender Angebote, über Systemgren­
zen hinaus, sicherstellen. Das Potential eines so konzipierten Instrumentes 
lässt sich kurz skizzieren:

– Verordnungsgeber und Sozialpartner können in etablierten und quali­
tätsgesicherten Verfahren mit minimalem Mehraufwand agieren. Über 
Änderungsverordnungen könnten Teilqualifikationen binnen kürzester 
Zeit in großem Umfang eingeführt werden.

– Betriebe und Bildungsanbietende können aufbauend auf bekannten Ver­
ordnungsstrukturen schnell in die Erstellung von Angeboten kommen.
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– Leistungsstarke Auszubildende können neben Zusatzqualifikationen nun 
auch Teilqualifikationen, die aus Fortbildungsverordnungen abgeleitet 
sind, in der Ausbildung erwerben und diese auf die nächsthöhere Fort­
bildungsstufe anrechnen. Die Sozialpartner könnten auf diesem Weg 
auch Ausbildungsverordnungen mit (zu) hohem Anforderungsniveau auf 
ein adäquates Maß zurückführen und dort, wo sinnvoll, die curricularen 
Inhalte in die Spezialistenprofile überführen.

– Un- und Angelernte können arbeitsbegleitend oder arbeitsintegrativ über 
den Erwerb von Teilqualifikationen zu einem Berufsabschluss und/oder 
einer höherwertigeren Tätigkeit kommen.

– In einem Validierungsverfahren festgestellte Kompetenzdefizite können 
zielgerichtet ausgeglichen werden.

– Im Fortbildungsbereich bieten TQs niederschwellige Zugänge.

7. Eine Berufspädagogik, die ein gutes (Arbeits-) Leben ermöglicht

Bezieht man sich auf die eingangs in diesen Text eingeführte Konzeption 
von „Demokratie als Lebensform“, so stößt man auf einen ihr zugeschriebe­
nen Anspruch, der für die Arbeitswelt von Negt wie folgt formuliert wird: 
Die Perspektive des „Umbaus der Arbeitsgesellschaft“ kann nur erfolgreich 
sein, „wenn sie gleichzeitig zur ökonomischen Krisenlösung und zur Erfül­
lung der Emanzipationsbedürfnisse der Menschen beiträgt.“ (Negt 2010, 
S. 539). Verbinden wir dies mit der Aufforderung von Stephan Lessenich 
der Notwendigkeit „einer Demokratisierung der Demokratie“ (Lessenich 
2019, S. 137), so kann dies für den Betrieb nur bedeuten, dass Auszubilden­
de und Beschäftigte zukünftig über die Ausweitung ihrer Rechte in der 
Betriebsverfassung auch reale Mitwirkungsmöglichkeiten zur Mitgestaltung 
von Ausbildung und Arbeitsbedingungen erhalten.

„Natürlich“ – so führt diesen Gedanken auch Hans Jürgen Urban aus –

geht es bei beruflicher Bildung auch immer um Fachbildung auf der 
Höhe der Zeit. Aber das reicht nicht. Nicht minder wichtig sind […] 
Reflexions- und Interventionskompetenzen. Ersteres meint die Fähigkeit, 
den eigenen sozialen Ort im Transformationsprozess bestimmen und zu­
gleich erkennen zu können, was das eigene Tun für die Gesellschaft und 
die Umwelt bedeutet. Durch diese Ortsbestimmung kann ich dann Inter­
essen definieren, aus denen sich Handlungsfähigkeit entwickeln lässt. 
Das ist mit Interventionskompetenz gemeint. In die Verhältnisse eingrei­
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fen, betrieblich wie gesellschaftlich, sie interessengeleitet verändern und 
begreifen, warum die kollektive Intervention erfolgversprechender ist als 
die individuelle. (Urban 2021).

Das Konzept der gestaltungsorientierten Berufsbildung ist das pädagogi­
sche Bindeglied zwischen dem Ausbau betrieblicher Demokratie und beruf­
licher Bildung und Verbindung von allgemeiner und beruflicher Bildung. 
Sie stellt die aktive Mitgestaltung von eigenen Bildungs- und Arbeitsprozes­
sen und die Lösung realer betrieblicher und gesellschaftlicher Probleme 
in den Mittelpunkt beruflichen Handelns. Sie folgt der Überzeugung, dass 
Beschäftigte nicht nur passive Empfänger*innen von Bildungsinhalten sein 
sollten und sich Berufsbildung nicht nur auf funktionale ökonomische und 
technische Anforderungen reduzieren lässt, sondern sie trachtet danach, 
aus beruflich Lernenden aktive Mitgestalter*innen von individueller Ent­
wicklung, Arbeit und Gesellschaft zu bilden.

Dieser Ansatz wurzelt in arbeits- und berufspädagogischen Theorien, die 
die Bedeutung von Selbstwirksamkeit und Partizipation betonen (Rauner 
2023). Es geht darum, Lernende in die Lage zu versetzen, ihre beruflichen 
Werdegänge und die Arbeitsprozesse kritisch zu reflektieren und aktiv 
mitzugestalten. Dies erfordert eine enge Verzahnung von theoretischem 
Wissen und praktischen Fähigkeiten sowie gute didaktische Konzepte und 
Lernumgebungen. Projektarbeit und problembasiertes Lernen sind zentrale 
Elemente, die den Lernenden ermöglichen, reale betriebliche Herausforde­
rungen zu bearbeiten und Lösungen zu entwickeln.

Ein Beispiel für eine erfolgreiche Umsetzung ist das Konzept der Lern­
fabriken, das insbesondere in der technischen Berufsbildung Anwendung 
findet (Abele, Metternich, Tisch 2015; Heinze, Kreimeier, Wannöffel 2021). 
Lernfabriken sind eine Lehrmethode, die sowohl im hochschulischen Be­
reich wie auch in der schulischen Berufsbildung zur Anwendung kommen 
(siehe Andrea Bianchi-Weinand und Dieter Kreimeier in diesem Band). Sie 
bieten eine realitätsnahe Lernumgebung, in der Auszubildende und Studie­
rende unter nahezu echten Produktionsbedingungen arbeiten und lernen 
können. Sie entwickeln und gestalten dabei Produktionsprozesse, setzen 
digitale Werkzeuge und Methoden ein und lernen, wie sie diese Prozesse 
kontinuierlich verbessern können. Dies fördert nicht nur technische Kom­
petenzen, sondern auch die Fähigkeit, innovative Lösungen zu entwickeln 
und umzusetzen. Unternehmen bieten sie die Möglichkeit, flexibler und an­
passungsfähiger auf Veränderungen zu reagieren. Dies ist insbesondere in 
einer von Digitalisierung und globalem Wettbewerb geprägten Wirtschaft 
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von großer Bedeutung. Lernende erhalten die Chance, sich im Studium 
und in der Berufsschule mit den sozialen Konflikten und den divergieren­
den Interessen in der Arbeitswelt auseinanderzusetzen.

Eine besondere Bedeutung hat maßgeblich die Gemeinsame Arbeitsstelle 
der Ruhr-Universität/ IG Metall und des Lehrstuhls für Produktionssyste­
me der RUB mit Unterstützung der IG Metall entwickelt und ist eine 
vielfach angewandte „arbeitspolitische Lernfabrik“ (Bianchi-Weinand und 
Wannöffel 2021). Sie legt nicht nur den Fokus auf technische und soziale 
Dimensionen des Arbeitsprozesses, sondern entwickelt diesen entlang aus­
gewählter Fragestellungen im Kontext der Digitalisierung der Arbeitswelt 
im Rahmen der gewerkschaftlichen Bildungsarbeit mit Betriebsräten und 
Vertrauensleuten in Bezug auf die Möglichkeiten der alternativen Arbeitsge­
staltung (IG Metall 2017).

Ein weiteres Beispiel ist die Einbindung digitaler Lernplattformen. 
Durch sie können personalisierte Lernpfade erstellt werden, die auf die 
individuellen Bedürfnisse und Lernstile der Auszubildenden zugeschnitten 
sind. Solche Plattformen ermöglichen es den Lernenden, in ihrem eigenen 
Tempo zu lernen und dabei kontinuierlich Feedback zu erhalten, was zu 
einer besseren Lernerfahrung und höheren Lernergebnissen führt. Mit 
dem Projekt „IT:D – Digitalisierung in der Berufsbildung“ haben Nach­
wuchsstiftung Maschinenbau und IG Metall konkrete Lösungen für die 
betriebliche Ausbildungspraxis in einer zunehmend digitalisierten Arbeits­
welt geschaffen. Das Projekt etablierte dazu für Klein- und Mittelbetriebe 
(KMU) im Maschinenbau in Baden-Württemberg in vier Jahren ein Trans­
fernetzwerk für die Akteure der beruflichen Bildung und die Auszubilden­
den.7

Berufliche Bildung war durch ihr umfassendes Verständnis von Hand­
lungskompetenz, durch die starke Gewichtung von Persönlichkeitsbildung, 
durch ihre Methoden wie den Bezug auf den Arbeitsprozess und die voll­
ständige Arbeitsaufgabe, durch das entdeckende und forschende Lernen 
schon immer mehr als ein auf die fachlichen Aspekte von beruflichem 
Handeln beschränktes Lernen. Mit neuen Entwicklungen in der Arbeits­
welt, in diesem Text exemplarisch an Klimakrise und an der Digitalisie­
rung sowie dem Einsatz von Künstlicher Intelligenz (KI) entfaltet, ergänzt 
durch die Mächtigkeit gesellschaftlicher Krisen, wächst die Bedeutung all­
gemeinbildender Inhalte in der Berufsbildung. Demokratiebildung wird 
anerkannter, gleichwohl ausbaufähiger Inhalt von Ausbildung. Hier setzten 

7 https://wap.igmetall.de/23160.htm [abgerufen am 25.02.2025].
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wir an, indem wir an das Konzept der Demokratie als Lebensform und 
an gute Bildung und gute Arbeit als die zwei Säulen einer humaneren Ar­
beit erinnern und gestaltungsorientierte Berufsbildung als sinnvolles Kon­
zept zur Weiterentwicklung einer die individuellen Bildungsbiografien wie 
auch die kollektiven Arbeitsverhältnisse verbindende Klammer zwischen 
Berufsbildung und arbeitsweltbezogenen Mitwirkungsmöglichkeiten in den 
Vordergrund schieben. Damit betonen wir als Zukunftsaufgabe von Mitbe­
stimmung und Partizipation 2030 beides: Sowohl die Weiterentwicklung 
unseres Verständnisses von Beruflichkeit als auch die Weiterentwicklung 
wichtiger struktureller Aspekte beruflicher Bildung.
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Künstliche Intelligenz (KI) in der Weiterbildung

Yves Gensterblum und Manfred Wannöffel

1. Einleitung

Goethes Zauberlehrling aus dem Jahr 1797 erzählt die Geschichte eines 
Zauberlehrlings, der einen Zauberbesen zu Hilfe ruft, um Wasser zu holen, 
ihn dann jedoch nicht mehr stoppen kann, wodurch das ganze Haus unter 
Wasser gesetzt wird.

Goethe hat mit dem Zauberlehrling in der Zeit dem beginnenden ersten 
Maschinenzeitalter (Industrie 1.0)1 ein zeitloses Bild gezeichnet. Es sind 
die Befürchtungen und Ängste, dass der technische, bisweilen magisch 
anmutende Fortschritt auch zu unkontrollierbaren Folgen, dass mangelnde 
Kontrolle und Verständnis über die eingesetzten Mittel zu katastrophalen 
Ergebnissen führen können – in diesem Fall zu Chaos in der Lebenswelt 
des Lehrlings. Die Macht der Maschine über den Menschen; eine Macht, 
die schließlich bei Goethe nur durch das Eingreifen des Meisters, der den 
Zauber rückgängig macht, zu bewältigen war. Goethe hat uns mit dem 
Zauberlehrling eine zeitlose Lektion mitgegeben. Was einst als Warnung 
vor unkontrollierbaren Mächten des ersten Maschinenzeitalters galt, gilt 
ebenso für den Eintritt in das zweite Maschinenzeitalter, das Zeitalter der 
Computer und künstlichen Intelligenz (Brynjolfsson & McAfee 2014)). 
Befeuert werden derartige Befürchtungen in der aktuellen Phase immer 
wieder durch breit zitierte, jedoch methodisch oft kritisierte Studien zu 
den Folgen der fortschreitenden Digitalisierung auf Arbeit, Wirtschaft und 
Gesellschaft, deren Empirie sich vornehmlich auf die USA bezogen (Frey/
Osborne 2013, siehe auch den Beitrag zu Sabine Pfeiffer im Sammelband). 
Demnach lassen sich diese Annahmen nicht direkt auf die besonderen 
gesellschaftlichen Rahmenbedingungen, in denen Wirtschaft und Arbeit 
in Deutschland eingebettet sind, übertragen. Desgleichen gilt auch für 
empirische Studien und Prognosen von einflussreichen Unternehmensbe­

1 Die Autoren verwenden bewusst nicht die Bezeichnungen der Industriellen Revolutio­
nen, weil diese in ihrer schrittweisen Differenzierung eine evolutionäre und keine 
disruptive Innovationsstufen beschreiben.

435

https://doi.org/10.5771/9783748953081 https://www.inlibra.com/de/page/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/9783748953081 
https://www.inlibra.com/de/page/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


ratungen, die eher ökonomische Interessen verfolgen (N=2770, Bringmann, 
Fach, Becker, Schamberger & Wendland und Hazan, Madgavkar, Chui, 
Smit, Maor, Dandona & Huyghues-Despointes 2024). Laut dieser Prognose 
können in Deutschland bis zum Jahr 2030 annähernd drei Millionen Jobs, 
also ca. 6,5 % der Arbeitsplätze von der Transformation durch die Einfüh­
rung von Künstlicher Intelligenz (KI) betroffen sein. Dies ist eine wesent­
lich geringere Zahl als die prognostizierten 12 % nach Bonin, Gregory, 
Zierahn 2015. Viele Studien beschreiben das Automatisierungsrisiko. Dieses 
ist jedoch nicht direkt gleichzusetzen mit der Wahrscheinlichkeit eines 
Arbeitsplatzverlustes, aber eine Anpassung der persönlichen Kompetenz 
erfordert. Es würde auch die Nachfrage nach qualifizierten Arbeitskräften 
in den Bereichen der Mathematik, der Datenwissenschaft und der KI-Ent­
wicklung steigen. Während repetitive, einfache Tätigkeiten zunehmend von 
Algorithmen übernommen werden können, bleibt der Mensch unersetzlich 
in kreativen, empathischen und sozialen Berufen (siehe auch den Beitrag 
von Ittermann und Mayland in diesem Band).

Vor einem so umrissenen Hintergrund verfolgt der vorliegende Beitrag 
zwei Zielsetzungen: Im ersten Teil wird die Weiterbildung für Mitarbeiter 
und Interessenvertreter im Umgang mit Künstlicher Intelligenz (KI) fokus­
siert. Im zweiten Teil wird der zunehmende Einsatz von Künstlicher Intelli­
genz (KI) bei der Weiterbildung selbst zum Gegenstand der Betrachtung.

2. Künstliche Intelligenz (KI) in Wirtschaft und Arbeit

Wir stehen an der Schwelle eines fundamentalen Wandels in der Arbeits­
welt – einem Wandel, der nicht weniger revolutionär ist als der Eintritt 
in das sogenannte „erste Maschinenzeitalter“. Damals, im 18. Jahrhundert, 
ermöglichte die Verbesserung der Dampfmaschine durch James Watt (1712) 
die Mechanisierung von Arbeit und leitete die industrielle Revolution ein. 
Arbeitskraft und -leistung, die zuvor allein von Menschen und Tieren er­
bracht wurden, wurden durch Maschinen ersetzt, was zu einer nie dagewe­
senen Produktivität und schließlich auch gesellschaftlichen Transformation 
führte. Als Folge kam es, gut 100 Jahre nach der Erfindung der Dampfma­
schine, zur „Maschinenstürmerei“ in England (Yorkshire, Lancaster und 
Nottingham) von 1811 bis 1817, wo viele Webstühle zerstört wurden. Diese 
zerstörten Webstühle verdeutlichten das soziale Elend in dem niedergehen­
den Weberhandwerk.
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Heute befinden wir uns an der Schwelle zum „zweiten Maschinenzeital­
ter“, einem Begriff, den Erik Brynjolfsson und Andrew McAfee prägten. 
Während das erste Maschinenzeitalter die körperliche Arbeitskraft ersetzte, 
charakterisiert das zweite Maschinenzeitalter die Digitalisierung und die, 
zumindest in Teilen, Ersetzung der kognitiven Leistung des menschlichen 
Gehirns. Durch Fortschritte in der Künstlichen Intelligenz (KI) können 
Maschinen Aufgaben übernehmen, die bislang nur Menschen vorbehalten 
waren: komplexe Analysen, Entscheidungsfindung (autonomes Fahren) 
und sogar kreative Prozesse (Musikkomposition, Bild- und Videogenerato­
ren).

Wie bei jeder industriellen Revolution besteht das Risiko des Arbeits­
platzverlustes aus zwei Dimensionen: dem Verlust an globaler Wettbe­
werbsfähigkeit oder durch technologische Substitution, wenn die neuen 
notwendigen Mitarbeiterkompetenzen nicht schnell genug angepasst wer­
den können. Durch die im Februar 2025 in Kraft getretenen Regelungen 
des EU AI Act vom Juni 2024 haben die Unternehmen nunmehr die 
Pflicht zur Sicherstellung von KI-Kompetenzen für Anbieter und Anwender 
im Betrieb. Bereits bei der Planung von KI-Tools im Unternehmen sind 
Mitarbeiter:innen und Interessenvertreter:innen verpflichtend im Umgang 
mit Künstlicher Intelligenz (KI) zu schulen, bevor die Künstlicher Intelli­
genz (KI) im Unternehmen überhaupt zur Anwendung kommt (Art. 4). 
Darüber hinaus regelt Artikel 5 des EU AI Act das generelle Verbot von 
KI-Systemen mit einem inakzeptalen Risiko für die Mitarbeiter*innen. 
Hierunter fällt insbesondere die Verwendung von KI-Tools, die in die Per­
sönlichkeitsrechte von Mitarbeiter*innen sowohl am Arbeitsplatz als auch 
bei Bildungsmaßnahmen eingreifen, wie dies z. B. bei gängigen Funktionen 
von MS Co-Pilot der Fall ist (Viva Insights). Folglich verstärkt der EU AI 
Act seit Februar 2025 mit Artikel 4 zentrale Mitbestimmungsrechte in der 
Weiterbildung, die in Deutschland bereits durch das Betriebsverfassungsge­
setz (BetrVG) geregelt sind. Dies betrifft die Mitbestimmungsrechte des Be­
triebsrates bei der Durchführung betrieblicher Bildungsmaßnahmen nach 
§ 98 Abs. 1 BetrVG und das Mitbestimmungsrecht nach § 97 Abs. 2 BetrVG 
bei Veränderungen der Tätigkeitsprofile durch Künstliche Intelligenz (KI), 
wenn Kenntnisse und Fähigkeiten der Beschäftigten nicht mehr zur Erfül­
lung der Aufgabe ausreichen. Artikel 5 unterstreicht schließlich das Mit­
bestimmungsrecht nach § 87 Abs. 1. Nr. 6 BetrVG, wenn KI-Programme 
potenziell geeignet sind, das Verhalten oder die Leistung der Beschäftigten 
zu überwachen. Dies betrifft in der Weiterbildung manche Funktionen von 
Learning-Analytics and Learning- Managementsystemen.
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Da der innerbetriebliche Einsatz von manchen KI-Tools in der Weiter­
bildung der Mitbestimmung unterliegt und jegliche Einführung von tech­
nischen Innovationen regelbasiert zwischen Geschäftsführungen und Be­
triebs- oder Personalrat bzw. alternativen Vertretungsorganisationen (siehe 
auch den Beitrag von Alexander Ranft im Sammelband) verhandelt werden 
muss, werden im folgenden Abschnitt zunächst ausgewählte Ergebnisse 
des arbeitssoziologischen Forschungsstandes der annähernd 15 Jahren an­
dauernden Digitalisierungsdebatte vorgestellt. Daraufhin werden in einem 
zweiten Schritt die besonderen Herausforderungen der Mitbestimmung, 
der Mitgestaltung sowie die besonderen Qualifikationsanforderungen an 
die Mitarbeiter:Innen und die Interessenvertretungen bei geplanten Ein­
sätzen von Künstlicher Intelligenz (KI) im Unternehmen umrissen. Wie 
das Potenzial von KI–basierten Learning Managementsystemen schließlich 
für die Weiterbildung genutzt werden kann, ist Gegenstand des dritten 
Abschnittes. So können auch Weiterbildungsformate für Mitarbeiter*innen 
und Interessenvertretungen entwickelt werden, die sich flexibel an die indi­
viduellen und organisationalen Herausforderungen von Unternehmen und 
Lernenden anpassen und vor dem Hintergrund der beschleunigten techni­
schen Entwicklung lebenslanges Lernen der Mitarbeiter*innen fördern.

Während über die Einführung von KI-Technologien in Unternehmen 
und bei Weiterbildung bislang nur geringe empirische Erkenntnisse vor­
liegen (Krzywdzinski, Gerst, Butollo, 2023; Haipeter, Wannöffel, Daus, 
Schaffarczik, 2024) existieren jedoch umfangreiche Ergebnisse aus der Di­
gitalisierungsforschung. Diese Erkenntnisse kann sich die Forschung über 
den Einsatz von Künstlicher Intelligenz (KI) in Unternehmen und in der 
Bildung zunutze machen. Von besonderer Wichtigkeit für eine erfolgreiche 
und konfliktarme Einführung technischer Innovationen ist die Kommuni­
kation über die Erwartungen des Unternehmens in einem spezifischen 
Markt- und Wettbewerbsumfeld, die mit dem Einsatz digitaler Technik ver­
bunden sind und wie diese mit den Perspektiven der Beschäftigten in Ein­
klang gebracht werden (Haipeter, Schilling 2023). Dieser doppelte Aspekt 
zielt auf die institutionellen und regulatorischen Rahmenbedingungen, in 
welche die Unternehmen eingebettet sind. Diese Regelungen stellen wichti­
ge Machtressourcen dar. Auf dieser Grundlage entwickeln Interessenvertre­
tungen und Beschäftigte arbeitspolitische Strategien, die in Aushandlungs­
prozessen mit dem Management über den Einsatz von neuen Technologien 
in spezifischen Bereichen des Unternehmens mit ihren jeweils tätigkeits­
bedingten Eigenheiten (Produktion, Vertrieb oder Verwaltung) münden. 
Für den bundesdeutschen Kontext gilt, dass die Nutzung digitaler Techno­
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logien und die damit verbundenen Einsatzkonzepte in der Weiterbildung 
immer durch die gewachsenen Arbeits- und Personalstrukturen und das 
Erfahrungswissen der Beschäftigten beeinflusst werden. Deshalb spricht die 
arbeitssoziologische Forschung von der Pfadabhängigkeit technologischer 
und organisatorischer Innovationen in Unternehmen (Haipeter, Wannöffel 
et. al. 2024). Insbesondere dieser letzte empirische Befund verweist auf die 
besondere Bedeutung von fachlichen und methodischen Weiterbildungs­
maßnahmen im Kontext der Einführung neuer Technologien.

3. Qualifizierung der Interessenvertretung im Kontext von KI-Einführungen

Der zu beobachtende Einsatz von digitalen Techniken und KI-Program­
men in Unternehmen und Verwaltungen erfordert zukünftig die Erweite­
rung einer pro-aktiven Arbeitspolitik sowie Unternehmens- und Qualifizie­
rungsstrategie, die den Beschäftigten und ihren Interessenvertretungen die 
Möglichkeiten einräumt, den gesamten Einführungszyklus von Künstlicher 
Intelligenz (KI) ab der Erstinformation über die Absichten des Unterneh­
mens bis schließlich zum Einsatz der KI-Programme zu verstehen und 
zu begleiten, wie es auch durch § 90. Abs. 1, Nr. 3 BetrVG (Unterrichtungs­
recht) geregelt ist (Haipeter, Wannöffel et. al 2024). Die pro-aktive Beglei­
tung des gesamten Prozesses hat neben dem Betriebsverfassungsgesetz nun 
durch den EU-AI Act eine weitere, verbindliche, rechtliche Grundlage 
erhalten. Über die bekannten Instrumente der Technologiefolgenabschät­
zung hinaus erfordert die Einführung von Künstlicher Intelligenz (KI) die 
Partizipation und die Qualifizierung der Interessenvertretung sowie der Be­
schäftigten, die perspektivisch mit KI-Anwendungen am Arbeitsplatz kon­
frontiert sind. Was soll das KI-Modell können, wer trägt die Verantwortung 
und die Haftung? Unterstützt die Künstliche Intelligenz (KI) die Mitarbei­
tenden oder handelt die Künstliche Intelligenz (KI) eigenständig? In einem 
ersten Schritt (1) geht es unter Berücksichtigung des § 90.2 BetrVG (Bera­
tungsrecht) um das gemeinsame Verständnis über die Zielsetzungen, die 
das Unternehmen mit dem KI-Modell verbindet; gefolgt von einer Situati­
onsbewertung, der gemeinsamen Bestimmung analytischer Bewertungskri­
terien bis zur Auswahl eines Pilotbereiches im Unternehmen (§ 91 BetrVG). 
Bei Veränderungen der Tätigkeitsprofile im Pilotbereich, wenn Kenntnisse 
und Fähigkeiten der Beschäftigten nicht mehr zur Erfüllung der Aufgabe 
ausreichen, greift die Mitbestimmung mit § 97 Abs. 2 BetrVG. Die damit 
zusammenhängenden Berufsbildungsmaßnahmen sind nach § 98 Abs. 1 
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BetrVG vom Betriebsrat (BR) mitzustimmen. In einem zweiten Schritt (2) 
erfolgt das gemeinsame Verständnis von Daten. Was sind die Datenquellen, 
wie ist die Datenqualität beschaffen, sind die Daten vollständig und wel­
che Informationen, Klassen und Fälle können aus den Daten gewonnen 
werden. Dieser Aspekt betrifft auch ethische Aspekte und tangiert § 87 
Abs. 1. Nr. 6 BetrVG, d. h. dieser Vorgang ist mitbestimmungspflichtig. Der 
folgende Schritt (3) ist der zeitaufwendigste und betrifft den Prozess der 
Datenaufbereitung, die Auswahl der Daten, die Transformation in brauch­
bare Datenformate, die künstliche Erweiterung der Daten und schließlich 
die Entscheidung, welche Daten zum Training, zur Validierung und zum 
Testen der Künstlichen Intelligenz (KI) genutzt werden sollen. Wenn dieser 
Vorgang weitgehend abgeschlossen ist, geht es im folgenden Schritt (4) 
um die Auswahl der Künstlichen Intelligenz (KI)-Modelle, die im Unter­
nehmen verwendet werden sollen, wobei die Daten nun an verschiedenen 
Modellen getestet werden. Im fünften Schritt erfolgt eine erste Evaluierung, 
ob das ausgewählte Modell die Zielsetzung der KI-Implementation erreicht 
hat. Wenn nicht, warum? Falls der KI-Einsatz nicht erfolgreich war und die 
Ziele nicht erreicht wurden, verständigen sich Management und Betriebsrat 
darüber, zum ersten Prozessschritt zurückzukehren. Sollten jedoch die Zie­
le im Pilotbereich erfolgreich erreicht worden sein, erfolgt in einem letzten 
Schritt (6) die Umsetzung der KI-Anwendung in den Alltagsbetrieb mit 
kontinuierlicher Prozessüberprüfung. Was könnte noch verbessert werden 
und wie kann die KI-Anwendung mit kontinuierlichen Daten-upgrads ak­
tualisiert werden?

Dieser umfassende KI-Gestaltungsprozess ist sowohl für die betroffe­
nen Beschäftigten als auch für die Interessenvertretungen äußerst weiterbil­
dungsintensiv, aufgrund der Regelungen des EU AI ACT seit Februar 2025 
für die Unternehmen seitdem obligatorisch. Das Konzept zu diesem Gestal­
tungsprozess ist im Rahmen des vom Bundesministerium für Bildung und 
Forschung (BMBF) geförderten, regionalen Kompetenzzentrums „humai­
ne“ an der Ruhr-Universität Bochum (RUB) durch Mitbestimmungsdialoge 
zwischen Managementvertretern und Betriebsräten aus Partnerbetrieben 
entwickelt worden.2 Diese Mitbestimmungsdialoge stellenselbst einen kon­
tinuierlichen Qualifizierungssprozess für alle Beteiligten dar und führen 
schließlich zum Abschluss Betriebsvereinbarungen „Künstliche Intelligenz 
(KI)“ nach § 77 BetrVG. Diese Vereinbarungen sind betriebsverfassungs­
rechtliche Verträge zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat und regeln so­

2 Siehe: https://humaine.info/toolbox/ (letzter Abruf 19. 3. 2025).
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wohl die Anwendung von KI-Tools in der Weiterbildung als auch die Maß­
nahmen zur beruflichen Weiterbildung der Beschäftigten nach §§ 97 und 98 
BetrVG. Die kontinuierliche KI-Kompetenzentwicklung der Mitglieder des 
Betriebsrates wird schließlich nach § 37, 6 BetrVG geregelt.

4. Transformation der Weiterbildung durch Künstliche Intelligenz (KI)

Die fortschreitende Digitalisierung und der Einzug Künstlicher Intelligenz 
haben jedoch nicht nur Einfluss auf die Arbeits- und Organisationsstruktu­
ren in Unternehmen, sondern auch auf die Art und Weise, wie Menschen 
lernen und sich weiterbilden. Während die Implementierung von Künstli­
cher Intelligenz (KI) in Unternehmen eine umfassende Weiterbildung der 
Beschäftigten und Interessenvertreter erfordert, verändert Künstliche Intel­
ligenz (KI) gleichzeitig auch die Weiterbildung selbst grundlegend. In einer 
Zeit, in der Informationen unbegrenzt und frei verfügbar sind, verschiebt 
sich auch die Rolle der Weiterbildungsanbieter von reinen Wissensvermitt­
lern hin zu Lernbegleitern, Kuratoren und Zertifizierungsstellen. Gleich­
zeitig steigen die Anforderungen an Weiterbildungsformate: Flexibilität, 
Individualisierung und Adaptivität sowie eine hohe Anschlussfähigkeit an 
bestehende Kompetenzen sind entscheidende Faktoren für den Erfolg be­
ruflicher Weiterbildung. Die zentralen Transformationsfelder lassen sich in 
vier Hauptkategorien unterteilen:

1. Verändertes Lernverhalten, Lernbedarfe und Lerngewohnheiten
– Die unbegrenzte Verfügbarkeit von Wissen führt zu einem Wandel der 

Lernziele: Statt reiner Wissensvermittlung rücken Problemlösestrate­
gien, kritisches und analytisches Denken und die Fähigkeit, KI-ge­
stützte Systeme zu verstehen und sinnvoll einzusetzen, in den Fokus.

– Informelles und selbstgesteuertes Lernen über Online-Plattformen, 
Massive Open Online Courses (MOOCs) und digitale Ressourcen 
gewinnen an Bedeutung und erfordern eine neue Rolle der Bildungs­
anbieter.

– Die Anschlussfähigkeit von informellen Bildungsprozessen an formale 
Fortbildung muss konzeptionell berücksichtigt werden.

– Neue Prüfungs- und Zertifizierungsformate sind erforderlich, um in­
dividuell erworbene Kompetenzen messbar zu machen und eine trans­
parente Validierung informeller Lernprozesse zu gewährleisten.

2. Flexibilität, Personalisierung und Adaptivität durch innovative, hybride 
Formate
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– Hybride Weiterbildungsformate mit einem intelligenten Lernmanage­
mentsystem (z. B. Moodle) ermöglichen eine individualisierte Weiter­
bildung, bieten maßgeschneiderte Lernpfade, die sich an bestehende 
Kompetenzen und Berufserfahrungen anpassen. Sie bieten adaptive 
Lernassistenz, Echtzeit-Feedback und binnendifferenzierte Inhalte, 
um die Effizienz und Motivation der Lernenden zu steigern.

– Intelligente LMS mit Learning-Analytics-Methoden können dazu bei­
tragen, Lernfortschritte unter den Bedingungen des Datenschutzes zu 
analysieren und gezielt Maßnahmen zur Optimierung der Lehr-Ler­
narrangements abzuleiten.

3. Transferwirksamkeit
– Weiterbildung sollte sich stärker darauf konzentrieren, den Wissens­

transfer in die berufliche Praxis und in das Unternehmen bereits kon­
zeptionell sicherzustellen.

– Unternehmen, Bildungsinstitutionen und politische Akteure müssen 
zusammenarbeiten, um die Weiterbildung an reale Arbeitsanforderun­
gen anzupassen und eine nachhaltige Kompetenzentwicklung zu för­
dern.

4. Bildungsrendite
– Da die kontinuierliche Weiterentwicklung der Kompetenzen eine Not­

wendigkeit für die individuelle Erwerbssicherung und für Unterneh­
men die Sicherung von Wettbewerbsfähigkeit darstellt, müssen der 
Ressourcenaufwand sowie der Ertrag aus einer Weiterbildung evalu­
iert und kontinuierlich verbessert werden.

– Eine zentrale Herausforderung bleibt die kontinuierliche Verbesserung 
der Bildungsrendite, also der messbare Mehrwert, die Wirksamkeit 
von Weiterbildungsmaßnahmen im Verhältnis zum notwendigen Res­
sourcenaufwand (real und empfunden). Moderne Technologien bie­
ten hier großes Potenzial, indem sie personalisierte Lernwege ermögli­
chen, den Lernfortschritt datengestützt analysieren und gezielte Maß­
nahmen zur Kompetenzentwicklung ableiten. Entscheidend ist, dass 
Bildung nicht nur zugänglich und flexibel bleibt, sondern auch den 
tatsächlichen Anforderungen einer dynamischen Arbeitswelt gerecht 
wird.

Mit der fortschreitenden Digitalisierung und dem zunehmenden Einsatz 
von KI verändern sich auch die Anforderungen an Qualifikationen und 
Lernziele. Lebenslanges Lernen wird zu einer zentralen Voraussetzung für 
die Erhaltung der Erwerbsfähigkeit, da sich Kompetenzen kontinuierlich 
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und in immer kürzeren Zyklen wandeln. Dies erfordert neue Weiterbil­
dungsformate, die beispielsweise anschlussfähig an bestehende Kenntnisse, 
adaptiv auf Lernbedarfe eingehen können und effizient in der Wissensver­
mittlung sind. Diese Entwicklung erfordert eine fundamentale Neuausrich­
tung der Lern- und Kompetenzziele in der Aus-, Fort- und Weiterbildung.

4.1 Neue Lernziele und Lehr-Lernformate durch Künstliche Intelligenz 
(KI)

Diese veränderten Kompetenzanforderungen machen deutlich, dass Wis­
sen allein nicht mehr ausreicht – vielmehr kommt es darauf an, KI-Techno­
logien als Assistenz intelligent zu nutzen und aktiv in den Arbeitsalltag zu 
integrieren (siehe auch den Beitrag von Sabine Pfeiffer im Sammelband 
zur Technologieakzeptanz). Die grenzenlose Verfügbarkeit von Informatio­
nen ist ungleich komplexer und tiefgreifender als frühere technologische 
Umbrüche wie die Einführung des Taschenrechners in der Schule oder 
des ersten PCs im Büro. Eine Weiterbildung, die nicht nur Fachwissen 
vermittelt, sondern vor allem darauf ausgerichtet sein muss, Beschäftig­
te und Interessenvertretungen auf die Zusammenarbeit mit Künstlicher 
Intelligenz (KI) vorzubereiten und sie zu befähigen, die Potenziale von 
Künstlicher Intelligenz (KI) optimal auszuschöpfen. Nur durch die gezielte 
Entwicklung neuer Kompetenzen können Menschen in einer zunehmend 
KI-gestützten Arbeitswelt souverän agieren, technologische Möglichkeiten 
verantwortungsvoll nutzen und sich kontinuierlich an neue Herausforde­
rungen anpassen.

4.2 Die zunehmende Bedeutung des informellen Lernens

Die erleichterte und nahezu unbegrenzte Verfügbarkeit von Informationen 
durch das Internet hat das Lernen bereits grundlegend verändert. Plattfor­
men wie MOOCs, E-Learning-Portale, digitale Bibliotheken (z. B. Wikipe­
dia) und Online-Tutorials ermöglichen es Lernenden, auch unabhängig 
von traditionellen Bildungsinstitutionen zu lernen. Bereits heute werden 
70–80 % der Bildungsprozesse informell abgedeckt (Cross 2007) – sei 
es durch informelles, kollegiales Lernen am Arbeitsplatz, Online-Tutori­
als oder selbstgesteuerte Weiterbildung mit digitalen Ressourcen. Diese 
Entwicklung hat weitreichende Auswirkungen auf das Verständnis von 
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Bildung, insbesondere im Bereich des Lebenslangen Lernens (L³). Wäh­
rend formale Bildung weiterhin ein wichtiges Fundament bildet, ist es 
entscheidend, dass sie an die bereits informell erworbenen Kenntnisse und 
Fähigkeiten der Lernenden anknüpft. Zudem setzen die kostengünstigen 
oder sogar kostenlosen Online-Angebote den Typ Präsenzveranstaltungen 
traditioneller Bildungsanbieter zunehmend unter wirtschaftlichen Druck. 
Gleichzeitig eröffnen sie jedoch neue Chancen, indem sie Bildung zugängli­
cher machen und zur Chancengleichheit beitragen. Die Herausforderung 
für Bildungsanbieter liegt darin, formale Weiterbildungsformate so zu ge­
stalten, dass sie die wachsende Bedeutung des informellen Lernens berück­
sichtigen und effektiv integrieren.

4.3 Notwendigkeit neuer Prüfungs- und Zertifizierungsformate

Da ein großer Teil des Lernens außerhalb traditioneller Bildungswege statt­
findet, stellt sich die Frage, wie informell erworbenes Wissen validiert 
und anerkannt werden kann. Klassische Zertifikate und Abschlüsse erfas­
sen in der Regel formale Bildungsprozesse und bilden die tatsächlichen 
Kompetenzen eines Lernenden nicht vollständig ab. Daher bedarf es neu­
er Prüfungs- und Zertifizierungsformate, die flexibel und praxisorientiert 
sind. Eine Möglichkeit ist die Einführung von Micro-Credentials und Kom­
petenznachweisen, die spezifische Fähigkeiten und Kenntnisse attestieren. 
Diese kleineren, modular aufgebauten Zertifikate könnten es ermöglichen, 
Lernfortschritte nachzuweisen, ohne dass zwingend ein vollständiger Ab­
schluss nötig ist. Digitale Kompetenztests und KI-gestützte Assessments 
könnten ebenfalls dazu beitragen, die Anschlussfähigkeit zwischen infor­
mellem und formalem Lernen zu verbessern, indem sie individuelle Fähig­
keiten transparent bewerten und zertifizieren. Gleichzeitig stellt die Verfüg­
barkeit von Künstlicher Intelligenz (KI) die Prüfungsgestaltung vor neue 
Herausforderungen. Automatische Bewertungssysteme können Prüfungen 
zwar effizienter machen, werfen jedoch Fragen zur Authentizität und Fair­
ness auf. Wie kann sichergestellt werden, dass Prüfungen nicht nur die 
Reproduktion von Antworten messen, sondern echte Problemlösungs- und 
Denkfähigkeiten der Lernenden fördern? Hier müssen Prüfungsformate 
angepasst werden, um die Fähigkeit zu bewerten, Künstliche Intelligenz 
(KI) sinnvoll einzusetzen und generierte Lösungen kritisch zu reflektieren. 
Solche Ansätze könnten das Lernen praxisorientierter und zukunftsgerich­
teter gestalten.
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4.4 Personalisierte Weiterbildungsformate zur Berücksichtigung von 
Vorkenntnissen und Berufserfahrung

Die große Bandbreite an informell erworbenem Wissen führt dazu, dass 
Lernende in Weiterbildungsprogrammen sehr unterschiedliche Vorkennt­
nisse mitbringen. Um diesem Umstand gerecht zu werden, müssen Weiter­
bildungsangebote verstärkt personalisiert und adaptiv gestaltet werden. In­
telligente Lernsysteme, die mittels Künstlicher Intelligenz (KI) die kognitive 
Belastung steuern und Wiederholungen vermeiden, können dazu beitragen, 
dass Lernende effizient an ihr individuelles Wissen anknüpfen können. Ein 
adaptives Lernmanagementsystem könnte beispielsweise bereits erworbene 
Kompetenzen erfassen und die Lerninhalte dynamisch anpassen. So würde 
vermieden, dass Teilnehmende unnötig bereits bekannte Inhalte wiederho­
len, während gleichzeitig gezielt Lücken geschlossen werden. Dies steigert 
nicht nur die Lerneffizienz, sondern auch die Motivation der Lernenden. 
Die Herausforderung für Bildungsanbieter besteht darin, solche Systeme zu 
entwickeln und in bestehende Weiterbildungsformate zu integrieren, um 
eine nahtlose Verbindung zwischen informellem und formalem Lernen zu 
gewährleisten.

Neue hybride Weiterbildungsformate können digitale Selbstlernphasen 
mit multimodalen Lernmaterialien kombinieren, also flexible, selbstgesteu­
erte Lernphasen für die Wissensaneignung mit synchronen, diskursiven 
und kollaborativen Lernphasen der Methodenanwendung. Solche Formate 
erlauben es, die Flexibilität digitaler intelligenter Lernmanagementsysteme 
mit den Vorteilen persönlicher Interaktion, bspw. bei der Anwendung der 
erlernten Methode auf eine Fallstudie und dies in Kleingruppen zu dis­
kutieren, zu verbinden. Künstliche Intelligenz (KI) in Kombination mit 
Learning Analytics-Methoden spielen hierbei eine Schlüsselrolle, indem sie 
die digitale und online-gestützte Lernphase individualisiert und personali­
siert gestalten. Gleichzeitig bleibt der menschliche Austausch ein zentraler 
Bestandteil, insbesondere bei der Entwicklung eines tieferen Verständnisses 
des Erlernten sowie von sozialen und methodischen Kompetenzen.

Die Modularisierung von Weiterbildungsangeboten spielt dabei eine zen­
trale Rolle. Durch Micro-Learning-Ansätze können Lernende oder auch 
KI-gestützte Lernmanagementsysteme Inhalte flexibel kombinieren und 
sich gezielt weiterbilden, ohne an starre Kursformate gebunden zu sein. 
Transferwirksame Formate wie problem- oder projektbasiertes Lernen mit 
unternehmenseigenen Pilotprojekten sorgen dafür, dass das Gelernte direkt 
in der Praxis anwendbar ist. Ergänzend dazu steigern bildungspsychologi­

Künstliche Intelligenz (KI) in der Weiterbildung

445

https://doi.org/10.5771/9783748953081 https://www.inlibra.com/de/page/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/9783748953081 
https://www.inlibra.com/de/page/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


sche Methoden wie Gamification oder adaptive Lernpfade die Motivation 
und den langfristigen Lernerfolg.

In der Erwachsenenbildung sollten die übergeordneten Ziele stets darauf 
ausgerichtet sein, Lernprozesse möglichst effizient, effektiv und nachhaltig 
zu gestalten. Dies ist für die berufsbegleitende Weiterbildung besonders 
bedeutsam, um den Ressourcenaufwand und die Belastung in ein vernünf­
tiges Verhältnis zur Bildungsrendite zu setzen. Diese Ziele stellen besondere 
Anforderungen an die didaktische, methodische und technische Gestaltung 
von Lernangeboten, insbesondere in der Erwachsenenbildung. Erwachsene 
Lernende sind häufig durch berufliche und private Verpflichtungen einge­
spannt, was zu einer limitierten Ressourcenverfügbarkeit (zeitlich, energe­
tisch und motivational) und einem hohen Bedarf an Selbstregulation führt. 
E-Learning-Angebote bieten zwar zeitliche und räumliche Flexibilität, aber 
auch spezifische Herausforderungen wie eine geringere soziale Interaktion 
und unmittelbare Unterstützung durch Lehrende. Diese Rahmenbedingun­
gen unterstreichen den Bedarf einer individuellen Unterstützung, die ge­
zielt auf die spezifischen Bedürfnisse und Lernvoraussetzungen abgestimmt 
ist.

4.5 Adaptive Unterstützung in hybriden Weiterbildungsformaten

Die Gestaltung und die adaptive Unterstützung in der hybriden Weiterbil­
dung haben sich durch den Einsatz von Künstlicher Intelligenz (KI) er­
heblich weiterentwickelt. Adaptivität ermöglicht eine personalisierte Lern­
erfahrung, die sowohl die individuellen Bedürfnisse als auch die unter­
schiedlichen Ausgangsvoraussetzungen der Lernenden berücksichtigt. Die 
Integration von Künstlicher Intelligenz (KI) in adaptiven Lernsystemen 
stützt sich dabei auf bewährte Lerntheorien und bietet eine innovative 
Möglichkeit, effektive und motivierende Lernumgebungen zu schaffen.
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Implementationsebenen von KI-gestützter Adaptivität und 
Personalisierung (Teich, Gensterblum 2025).

Mikroebene: Anpassungen innerhalb von Lerneinheiten
Auf der Mikroebene steht die unmittelbare Interaktion zwischen Lernen­
den und Lernmaterialien im Fokus. Hier können KI-Systeme durch die 
Echtzeitanalyse des Lernfortschritts die Inhalte dynamisch anpassen, um 
die kognitive Belastung zu optimieren (Sweller 1988). Die Cognitive Load 
Theory legt nahe, dass die Arbeitsgedächtniskapazität der Lernenden nicht 
überfordert werden sollte. Beispielsweise kann ein adaptives Lernsystem 
nach dem Modalitätsprinzip (Mayer 2001) visuelle und auditive Inhalte 
gezielt kombinieren, um die Informationsaufnahme zu verbessern. Studien 
wie die von Mayer und Moreno (2003) zeigen, dass multimodale Lernma­
terialien die Lernleistung signifikant steigern können. Darüber hinaus er­
möglichen KI-gestützte Lerntutorensysteme, wie sie von Winkler und Söll­
ner (2018) untersucht wurden, personalisiertes Feedback und dynamische 
Hilfestellungen, die Motivation und Engagement fördern. Solche Ansätze 
basieren auf Vygotskys (1978) Konzept der Zone der proximalen Entwick­
lung (ZPD), das die Bedeutung von gezielter Unterstützung im Lernprozess 
hervorhebt und die weitere Integration und Umsetzung von konstruktivisti­
schen Lerntheorien ermöglicht.

Abbildung 1:
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Mesoebene: Implementierung über mehrere Lerneinheiten
Auf der Mesoebene konzentriert sich die Gestaltung adaptiver Systeme 
auf die Strukturierung und Wiederholung von Inhalten über mehrere Ler­
neinheiten hinweg. Ein zentraler Ansatz ist die Methode des verteilten 
Übens (Spacing Effect), die darauf abzielt, Wissensrückhalt durch zeitlich 
gestaffelte Wiederholungen zu maximieren (Cepeda, Pashler, Vul, Wixted, 
& Rohrer 2006). KI-Systeme können individuelle Wiederholungsintervalle 
berechnen und somit die langfristige Wissensspeicherung verbessern.

Motivationsstrategien, die auf der Selbstbestimmungstheorie (Deci & 
Ryan 1985) basieren, sind ein weiterer zentraler Bestandteil der Mesoebene. 
Durch den Einsatz von Gamification-Elementen wie Belohnungen, Fort­
schrittsanzeigen oder virtuellen Abzeichen können adaptive Systeme das 
Engagement der Lernenden steigern. Studien von Dörnyei (2001) haben 
gezeigt, dass individualisierte Motivationsstrategien die intrinsische Moti­
vation der Lernenden signifikant erhöhen können.

Makroebene: Personalisierung des gesamten Kursverlaufs
Auf der Makroebene wird die gesamte Lernreise der Teilnehmenden be­
trachtet. Hier spielen personalisierte Lernverläufe eine zentrale Rolle, die 
durch die Analyse von Vorkenntnissen und Lernzielen optimiert werden. 
Adaptive Systeme können beispielsweise diagnostische Tests einsetzen, um 
Inhalte basierend auf dem Konzept der ZDP zu priorisieren (Shute & 
Towle 2003). Dies ermöglicht eine differenzierte Anpassung des Curricu­
lums, um Überforderung oder Unterforderung zu vermeiden. Ein weiterer 
wichtiger Ansatz auf der Makroebene ist die konstruktivistische Gestaltung 
von Lernumgebungen (Duffy & Cunningham 1996). KI-Systeme können 
hierbei problemorientierte Szenarien bereitstellen, die es den Lernenden 
ermöglichen, Wissen aktiv zu konstruieren und in unterschiedlichen Kon­
texten anzuwenden.

Metaebene: Systemische Anpassung und übergeordnete Kompetenzen
Die Metaebene umfasst systemische Ansätze zur Förderung von metako­
gnitiven Lernprozessen und persönlichen Lernfähigkeiten. KI-gestützte 
Lernplattformen können Lernstrategien analysieren und Empfehlungen ge­
ben, um die Selbstregulation zu unterstützen (Schraw & Dennison 1994). 
Studien von Spiro et al. (1991) zeigten bereits, dass adaptive Szenarien, die 
auf der kognitiven Flexibilitätstheorie basieren, die Anwendung von Wissen 
in komplexen Kontexten fördern.
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Die Integration von Künstlicher Intelligenz (KI) in die Gestaltung adap­
tiver Unterstützungssysteme für die hybriden Weiterbildungsformate bietet 
ein hohes Potenzial zur Individualisierung und Optimierung des Lernpro­
zesses. Durch die Verknüpfung mit fundierten Lerntheorien und empirisch 
belegten Interventionsansätzen kann eine nachhaltige Steigerung der Lern­
wirksamkeit, Motivation und langfristigen Wissensspeicherung erreicht 
werden. Die differenzierte Betrachtung auf Mikro-, Meso-, Makro- und Me­
taebene zeigt, wie vielseitig KI-basierte Systeme eingesetzt werden können, 
um Lernende in ihrer Entwicklung optimal zu unterstützen.

5. Einsatzszenarien und Entwicklung von Künstlicher Intelligenz (KI) in der 
Weiterbildung

KI, häufig in Kombination mit Learning Analytics-Methoden und Plattfor­
marchitekturen, revolutioniert den Bereich der Weiterbildung und des Le­
benslangen Lernens, indem personalisierte, effiziente und adaptive Ansätze 
ermöglicht werden. Die spezifischen Einsatzszenarien und deren Mehrwert 
lassen sich im Vergleich zu klassischen Ansätzen wie folgt beschreiben:

Empfehlungssysteme und Beratungssysteme
KI-gestützte Empfehlungssysteme analysieren individuelle Präferenzen, 
Vorkenntnisse, Lernziele und Karrierepläne, um maßgeschneiderte Wei­
terbildungsangebote vorzuschlagen. Sie dienen als Orientierungshilfe und 
unterstützen bei der Auswahl sowohl informeller als auch formalisierter 
Weiterbildungsprogramme.

• Mehrwert gegenüber klassischen Ansätzen:
◦ Personalisierung: Künstlicher Intelligenz (KI) kann durch den Einsatz 

von Algorithmen und Learning Analytics aus großen Datenmengen 
passende Kurse, Materialien oder Lernpfade identifizieren.

◦ Effizienz: Zeitaufwendige Recherchen werden minimiert.
◦ Zugänglichkeit: Dynamische Anpassungen an wechselnde Bedürfnisse 

und berufliche Anforderungen sind möglich.
◦ Langfristige Entwicklung: Künstliche Intelligenz (KI) kann den Ler­

nenden nicht nur bei der aktuellen Weiterbildung unterstützen, son­
dern durch die Analyse historischer Daten auch vorhersagen, welche 
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thematische Weiterbildung zielführend ist, und damit langfristige Kar­
riere- und Weiterbildungsstrategien entwickeln.

Lernassistenzsysteme
Lernassistenzsysteme unterstützen Lernende während des Lernprozesses, 
indem sie relevante Inhalte bereitstellen, Verständnisfragen klären und 
Feedback geben.

• Mehrwert gegenüber klassischen Ansätzen:
◦ Echtzeit-Unterstützung: Künstliche Intelligenz (KI) kann sofortige 

Hilfe leisten, zum Beispiel durch Chatbots oder digitale Assistenten.
◦ Motivation: Adaptive Systeme können den Lernenden motivieren, 

indem sie Fortschritte visualisieren und Herausforderungen an das 
Niveau des Lernenden anpassen.

Intelligente Lerntutoren
KI-basierte Lerntutoren simulieren einen persönlichen Lehrenden, der den 
Lernenden durch den gesamten Lernprozess führt, Schwächen identifiziert 
und gezielte Übungen vorschlägt.

• Mehrwert gegenüber klassischen Ansätzen:
◦ Individualisierung: Intelligente Lerntutoren berücksichtigen die indi­

viduellen Lerngewohnheiten und bieten maßgeschneiderte Unterstüt­
zung.

◦ Skalierbarkeit: Ein Lerntutor kann eine große Anzahl von Lernenden 
betreuen, ohne an Qualität zu verlieren.

◦ Feedback-Qualität: Durch kontinuierliche Analysen des Lernfort­
schritts kann präziseres Feedback gegeben werden.

Adaptivität durch intelligente Lernmanagementsysteme (LMS)
Der Einsatz intelligenter Lernmanagementsysteme, die durch Künstliche 
Intelligenz (KI) unterstützt werden, erlaubt eine Personalisierung der Lern­
inhalte und -formate, sodass diese präzise auf die spezifischen Bedürfnis­
se und das Vorwissen der Lernenden abgestimmt sind. Diese Systeme 
sind fähig, Lernhemmnisse frühzeitig zu erkennen, gezielt Interventionen 
auszuführen, dadurch Spitzen der kognitiven Belastung zu glätten und 
maßgeschneiderte Lernressourcen bereitzustellen, um individuelle Hürden 
effektiv zu überwinden. Dadurch wird eine signifikante Steigerung sowohl 
der Lerneffizienz als auch der Lerneffektivität erzielt, da die Lernenden 
nicht länger durch standardisierte Inhalte ausgebremst werden, die nicht 
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ihrer persönlichen Lernsituation oder ihrem beruflichen Erfahrungshori­
zont entsprechen (Gensterblum und Böcker 2021). Durch die spezifische 
Anpassung und Anknüpfung an den persönlichen Erfahrungshorizont er­
fährt der Lernprozess eine hohe Relevanz und eine verbesserte Motivation.

• Mehrwert gegenüber klassischen Ansätzen:
◦ Adaptivität: Das System passt Lerninhalte und -methoden an das Ni­

veau, die Geschwindigkeit und die Präferenzen der Lernenden an.
◦ Lernprozessoptimierung: Mithilfe von Learning Analytics können 

Lernschwierigkeiten frühzeitig erkannt, personalisierte Maßnahmen 
vorgeschlagen und Interventionen ausgeführt werden.

• Datengestützte Entscheidungen: Learning Analytics liefert wertvolle Er­
kenntnisse über Lernverhalten, Fortschritte und Hindernisse, die in 
Echtzeit von KI-Systemen genutzt werden können.

• Effizienzsteigerung: Klassische Ansätze bieten oft nur standardisierte In­
halte. KI-gestützte Systeme optimieren den Lernprozess durch gezielte 
Fokussierung auf relevante Themen.

• Förderung von Chancengleichheit: Durch die individuelle Anpassung 
der Inhalte wird Lernen für diverse Zielgruppen zugänglicher und inklu­
siver gestaltet.

Steigerung der Lerneffizienz
Aktuelle Studien (Froese et al. 2022, Gensterblum 2024) zeigen, dass die In­
tegration von bildungspsychologischen Interventionsmodellen, die mithilfe 
von einem intelligenten Lernmanagementsystem in hybriden Lernformaten 
zum Einsatz kommen, sowohl die Lerneffizienz als auch die Lerneffektivität 
signifikant steigern sowie die kognitive Belastung senken können (siehe 
Abbildung 2).
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Dies ist insbesondere darauf zurückzuführen, dass Lernende durch per­
sonalisierte Lernpfade und die gezielte Identifikation und Überwindung 
von Lernhemmnissen schneller und effektiver lernen. Die Möglichkeit, den 
Lernprozess an individuelle Bedürfnisse anzupassen, führt zu einer tieferen 
Auseinandersetzung mit den Lerninhalten und fördert ein nachhaltiges 
Verständnis.

Die Nutzung innovativer hybrider Weiterbildungsformate in Kombinati­
on mit einem intelligenten Lernmanagementsystem ist eine Antwort auf 
die wachsenden Anforderungen in der berufsbegleitenden Weiterbildung. 
Diese Formate ermöglichen eine flexible, individuell angepasste und effizi­
ente Wissensvermittlung und Kompetenzentwicklung. Die Akademie der 
Ruhr-Universität Bochum (RUB) hat ein solches intelligentes Lernmanage­
mentsystem aufgebaut. In einer wissenschaftlichen Studie mit randomisier­
ten Vergleichsgruppen konnte die Steigerung der Lerneffizienz durch die 
Integration von bildungspsychologischen Methoden von über 20 % nachge­
wiesen werden (Gensterblum 2024, angelehnt an Ergebnisse aus Froese et 
al. 2022). Dies unterstreicht das Potenzial dieser Ansätze, die berufliche 
Weiterbildung effektiver zu gestalten und die Lernenden optimal auf die 
Anforderungen des modernen Arbeitsmarktes vorzubereiten.

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass Künstliche Intelligenz (KI) in 
Kombination mit Learning Analytics den Bildungsbereich transformiert, 
indem sie personalisierte, flexible und datengetriebene Lernlösungen er­
möglichen. Im Vergleich zu klassischen Ansätzen bieten diese Technologien 
eine tiefere Anpassungsfähigkeit und höhere Effektivität, die den Erfolg 
und die Zufriedenheit der Lernenden nachhaltig steigern können.

6. Fazit und Ausblick: Weiterbildung für und mit Künstlicher Intelligenz (KI)

Dieser Beitrag hat aufgezeigt, dass der Einsatz von Künstlicher Intelligenz 
(KI) in der Arbeitswelt nicht nur neue Qualifikationsanforderungen an Be­
schäftigte wie auch an ihre Interessenvertretungen mit sich bringt, sondern 
zugleich die Weiterbildung selbst einem tiefgreifenden Wandel unterzieht. 
Zwischen diesen beiden Entwicklungslinien – dem Erfordernis, Künstliche 
Intelligenz (KI) zu verstehen, zu gestalten und zu regulieren, sowie dem 
Potenzial, durch Künstliche Intelligenz (KI) neue Lehr-Lernformate zu 
entwickeln – entsteht ein Spannungsfeld, das bestehende Strukturen von 
Arbeit, Bildung und Mitbestimmung herausfordert.
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Mit dem EU AI Act ist neben dem Betriebsverfassungsgesetz eine weitere 
zentrale rechtliche Rahmung geschaffen worden, die Weiterbildung als Vor­
aussetzung für den betrieblichen Einsatz von Künstlicher Intelligenz (KI) 
systematisch verankert. Die Beteiligung von Belegschaften und ihren Inter­
essenvertretungen wird dadurch nicht nur rechtlich abgesichert, sondern 
als integraler Bestandteil technischer Innovationsprozesse hervorgehoben. 
Mitbestimmung erhält in diesem Kontext eine proaktive Qualität: Betriebs­
räte werden zu aktiven Mitgestaltenden eines organisationalen Lernprozes­
ses, in dem sich technologische und soziale Innovation gegenseitig bedin­
gen.

Die verbindliche Verabredung des Umgangs mit Künstlicher Intelligenz 
(KI) in Form von Betriebsvereinbarungen kann dabei eine zentrale Rol­
le spielen, um die mit dem KI-Einsatz verbundenen Herausforderungen 
strukturiert zu adressieren. Im Rahmen des vom Bundesministerium für 
Bildung und Forschung (BMBF) geförderten regionalen Kompetenzzen­
trums „humaine“ wurden im Dialog zwischen betrieblichen Interessenver­
tretungen und Unternehmensleitungen Verfahren entwickelt, mit denen 
solche Vereinbarungen schrittweise und partizipativ erarbeitet werden kön­
nen (siehe Abschnitt 3). Diese Erfahrungen zeigen exemplarisch, wie recht­
lich verbindliche Regelungen zu einer handhabbaren, betrieblich veranker­
ten Praxis der Mitbestimmung bei Künstlicher Intelligenz (KI) beitragen 
können – und zugleich ein kontinuierlicher Qualifizierungsprozess aller 
Beteiligten angestoßen wird.

Gleichzeitig verändert die Einführung Künstlicher Intelligenz (KI)-ge­
stützter Lerntechnologien die Bedingungen beruflicher Weiterbildung 
grundlegend. Adaptive Lernsysteme, personalisierte Lernpfade und algo­
rithmengestützte Empfehlungssysteme eröffnen neue Möglichkeiten, Wei­
terbildungsangebote bedarfsgerecht, anschlussfähig und barrierearm zu 
gestalten. In der Verbindung von technologischer Innovation mit einer 
partizipativen Lernkultur liegt ein bislang weitgehend unerschlossenes Po­
tenzial: Interessenvertretungen können – durch gezielte Weiterbildung – 
selbst zu Moderatoren eines inklusiven, chancengerechten Lernökosystems 
im Unternehmen werden.

Um die damit verbundenen Herausforderungen – etwa den Mangel an 
Fachkräften oder die beschleunigte Transformation von Tätigkeitsprofilen 
– bewältigen zu können, bedarf es der engen Kooperation zwischen staatli­
chen und privaten Bildungsträgern. Nur durch durchlässige Bildungswege, 
abgestimmte Strategien und verlässliche institutionelle Rahmenbedingun­

Yves Gensterblum und Manfred Wannöffel

454

https://doi.org/10.5771/9783748953081 https://www.inlibra.com/de/page/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/9783748953081 
https://www.inlibra.com/de/page/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


gen kann es gelingen, berufliche Weiterbildung dauerhaft zugänglich, wirk­
sam und praxisnah zu gestalten.

Die Konzeption zukunftsfähiger Weiterbildungsformate sollte dabei auf 
Modularisierung, Transferorientierung, Anschlussfähigkeit und die gezielte 
Integration bildungspsychologischer Erkenntnisse setzen. Dabei divergie­
ren die Vorstellungen der beteiligten Fachdisziplinen zum Leitbild des Ler­
nens in der Erwachsenenbildung nach wie vor erheblich. Unbestritten ist 
jedoch: Weiterbildung muss im Sinne des lebenslangen Lernens als konti­
nuierlicher, flexibler und reflexiver Prozess verstanden werden – sowohl auf 
individueller als auch auf organisationaler Ebene.

Ein zentrales Spannungsfeld ergibt sich aus dem Erfordernis, Weiter­
bildung mit den beruflichen, privaten und zeitlichen Ressourcen der Ler­
nenden in Einklang zu bringen. Um Weiterbildungsangebote möglichst 
niederschwellig und ressourcenschonend in den Lebensalltag zu integrie­
ren, bedarf es einer fortwährenden Optimierung in Bezug auf Flexibilität, 
Lerneffizienz, Wirksamkeit und Bildungsrendite – sowohl aus Sicht der Be­
schäftigten als auch im Interesse der Unternehmen und des Arbeitsmarkts.

Zukünftig wird es daher nicht mehr ausreichen, Weiterbildung lediglich 
als Reaktion auf technologische Entwicklungen zu begreifen. Sie sollte 
vielmehr als strategisches Instrument zur Stärkung von Mitbestimmung 
und Partizipation im digitalen Wandel verstanden werden. Die Fähigkeit, 
KI-Anwendungen nicht nur zu nutzen, sondern sie kompetent und kritisch 
mitzugestalten, wird zu einer Voraussetzung für eine resiliente Arbeitswelt 
und für eine humanzentrierte Gestaltung von Arbeit im Zeitalter Künstli­
cher Intelligenz (KI).
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Lernfabriken an Hochschulen – innovative Lernumgebungen 
für die Vermittlung betriebs- und organisationssoziologischer 
Lerninhalte?

Andrea Bianchi-Weinand und Dieter Kreimeier

1. Einleitung

In den letzten 15 Jahren sind an Hochschulen zunehmend neue Lernforma­
te und -orte eingerichtet worden, darunter auch sogenannte Lernfabriken. 
Je nach inhaltlicher und didaktischer Ausrichtung können diese dazu bei­
tragen, hochschulpolitische Leitbilder wie das der „Third Mission“1 zu un­
terstützen, insbesondere wenn es darum geht, Studierende praxisorientiert 
auf den Arbeitsmarkt vorzubereiten, im Forschungstransfer Impulsgeber 
für technische und soziale Innovationen sowie ein Ausbildungsort zur För­
derung der beruflichen Entwicklung zu sein.

Lernfabriken erforschen und thematisieren aktuelle und zukunftsweisen­
de technologische Entwicklungen auch und gerade hinsichtlich der Di­
gitalisierung der Arbeit, die zukünftig vermehrt durch den Einsatz von 
Künstlicher Intelligenz (KI) beeinflusst werden wird.2 In Lernfabriken an 
Hochschulen soll die Lücke zwischen Theoriewissen und Praxiserfahrung 
reduziert werden, und auch Beschäftigte aus Industrie und Wirtschaft kön­
nen dort für die multiplen Transformationen in ihrer Arbeitsumgebung 
qualifiziert werden. Lernfabriken erheben dabei den Anspruch, den Betrieb 
dabei möglichst real abzubilden, um den Lern- und Transfereffekt zu maxi­
mieren.

Mit dem technischen Wandel und der digitalen Transformation gehen 
auch betriebs- und organisationale Änderungen einher, die die Tätigkeiten 
neu strukturieren. Mit der Digitalisierung kommt es zu strukturellen Verän­
derungen in der industriellen Produktion, in der Organisation und in der 

1 Als dritte Kernaufgabe neben Lehre und Forschung bezeichnet „Third Mission“ den 
Wissens- und Technologietransfer, die Kooperation mit Industrie und Wirtschaft, die 
gesellschaftliche sowie die regional ausgerichtete Verantwortung (Hochschulrektoren­
konferenz, Gutachternetzwerk, Wissenschaftsrat).

2 Zur dynamischen Entwicklung der KI in der Arbeitswelt siehe Beitrag von Sabine 
Pfeiffer in diesem Sammelband.
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Kooperation zwischen Mensch und Maschine. Die Gestaltung von Arbeits­
prozessen geht mit einer Neuausrichtung arbeitstechnischer, kommunikati­
ver und sozialer Strukturen einher (Bayme 2016).

In diesem Kontext kommen die Fragen nach Handlungsfeldern, Struk­
turen und sozialen Beziehungen auf, die am Lernort der Lernfabrik Be­
rücksichtigung finden. Abgesehen von technikspezifischen Lerninhalten 
interessieren interdisziplinäre Themen, insbesondere aus industrie-soziolo­
gischer Perspektive auch betriebs- und organisationssoziologische Aspekte, 
die in Lernfabriken vermittelt werden. Technikspezifische Kompetenzen 
müssen erlernt und praxisnah angewendet werden, und auch Wissen in be­
triebs- und organisationssoziologischer Hinsicht ist unabdingbar, wenn das 
Fabrikumfeld ein realitätsnahes Abbild einer Fabriklandschaft vermitteln 
soll. Soziale Strukturen in Unternehmen, Organisationsstrukturen, Mitbe­
stimmung und Partizipation bleiben im Zuge der Digitalisierung nicht 
unberührt.

In Bezug auf Lernfabriken an Hochschulen, in denen sowohl Studieren­
de als auch Beschäftigte aus Industrieunternehmen praxisnah aus- und fort­
gebildet werden, ergeben sich mit Blick auf die generelle Sichtbarkeit von 
Mitbestimmung und Partizipation im Ausbildungs- und Qualifizierungs­
kontext zwei leitende Fragestellungen:

• Inwiefern werden Studierende und Beschäftigte in Weiterbildungspro­
grammen in Lernfabriken auf betriebs-, arbeits- und organisationssozio­
logische Aspekte im Kontext der real abgebildeten Digitalisierungsszena­
rien sensibilisiert/qualifiziert?

• Welcher Handlungsbedarf lässt sich für die Zusammenarbeit von Akteu­
ren aus Lernfabriken, hochschulinternen Einrichtungen und Unterneh­
men mit Interessenvertretungen und Vertreter*innen aus Verbänden ab­
leiten?

2. Lernfabriken – eine soziologische Betrachtung des Fabrikbegriffes

Eine Fabrik steht in Wechselbeziehungen mit verschiedenen Faktoren 
und ist in verschiedene Systeme eingebettet, zum Beispiel Kapitalmarkt, 
gesetzliche Regulierungen und Gesellschaft (Pries 1998). Diese Systeme 
lassen sich um ein weiteres erweitern, den sogenannten „sozialen Raum“ 
(Wannöffel 2001; Pries 1998). Der Begriff des sozialen Raumes wurde 
von dem französischen Soziologen Pierre Bourdieu geprägt und besteht 
aus mehreren „sozialen Feldern“, in denen agiert wird und in denen der 
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Habitus der Akteure wichtig ist für die Zugehörigkeit zu und die Positio­
nierung in diesen Feldern (Bourdieu 1985). In dem abstrakten Gebilde 
eines sozialen Raumes nimmt jeder Akteur eine Position innerhalb eines 
sozialen Feldes ein, das in Wechselbeziehungen mit dem Verhalten anderer 
Akteure und sozialen Feldern dieser Akteure steht. Dies würde bedeuten, 
dass didaktische Konzepte von Lernfabriken nicht nur die Anwendung 
und Reflexion von fachlichem, technischem Wissen, sondern auch die 
Mitarbeiterperspektive ganzheitlich miteinbeziehen: Arbeitserfahrung und 
-belastung, Erfahrungen mit unterschiedlichen Arbeitsorganisationen und 
Hierarchien, Möglichkeiten der betrieblichen Mitbestimmung und Qualifi­
zierung müssten demnach bei einem umfassenden Fabrikverständnis als 
Lerninhalte in Lernfabriken integriert sein.

3. Lernfabriken an deutschen Hochschulen

Die Anzahl von Lernfabriken an deutschen Hochschulen ist in den letzten 
zwei Dekaden stark angestiegen. Auch die inhaltlichen Ausrichtungen, die 
didaktischen Konzepte und die Zielgruppen haben sich verändert. In vielen 
Lernfabriken werden nicht mehr nur Studierende ausgebildet, sondern 
auch Beschäftigte aus Unternehmen. Der Begriff der Lernfabrik unterliegt 
dabei keiner einheitlichen Definition. Es gibt verschiedene Varianten von 
Lernfabriken, deren Konzeptionen sich in unterschiedlichen Bezeichnun­
gen widerspiegeln können (z. B. Modellfabrik, Demonstrationsfabrik). Die 
Einrichtungen an Hochschulen unterliegen dynamischen Prozessen. Sie 
sind wandelbar und werden weiterentwickelt, wobei durch technische und 
organisatorische Innovationen neue Lernumgebungen geschaffen werden, 
z. B. auch für neue Technologien wie die Einführung und Entwicklung von 
KI.

Die International Association of Learning Factories (IALF; vormals 2011 
als Initiative on Learning Factories (IELF) gegründet), ein international 
anerkanntes Lernfabrik-Netzwerk, hat bereits 2013 eine Lernfabrik als eine 
Einrichtung definiert, in der

• akademische Lehre und Forschung in einer realitätsnahen Produktions­
umgebung stattfindet,

• ein realer Produktionsprozess vorliegt,
• ein physisches Produkt hergestellt wird
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• und ein didaktisches Konzept für problem- und handlungsorientiertes 
Lernen existiert (IALF; Abele, Chryssolouris, Sihn, Metternich, El Ma­
raghy, Seliger, Sivard, ElMaraghy, Hummel, Tisch, Seifermann 2017).

Diese Definition von Lernfabriken im engeren Sinne bildet die Basis für 
den weiteren Diskurs über die Integration betriebs- und organisationsso­
ziologischer Lerninhalte in Lernfabriken.

Gemäß einer quantitativen Forschungsstudie zu Lernfabriken an Hoch­
schulen werden Lernfabriken in der Hochschullandschaft, die den o. a. 
Kriterien entsprechen, fast ausschließlich von den Universitäten und Fach­
hochschulen selbst betrieben und weisen vornehmlich ingenieurwissen­
schaftliche Themengebiete aus (Sudhoff 2021). Hier geht es vornehmlich 
um die Verbesserung von Produktionsprozessen, Digitalisierung und Auto­
matisierung, Produktionsmanagement, Fabrikplanung, Intralogistik, Robotik 
und Mensch-Maschine-Schnittstelle und Assistenzsysteme (Abb. 1).

Ingenieurwissenschaftliche Inhalte in Lernfabriken (in Anlehnung an 
Sudhoff 2021).

Neben den Studierenden werden in Lernfabriken auch Beschäftigte aus 
Unternehmen ausgebildet bzw. qualifiziert. Dies sind sowohl Fachkräfte 
als auch Beschäftigte aus dem Management / der Geschäftsführung und 
Unternehmer (Abb. 2).

Abb.1:
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Zielgruppen in Lernfabriken (in Anlehnung an Sudhoff 2021).

Lernfabriken haben sich als geeignete Lernorte herausgestellt, um Beschäf­
tigte auf neue Anforderungen im Kontext der digitalen Transformation von 
Arbeit vorzubereiten. Im Bereich der betrieblichen Weiterbildung kann das 
Lernen in der Lernfabrik Vorteile gegenüber dem Lernen am Arbeitsplatz 
bieten, da die Lernhandlungen zielorientiert, didaktisch begleitet und ohne 
Einfluss auf die Produktion respektive die betrieblichen Wertschöpfungs­
prozesse realisiert werden. Gerade durch Förderprogramme auf Landes- 
oder regionaler Ebene, zum Beispiel Kompetenzzentren, die Lernfabriken 
einbeziehen (Mittelstand-Digital Zentrum Ländliche Regionen), werden 
Beschäftigte klein- und mittelständischer Unternehmen adressiert. Weiter­
bildungsprogramme können darüber hinaus auch über Weiterbildungsin­
stitutionen angeboten werden (z. B. Akademie für Mitbestimmung/Aka­
demie der RUB, IWEX). Das Potential ist jedoch noch nicht erschöpft, 
Lernfabriken könnten in höherem Maße von KMUs genutzt werden. In 
dieser Hinsicht werden bereits unter anderem fehlende Verbindungen von 
Weiterbildungsverbünden insbesondere zu humanzentrierten Lernfabriken 
bemängelt (Warnhoff, Dabrowski, Müller-Greifenberg, Gramß, Stricker 
2024).

Auch Betriebsräte, betriebliche Interessenvertretungen oder Gewerk­
schaften nutzen, wenn auch nur vereinzelt, Lernfabriken an Hochschulen 
als Lernort (siehe Abb. 2). Betriebsräte und betriebliche Interessenvertre­
tungen finden sich nicht nur in heterogenen Lerngruppen wieder, sie wer­

Abb.2:
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den vereinzelt auch in homogenen Lerngruppen und Lehrveranstaltungen 
adressiert, die beispielsweise von Förderprogrammen des ESF, des BMAS 
oder der IG Metall (Projekte „Arbeit und Innovation“, „Aribera“, „Zerti­
fikatsstudium für Betriebsräte“, IG Metall Vorstand 2019, 2018a, 2018b, 
2017, 2012) unterstützt werden (Bianchi-Weinand 2021). Gezielt auf diese 
Zielgruppe ausgerichtete Lehrveranstaltungen entstehen offenbar durch 
Kooperationen zwischen gewerkschaftlichen Bildungszentren oder gewerk­
schaftsnahen Einrichtungen und Hochschuleinrichtungen bzw. Lernfabri­
ken. Eine solche Zusammenarbeit besteht beispielsweise zwischen der 
Ruhr-Universität Bochum (inneruniversitäre Kooperation des die Lern- 
und Forschungsfabrik betreibenden Lehrstuhls für Produktionssysteme 
mit der Gemeinsamen Arbeitsstelle RUB/IGM) und der IG Metall (IG 
Metall Bildungszentrum Sprockhövel).3 Mittels einer weiteren Kooperati­
on zwischen einer gewerkschaftlichen Einrichtung und einer Lernfabrik 
wurde ebenso an der Universität Potsdam (Zentrum Industrie 4.0) eine 
Tagesschulung entwickelt (Teichmann, Lass, Ullrich, Gronau 2022). Laut 
einer qualitativen Studie wird diese Zielgruppe jedoch aus eigener Initiative 
der Lernfabrikbetreibenden in der Regel nicht adressiert (Bianchi-Weinand 
2021).

4. Wissensvermittlung in Lernfabriken an Hochschulen

4.1 Interdisziplinarität in Lernfabriken

Der Soziologe Thomas Jahn beschreibt Interdisziplinarität als „problembe­
zogene Integration von Wissen und Methoden auf der Ebene wissenschaft­
licher Fragestellungen im Überschneidungsbereich verschiedener Diszipli­
nen֞ (Jahn 2008). Interdisziplinäre Strukturen in Lernfabriken sind dadurch 
gekennzeichnet, dass Expertenwissen in fakultativ grenzüberschreitenden 
systemischen Zusammenhang gebracht wird, wobei auch Denkweisen und 
Methoden unterschiedlicher Fachrichtungen genutzt werden. In dieser 
Hinsicht wurde auch an das Ingenieurstudium in den letzten Jahren ver­
mehrt die Forderung herangetragen, nicht nur Fach- und Methodenkom­
petenzen zu vermitteln. Ingenieure arbeiten in Unternehmen in der Regel 
interdisziplinär und müssen sich auf andere Sicht- und Denkweisen einlas­

3 Siehe Abschnitt „Humanzentrierung in der Lern- und Forschungsfabrik des Lehrstuhls 
für Produktionssysteme an der Ruhr-Universität Bochum“ in Kapitel 4.3 in diesem 
Beitrag.
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sen, das eigene Fachwissen verständlich vermitteln und über technische 
Probleme hinausgehende Zusammenhänge verstehen und berücksichtigen 
können (Kaßebaum und Wannöffel 2019; Haertel, Terkowsky, May, Pleul 
2016).

Interdisziplinarität in Lernfabriken gestaltet sich vornehmlich durch 
ingenieurwissenschaftliche Fachrichtungen in meist homogenen Lerngrup­
pen (Bianchi-Weinand 2021). Es gibt beispielsweise Lernfabrik-Veranstal­
tungen für Studierende anderer Fakultäten innerhalb des Maschinenbaus, 
für Studierende der Elektrotechnik, aber auch der Informatik oder der 
Wirtschaftsinformatik, wobei in diesen Modulen die Studierenden i.d.R. 
nicht mit Studierenden anderer Fachrichtungen gemeinsam Aufgaben be­
wältigen. Bei den interdisziplinären Lerninhalten handelt es sich um Inhal­
te, die eine inhaltliche Nähe zu den Themen des die Lernfabrik betreiben­
den Lehrstuhls haben. Kooperationen mit gesellschaftswissenschaftlichen 
Studiengängen, beispielsweise interdisziplinären Studienangeboten mit Stu­
dierenden der Sozial- oder Arbeitswissenschaften, werden kaum gebildet. 
Eine Ausnahme bildet das seit 2011 angebotene und in Zusammenarbeit mit 
der Gemeinsamen Arbeitsstelle RUB/IGM entwickelte Seminar „Manage­
ment, Organisation und Arbeit“ in der Lern- und Forschungsfabrik des 
Lehrstuhls für Produktionssysteme der Ruhr-Universität Bochum, an dem 
in heterogenen Lerngruppen Studierende der Sozialwissenschaft und des 
Maschinenbaus gemeinsam teilnehmen und u. a. betriebs- und organisati­
onssoziologische Fragestellungen praxisnah bearbeiten (Wannöffel 2014).

4.2 Betriebs- und organisationssoziologische Inhalte

Während Lerninhalte aus dem Bereich der Betriebswirtschaftslehre (z. B. 
Personalplanung, Investitionsplanung) und arbeitswissenschaftliche The­
men wie Management und Organisation und Arbeitssicherheit vereinzelt 
aufgenommen werden, finden betriebs- und organisationssoziologische As­
pekte mit einem Schwerpunkt auf Mitbestimmung und Partizipation in der 
Lernfabriklandschaft bislang kaum Berücksichtigung (Abb. 3):
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Betriebs- und sozialwissenschaftliche Lerninhalte in Lernfabriken (in 
Anlehnung an Sudhoff 2021).

Dabei spricht man bei der inhaltlichen Gestaltung von Lernfabriken durch­
aus von der Integration indirekter Prozesse, d. h. derjenigen Prozesse, 
die nicht mit der Produktion verbunden sind (Abele, Metternich, Tisch, 
Chryssolouris, Sihn, El Maraghy, Hummel, Ranz 2015; Steffen, Frye, Deuse 
2013). Einmal mehr kommen hier Fragen auf, warum trotz einer integrati­
ven Betrachtung diese interdisziplinären Studienangebote in Lernfabriken 
vernachlässigt werden respektive wie es dazu kommt, dass einige wenige 
Lernfabriken bereits das Potential nutzen, betriebs- und organisationsso­
ziologische Inhalte wie die betriebliche Mitbestimmung im Lernumfeld der 
Fabrik zu vermitteln.

Betriebs- und organisationssoziologische Inhalte gehen über den Kom­
petenzbereich des die Lernfabrik betreibenden Lehrstuhls hinaus und müs­
sen schon aufgrund einer Kompetenzlücke umso höhere Hürden beim 
Einzug in Lernfabriken überwinden (Bianchi-Weinand 2021). Für eine 
Integration dieser interdisziplinären Lerninhalte sind demnach eine inter­
disziplinäre Zusammenarbeit, die sich nicht nur lehrstuhl-, sondern auch 
fakultätsübergreifend gestalten kann, und eine institutionsübergreifende 
Vernetzung umso wichtiger. Neben der fehlenden Fachkompetenz eines 
Technik-Lehrstuhls im Hinblick auf die inhaltliche Ausgestaltung eines 
Lernmoduls mit betriebs- und organisationssoziologischen Anknüpfungs­
punkten an lehrstuhleigene Arbeitsfelder sind auch mangelnde Ressourcen 

Abb.3:
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in Form von Human- und Finanzkapital, der erhöhte Zeitfaktor bei der 
Konzeption eines derartigen Lernangebotes sowie fehlende interdisziplinä­
re Kooperationsmöglichkeiten als Ursachen dafür zu nennen, dass betriebs- 
und organisationssoziologische Inhalte in Lernfabriken kaum zu finden 
sind. Auch unzureichende Aufklärung und Initiative seitens externer Akteu­
re – sei es der sozialwissenschaftlichen Fakultäten/Institute, hochschuleige­
nen Beratungszentren, externen Berater*innen, kooperierenden Weiterbil­
dungsinstitutionen oder Netzwerkpartner – scheinen dafür ursächlich zu 
sein, dass Themen aus dem Bereich der Arbeits- und Organisationssozio­
logie, Veränderungen von Arbeit/Arbeitsbeziehungen und Mitbestimmung 
bei der Gestaltung von Arbeit selten mit ingenieurwissenschaftlichen Fra­
gestellungen verknüpft und in Lernfabriken erfahrbar gemacht werden.

Auch das technische Verständnis einer Lernfabrik, bei dem sozio-techni­
sche Aspekte vor allem in den Gründungszeiten von Lernfabriken in den 
Hintergrund traten, kann dafür ursächlich sein, dass betriebs- und organi­
sationssoziologische Themen in Lernfabriken bisher nur selten vermittelt 
wurden. Doch auch aktuell werden in der jährlich weltweit stattfindenden 
„Conference on Learning Factories“ sozio-technische Überlegungen nur 
am Rande thematisiert.4

Dass betriebs- und organisationssoziologische Perspektiven in Lernfabri­
ken eingenommen und erfahrbar gemacht werden können, lässt sich am 
Beispiel der Bochumer Lern- und Forschungsfabrik aufzeigen.

4.3 Humanzentrierung in der Lern- und Forschungsfabrik des Lehrstuhls 
für Produktionssysteme an der Ruhr-Universität Bochum

Die Lern- und Forschungsfabrik (LFF) des Lehrstuhls für Produktions­
systeme (LPS) an der Ruhr-Universität Bochum (RUB) hat die Produkti­
onsstruktur eines mittelständischen Unternehmens nachgebildet. Die Ler­
nenden erfahren hier u. a. Grundlegendes über den aktuellen Stand von 
Industrie 4.0, Digitalisierung, Robotik und KI, wobei ein didaktisches Be­
gleitkonzept Probleme und Lösungswege simuliert. Eines von mehreren 
Tätigkeitsfeldern der LFF ist das Arbeitsfeld der humanzentrierten Betrach­
tung neuer Technologien, das in Kooperation mit der Gemeinsamen Ar­
beitsstelle RUB/IGM entwickelt wurde und fortlaufend weiterentwickelt 

4 Zu den Beiträgen der jährlich stattfindenden Conferences on Learning Factories siehe 
beispielsweise IALF, Websites der CLF, Procedia Manufacturing.
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wird. Dabei werden u. a. die Informations- und Mitbestimmungsrechte von 
betrieblichen Interessenvertretungen in spezifischen betrieblichen Hand­
lungsfeldern miteinbezogen.

Im Rahmen von mehreren transdisziplinären Verbundprojekten hat die 
Lern- und Forschungsfabrik mit Blick auf die humanzentrierte, mitbestim­
mungs- und arbeitsgerechte Einführung und Gestaltung neuer Technologi­
en in den letzten Jahren eine bedeutsame Rolle gespielt. So konnten in 
der Zeit von 2016 bis 2019 innerhalb des Forschungsprojektes „Arbeit und 
Innovation“ beispielsweise über 350 Betriebsräte hinsichtlich Arbeiten 4.0 
– unter Einbezug der arbeitspolitischen Perspektive – in der Bochumer 
LFF in Zusammenarbeit mit der Gemeinsamen Arbeitsstelle RUB/IGM 
und dem IG Metall Bildungszentrum Sprockhövel qualifiziert werden.5 In 
verschiedenen Seminarangeboten, in denen betriebs- und organisationsso­
ziologische Lerninhalte und proaktive arbeitspolitische Anforderungen mit 
aktuellen technologischen Entwicklungen bis hin zu KI kombiniert werden, 
erleben und erlernen die Teilnehmenden in diesem geschützten Raum 
die Veränderbarkeit von Technik und Organisation und erweitern ihre 
arbeitspolitische Handlungskompetenz. Die LFF hat schließlich den Weg 
für neue Lernorte in der Weiterbildung von Betriebsratsmitgliedern geeb­
net: Im Weiterbildungsprojekt „Etablierung einer nachhaltigen Bildungsbe­
ratung und -begleitung durch innerbetriebliche Weiterbildungsmentor/in­
nen" (BMBF-Projekt in Zusammenarbeit mit der IG Metall 2023–2024) 
wurden in dieser Lernfabrik mit denselben Kooperationspartnern weitere 
Qualifizierungen im Kontext gewerkschaftlicher Bildungsarbeit in Lernfa­
briken durchgeführt. Ebenso in Zusammenarbeit mit der Gemeinsamen 
Arbeitsstelle RUB/IGM finden darüber hinaus in der Bochumer LFF 
Weiterbildungsangebote und auch Zertifikatsstudiengänge für Betriebsrä­
te und Gewerkschafter statt (z. B. Zertifikatsstudium „Studium der digita­
len Transformation: Mitbestimmen. Mitgestalten.“ der Akademie für Mit­
bestimmung/Akademie der RUB). Außerdem werden im Zusammenhang 
mit weiteren Verbundforschungs-, Transfer- und Gestaltungsprojekten in 
der Bochumer LFF in Kooperation mit der Gemeinsamen Arbeitsstelle 
RUB/IGM – und in enger Zusammenarbeit mit Betriebsräten – Musterleit­
fäden respektive Musterbetriebsvereinbarungen im Hinblick auf die Ein­
führung von neuen Technologien entwickelt, z.B. Leitfaden zur Einführung 
von Mensch-Roboter-Kollaborationen innerhalb des Projektes „KOMPI“ 
(2017–2019), Handlungsleitfaden zur Einführung einer partizipativen und 

5 Zum Seminarkonzept siehe IG Metall Vorstand 2017 und 2018b.

Andrea Bianchi-Weinand und Dieter Kreimeier

466

https://doi.org/10.5771/9783748953081 https://www.inlibra.com/de/page/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/9783748953081 
https://www.inlibra.com/de/page/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


flexiblen Personaleinsatzplanung innerhalb des Projektes FlexPro (2021–
2024), Musterbetriebsvereinbarung zur Einführung von Künstlicher Intelli­
genz innerhalb des Projektes „HumAIne“ (2021–2026).

Diese humanzentrierte Betrachtungsweise von Technologien in der 
Lern- und Forschungsfabrik findet ihre Anfänge in einem transdisziplinä­
ren Seminar, das bereits seit dem Jahr 2011 für Studierende der Ruhr-Uni­
versität Bochum angeboten wird: An dem mit der Gemeinsamen Arbeits­
stelle RUB/IGM entwickelten Seminar „Management, Organisation und 
Arbeit“ nehmen in heterogenen Lerngruppen Studierende der Sozialwis­
senschaft und des Maschinenbaus gemeinsam teil. Sie werden fachüber­
greifend auf mitbestimmungs- und arbeitsgerechte Produktionsgestaltung 
vorbereitet und bearbeiten gemeinsam u. a. betriebs- und organisations­
soziologische Fragestellungen praxisnah in der Bochumer Lern- und For­
schungsfabrik sowie in Betriebsprojekten (Wannöffel 2014).

4.4 Generierung von Lerninhalten

Lerninhalte für Module in Lernfabriken können auf vielfältige Weise ent­
stehen und für unterschiedliche Zielgruppe transformiert werden. Sie wer­
den hauptsächlich aus Themen generiert, zu denen in Lehrstühlen mit an­
geschlossenen Lernfabriken bereits geforscht wird, sei es durch geförderte 
Drittmittelprojekte (BMWi/BMBF/DFG) oder durch Aufträge von Unter­
nehmen. Sie werden auch aus der Lehre von theoretischem Wissen oder 
aus aktuellen Praxisthemen heraus entwickelt und in die Lernfabrik-Modu­
le integriert. Dieser Zugang ist betriebs- und organisationssoziologischen 
Inhalten insofern nicht möglich, als dass sie nicht Bestandteile ingenieur­
wissenschaftlicher Curricula und in der Regel auch kein Forschungsgegen­
stand von Lernfabriken sind (Bianchi-Weinand 2021).

Der thematische Input für die Generierung von Lernfabrik-Modulen 
muss nicht immer von einem Lehrstuhlteam selbst stammen, sondern 
kann auch angestoßen werden durch externe Kooperationspartner, Indus­
triepartner und Gewerkschaften, Unternehmensberatungen und regionale 
Kompetenzzentren oder durch berufstätige Teilnehmende oder Studieren­
de, die in den Workshops über Fachthemen diskutieren und spezifische 
betriebliche Fragestellungen und Fachprobleme ansprechen. Die Übungen 
und Konzepte für die Veranstaltungen werden für die Studierenden i.d.R. 
von Lehrstuhlmitarbeiter*innen entworfen, in Zusammenarbeit mit Pro­
fessor*innen und Oberingenieur*innen weiterentwickelt, aber auch von 
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universitätsinternen didaktischen Einrichtungen nach Vorgaben des betrei­
benden Lehrstuhls erstellt und weiter ausgearbeitet.

Lerninhalte aus Studienangeboten werden für die Weiterbildungsange­
bote adaptiert und vice versa. Durch reziproke Rückkopplungen werden 
die Angebote für Studierende und Beschäftigte in der Weiterbildung erwei­
tert, wobei Lerninhalte in der Weiterbildung auch subgruppenspezifisch 
gestaltet werden können. Dabei handelt es sich überwiegend um standardi­
sierte Schulungen. Kundenspezifische Weiterbildungsveranstaltungen gibt 
es nur vereinzelt, zum Beispiel bei geplanten Umstrukturierungsmaßnah­
men von Industriebetrieben oder bei Forschungsprojekten, die von Unter­
nehmen initiiert werden. In der Diskussion um die Effizienz von standar­
disierten Schulungsangeboten in Lernfabriken erscheinen individuell für 
Industrieunternehmen und deren Zielgruppen zugeschnittene Weiterbil­
dungsangebote in Lernfabriken vielversprechender (Dommermuth 2024). 
Zeitlich und auch wandlungstechnisch ist es jedoch nicht immer möglich, 
kundenspezifische Lernangebote in Lernfabriken innerhalb einer bestimm­
ten Frist zu schaffen.

4.5 Handlungsfelder

Vor dem Hintergrund, dass es Themen aus Forschung und Lehre sind, 
die in Lernfabriken als didaktisch aufbereitete Lerninhalte aufgenommen 
werden, wird es umso heraufordernder sein, betriebs- und organisationsso­
ziologische Aspekte in Lernmodule zu integrieren, wenn diese nicht als 
Lehr- oder Forschungsthema im Bereich der Lernfabrik vertreten sind. Es 
bedarf folglich umso mehr menschlicher Energie, Kooperationsbereitschaft, 
Eigeninitiative und Engagement, um betriebs- und organisationssoziologi­
schen Themen den Weg in Lernfabriken zu ebnen.6

Das Mitwirken der beteiligten Betreiber und Lehrkräfte, der universitä­
ren Institutionen und Transferstellen7 sowie der regional- und landespo­
litischen Einrichtungen ist erforderlich. Auch die Einbindung sogenann­
ter Scouts und die Einrichtung von weiteren Förderprogrammen für die 
Weiterbildung von Beschäftigten wären für das Gelingen eines derartigen 
Ausbaus denkbar, wenn nicht gar zwingend erforderlich. Angesichts der 
Generierung, Adaptierung und Nutzbarmachung von Lerninhalten für ver­

6 Zum Engagement in Forschung und Lehre an Hochschulen siehe Wannöffel 2021.
7 Zu Transferstellen an Hochschulen siehe Centrum für Hochschulentwicklung 2020.
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schiedene Zielgruppen kann davon ausgegangen werden, dass ein Teil der 
betriebs- und organisationssoziologischen Bildungsarbeit auch in die Ziel­
gruppe der Studierenden transferiert werden wird, Studierende nicht nur 
fachspezifisch auf das Arbeitsleben vorbereitet werden und wie auch Teil­
nehmende an Weiterbildungsprogrammen den Wandel sozio-technischer 
Strukturen erfahren.

In Lernfabriken, in denen arbeitswissenschaftliche Themen und so­
zio-technische Sichtweisen ansatzweise existieren, kann ein Zugang zu 
betriebs- und organisationssoziologischen Themen als konkreter Lernin­
halt/Lernmodul geschaffen werden. Eine „Herausforderung“ bei der Imple­
mentierung betriebs- und organisationssoziologischer Inhalte in Lernfabri­
ken dürfte der restriktive Fabrikbegriff sein, das heißt die mangelnde Kon­
zeption einer Fabrik als soziales Feld. Solange eine Fabrik hauptsächlich 
als technischer Produktionsort gesehen wird und soziale Faktoren weitge­
hend ausklammert werden, finden betriebs- und organisationssoziologische 
Inhalte in Lernfabriken kaum Raum, geschweige denn praxisorientierte 
Anwendung. Das rudimentäre Wissen über genaue Inhalte betriebs- und 
organisationssoziologischer Arbeitsfelder stellt eine Hürde bei der Imple­
mentierung dieser Themengebiete dar. Mangelnde Ressourcen, die sich 
in der geringen Personalausstattung, fehlender Zeit und unzureichenden 
Finanzmitteln niederschlagen, bilden wohl die größte Herausforderung in 
den Phasen der Anbahnung und Implementierung dieser Inhalte. Abhilfe 
könnte beispielsweise ein Erwerb von Fachkompetenz durch Kooperatio­
nen auch mit wissenschaftlichem Personal anderer Universitäten schaffen. 
Auch diesbezüglich besteht Kommunikations- und Aufklärungsbedarf, der 
sich auch in der Bereitstellung und Nutzung von Kompetenz-Plattformen 
gestalten könnte.

Folgende Strategien zur Implementierung von betriebs- und organisati­
onssoziologischen Inhalten und Handlungsempfehlungen, die Akteure aus 
Lernfabriken, Hochschulen, Transferstellen, Gewerkschaft und Politik be­
treffen, lassen sich ableiten (Bianchi-Weinand 2021):

Bilaterale Kommunikation / Nutzung bereits etablierter Kooperatio­
nen: Eine Pro-aktive Kommunikation seitens der Sozialwissenschaftler*in­
nen, insbesondere der Arbeits- und Betriebssoziolog*innen, Arbeitswissen­
schaftler*innen sowie Arbeitspsycholog*innen, sowie eine Aufklärung der 
Lehrstuhlinhaber*innen über arbeitswissenschaftliche Themenbereiche, 
die bereits in Ansätzen in ihrer Lernfabrik integriert sind und die als 
Anknüpfungsthemen für weitere betriebs- und organisationssoziologische 
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Inhalte fungieren können, sind erforderlich (zum Beispiel Anknüpfung an 
Management und Organisation, Arbeits- und Gesundheitsschutz).

Hochschulkommunikation / hochschuleigene Netzwerke: Nicht nur 
die Betreiber von Lernfabriken können ihre lehrstuhleigenen Netzwerke 
für die Vermittlung von betriebs- und organisationssoziologischen Inhalten 
nutzen (zum Beispiel über Kompetenzzentren), sondern auch die Hoch­
schulen/Universitäten selbst können ihre Aufgabe der Verbindung von Wis­
senschaft und Praxis hinsichtlich Lernfabriken intensivieren. Sie verfügen 
über mannigfaltige hochschulinterne und externe Netzwerke sowie Trans­
ferstellen. Sie können hochschulinterne Transferveranstaltungen intensivie­
ren, in denen derartige Kooperationen angebahnt und interdisziplinäre 
Möglichkeiten entwickelt werden.

Forschungsbereich der Lernfabrik: Projekte mit betriebs- und organi­
sationssoziologischen Forschungsbereichen könnten vermehrt in Lernfa­
briken verortet werden (Wannöffel 2019). Forschungsergebnisse könnten 
rückkoppelnd in andere Wissenschaftsbereiche hineingetragen werden, 
woraus sich darüber hinaus auch weitere interdisziplinäre Strukturen ent­
wickeln könnten. Hier sind beispielsweise Fördermittel aus länder-, bun­
des- oder gewerkschaftlich finanzierten Programmen unabdingbar.

5. Fazit und Ausblick

Lernfabriken an Hochschulen haben sich in den letzten Jahrzehnten in 
vielfacher Hinsicht weiterentwickelt: sie sind ein inter- und transdisziplinä­
rer Verbundforschungsort, ein Ort des Wissens- und Innovationstransfers 
in der wissenschaftlichen Ausbildung und auch Weiterbildung. Sie weisen – 
wenn auch in geringer Anzahl – eine Form der institutionellen Zusammen­
arbeit zwischen Gewerkschaft und Wissenschaft auf.

Der Betrieb als sozialer Raum, in dem arbeitspolitische Prozesse ver­
schiedene soziale (und technische) Felder beeinflussen, spielt bei der in­
haltlichen Ausgestaltung einer Lernfabrik bislang keine respektive nur eine 
untergeordnete Rolle. In der aktuellen Lernfabriklandschaft scheint sich 
eine Fabrik – trotz oder aufgrund der Freiheit in Wissenschaft, Forschung, 
Lehre und Studium (§4 HG – §5 GG) – vielmehr als technisches denn als 
sozio-technisches System abzubilden.

Die Einführung und Anwendung neuer Technologien wirft nicht nur in 
der betrieblichen Praxis Fragen der Gestaltung und des Managements von 
Erwerbsarbeit sowie der Rolle der Mitbestimmung in Betriebsprozessen 
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auf. Wenn Lernfabriken technologische Entwicklungen in einem realen 
Fabrikumfeld abbilden wollen, wäre ein ganzheitlicher Blick, der die He­
rausforderungen und Grenzen dieser Technologien im betriebs- und orga­
nisationssoziologischen Kontext miteinbezieht, unabdingbar.

Da die Einführung neuer Technologien nicht losgelöst von der betrieb­
lichen Praxis, den Regularien der betrieblichen Mitbestimmung und Par­
tizipation, zu sehen ist, wird es umso wichtiger sein, auch Industrieunter­
nehmer*innen, Beschäftigte aus Industrieunternehmen und Interessenver­
tretungen im Rahmen von humanzentrierten und beteiligungsorientierten 
Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen in Lernfabriken einzubinden. Gera­
de für betriebliche Interessenvertretungen und Gewerkschaften ist eine 
Beteiligung bei der Implementierung von digitalen Technologien und den 
damit verbundenen neuen Arbeitsanforderungen und Qualifikationen für 
die Gestaltung sozio-technischer Systeme von besonderer Bedeutung. Sie 
sind zentrale Akteure in der Auseinandersetzung mit der Zukunft der Ar­
beitswelt und könnten in Lernfabriken neue Produktionstechnologien auch 
aus beteiligungsorientierter Perspektive kennenlernen und erleben, wenn 
vermehrt beteiligungsorientierte Weiterbildungsprogramme dafür geschaf­
fen werden würden.

Die Implementierung dieser neuen Themenbereiche in Lernfabriken 
erfordert jedoch ein hohes Maß an Engagement und Initiative seitens der 
Akteure aus wissenschaftlichen Einrichtungen sowie der externen Akteure 
aus Unternehmen, Verbänden und Weiterbildungsinstituten. Wenn betrieb­
liche Mitbestimmung und Partizipation zukünftig mit größerer Reichweite 
im Bereich der Aus- und Weiterbildung in Lernfabriken erfahrbar gemacht 
werden sollen, sind auch proaktive Schritte und Initiativen seitens der 
Interessenvertretungen und Gewerkschaften unerlässlich. Eine Initiative 
seitens der Lernfabrikbetreiber bedarf vieler hochschulinterner Ressourcen. 
Dennoch gilt es auch für Hochschulen, Akteure zusammenzubringen und 
die Bedingungen für Kooperationen zu gestalten, um nicht zuletzt in Zeiten 
des dynamischen digitalen Wandels der Technik- und Arbeitswelten die 
herausragende gesellschaftliche Verantwortung von Hochschulen zu unter­
mauern.
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Transferforschung im Feld der Mitbestimmung

Manfred Wannöffel

1. Einleitung

Während der Konzipierung des Sammelbandes zur „Mitbestimmung und 
Partizipation 2030“ erschienen zahlreiche wissenschaftliche Studien, die 
sich mit dem allgemeinen Zustand der Demokratie in Deutschland und Eu­
ropa auseinandersetzten. Die Anlässe dafür waren die anhaltenden Erfolge 
rechtsextremer Bewegungen und Parteien bei regionalen, nationalen und 
europäischen Wahlen sowie Veröffentlichungen über gemeinsame Treffen 
rechter Bewegungen zum Ende des Jahres 2023. Insbesondere bei dieser 
Zusammenkunft wurde bereits darüber beraten, mit welchen Maßnahmen 
Menschen aufgrund ihrer ethnischen Herkunft oder ihres sozialen Status 
zur „Remigration“ gezwungen werden können (Peters, Keller, Eckert, Do­
wideit, Bensmann 2024). „Demokratie in Gefahr?“, fragte deshalb die Zeit­
schrift „Aus Politik und Zeitgeschichte“ in ihrer Ausgabe vom Juni 2024 
(Pickel 2024). Auch die Mitteilungen des Wissenschaftszentrums Berlin 
(WZB) beschäftigten sich in ihrer Ausgabe vom März 2024 schwerpunkt­
mäßig mit dem Thema „Demokratie“. Die Autor*innen Boese-Schlosser et 
al. (2024) befragten mehr als 3.300 deutsche Staatsbürger*innen, welche 
Bedeutung Demokratie für sie habe (Boese-Schlosser, Ellger, Klatt, Ngiam, 
Ziblatt 2024). Ein überaus interessantes Ergebnis war, dass die Befragten 
mehrheitlich ihre Erfahrungen mit und in der Demokratie wesentlich 
schlechter bewerteten als die Politikwissenschaftler*innen. Der Beitrag 
wirkt dabei insgesamt so, als wären sich da zwei völlig fremd geworden: 
Einerseits die Wissenschaftler*innen, die Demokratie analysieren – und 
andererseits die Bürger*innen, die Demokratie jeden Tag in ihren verschie­
denen sozialen Kontexten erleben. Den beiden zitierten Veröffentlichungen 
war gemein, dass sie aus einer engen disziplinären Perspektive, hier der 
Politikwissenschaft, argumentierten. Bei ihrer Analyse orientierten sich die 
Forschenden vornehmlich an einem liberalen Demokratiebegriff, der als 
zentrale Kriterien freie Wahlen, Gewaltenteilung, Rechtstaatlichkeit, Mei­
nungs- und Medienfreiheit sowie die Gleichheit vor dem Gesetz formuliert. 
So berechtigt diese politikwissenschaftlichen Analysen über den Zustand 
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der politischen Demokratie auch sind, so sind disziplinäre Überschneidun­
gen jedoch nicht in der Lage, die Komplexität der Demokratieerfahrungen 
der Bevölkerung in ihrer Gänze oder Tiefe zu erfassen. Diese wissenschaft­
liche Engführung und die Ausblendung der komplexen sozialen Erfah­
rungswelt können sogar zu einem stark verzerrten Bild von Demokratie 
führen.

Aus der Sicht der Arbeits- und Mitbestimmungsforschung stellt vor al­
lem der soziale Kontext der Erwerbsarbeit einen zentralen demokratischen 
Erfahrungsraum dar (Reichwein 1965). Erwerbsarbeit bietet für die Be­
schäftigten und ihre Interessenvertretungen grundsätzliche Möglichkeiten, 
demokratische Kompetenzen in der Zusammenarbeit, der Konfliktbewälti­
gung und der Solidarität zu erlernen, im alltäglichen Tun zu praktizieren 
und zu verfestigen. Dieses von Reichwein entwickelte Konzept geht über 
die Anwendung beruflicher Fertigkeiten weit hinaus und betrachtet den Ar­
beitsplatz und den Betrieb als soziale Orte, an denen demokratische Prin­
zipien zwischen Menschen unterschiedlicher Interessen, sozialer Herkunft 
und Machtressourcen erstritten und eingeübt werden (Jürgens und Nasch­
hold 1983). In jüngster Zeit erfährt ein sozialphilosophischer Ansatz durch 
die Monografie von Axel Honneths „Der arbeitende Souverän“ eine breit 
diskutierte Renaissance (Honneth 2023). Auch Honneth betont, dass es zu 
den größten Mängeln der vornehmlich politikwissenschaftlichen Demokra­
tietheorien gehört, auszublenden, dass die Mehrheit der Gesellschaftsmit­
glieder in erster Linie arbeitende Subjekte sind, die in irgendeiner Form 
einer oder gleich mehrerer Erwerbsarbeiten nachgingen.1 Honneth argu­
mentiert, dass die Ausgestaltung und die Aushandlung der Beschäftigungs-, 
Arbeits- und Partizipationsbedingungen im Betrieb und Unternehmen eine 
zentrale Rolle für die Bestandssicherung eines demokratischen Gemeinwe­
sens spielen. Die Teilnahme an der demokratischen Willensbildung ist so­
mit eng an die Voraussetzung gebunden, inwieweit Erwerbstätige und ihre 
Interessenvertretungen über ausreichende Handlungsressourcen verfügen, 
um an der Gestaltung ihrer Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen zu 
partizipieren. Die alltäglichen Erfahrungen der Beschäftigten im Umgang 

1 Das waren in der Bundesrepublik Deutschland im Jahr 2024 immerhin über 46 Millio­
nen. Es handelt sich um die bislang höchste Beschäftigungsquote in der Geschichte der 
Bundesrepublik, siehe: https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2025/
01/PD25_001_13321.html#:~:text=Nach%20einer%20ersten%20Sch%C3%A4tzung%2
0des,Erwerbst%C3%A4tigenzahl%20damit%20seit%202006%20durchg%C3%A4ngig, 
letzter Zugriff am 08.01.2025, siehe auch den Beitrag von Hoose und Glanz in diesem 
Band.
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mit Demokratie im Betrieb als „contested terrain“ können somit einerseits 
die Entwicklung der politischen Demokratie fördern (vgl. Korpi 2006). 
Andererseits können die mangelnde Anerkennung der Partizipations- und 
Mitbestimmungsrechte sowie die Entwertung des Erfahrungswissens der 
Beschäftigten langfristig auch negative Folgen für das demokratische Ge­
meinwesen über den Betrieb hinaus haben (vgl. Mau, Lux, Westheuser 
2023). Diese Argumentation geht somit über das Konzept der liberalen De­
mokratie hinaus und begreift soziale Bürgerrechte, die in den industriellen 
Beziehungen ihren Ausdruck finden, als konstitutiv für das Konzept der 
sozialen Demokratie (vgl. Heinemann und Wannöffel 2022).

Legt man nun diese Grundannahmen der sozialen Demokratie weiter 
zugrunde, dann ist es keineswegs verwunderlich, dass die – sich nach dem 
weltweiten Bruch der tayloristisch-fordistischen Produktionsweise in den 
1980er Jahren durchsetzenden – neuen Produktionskonzepte (vgl. Kern 
und Schumann 1984; Dukes und Streek 2022), begleitet von einer einset­
zenden Deregulierung der Arbeitsmärkte, Entwicklung atypischer Beschäf­
tigungsverhältnisse und der damit einhergehenden kontinuierlichen Ab­
nahme sowohl der Tarifverbindung als auch der betrieblichen Interessen­
vertretungen schließlich langfristig auch Folgen für die politischen Einstel­
lungen der Erwerbstätigen gegenüber dem demokratischen Gemeinwesen 
insgesamt zeitigten (vgl. Mückenberger 1986; Kohaut und Hohendanner 
2024). Wirtschaftliche und politische Weichenstellungen entschieden nicht 
nur über die Verteilung von Einkommen und Vermögen, sondern vor allem 
auch über die Anerkennung und die Wertschätzung von Erwerbsarbeit.2

Die Folgen dieser politischen Weichenstellungen waren durchaus abseh­
bar, Entwicklungen wurden jedoch unterschätzt oder gar ganz übersehen 
(Breisig 1990). Das starke Aufkommen rechtsradikaler Bewegungen und 
Parteien und ihr zunehmender Einfluss auch auf gewerkschaftlich organi­
sierte Arbeitnehmende können schließlich als Ergebnis eines langfristigen 
gesellschaftlichen Entwicklungsprozesses verstanden werden, der seinen 
Ausgangspunkt im Umbruch der Arbeitsgesellschaft in den 1980er-Jahren 
nahm (vgl. Wannöffel 1991, 2019; Detje und Sauer 2020; Hans-Böckler-Stif­
tung 2024; Dörre 2019). Wenn Beschäftigte über reduzierte Machtressour­
cen zur Entfaltung ihrer sozialen Bürgerrechte im Arbeitsleben verfügen, 
welche Versprechen soll dann die politische Demokratie für die Erwerbstä­
tigen überhaupt bereithalten? Insbesondere in einer Phase, in der das Zu­

2 Für den Kontext der gesellschaftlichen Entwicklung in Ostdeutschland nach 1990, 
siehe: Mau 2024.
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sammentreffen zweier dominanter Entwicklungstrends, nämlich zum einen 
der Verbreitung von digitalen Technologien und Künstlicher Intelligenz 
(KI) in der Arbeitswelt und zum anderen der Dekarbonisierung der Wirt­
schaft zu spürbaren Wachstumseinbußen, Verlusten von Arbeitsplätzen und 
Einkommen sowie schließlich auch zu vermehrter sozialer Unsicherheit 
führen können. Dabei handelt es sich bei dieser multiplen Transformation 
um komplexe ökonomische, ökologische und gesellschaftliche Herausfor­
derungen im Kontext globaler und zunehmend bellizistischer Konflikte, die 
in den nächsten Jahrzehnten auch im Rahmen demokratischer Prozesse 
zu bewältigen sind. Oder mit anderen Worten, der eingeschlagene Weg 
in Richtung eines sozial-ökologischen Entwicklungsmodells kann gesell­
schaftspolitisch scheitern, wenn er nicht demokratisch verhandelt wird.

Welche Herausforderungen kommen in diesem Kontext auf die Mitbe­
stimmung und die Beschäftigtenpartizipation in den Betrieben in den 
nächsten Jahren zu? Über welche Ressourcen verfügen Interessenvertretun­
gen, um diese komplexen Transformationsprozesse aktiv mitgestalten zu 
können? Und welchen Beitrag kann hier eine transdisziplinäre Mitbestim­
mungsforschung leisten? Um diese drei Fragen zu bearbeiten, wird der 
Artikel durch drei Thesen gerahmt:

1. Um die Komplexität des institutionellen Wandels der Mitbestimmung 
in seiner Gänze und Tiefe zu verstehen sowie ursächlich zu erklären, 
bedarf es – quer zu den etablierten Disziplingrenzen – transdisziplinärer 
Forschungsmethoden.

2. Die Transferforschung bringt heterogene Akteursgruppen aus Wissen­
schaft und sozialer Praxis zusammen. Die Qualität wissenschaftlicher Er­
kenntnisse wird ergänzt durch ihre praktischen Beiträge für gesellschaft­
liche Problemlösungen.

3. Durch eine systematische Beteiligung der sozialen Akteursgruppen am 
sozial-ökologischen Transformationsprozess kann schließlich auch ein 
Beitrag geleistet werden, dem Verlust von Vertrauen in die Institutionen 
der sozialen Demokratie entgegenzuwirken.

Der Beitrag ist wie folgt gegliedert. Im folgenden Abschnitt wird zunächst 
das Konzept der Transferforschung umrissen, um es dann im Feld der 
Mitbestimmungsforschung zu konkretisieren. An zwei empirischen Beispie­
len wird anschließend die Dualität der Transferforschung – wissenschaft­
liche Erkenntnisse und ihr Beitrag für die Bearbeitung gesellschaftlicher 
Herausforderungen – charakterisiert. Ein Ausblick fragt schließlich nach 
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zukünftigen Herausforderungen im Wissenschafts- und Praxisfeld von Mit­
bestimmung und Partizipation 2030.

2. Zum Konzept der Transferforschung

Die in der Einleitung dargestellte Distanz zwischen Wissenschaftler*innen 
zu ihren Forschungsobjekten bzw. die Diskrepanz zwischen wissenschaft­
lichem Wissen und dem Erfahrungswissen sozialer Akteure, auf die am 
Beispiel der aktuellen Demokratieforschung hingewiesen wurde, ist in den 
Sozialwissenschaften keine neue Problemstellung (vgl. Schäfer, Vigilitto, 
Wannöffel 2022; Baaden, Rennings, John 2024; Selke, Neun, Jende, Lesse­
nich, Bude 2023). Allerdings verzeichnet die Debatte darüber, mit welchen 
Methoden es gelingen kann, diese Diskrepanz zwischen unterschiedlichen 
Formen der Wissensproduktion zu verringern, seit der Veröffentlichung 
von Gibbons et al. (1994) einen deutlichen Aufschwung (Wannöffel 2023). 
Angesichts der komplexen Herausforderungen im Kontext der sozial-öko­
logischen Transformation gilt es heute als gesicherte Erkenntnis, von 
einer zunehmenden Pluralisierung akademischer Wissensproduktion aus­
zugehen. Wissen ist nach Gibbons et. al. weit mehr als nur wissenschaft­
liches Wissen und bezieht vor allem das Erfahrungswissen der sozialen 
Akteursgruppen systematisch in Forschungsprozesse („Mode 2“) mit ein. 
Eine auf Lösung gesellschaftlicher Problemlagen ausgerichtete Wissenschaft 
fokussiert dabei auf vernetzte Forschungen, die auf intensiven Austausch­
beziehungen zwischen Wissenschaft, Wirtschaft und zivilgesellschaftlichen 
Organisationen basieren. Integration und Partizipation heterogener gesell­
schaftlicher Akteursgruppen sind elementare Merkmale des Forschungs­
prozesses. Die Wissensproduktion erfolgt dabei in konkreten wirtschaftli­
chen und gesellschaftlichen Anwendungskontexten. Auch Grundlagenfor­
schung erfolgt jeweils in gesellschaftlichen Anwendungskontexten, wobei 
sich Spitzenforschung und Gesellschaftsorientierung keineswegs ausschlie­
ßen. Führende Wissenschaftsinstitutionen, wie die Deutsche Forschungsge­
meinschaft (DFG), das Bundesministerium für Bildung und Forschung 
(BMBF), die Hochschulrektorenkonferenz (HRK), der Wissenschaftsrat 
und schließlich die UNESCO beschäftigen sich mit und fördern seit eini­
gen Jahren Initiativen eines forschungsbasierten Wissenstransfers. Die wis­
senschaftsbasierte Interaktion mit der Wirtschaft, dem öffentlichen Sektor 
und der organisierten Zivilgesellschaft bildet seit annähernd einer Dekade 
auch einen wichtigen Teil der „Third Mission“-Aktivitäten von Hochschu­
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len und Universitäten (Fücker und Backhaus-Maul 2024). Wissenstransfer 
ist somit zu einem konstitutiven Bestandteil wissenschaftlicher Forschung 
geworden. Insbesondere das Konzept der Transferforschung soll dazu 
beitragen, den multiplen gesellschaftlichen Herausforderungen mit wissen­
schaftlichen Methoden zu begegnen. Diese Forschungsstrategie ist somit 
sowohl problemlösungs- als auch erkenntnisgetrieben. In diesem Kontext 
verändern sich auch die Qualitätskriterien wissenschaftlicher Arbeit. Die 
Güte wissenschaftlicher Erkenntnisse wird ergänzt durch ihren Beitrag 
zur Gestaltung der komplexen Herausforderungen in der gesellschaftlichen 
Transformation.

Im Feld der Arbeits- und Industriesoziologie vollzog sich ein wichtiger 
Turn im Jahr 2014 mit einer kritischen Reflexion des Göttinger Soziologen 
Michael Schumann über seine Forschungsarbeiten mit Horst Kern zum 
vermeintlichen Ende der Arbeitsteilung, die die breite Debatte über „Neue 
Produktionskonzepte“ seit 1984 über Jahrzehnte nicht nur in den Sozial­
wissenschaften, sondern auch in den Gewerkschaften stark geprägt hatten 
(Kern und Schumann 1984; Schumann 2014; Muster und Wannöffel 1989). 
Ihre These, dass mit den neuen Produktionskonzepten eine Nutzungsform 
von Arbeitskraft in die Betriebe Einzug gehalten hatte, die durch ganzheitli­
che Arbeitsformen verbesserte Möglichkeiten auch für die Realisierung von 
Interessen der Beschäftigten nach guten Arbeitsbedingungen bietet, erwies 
sich im Nachhinein allerdings als eine gravierende Fehleinschätzung. Ursa­
che dafür war ein gewählter Forschungsansatz, der lediglich die veränder­
ten Erscheinungsformen von Industriearbeit beschrieb, ohne jedoch diese 
mit den Erfahrungen der Beschäftigten und ihrer Interessenvertretungen 
im Umgang mit den neuen Arbeitseinsatzkonzepten ursächlich in Verbin­
dung zu bringen. Mit dieser verengten Perspektive waren die Forscher 
nicht in der Lage zu erfassen, dass sich die neuen Produktionskonzepte 
zuallererst als komplexe Anpassungsstrategien der hiesigen Industrieunter­
nehmen an die aufkommende Weltmarktkonkurrenz aus Ostasien und hier 
vornehmlich aus Japan entpuppten (vgl. Wannöffel 1991). Das Konzept 
der „lean production“ nach Toyota bedeutete keinesfalls ausschließlich die 
Einführung von integrierten Arbeitseinsatzkonzepten im Maschinenraum 
der Produktion. Vielmehr sahen sich die Beschäftigten und ihre Interes­
senvertretungen seit Mitte der 1980er-Jahre mit tiefgreifenden organisatori­
schen und lohnpolitischen Flexibilisierungsmaßnahmen konfrontiert, die 
im Kern eine Reorganisation der gesamten Wertschöpfungskette beinhalte­
ten. Die Anlehnung an das Toyota-Produktionsmodell forcierte eine Redu­
zierung auf Kernaktivitäten der Unternehmen, die Auslagerung von großen 
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Teilen der Produktion auf Zulieferunternehmen und damit schließlich eine 
durchgreifende Ausdifferenzierung des Gesamtarbeiters (vgl. Hack und 
Hack 1986). Abnehmende tarifvertragliche Deckungsraten und die man­
gelnde Verbreitung von betrieblichen Interessenvertretungen als Basisinsti­
tutionen der sozialen Demokratie waren Folgen dieser massiven Restruktu­
rierung der tayloristisch-fordistischen Fabrikorganisation (vgl. Wannöffel 
2019).

Die empirischen Ergebnisse zum Ende der Arbeitsteilung aus dem Jahr 
1984 wirkten vergleichbar zu den oben zitierten aus der aktuellen Demo­
kratiedebatte. Einerseits die Wissenschaftler*innen, die die Entwicklung 
von Industriearbeit von außen analysierten – und andererseits die Beschäf­
tigten und ihre Interessenvertretungen, die die komplexe Reorganisation 
der Wertschöpfungsketten mit einhergehender lohnpolitischer Flexibilisie­
rung in der betrieblichen Praxis erfuhren und infolgedessen eigenständi­
ge Arbeitspolitiken entwickelten. Das Besondere an Schumanns Artikel 
aus dem Jahr 2014 ist jedoch, dass er schließlich nach 30 Jahren diese 
Fehleinschätzungen eingesteht. Dies führte auch zu einer Neubewertung 
von schon damals anders gelagerten Analysen, wie jener von Else und 
Werner Fricke, die im Kontext der – aus dem Humanisierungsprogramm 
der Arbeit (HdA) geförderten – Salzgitter-Studie zum „Peiner Modell“ aus 
den 1970er-Jahren. Aufgrund ihres gewählten Aktionsforschungsansatzes 
und der vermeintlich mangelnden Distanz zu den Beschäftigten und ihren 
Interessen nach stabilen Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen wurde 
ihr methodischer Ansatz massiv kritisiert (Fricke, Fricke, Schönwälder, 
Stiegler 1981). Vor dem Hintergrund der späten Revision der empirischen 
Ergebnisse zu den „Neuen Produktionskonzepten“ konstatiert Schumann 
im Jahr 2014: „Im Nachhinein stellt sich heraus, dass Frickes Einschätzung, 
die soziale Praxis der Beschäftigten ins Zentrum des Forschungsinteresse 
zu stellen, richtig war“ (Schumann 2014).

Die von Schumann reflektierten Beschränkungen wissenschaftlichen 
Wissens öffneten auch den Blick auf die soziale Praxis der Beschäftigten 
und somit auf das Konzept des Erfahrungswissens, das maßgeblich von 
Fritz Böhle entwickelt wurde (Bauer und Böhle 2024). Demnach entsteht 
Erfahrungswissen durch soziale Praktiken und durch eine stete Auseinan­
dersetzung mit konkreten Herausforderungen, wie im Umgang mit Situa­
tionen unsicheren Ausgangs. Erfahrungswissen wird im Laufe der Arbeits­
tätigkeit aktiv erworben, im praktischen Arbeitsprozess, in Kooperation mit 
Kolleg*innen und bei der Lösung von Interessenskonflikten. Soziale Praxis 
bei sich verändernden Rahmenbedingungen und Herausforderungen ist 
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somit unverzichtbar für den kontinuierlichen Erwerb von Erfahrungswis­
sen (Bauer und Böhle 2024). Die Arbeiten von Böhle plädieren für eine 
Aufwertung und eine Berücksichtigung des Erfahrungswissens gegenüber 
wissenschaftlichem Wissen, insbesondere angesichts zunehmender organi­
sationaler Komplexität und technologischen Wandels in der Arbeitswelt. In 
der Arbeits- und Industriesoziologie greift Sabine Pfeiffer in ihren empiri­
schen Studien zu Digitalisierung und Künstlicher Intelligenz (KI) auf das 
Konzept des Erfahrungswissens zurück. Sie zeigt auf, dass viele Tätigkeiten 
in der Produktion weniger leicht durch Digitalisierung und Künstliche 
Intelligenz (KI) ersetzbar sind, als es oft in pauschalen Prognosen ange­
nommen wird (Pfeiffer 2024). Pfeiffer arbeitet heraus, dass das implizite 
Erfahrungswissen der Beschäftigten bei der Gestaltung neuer Technologien 
keine ausreichende Berücksichtigung findet. Sie plädiert deshalb dafür, 
das Erfahrungswissen der Beschäftigten systematisch in die Entwicklung 
und Implementierung digitaler Technologien einzubeziehen. Neben neuen 
technischen Kompetenzen gewinnt das Erfahrungswissen insbesondere im 
Umgang mit komplexen Systemen der Künstlichen Intelligenz (KI) an Be­
deutung. Sie argumentiert, dass dieses Praxiswissen zukünftig entscheidend 
sein kann, um digitale Technologien sowohl produktiv als auch human 
zugleich einzusetzen. Dazu sind gerade Beschäftigte und ihre Interessen­
vertretungen, die in den letzten Jahrzehnten technologische, organisatori­
sche und lohnpolitische Transformationsphasen mitgestaltet haben, syste­
matisch und frühzeitig in die Teams und Prozesse zur Umsetzung von 
Anwendungen im Bereich Künstlicher Intelligenz (KI) einzubeziehen. Ins­
gesamt nutzt Pfeiffer das Konzept des Erfahrungswissens, um eine differen­
ziertere Sicht auf die Rolle der Beschäftigten in digitalisierten Arbeitswelten 
zu entwickeln und vor allem interessengeleitete, simplifizierende Zukunfts­
szenarien zum Verhältnis von Arbeit und Technik kritisch zu hinterfragen 
(Hirsch-Kreinsen, Ittermann, Falkenberg 2019; Pfeiffer 2021).

In der Mitbestimmungsforschung wiederum liegen zahlreiche Studien 
über die Kompetenzentwicklung von Interessenvertretenden, über ihre 
Bildungsmotivationen sowie förderliche und hinderliche Faktoren der ge­
nerationsübergreifenden Wissensweitergabe vor.3 Der aktuelle Forschungs­
stand zeigt deutlich auf, dass eine aktive Beteiligung und Mitgestaltung 
der Mitbestimmungsakteure an Transformationsprozessen in Betrieb und 
Unternehmen eine kontinuierliche Identifizierung sowohl sich wandeln­
der betrieblicher Herausforderungen als auch der Weiterbildungsbedarfe 

3 Einen umfassenden Forschungsüberblick gibt Kuhnhenne 2021.
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von Betriebs- und Personalmitglieder bei guter Kenntnis des Betriebsver­
fassungsgesetzes (BetrVG) und der Personalvertretungsgesetze der Länder 
voraussetzt (Wannöffel 2024). Wenn Mitbestimmung und Partizipation 
als wesentliche demokratische Transformationsressourcen identifiziert wer­
den, erfordert dies bei den Interessenvertretungen schließlich auch eine 
hohe fachliche, methodische und soziale Kompetenz, die sich entsprechend 
den sich wandelnden Herausforderungen von Technik, Arbeit und Orga­
nisation kontinuierlich weiterentwickelt (Krause, Jacobs, Meyer, Rühling, 
Hauschild 2023). Während jedoch explizites Fach- und Methodenwissen 
in Weiterbildungsmaßnahmen von gewerkschaftlichen und privaten Trä­
gern bis hin zu Zertifikats- und Masterstudiengängen für Betriebs- und 
Personalräte vermittelt werden, liegen bislang wenig empirische Kenntnisse 
darüber vor, wie und mit welchem Ergebnis das Verhältnis von Fach- 
und Erfahrungswissen der betrieblich Agierenden bei betrieblichen Trans­
formationsprozessen zur Anwendung kommt.

Bei einer Bewertung und Anerkennung des Erfahrungswissens als kom­
plementäre Wissensressource kommt schließlich das methodische Konzept 
der Transferforschung ins Spiel (Virgilitto, Schäfer, Wannöffel 2022). Die­
ses Konzept greift dabei zentrale Kriterien transdisziplinärer Forschung 
auf und erweitert es insbesondere um die Frage, wie ein rekursiver Wis­
senstransfer zwischen Wissenschaftler*innen und Praxispartner*innen als 
konstitutiver Bestandteil in Forschungsprozesse integriert werden kann 
(Bergmann und Schramm 2008; Bergmann, Jahn, Knobloch, Krohn, Pohl, 
Schramm 2010). An die Stelle eines unidirektionalen Wissenstransfers von 
der Wissenschaft in die Praxis tritt ein dialogischer Prozess. Forschungs­
projekte werden so angelegt, dass sie von der Entwicklung der Problem- 
und Fragestellungen bis zur Kontextualisierung der Ergebnisse gemeinsam 
zwischen wissenschaftlichen und sozialen Praxispartner*innen erfolgen. 
Durch dieses transdisziplinäre Vorgehen soll gewährleistet werden, dass 
die ermittelten empirischen Ergebnisse nicht nur losgelöst von der sozia­
len Praxis stehen, sondern auch ein gemeinsamer, kontinuierlicher Lern- 
und Problemlösungsprozess erfolgt. Wissenschaftlich Forschende erhalten 
die Möglichkeit, ihre Fragestellungen im Hinblick auf die Problemstellun­
gen weiter zu präzisieren. Fragestellungen und Methoden können umso 
genauer ausgerichtet werden, je besser Wissenschaftler*innen Kenntnis 
von konkreten Herausforderungen aus der sozialen Praxis haben. Die 
sozialen Akteursgruppen wiederum profitieren von diesem methodischen 
Vorgehen dadurch, dass der dialogische Wissenstransfer verstärkt auf spezi­
fische Herausforderungen ausgerichtet werden kann. Zum Bestandteil der 
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Methode gehört somit der demokratische, reflexive Dialog über ermittelte 
Ergebnisse zwischen Wissenschaftler*innen und Praxispartner*innen. Ein 
wesentlicher Unterschied zur – von Schumann vormals scharf kritisierten 
– Aktionsforschung besteht darin, dass mit den Forschungsergebnissen 
keine Handlungen im jeweiligen Anwendungsfeld vorgegeben werden. Die 
gewonnenen Erkenntnisse stellen vielmehr Handlungsoptionen dar.

Als Zwischenfazit lässt sich nun festhalten, dass die Transferforschung 
einen Forschungsansatz umschreibt, der wissenschaftliches Wissen und 
das Erfahrungswissen der sozialen Akteursgruppen miteinander verknüpft 
und dadurch einen engen Austausch zwischen Forschung und sozialer Pra­
xis für die Lösung konkreter Problemstellungen sicherstellt. Die Qualität 
wissenschaftlicher Erkenntnisse wird somit ergänzt durch den Beitrag der 
Forschung für die Lösung ebendieser Probleme. Im Kontext der Mitbestim­
mungsforschung werden Betriebsräte, alternative Vertretungsorgane und 
Beschäftigte vor diesem Hintergrund nicht lediglich als Forschungsgegen­
stände betrachtet, sondern mit ihrem Erfahrungswissen aktiv in den For­
schungsprozess eingebunden. Dies ermöglicht, aktuelle Herausforderungen 
und Interessen der sozialen Akteursgruppen direkt in die Forschung ein­
fließen zu lassen. Diese Verzahnung von wissenschaftlichem Wissen und 
Erfahrungswissen soll schließlich der Gefahr einer Entfremdung von For­
schung und sozialer Praxis entgegenwirken und oben dargestellte Fehlana­
lysen in Zukunft möglichst vermeiden. Jedoch findet das implizite Erfah­
rungswissen von Beschäftigten nicht einfach so Berücksichtigung bei der 
Gestaltung von Transformationsprozessen. Erst die wissenschaftlich distan­
zierte Analyse kann die Potentiale des Erfahrungswissens offenlegen und 
wiederum systematisiert für Handlungsempfehlungen aufbereiten.

3. Transferforschung im Mitbestimmungskontext

Es liegen umfassende Forschungsergebnisse über den institutionellen Wan­
del der Mitbestimmung vor (Berger und Hohmeyer 2024). In den letzten 
drei Jahrzehnten haben sich Erosionstendenzen der Institution Mitbestim­
mung, Betriebsräte als Co-Manager, Dezentralisierung der kollektiven Ar­
beitsregulierung, Beteiligungs- und Innovationsorientierung von Betriebs­
räten, Verschiebungen im Mehrebenensystem der Mitbestimmung und 
Transnationalisierung der Mitbestimmung als zentrale Forschungsfelder 
etabliert (Haipeter 2024). Die Forschung zeichnet dabei ein durchaus wi­
dersprüchliches Bild. Auf der einen Seite deuten empirische Ergebnisse 
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unmissverständlich auf eine Erosion und Erschöpfung der Institution der 
Mitbestimmung in der Breite, die durch die wachsende Bedeutung der 
Arbeit im Feld der Plattformökonomie zukünftig weiter voranschreitet 
(Hoose, Obereiner, Beckmann, Topal 2024). Auf der anderen Seite deuten 
Ergebnisse der arbeitspolitischen Forschung auf Ansätze einer Aktivierung 
und Stärkung der Mitbestimmungsakteure vor allem in größeren, gewerk­
schaftlich gut organisierten Betrieben sowohl im gewerblichen als auch 
im öffentlichen Sektor hin. In dieser Widersprüchlichkeit der Forschungs­
ergebnisse zeigen sich aber auch die Grenzen der Erklärungskraft, wenn 
lediglich der institutionelle Wandel der Mitbestimmung Beachtung findet. 
Um wiederum die Erfahrungen der Interessenvertretungen im Umgang 
mit diesen massiven institutionellen Wandlungsprozessen zu erfassen, plä­
diert Haipeter für eine Ergänzung mit handlungsorientierten Ansätzen, 
in denen schließlich auch das soziale Handeln der Interessenvertretungen 
im Umgang mit diesen komplexen Herausforderungen eine stärkere Be­
rücksichtigung findet (Hoose, Obereiner, Beckmann, Topal 2024). Diese 
Verknüpfung soll schließlich an zwei empirischen Beispielen verdeutlicht 
werden, an denen die Forscher*innen der Gemeinsamen Arbeitsstelle betei­
ligt waren und sind.

4. Regionale Transformationsnetzwerke: der Umbau eines ehemaligen 
Automobilstandortes

In einer im Jahr 2024 erschienenen Studie des Kieler Instituts für Welt­
wirtschaft konnten die Autoren Gold und Lehr – auf Grundlage von Befra­
gungsdaten Hunderttausender EU-Bürger – empirisch herausarbeiten, dass 
erfolgreiche regionalpolitische, strukturfördernde Maßnahmen die Unter­
stützung rechtspopulistischer Bewegungen und Parteien wirksam verrin­
gern konnten. Investitionen der Europäischen Union (EU) in die Entwick­
lung von Regionen, die mit den Herausforderungen eines ökonomischen 
Strukturwandels konfrontiert sind, führten dazu, dass der Stimmenanteil 
rechtspopulistischer Parteien bei den Europawahlen um bis zu 20 % sank. 
Die Autoren schlussfolgern, dass eine erfolgreiche regionale Strukturpolitik 
schließlich auch das Vertrauen in demokratische Institutionen stärken und 
Unsicherheit bei den Beschäftigten und ihrer Interessenvertretungen im 
Kontext der sozial-ökologischen Transformation reduzieren kann (Gold 
und Lehr 2024).
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Ein Beispiel für die Rolle von betrieblichen Interessenvertretungen ist 
die politische Gestaltung einer regionalen Transformation rund um das im 
Dezember 2014 endgültig geschlossene GM/Opel-Werk in Bochum. Das 
Besondere an der Entwicklung von einem Automobilstandort zu einem 
Innovations- und Technologiequartier „Mark 51o7“ mit aktuell mehreren 
Tausend Beschäftigten in weniger als zehn Jahren liegt ursprünglich an 
der proaktiven Arbeitspolitik von Betriebsräten (BR), die bereits zehn 
Jahre vor der endgültigen Schließung zusammen mit Wissenschaftler*in­
nen begannen, Zukunftsinitiativen für den Standort zu entwickeln. Unter 
Berücksichtigung der empirischen Ergebnisse der wissenschaftlichen Be­
gleitforschung, die unmissverständlich die Grenzen des Standorterhalts im 
Kontext globaler, konzerninterner Konkurrenz aufzeigte, identifizierten Be­
triebsräte (BR) während des Forschungsprozesses mit ihrem Erfahrungs­
wissen aus zahlreichen Restrukturierungen wiederum zentrale Unterneh­
mensbereiche, die in Kooperation mit außerbetrieblichen Partnerunterun­
ternehmen und wissenschaftlichen Einrichtungen realistische Zukunftsper­
spektiven aufwiesen (Blöcker, Wannöffel, Palomo 2013). Dazu zählten z. B. 
die Ausbildungswerkstätten des Automobilunternehmens, die über 50 Jahre 
weit über Bedarf für den regionalen Arbeitsmarkt in technisch-gewerbli­
chen Berufen ausgebildet hatten. Die mitbestimmte Innovationsarbeit der 
Betriebsräte (BR) zielte vor allem darauf, die Berufsausbildung über die 
Schließung der Komponentenherstellung im Jahr 2013 hinaus fortzusetzen, 
sodass die Auszubildenden die Möglichkeit hatten, ihre Qualifizierung zu 
Facharbeitenden abzuschließen. Zu diesem Zweck initiierten der Betriebs­
rat (BR) und die Ausbildungspartner bereits im Jahr 2012 eine erfolgreiche 
Kooperation mit der Lern- und Forschungsfabrik des Lehrstuhls für Pro­
duktionssysteme (LPS) der Ruhr-Universität Bochum (RUB), die zunächst 
den Abschluss der Ausbildung garantierte. Auszubildende von Opel Bo­
chum und der Ruhr-Universität Bochum (RUB)-Studierende des Maschi­
nenbaus wurden gemeinsam in der universitären Lernfabrik qualifiziert. 
Diese Kooperation zwischen den Betriebsräten (BR) und Vertreter*innen 
der Wissenschaft hatte in mehrfacher Hinsicht eine Initialwirkung für 
einen speziellen Pfad der regionalen Transformation. Zuallererst konnten 
die jungen Auszubildenden ihre Ausbildung trotz Schließung erfolgreich 
beenden, um dann schließlich einen qualifizierten Beruf auszuüben. Da­
rüber hinaus wurde die Förderung der Lernfabrik des LPS der Ruhr-Uni­
versität Bochum (RUB) unter Absatz 4 explizit Bestandteil des Sozialtarif­
vertrages zwischen der IG Metall (IGM) Nordrhein-Westfalen (NRW) und 
der Adam Opel AG von November 2013, der die Abwicklung der Automo­
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bilproduktion bis Dezember 2024 regulierte (Sozialtarifvertrag 2013). Auf 
dieser vertraglichen Grundlage zwischen der IG Metall (IGM) und Gene­
ral Motors/Opel wiederum entwickelte sich die universitäre Lern- und 
Forschungsfabrik (LFF) in den Folgejahren zu einem zentralen Partner der 
IG Metall (IGM) sowohl für die Konzeption einer arbeitspolitischen Lern­
fabrik als auch für die Weiterbildung von gewerkschaftlichen Bildungsre­
ferent*innen und Trainees sowie von Betriebs- und Vertrauensleuten in 
den Themenfeldern Digitalisierung und Künstlicher Intelligenz (KI) in der 
Arbeit (IG Metall Vorstand 2017). Mit der Lern- und Forschungsfabrik 
(LFF) konnten großvolumige Transferforschungs- und Weiterbildungspro­
jekte, wie „Arbeit und Innovation“ und „Weiterbildungsmentoren“ der IG 
Metall (IGM) durchgeführt werden, an denen zahlreiche Betriebe mit 
Hunderten Betriebsrät*innen (BR) im Rahmen von Zertifikatsstudiengän­
gen auch zehn Jahre nach der Schließung von Opel teilnehmen (Haipe­
ter und Rosenbohm 2024; Schäfers, Schroth, Wannöffel 2022). Die For­
schungs- und Lernfabrik (LFF) des LPS diente wiederum als Vorlage für 
die Entwicklung des Konzeptes einer „Worldfactory“ der Ruhr-Universität 
Bochum (RUB). Das in zahlreichen Workshops entwickelte Konzept ging 
davon aus, dass nach dem endgültigen Aus der Automobilproduktion Bil­
dung und Wissen fortan die Grundpfeiler einer erfolgreichen regionalen 
Transformation darstellen. Auf der Grundlage dieses Konzeptes wurde 
die „Bochum Perspektive 2022“ mit Vertretenden von General Motors, 
der NRW-Landesregierung, der IG Metall (IGM), Metall NRW, der Stadt 
Bochum und der Ruhr-Universität Bochum (RUB) gegründet. Das Ziel 
war die Neuerschließung der nicht mehr von der Automobilproduktion 
genutzten Industrieflächen. Im Rahmen dieser Kooperation konnte seitdem 
ein regionales Innovations- und Technologietransferquartier entstehen, mit 
dem Ziel, Synergien zwischen Wissenschaft, Wirtschaft und Gewerkschaft 
zu entwickeln, um neue regionale Beschäftigungsperspektiven zu schaffen. 
Neben zahlreichen neuen Wissenschaftseinrichtungen der Ruhr-Universität 
Bochum (RUB), wie dem interdisziplinären Zentrum für das Engineering 
Smarter Produkt-Service Systeme (ZESS), haben sich das Max-Planck-In­
stitut für IT-Sicherheit und namhafte Unternehmen wie VW Infotainment 
(CARIAD) und die Bosch-Tochter ETAS, eine der erfolgreichen RUB-Aus­
gründungen, auf dem ehemaligen Opel-Gelände, dem heutigen 51°7, ange­
siedelt (Heinze, Kreimeier, Wannöffel 2021).

So lassen sich am Beispiel der Entwicklung von 51°7 wichtige Erkennt­
nisse für das Konzept der Dualität der Transforschung ableiten. Initial 
hat zunächst die transdisziplinäre Forschung dazu beigetragen, die Heraus­

Transferforschung im Feld der Mitbestimmung

487

https://doi.org/10.5771/9783748953081 https://www.inlibra.com/de/page/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/9783748953081 
https://www.inlibra.com/de/page/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


forderung der Schließung des bislang einzigen Automobilstandortes im 
Ruhrgebiet mit wissenschaftlichen Methoden zu begegnen. Statt jedoch 
ausschließlich die Faktoren, die im Jahr 2014 zur endgültigen Schließung 
führten, erkenntnisgetrieben zu analysieren, konnten zusammen mit Be­
triebsräten (BR) und durch ihr Erfahrungswissen mit zahlreichen Restruk­
turierungen problemlösungsgetrieben konkrete Zukunftsperspektiven am 
Standort entwickelt werden. Diese Problemlösungsstrategie erforderte je­
doch eine inter- und transdisziplinäre Vorgehensweise zusammen mit Ver­
treter*innen der Sozial- und den Ingenieurswissenschaften. Das regionale 
Zukunftskonzept war somit auch das Ergebnis einer transdisziplinären 
Forschung über klassische Disziplingrenzen hinweg. Die initiale, proaktive 
Partizipation der Interessenvertretungen mit ihrem lokalen Wissen und 
die Integration der Lern- und Forschungsforschungsfabrik (LFF) des LPS 
der Ruhr-Universität Bochum (RUB) in den Sozialtarifvertrag zwischen 
der IG Metall (IGM) und General Motors aus dem Jahr 2013 waren be­
deutsame politische Meilensteine, die in den letzten zehn Jahren zu einer 
vergleichsweise erfolgreichen regionalen Transformation der Arbeits- und 
Beschäftigungsbedingungen beigetragen haben. Die Qualität wissenschaft­
licher Erkenntnisse aus der Begleitforschung wurde somit ergänzt durch 
ihren praktischen Beitrag für die Gestaltung der tiefen Transformation des 
ehemaligen Automobilstandortes.

5. Kompetenzzentrum „humaine“ der Metropole Ruhr

Neben der Mitwirkung an der Gestaltung von regionalen Transformations­
netzwerken stellt die Mitbestimmung durch den Betriebsrat (BR) und die 
Partizipation der Beschäftigten beim zunehmenden Einsatz von Künstli­
cher Intelligenz (KI) auf der Arbeitsprozessebene zukünftig eine große ar­
beitspolitische Herausforderung dar. Dabei konnten Interessenvertretungen 
bereits in der letzten Dekade in zahlreichen Begleitforschungsprojekten zur 
Digitalisierung der Arbeit mitwirken und dadurch lernen, dass es sich bei 
der Verwendung von digitalen Daten im Kontext von Arbeit keinesfalls 
um disruptive Veränderungen im Betrieb handelte. Bei der Digitalisierung 
der Arbeit handelte es sich eher um inkrementelle Prozesse, die jeweils 
entlang der Logik der betrieblichen Pfadabhängigkeit verliefen. Das bedeu­
tet, dass die Art und Weise der Beteiligung der Interessenvertretungen an 
arbeitsbezogenen Veränderungen durch digitale Technik, immer wieder auf 
dem Erfahrungswissen bei vorangegangenen Reorganisationsmaßnahmen 
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beruhen (Haipeter Bosch, Schmitz-Kießler, Spallek 2019). Wissenschaftli­
cher Erkenntnisstand ist es, dass die arbeitsbezogenen Transformationspro­
zesse im Kontext der Digitalisierung keinem Determinismus von Technik 
unterliegen (Kuhlmann 2023). Vielmehr sind diese Veränderungen im 
Arbeitseinsatz im Rahmen gesetzlicher Vorgaben auch im Interesse der 
Beschäftigten gestaltbar. Ob allerdings dieses arbeitspolitische Potenzial in 
der sozialen Praxis im Betrieb seine Wirkung entfalten kann, ist jeweils von 
der Primär- und Sekundärmacht der Beschäftigten und ihrer Interessenver­
tretungen abhängig.

Während es sich bei der Digitalisierung der Arbeit in der letzten Deka­
de um technische Verfahren zur Umwandlung analoger (Texte, Zeichnun­
gen, Grafiken) in digitale Daten (Internet der Dinge, Robotik, Machine 
Learning) handelte, hat der Einsatz von Künstlicher Intelligenz (KI) auf 
der Arbeitsprozessebene zukünftig das besondere Potenzial, sich gegenüber 
dem menschlichen Arbeitshandeln zu verselbstständigen und schließlich 
auch eigenständige Entscheidungen zu treffen (Mühge 2018). Die Arbeits­
politik war in den vergangenen Restrukturierungshasen die entscheidende 
Instanz, um für einen Ausgleich zwischen den wirtschaftlichen Interessen 
des Managements und den sozialen Interessen der Beschäftigten zu sor­
gen. Wenn diese letzte Instanz zu stark von einer zunehmend autonomen 
KI-Entwicklung beeinflusst wird, dann ist dies für das Konzept der Ar­
beitsdemokratie und Interessenvertretungen eine bislang ungekannte He­
rausforderung. Denn die Entkoppelung der technischen Entwicklung mit 
Künstlicher Intelligenz (KI) von der Tätigkeit der Beschäftigten birgt die 
Gefahr einer tendenziellen Entwertung sowohl ihres Erfahrungswissens als 
auch des Beteiligungswissens der Betriebsräte (BR).

Repräsentative, arbeitssoziologische Untersuchungen mit über 2000 Be­
schäftigen über den Einsatz von Künstlicher Intelligenz (KI) weisen darauf 
hin, dass nur eine Minderheit von 14 % der Befragten Künstliche Intelli­
genz (KI) am Arbeitsplatz überhaupt ablehnt. 39 Prozent können es sich 
auch grundsätzlich vorstellen, ihre Tätigkeiten mit KI-Technologien zu 
verknüpfen, wobei über 80 % die Künstliche Intelligenz (KI) durchaus auch 
als unterstützende Assistenzsysteme nutzen möchten. Diese empirischen 
Ergebnisse entsprechen auch weitgehend den Schlussfolgerungen aus zahl­
reichen Studien zur Digitalisierung der Arbeit während der letzten Dekade 
(vgl. Kuhlenkötter, Lins, Niewerth, Prinz, Schäfer, Wannöffel 2019). Um je­
doch zu erreichen, dass die Künstliche Intelligenz (KI) nicht ausschließlich 
als Rationalisierungsinstrument eingesetzt wird, sondern vielmehr auch als 
hilfreicher Assistent am Arbeitsplatz, betrachten ca. 50 % der Befragten den 
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Einsatz von Künstlicher Intelligenz (KI) zuallererst als ein zentrales Thema 
der Arbeitspolitik durch die Mitbestimmung und Beschäftigtenpartizipati­
on. Der Einsatz von Künstlicher Intelligenz (KI) am Arbeitsplatz ist damit 
aus der Sicht der Beschäftigten an sehr spezifische Voraussetzungen, an 
Aushandlungsprozesse mit dem Management und damit an die Möglich­
keiten der Mitbestimmung sowie der Partizipation geknüpft (Pfeiffer 2022, 
S. 37).

Aufbauend auf diesen empirischen Erkenntnissen zielt die Transferfor­
schung nun darauf ab, Forschungsprozesse im Kontext von Künstlicher 
Intelligenz (KI) sowohl inter- als auch transdisziplinär zu gestalten, sodass 
quer zu den Disziplingrenzen, Forschende aus den Arbeitswissenschaften, 
der KI-Entwicklung aus der Neuroinformatik und den Ingenieurswissen­
schaften, der Arbeits- und Organisationspsychologie und der Mitbestim­
mung sowie Agierende aus Unternehmen und Gewerkschaften gemeinsame 
Forschungsperspektiven auf die Herausforderungen von KI-Technologien 
im Kontext von Arbeit entwickeln.

Seit 2021 ist es gelungen, im Rahmen des regionalen Kompetenzzen­
trums „humaine“ die arbeitspolitische Gestaltung von Künstlicher Intelli­
genz (KI) auf der Arbeitsprozessebene durch die Konzepte der Mitbestim­
mungs- und Beschäftigtendialoge als zentrale Transferforschungsthemen 
zu etablieren.4 Dabei ist die Beteiligung von Arbeits- und Mitbestimmungs­
forscher*innen an den komplexen KI-Entwicklungsprojekten alles andere 
als ein Selbstläufer. Während Mitbestimmungsforscher*innen in einem in­
terdisziplinären Projektrahmen ihre technischen Fachkenntnisse vertiefen 
können, erweitern Vertreter*innen anderer Wissenschaftsdisziplinen ihr 
Wissen über die Funktion der Mitbestimmung und der Interessenvertre­
tungsarbeit. Die Beteiligung der Mitbestimmungsforschung an diesen Pro­
jekten muss allerdings durch die Mitarbeit an qualitativ hochwertigen For­
schungsbeiträgen sowie durch Engagement immer wieder erstritten werden 
(Haipeter, Wannöffel, Daus, Schaffarczik 2024; Wannöffel 2021).

Die Methode der Mitbestimmungsdialoge bei der Entwicklung und Ein­
führung von KI-Technologie in den beteiligten Unternehmen beinhaltet 
drei Meilensteine. (1) In einem ersten Forschungsschritt finden moderierte 
Orientierungsworkshops mit der Geschäftsführung und dem Betriebsrat 

4 Siehe: https://humaine.info. „Humaine“ ist seit 2021 eines der 13 Kompetenzzentren der 
Arbeitsforschung, die durch das Bundesministerium für Bildung und Forschung im 
Programm „Zukunft der Wertschöpfung – Forschung zu Produktion, Dienstleistung 
und Arbeit“ bis 2026 gefördert werden.
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(BR) bzw. alternativen Interessenvertretungsorganen statt, mit dem Ziel, 
sich zunächst auf institutionelle (z. B. der EU-AI Act) und regulatorische 
Rahmenbedingungen (z. B. das Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG) und 
die Datenschutzgrundverordnung (DSGVO)) zu einigen. Bei diesen Orien­
tierungen geht es auch darum, die Erwartungen einerseits der Geschäfts­
führung und andererseits des Betriebsrates (BR) an der Einführung von 
KI-Technologien zu ermitteln, um dann gemeinsam konkrete KI-Anwen­
dungsfälle auf der Arbeitsprozessebene zu identifizieren. Dieser Meilen­
stein endet mit der Ausarbeitung von KI-Leitbildern oder Kodizes für 
den Einsatz von Künstlicher Intelligenz (KI) im jeweiligen Unternehmen. 
(2) In einem zweiten Schritt folgen problemzentrierte Identifikationswork­
shops ausschließlich mit Mitgliedern der Interessensvertretungen. Die Ein­
führung von KI-Technologien stellt Betriebsratsgremien auch deshalb vor 
neue Herausforderungen, da es im Vergleich zu den Erfahrungen mit 
Technologiefolgenbearbeitung darum geht, bereits an der Entwicklung von 
KI-Tools proaktiv zu partizipieren. Es geht konkret um die Mitwirkung 
bei der Datenauswahl, der Kontrolle der Daten auf Qualität und Vollstän­
digkeit sowie die Analyse, ob ethische Grundsätze bei der Verarbeitung 
der Daten Berücksichtigung finden. Die Einsicht in die Programmiercodes 
(Blackboxes or Whiteboxes) stellt immer wieder ein „contested terrain“ 
dar, insbesondere wenn KI-Anwendungen eingekauft werden. Die Inter­
essenvertretungen, die an der Transferforschung im „humaine“-Projekt 
teilnehmen, erfahren durch ihre Beteiligung an der KI-Implementierung, 
dass die traditionelle Herangehensweise, lediglich auf die Folgen einer 
eingeführten Technologie arbeitspolitisch zu reagieren, wegen des spezifi­
schen Charakters von KI-Technologien grundsätzlich zu spät greift. Auf 
der Arbeitsprozessebene mit konkreten KI-Technologien geht es schließlich 
darum, arbeitspolitische Handlungsfelder bei der KI-Entwicklung und be­
reits vor der Einführung zu identifizieren. Dabei handelt es sich um mög­
liche Veränderungen bei den Tätigkeitsprofilen und Aufgabenzuschnitten 
durch Künstliche Intelligenz (KI), Datenschutz, Überwachung und Kon­
trolle, Entscheidungsautonomie, Qualifizierung und Lernen am Arbeits­
platz, Ergonomie und Arbeitsschutz sowie Absprachen zur Beteiligung der 
Beschäftigten und ihrer Vertreter*innen an der kontinuierlichen Evaluation 
der KI-Einführung durch eine Betriebsvereinbarung. Ziel ist es, Betriebs­
räte (BR) und Beschäftigte mit ihrem Erfahrungswissen rekursiv am For­
schungsprozess zu beteiligen. Und das Erfahrungswissen kann schließlich 
adaptiv den Forschungsprozess beeinflussen. (3) Im Rahmen eines dritten 
Forschungsschrittes finden schließlich Dialogworkshops mit der Geschäfts­
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führung, dem Betriebsrat (BR) und den Forschungspartner*innen statt. 
Auf der Grundlage von im Rahmen des zweiten Meilensteins erarbeiteten 
Regelungsinhalten, geht es schließlich um die gemeinsame Erarbeitung 
einer pilotierten Betriebsvereinbarung zur mitbestimmten KI-Einführung 
im Unternehmen. Auf der empirischen Grundlage von beispielhaften Pi­
lotvereinbarungen steht im Rahmen des „humaine“-Projektes eine Muster­
betriebsvereinbarung für den Einsatz von Künstlicher Intelligenz (KI) in 
Unternehmen zur Verfügung, die bereits vor der konkreten Einführung den 
KI-Einsatz im Unternehmen regeln soll.

Die Erkenntnisse aus der Transferforschung im Kontext des „humaine“-
Projektes unterstreichen, dass der Einsatz von Künstlicher Intelligenz (KI) 
und damit verbundene Arbeitseinsatzkonzepte immer durch gewachsene 
Arbeits- und Personalstrukturen und das Erfahrungswissen der Beteilig­
ten im Unternehmen strukturiert sind. Die Einführung von Künstlicher 
Intelligenz (KI) erfolgt in den untersuchten Fällen nicht eruptiv, sondern 
unterliegt einem prozessualen Charakter und führt erst nach arbeitspoliti­
schen Interventionen zu verhandelten Veränderungen von Arbeitsstruktu­
ren und Arbeitsforderungen. Gerade aus diesem Prozess resultieren auch 
Spielräume für die Arbeitspolitik im Betrieb. Aus den Projekterfahrungen 
mit KI-Einführungen ergeben sich zwei Schlussfolgerungen. Erstens, eine 
systematische Beteiligung der betrieblichen Akteure an den tiefen Transfor­
mationsprozessen in Technik – Organisation – Personal kann dem Verlust 
von Vertrauen in die Funktionsmechanismen der Demokratie am Arbeits­
platz und im Betrieb wirksam entgegenwirken. Dabei kann das Konzept 
der Transferforschung eine Beteiligung der sozialen Akteursgruppen an 
einem rekursiven und adaptiven Forschungsprozess fördern. Diese For­
schungsmethode wirkt somit auch demokratieförderlich. Allerdings besteht 
zweitens immer die große Herausforderung darin, die im Rahmen von 
wissenschaftlichen Projekten ermittelten Erkenntnisse zur mitbestimmten 
Künstlichen Intelligenz (KI) in reale Strukturen von Betrieben und Unter­
nehmen nachhaltig zu überführen.

6. Transferforschung im Feld der Mitbestimmung – ein Ausblick

Das methodische Konzept der Transferforschung steht für mehr als die 
Produktion neuen Wissens und grundlegender Erkenntnisse, sondern viel­
mehr für die dialogische Verknüpfung von Forschung und Wissenstransfer. 
Dies weist auf einem besonderen Stellenwert für die sozialen Akteursgrup­
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pen im System der Arbeitsbeziehungen in einer Phase einer tiefgreifenden 
sozialen und ökologischen Transformation; hat jedoch wie zu Beginn aus­
geführt wurde darüber hinaus einen demokratiefördernden Impact. Benö­
tigt werden für diesen methodischen Ansatz jedoch Wirtschaftlerinnen und 
Wissenschaftler, die von ihrem gesellschaftlichen Auftrag überzeugt sind. 
Engagement in der Forschung für das Gemeinwohl, ohne die wissenschaft­
lichen Gütekriterien zu vernachlässigen, das ist die größte methodische 
Herausforderung, die ja gerade bei der Aktionsforschung in der Vergangen­
heit immer wieder für massive Kritik gesorgt hatte, wie das Beispiel der 
Salzgitter-Studie aufzeigt.

Mit den beiden hier vorgestellten Beispielen aus der Transferforschung 
sollte insbesondere ihr duales Erkenntnisinteresse verdeutlicht werden. 
Forschungsergebnisse über die Ursachen und Folgen der Schließung eines 
Automobilstandortes, die aktuell in anderen Regionen der Bundesrepublik 
wieder verhandelt werden, endeten eben nicht mit der Publikation der 
empirischen Ergebnisse. Vielmehr wurden Teilergebnisse in vielfacher Hin­
sicht insbesondere von engagierten Betriebsräten dazu genutzt, zusammen 
mit Wissenschaftler*innen, der Gewerkschaft, Arbeitgeberverband und Po­
litik ein regionales Transformationsnetzwerk aufzubauen. So konnte zu­
mindest der Verlust von Industriearbeitsplätzen durch die Ansiedlung von 
Technologieunternehmen und wissenschaftsnahen Einrichtungen teilweise 
kompensiert sowie schließlich dem Verlust von Vertrauen in die Demokra­
tie ein Stück weit entgegenwirkt werden. Denn der Ausgangspunkt des 
Transformationsnetzwerkes war zweifellos die frühzeitige Beteiligung von 
Betriebsräten an der Erarbeitung von Zukunftskonzepten.

Demokratie im Betrieb ist im Kern auch das Thema des Beitrages der 
Transferforschung im KI-„humaine“-Netzwerk, ebenfalls angesiedelt auf 
dem ehemaligen Gelände von Opel in Bochum. Die Implementierung 
einer beteiligungsorientierten Methode bei der KI-Entwicklung und der 
Einführung von KI-Technologien mit Erarbeitung von Musterbetriebsver­
einbarungen ist in einem interdisziplinären Projektkontext von Informa­
tik, Arbeits- Ingenieurs- und Organisationswissenschaften keineswegs eine 
Selbstverständlichkeit. Vielmehr musste die Anerkennung der Arbeits- und 
Mitbestimmungsforschung immer wieder durch Engagement im Projekt 
eingefordert werden. Lässt das Engagement der Forscher*innen nach, er­
höht sich die Gefahr, dass Themen der Mitbestimmungsforschung im 
KI-Kontext weniger Berücksichtigung finden. Eine Methode, die komple­
xen Herausforderungen des Einsatzes von KI-Technologien im Arbeitskon­
text zu erforschen, ist es, die sozialen Akteursgruppen in Betrieb und 
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Unternehmen an der Entwicklung von KI-Technologien frühzeitig vor der 
Einführung mit ihrem Erfahrungswissen aus zahlreichen Reorganisations- 
und Technikeinführungsmaßnahmen zu beteiligen. Das ist bislang im „hu­
maine“-Projektkontext gelungen. Die KI-Musterbetriebsvereinbarung dient 
bereits in weiteren, zahlreichen regionalen Unternehmen als Orientierungs­
grundlage.

Der vorliegende Beitrag sollte schließlich auch verdeutlichen, dass es 
im Kontext der tiefgreifenden Transformation von Wirtschaft, Arbeit und 
Gesellschaft transdisziplinärer Forschungsmethoden bedarf, um die Kom­
plexität der gegenwärtigen Transformationskrise zu verstehen und Hand­
lungsoptionen aufzuzeigen. Mit den Methoden der Transferforschung kann 
es durchaus gelingen, heterogene Akteursgruppen aus Wissenschaft und 
sozialer Praxis in Forschungs- und Gestaltungsprojekten mit der Bearbei­
tung gemeinsamer Problemstellungen zusammenzubringen. Ein wichtiges 
Merkmal ist, dass die Qualität wissenschaftlicher Erkenntnisse durch ihren 
Beitrag für gesellschaftliche Problemlösungen ergänzt wird. Demokratie in 
Gefahr war ein Ausgangspunkt der Argumentation. Durch die Methoden 
der Transferforschung im Kontext des sozial-ökologischen Transformati­
onsprozesses kann ein Beitrag geleistet werden, dem Verlust von Vertrauen 
in die Institutionen der Arbeitsdemokratie entgegenzuwirken.
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